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2. Tahrgang 
enthaltend die Literatur und Necdjtiprechung des Jahres 1907 zu 
StGB. SPD. Gewd. MESIGB. MESLGD. und 67 anderen Gefeßen. 








Beipzig 1908 


Robberg’fhe Verlagsbuhhandlung 
Arthur NRoßberg. 


Nahdruk der Hurh „“ angedeuteten Driginalauszüge aus Reidhs- 
gerihtsentfheidungen mit Quellenangabe geitattet. 


Dorivntt, 


Nur das Nadjlefen des MWortlauts einer Enticheidung kann davor 
bewahren, einen vielleiht nur für den konkreten Fall ausgejprochenen 
Redtsfah zu verallgemeinern und in unridtiger Weile auf einen 
anders gelagerten Tall anzuwenden. Deshalb muß meines Erachtens 
bei der kurzen Wiedergabe von Enticheidungen, wie fie das Tahrbudy 
enthält, dem Lejer Gelegenheit werden, diefe felbft einzujehen. Diejem 
Zwede dienen, wie im erften Jahrgang, jo auch im vorliegenden, die 
Hinweile auf tunlichlt alle Zeitjchriften, wo das betreffende Urteil mit 
Gründen abgedrudkt ijt, alfo im Driginal nachgelejen werden kann. 
Außerdem find aber neuerdings die wichtigften Urteile des Neidhs- 
gerihts, joweit fie niht zum Abdruk in der offiziellen 
Sammlung beftimmt und dort nachzulefen find, in wort- 
getreuen Auszügen jelbft gebradjt. Auf diefe Weife ift es ermög- 
licht worden, auch folche Urteile, die vielleicht nirgends im Original 
wiedergegeben jind, ins Jahrbudy aufzunehmen. 


Leipzig, im Dezember 1907. 
Dtto Warneyer. 
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PoMSdr. = Turiftiihe Monatsfchrift für Pofen, Weft- und Dftpreußen. 
oft®. = Gefeg Über das Poftwefen des Deutihen Reichs. 
oftd. = Voftordnung. 
Preß6. = Preßgefek. 
Pro. = Preußiidhes Gefek. 
QANB Preugifches Juftizminifterialblatt. 


Pr ‚= 
PrilinErl. = Preußiiher Miniftertalerlaß. 
PrMin.f.H.u.6ew. = PVreußifhes Miniftertum für Handel und Gewerbe. 
röwßo. = Preußifhes Oberverwaltungsgeridt. 
PrOdo. = DEN des Röniglidy Breußifchen Oberverwaltungs- 
erichte. 
Pırf. = Preußifhe Verfügung. 
Pudelts3. = Zeitfhrift für deutfches bürgerlides Necht und franzöfifches 


ivilredht. 
NRUGEHD. = Gebührenordnung für Reditsanwälte. 
RAD. = Redtsanwaltsordnung. 
Recht = Das Redt. NRundfihau für den deutichen Juriftenftand. 
RegersE. = Entfheidungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden von 


eger. 
RO. = Reihsgeridtt. 
RO. = Reihsgefek. 
. ROEBL. = Reidhsgefeßblatt. 
NG6NIpr. = Rechtfprehhung des Neichsgerichts in Straffadhen. 
RG6St. = Entiheidungen des NReihsgerichts in Straffachen. 
| N63. = Entiheidungen des Neidhsgerihts in Zinilfachen. 
RheinArd. = AUrdhiv für das Zivil- und Kriminalreht der Königlich 
Preußifhen NRheinpropvinz. 
Rhein ANY. — a ale des rheinpreußifchen Amtsrichtervereins. 
AIU. = Die Entfheidungen in Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
rihtsbarkeit. Zufammengeftellt im NReichsjuftizamt. 
RWG. = Reidhsmilitärgeridt. 
AMG. = Entfheidungen des Reichsmilitärgeridhts. 
RMUG. = Reichsmilitärgefeh. u 
APLOVG. = ee des Aöniglich Breußifchen Oberverwaltungs- 
geridhts. u | 


Abkürzungen. XIH 


AStempG©. —= Reichsftempelgefeß. 
RB. — Reichsverfalfung. 
SähfArdh. = Sädhfifhes Archiv für Nedtspflege. 
SaHTMBIL. = Sädlifches Auftizminiftertalblatt. 
SÄHIFTMB. = Sädfiihe Jultizminifterialverordnung. 
— Sähjifsdes Miniftertum des Innern. 
SäHjDLGS. = re des Königlih Sädhfifhen Oberlandesgerihts zu 
tesden 
SHDOVBG. = Sädjfishes Oberverwaltungsgeridt. 
ren Sädiifche Verordnung. 
Sh6. = Shöffengeridt. 
SchlHolftäinz. — Scleswig- Sefteinifce Anzeigen. 
Seemd. — Seemannsordnung. 
Seuffßl. = 5. U. Seufferts Blätter für Redhtsanwendung. 
Standesa. = Das Standesamt. 
> — Gtrafgefeßbud. 


= Gtrafkammer. 
StPO. — Strafprozekordnung. 
StrandD. — GStrandungsordnung. 
St©. — GStraffenat. 
Süpft®. = Süpftoffgeieh: 
Thür. —= Blätter für Nechtspflege in Thüringen und Anhalt. 
Uni. —= Unlauterer Wettbewerb. 


Unt®©. = Gefeß zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. 
Anterf9G6. = Gefeß, betr. die Entihädigung für unfchuldig erlittene 
Anterfuhungshaft. 
Verib. —= Gefeß Über das Verlagsredt. 
San — Verwaltungsardiv. 
Bf. = Verfügung. 
VBOH. = Berwaltungsgerihtshof. 
VO. — Verordnung. 
BZ. = En soligeleß. 
©. = Gefeß zum Schuße der Warenbezeichnungen. 
D. = Wedjjelordnung. 
MStemp®. — Gefeß betr. die Wechfelftempelfteuer. 
MWürttT. —= Jahrbücher der württembergifchen Nedhtspflege. 


MWürtt U Mürttembergifhes Minijterium des Innern. 
Akt eitfchrift für Aktiengefellfchaften. 
ZUrbRerf eitichrift für Arbeiterverficherung. 
Bl entralblatt für das Deutihe Neid. 
eitfehrift für das Deutfche Gerichtsfekretartat. 


Gebührenordnung für Zeugen und Sacdpverftändige. 
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Zinilkammer. 
ZRD inilprozeßordnung. 
© ivilfenat. 
ZSEM. eitfchrift für die gefamte Strafrehtswiffenfhaft. 
ZB6. = Zwangsverfteigerungsgefeß. 


Digitized by Google 


A. Woaterielles Recht. 


I. Allgemeines. 


Biteratur: I. Rommentare und Handausgaben mit Erläuterungen: Val. 11. 
ID. Lehrbücher, [ytematifhe Darftellungen ufw.: VBgl.11. Hierüber: Nedslob, 
Die kriminelte Unterlaffung (Heft 70 der Belingfchen Ubhandt.), 1906; Delaqutis, Materialien 
zur Lehre von der Rehabilitation, 1906; Wettftein, Strafverfhidkung in deutfche Kolonien, 
1907; Bresler, Oreifenalter und Artminalität (2. u. 3. Deft der jurift.»pfochiatr. Orenzfragen von 
Singer- Bode), 1907; Wicelli, Der Begriff des Gewahrfams im Strafrecht, 1906; Lifzt u. W., 
ergeltungsftrafe, NRechtsftrafe, Schugftrafe, vier Vorträge, 1906; Dorn, Strafrecht und 
Sittlichkeit, 1907; Zucker, Uber Ariminalität, Nüdfall und Strafgrund, Vortrag, 1907; 
WMWaffermann, Beruf, Konfellion und Verbreden, Studie über die Ariminalität der Suden ufıw., 
1907; Graf au Dohna, Willensfreipeit und Verantwortlichkeit, 1907; Beihüg, Die 
HOpEaifigkeit nnerbalb der gefhichtliden Entwicklung der Schuldlehre. Teil I: Vom primi- 
tiven ae bis zur peinliden Gerichtsordnung Karls V. (Heft 76 ber ftrafrechtlichen 
AUbhandl. von Bennede), 1907; Tejar, Die Iumpiomattie Bedeutung des verbrecherifchen 
Verhaltens. Ein Beitrag zur Wertungslehre im Strafrecht (3. Heft der Abhandt. des Ariminal. 
Seminars), 1907; Hofheinz, Verlegung und Gefährdung als Kriterten der Zweitellung im 
Syfteme der ftrafbaren ne (79. Heft der ftrafrechtliden Ubhandl. von Bennede), 1907; 
Dorn, Strafreht und Gtttlichkeit (1. PD 1907; $rank, Aber den Aufbau des Schuld- 

begriffs (aus der Feftfchrift zum Gießener Univerfitätsjubiläum), 1907. 


Entiheidungen allgemeiner Natur. 


1. Den Geridten fteht eine Nahprüfung der Frage, ob ein von den 
gejeggebenden Faktoren in den vorgefchriebenen Formen erlaffenes Gefeg 
fahlih mit der Verfaffung im Einklang fteht oder nicht, nicht zu 
(Hamburg 18. Jan. 06, Hanf63. 28, 75). 

2, Sahrläfftig handelt, wer bei dem von ihm Be — einen nidt 
ewollten rechtswidrigen Erfolg verurfadhenden — Verhalten die dur die 
mftände des Falls gebotene Sorgfalt und Aufmerkfamkeit außer acht läßt, 

wenn bei deren Anwendung der eingetretene, nad. den Erfahrungen des täg- 
lichen Lebens als möglich vorausfehbare Erfolg fih hätte vermeiden laffen. 
Eine Fahrläffigkeit kann insbefondere darin beftehen, daß der Täter unter 
Außeraditlaffung der fchuldigen Aufmerkfamkeit die Erfüllung einer ihm 
durch Gejeß oder Polen: Vorihrift auferlegten Bfliht unterläßt (Bay- 
DHLGS. 18. Sept. 06, Seuffßl. 72, 34). 

3. Mittelbare Täterfchaft: 

a) Der Begriff der mittelbaren Täterfchaft feßt voraus, daß ein anderer 
als der mittelbare Täter nur den objektiven Tatbeftand eines Delikts 
verwirklicht, daß diefe Handlung des anderen von dem mittelbaren Täter 
verurfadt tft, und daß auf feiten des lebteren das Verfhhulden vorliegt, 
weldes das Strafgefeg für den Tatbeftand des in Srage kommenden Delikts 
erfordert (BayObrG®. 15. Febr. 06, BayObLGGt. 6, 332). 

b) Die Verantwortlichkeit des mittelbaren Täters erftrekt ih audh auf 
folhe vom Täter nicht unmittelbar gewollte, feiner Zwecvorftellung an fi 
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fremde Nebenwirkungen, die er nicht fiher vorausgejehen, aber als 
möglidh erkannt und fi ernitlich vergegenmwärtigt, indejfen gleichwohl nicht 
aus dem Bereich feiner Willensbeftimmung, d. 1. feines Vorfages ausgefdhloffen, 
fondern umgekehrt für den Fall ihres Eintritts als nun einmal mit dem 
Gebraud eines Werkzeugs unlösbar verbunden wiffentlich gebilligt oder 
hingenommen hat; aud wenn er dies nicht getan, die Möglichkeit der 
Nebenwirkungen infolge mangelhafter Prüfung oder Vorficht entweder nicht 
eingejehen oder nicht weiter beadytet hat, fo haftet er ftrafrechtlich als Täter, 
wofern er fie dur den Gebraud des Werkzeugs Außerlich veranlaßt hat 
(RO. 3. Dez. 06, R6Gt. 39, 298). 

c) Die Feftjtellung, daß eine als Dienftbote bei dem Angeklagten be- 
Thäftigte PBerfon, da erft Rurze Zeit bei jenem in Stellung und mit den ein- 
Ihlagenden Verkehrsverbältniffen und daher auch mit beftehenden ftadträtlichen 
Verboten unbekannt gewefen fei, und bei Ausführung eines Befehls des 
Dienftherrn, der gegen ein foldhes Verbot verftieß, in gutem Glauben gehandelt 
habe, genügt zur Unnahme, der Dienftbote jei als Werkzeug tätig und 
der Angeklagte mittelbarer Täter gewefen (Dresden 21. Junt 06, SAHOLGO. 
28, 5 = SädhjArdh. 07, 140). « 

4. Für die Unnahme des Eventualdolugs genügt nit ein Handeln 
auf die Gefahr eines beftimmten Erfolgs, da diefes nicht von jelbft die 
Billigung eines folhen enthält und namentlich damit die Möglichkeit nicht 
ausgeichloffen ift, daß der Täter innerlih darauf gerechnet hat, der Erfolg 
werde nicht eintreten; vielmehr muß der Täter den Erfolg im voraus ge- 
billigt und ihn für den Fall, daß er eintreten würde, gewollt haben, und 
Dies bedarf befonderer TFeftftellung. Ä 

„Menn der Ungeklagte ‚auf die Gefahr hin‘, DoB er den Spielmann zum Ungehorfom 
gegen einen Betehl feines Vorgefegten aufforderie, die XBorie: ‚Langfam geben, nicht laufen!‘ 
urtef, weil es ihm ‚gleihgültig‘ war, ob er dDurd leinen Yuruf zum IUngeborfam auflorbderie, 
o if Damit nidt a gelogt, als er Das Bewußifein der Miöglichkeit eines folchen Erfolges 
ebabt hat. Das aber genügt nicht.” 

(RG. 2. Zuli 07, 4 D 357/07) 


Riteratur: 


1. Neumeyer, Die zuftändigen Strafmittel im internationalen Strafredt 
(ZW. 27, 1, — Die Abhandlung behandelt „die Zuftändigkeit, die ein 
Staat befigt, Nedytsminderungen als Strafe a verhängen, ferner die Un- 
erkennung, die eine zuftändigerweife verhängte Strafe in fremdem Staatsgebiet 
finden kann, die Ergänzung, die die mangelnde Zuftändigkeit durch ein ftraf- 
rechtliches Nachverfahren, endli foldhe Ergänzungen, die fie durch Vorfchriften 
des Zivil- und Verwaltungsredhts empfangen kann”. 


2. v. Jeilitfch, Verwaltungsftrafrechtliche Betrachtungen (SädhjArdh. 07,1). — 
Ausgehend von dem no nidht geklärten Begriffe des Polizeiunrechts geht 
Verfaffer auf deifen Behandlung im Sage uG (88 360 ff.) und der Straf- 
prozeBordnung (88 453 ff.) fowie in der Sädjfifchen Gefeßaebung und Redht- 
[predung ein und gibt dem Wunidye auf reichsgefegliche Regelung einer ab- 
gekürzten Behandlung der fog. Polizeidelikte in der Recdhtiprehung Ausdruck. 

. Hofader, Über “uollungenzelegi (VerwArd. 15, 404). — Verfaffer 
beichäftigt ih mit dem Begriff und Umfang, fowie der künftigen Ausgeftaltung 
des Verwaltungsftrafrechts. 

4, Zeiler, Zur Lehre vom Laufalzufammenhang (ZEMW. 27, 493). — 
VBerfafier behandelt die Srage, wie das Zufammentreifen der durd) mehrere 
vorfäglich Handelnde Täter gelegten Urfachen rechtlich zu behandeln ift, an der 
Hand praktifcher Fälle und BBeifpiele. 

5. Zur Lehre vom Raufalzufammenhang vgl. aud) den bei $ 230 St6%8. 
aufgeführten Auffaß von Fifcher. 

6. v. Zahn, Über die Kaufalität der Unterlaffung im Strafredt (Ger©. 
69, 1). — Berfaffer behandelt in eingehender Darftellung die Bedeutung des 
MWorts „Verurfaden” im Spracdhgebraud, den Begriff der Unterlaffung, deren 
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ne das Vorkommen diefes Begriffs im Strafgefegbud, die Frage der 
Motivierung anderer dur Unterlaffung, betradhtet jodann den Standpunkt 
des NReichsgerichts in der behandelten Frage, gibt eine Überfiht der ein- 
fhlagenden Literatur, und geht endlich noch auf die Teilnahme und den Ver- 
juh von Unterlaffungsdelikten ein. 

7. Köhler, Die Scheidung geNDe vorfäglidem und unvorfäßlidem Ver» 
halten (Bav3- 3 ©. 265, 289, 320). — Die Ausführungen des Verfaffers gipfeln 
in dem Gabe, daß „mit Borfat in bezug auf ein beftimmtes Gefdhehnis 
handelt, wer während eines von feinem Willen abhängigen Verhaltens die 
Möglichkeit fih bejaht, daß diefes Verhalten die Urfadhe des vorgeftellten 
Gefhehniffes fein werde, und von diefer Bejahbung bis zu dem Nugenblick 
nit abgeht, wo nad) feiner Anfiht das Verhalten zur Alrfache für das Ge- 
Thehnis werden kann”. 


II. 1. Steofgefegbud, für das Deutfche Reid) 
(einfchließlich der SS 239—244 KD.). 


Literatur: I. Kommentare, Handausgaben mit Erläuterungen ufw.: Vgl. IS. sur 

über: ae Strafgefegbud mit den Eugen bes Neichsgerichts, 10. ze 

v. Staudinger, Strafgefegbud, 9. Aufl., bearb. v. Schmitt, 1907; Rüdorff, 6 ofgele 

buch und verfh. Hebengejege, Te abe m. Anm, 22. “ 1007; Dishaujen, Tertaus 
abe, m. Anm., 8. Aufl., 1906; Fran , Rommentar, un lt en . 1907; Banntier, 
ertausg. m. Unm. u. Sadıreg. (Reklam), 15. Aufl, Gersb ac, Strafgefegbud, 
andausgabe für Dion junen. 1907; Grofd, Strotgefehbum, für Sicherheits», Polizei- und 
ee eamte erläutert, 1907. 

11. Senzuuge: und DBrmattine auznellungen: Bol. 18. Birelder: Meyer, 
Lehrbuch. 6. Aufl. v. Allfeld, 1907; Thbomfen, Das deutfche Strafrecht, Allgem. Teil, 1906, 
Belond. Zeit, 1907; Vhilipsborn, Die nen der einzelnen Arafbaren Handlungen, 
1906 ; Sammald,. Grundriß des Strafredts, 8. Aufl., 1907; Wüller, Die allgemeinen 
Sehren des Strafrets in Frage und Antwort, 1906; Hoppe , Der Alkopol im gegenwärtigen 
und zukünftigen Strafrecht, 1907; Blume, Tatbeftandskomplemente (Heft 78 der Belingicdhen 
Abhandt.), 1906; Binding, Grundriß des deutihen Strafrechts, gem . Teil, 7. Auft., 1907; 
Bernftein, a Be A dee und ihr Ende (Heft 78 der Braten pt. Abdandı. 
v. Bennede), 1 ajfus; Die modernen Theorien Über die Verbredensurfadhen, 1907; ; 

Kürfall er Strafgrund, u; Birkmeyer, Gnmdriß zu 
orlefimg über das deutihe Siromet 6. Aufl., 1908 ; Som narz: Strafredt, Etrafprogeh, 
ner für Junge Suriben.; 2 or B. u, 1905; Duarig Pet inch des d deutihen 
trafredhts, 10. u. 11. Aufl., ft, Bir au N lesen des Strafrets, 1906; 
Schaub, Ger Begriff der Gnaend okeit im d eutiden NReihsrecht, insbejondere Im eiten« 
u Reicheftrafrenht, 1905; Horten, meh und Strafe, EOStEng, 1906; v. r den, 
Das Welen der Strafe im etbifchen und Rirafrechtlicden Sinne, 1908. 


Meform des Strafgefeßbudjs. 
Ziteratur: VBergleihende Darftellung des deutihen und auslänbdifchen 2 Sagt 1. 


DVerbredyen und Vergeben gegen den Staat und die Staatsgewalt, 1906; 2. een 
und ne wider die Öffentliche Dreuumg: 1906. 3. Bd. eines fatfhe Ans 
[huldigung; Zweikampf, nzdelikte, Wieineid, 1906. 4. 82.: Berbregen und Vergehen 


wider bie ripkeit. Beleidigung ; Berfonenftandsbelikte 1906. 5. Bd.: Berbreigen und 
Vergehen wider das Leben, Körperverlegun sung. Freibeitsdelikte, 1905. 6. 8d.: Raub und Er- 
greilung, Sahbeihädigung, Diebftahl und nteridhlagung, ftrafbarer Cigen nuß, 1907. 7.8D.: 
Begünftigun und heblerel "Ürkundenfälfhung, Betrug, Nahrungsmittelfälfchung, 1907. 8.8D.: 
Bankerott, Untreue, Zucher und NQusbeutung, Verle ung fremder Berge, Bei: und 
Jifchereivergehen, 1906. 9. Bd.: Gemeingefährliche Verbrechen und sehrenen 
und Vergehen im Amte, 906. — Birkme nn Strafe er fihernbe 
tppel, Gtrafrehtsreform und Strafzwede, Vortrag, en ODE S Das neue Snafzeegbuß, 


ortrag (Heft 6 der Seit- und Streitfragen der Geheftiitung), 1907; Alegander-rige, 
Beitrag zur Revifion des Denijden | Ag ” re iehung au die Yusübung der Heil» 
Runde; Sulammenfteltung der für die Ausübun Ken Berufs in Betracht Rommenden 


Paragraphen des SIGB., 1905; Löw entbal, er n zur Reform des deutfchen Straf. 
zus und Strafprozeffes, 2. Auft., 1906 ; Zönnies, trafredhtsteform, 1905; Hoffbauer 
Entwurf eines begrünbeten Strafredyts, 1907; Berolzheimer, Straf echteppilofophie und 
‚Relorm, 1907; dv. Bi ppvel, Strafredhtsreform und a 1906; Wonatsf A t für 
og 


RKriminalpfohologie und Strafrehtsreform Saßrg., d1 11.112. Seft: u 
Uber Proftituierte and, ihre Rratzemntipe Bebandlung: Fran; er bic) der Izobes 
Jellinek, Der Umfang der Berihwiegenheitspfliät 5 20 des alte; Baus, 
berg, Borichläge zur Abänderung Des RSIGB. bezügl. a Ikunde. 
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Riteratur: 


1. v. Buhka, Vorarbeiten zur Reform des deutfchen Strafrehts (Merl. 
25, 155). — Die Abhandlung enthält eine Beiprehung der einfchlagenden 
Kapitel der „DVergleichenden Darftellung” über Hochverrat, Yandesverrat und 
Moajeitätsbeleidigung, Betteln, Zandftreicherei und Arbeitsicheu, Meineid, Ver- 
bredden und Vergehen wider das Leben und Körperverlegung. 


2. Qucas, Die Reform des Strafgefegbuds und der Streit der Straf- 
techtsfchulen (Seuffßl. 72, 129). — Verfaffer befürwortet eine „Verföhnung 
zwilchen der klaffiihen Schule und manden Vorfchlägen der modernen Nidy- 
tung”, die möglih und notwendig fei, um das kommende Strafgejegbud) 
lebensfähig zu macden. 

3. Beterfen, Der Determinismus und die Verantwortlichkeit der Wen- 
Ichen für ihre Handlungen (ZS:W. 27, 73). — Verfalfer verteidigt den Stand- 
punkt, vB nach dem richtig verftandenen Determinismus ein Menfch jehr wohl 
für feine Handlungen verantwortlih gemacht werden könne. 

4. Goldfhmidt, Die „Typentheorie”" (GoltdArdh. 54, 20) — Verfafier 
gibt eine „Rritiihe Beiprehung von Belings ‚Lehre vom Verbrechen‘ und der 
dritten Auflage feiner ‚Grundzüge‘“. 

5. Thomfen, Die Umgrenzung eines Verbredhensfhugredts (ZSM. 
27, 696). — Berfaffer verteidigt feinen „Grundriß des Verbrechensbekämpfungs» 
rechts" (Berlin 1905/06) gegen die Angriffe Rohlraufhs in ZSW. 26, 270 und 
Mayers in ZS:M. 26, 797. 

6. v. Lifzt, Birkmeyers „Warnung vor der modernen Richtung im 
Strafredht” (ZW. 27, 213). — Der Auffag enthält „ein Wort der Abwehr“ 

Baer aus Schrift: „Was läßt v. Lilzt vom GStrafredt übrig?” 
vgl. \ 

; % v. Sihart, Vergeltungsftrafe und Schugitrafe (ZS:M. 27, 552), — 
Verfaffer befpricht die einander entgegenlaufenden Anfichten von Lifzts und 
Birkmeyers und fudht eine Einigung zwifchen beiden herbeizuführen. 

8 Graf zu Dohna, Zur Syftematik der Lehre vom Verbrechen (ZSM. 
27, 329). — Nach) Beiprehung und Kritifierung der von Vifztichen und Binding» 
[hen Deftnitionen des Begriffs des Verbrechens definiert Verfaffer felbjt in 
Anlehnung an Binding das Verbreden als zurehenbare Normwidrigkeit und 
gibt hierzu nähere Ausführungen. 

9. Kohler, Die fog. Klaffifche und die fog. neue Strafredhtsichule (Goltd- 
Arch. 54, 1). — Verfaffer befpricht vom Standpunkt des Determinismus aus 
folgende Werke: v. Lilzt, Strafrehtliche Auffäge- und Vorträge; Weyer, Lehr- 
budy des deutichen Strafredhts, 6. Aufl.; Marucci, La nuova filosofia del Diritto 
Criminale; Tarde, La philosophie peEnale. 

10. Sonntag, AÜberglauben und Strafrichter (DIZ. 12, 419). — Verfaffer 
empfiehlt eine den $$ 220, 221 des 20. Titels 2. Teil des Allgemeinen Lanpd- 
redhts entfpredhende Strafvorfchrift gegen das fog. Gefundbeten und ähnliche 
Schwindeleten. 


11. a) Lindenau, Das internationale Verbrechertum und feine ®Be- 
kämpfung (Mitt IntVerein. 13, 192), 
b) Hopff, desgl. (daf. ©. 206), 
& er illoley, La lutte contre la criminalite internationale (daf. 
j un 
 d) Honnorat, Etude sur les moyens de röprimer la criminalit& Inter- 
nationale (daf. ©. 260). | 
Die Auffäge beichäftigen fih, teilweife an der Hand von Beifpielen, mit 
der Entwicklung und den Erjcheinungsarten des internationalen Verbrecher: 
tums und madhen Vorfchläge zur gefeßlichden Regelung feiner Bekämpfung. 
12, Traeger, Ein dringlicher Gefeßesvorfchlag, die Geldftrafe betreffend 
(Medht 11, 425). — Verfaffer beleuchtet die Inkonfequenz des StGB. in der 
Undrohung von Geldftrafen und fchlägt vor, [yon vor der Durdführung der 


1. Zeil. — 1. Abfchnitt. Strafen ($$ 16—23). 5 


Neform diefes Gejeges durch gefegliche Beitimmung die Möglichkeit zu geben, 
in allen Fällen, wo die Mindeftitrafe einen Tag (vielleicht au) eine Woche) 
Gefängnis rast wahlweije die Verhängung von Geldftrafe zuzulaffen. 

13. Klee, Methoden der Strafzumellung (DF3. 12, 267). — VBerfaffer 
befürwortet für die Reform des StGB. die Befeitigung des abfolut bejtimmten 
Strafmaßes und bezeichnet als Grundform der Strafzumeffung die relativ be- 
ftimmte Strafdrohung, wendet fi ferner gegen das Beitreben, in jedem 
Talle nur das Maß der jubjektiven Schuld ohne Rükfiht auf den Erfolg der 
Zat für die Beitrafung maßgebend fein zu laffen, und befürwortet die Be- 
itrafung aud des nicht verlegenden fahrläffigen Verhaltens event. dur Ver- 
mehrung der fog. Öeführdungsdelikte, und bekämpft endlich die Rüdfallitrafen 
und das fog. „unbejtimmte Strafurteil”. 

14, Zweigert, Die Reform des Strafrehts. VI. Bankrutt und Untreue 
(DIF3. 12, 1112). — Der Auffag enthält eine Beiprehung des entjprechenden 
Teils des Bd. VII der „DVergleichenden Daritellung”. 


Einleitende Bejtimmungen. 


8 1. 
Steuerdelikte, Vergehen oder Übertretungen: I 4. 
83. 
Literatur: 1 4. 
84. 
Begriff der Handlung: 14. 
88, 


Neutral-Moresnet: RO. 4./18. Dez. 05, 1 4 = NRheinUNY. 24, 199. 


Erjter Teil. DVBon der Beitrafung der Verbrechen, 
Vergehen und Übertretungen im allgemeinen. 


Erjter Abjchnitt. Strafen. 


Siteratur: Bußler, Die Prügelftrafe,; Unfichten der führenden Geifter, 1906; Hammer, Die 
rügelftrafe ärztlich beleuchtet ufw., 1906, Bruck, No einmal die Deportation und Deutfch- 
üdweftafrika, 1906; Heimberger, GStrafkolonie, Vortrag, 1906; Travers, Abiyaffung 

der Todesftrafe (Heft 11/12 3. Jahrg. der Monatsfchrift für Kriminalpfochologie ufw.). 


Literatur: 

Schmitt, Belehrung ftatt Strafe (DIZ. 12, 956). — Verfaffer empfiehlt 
unter näherer Begründung die Aufnahme folgender Beitimmung in den all- 
gemeinen Teil des Strafgefeßbuds: „An Stelle der Strafe kann in befonders 
leichten Fällen auf eine Belehrung erkannt-werden. Die. Belehrung ift aus- 
ul, wenn die den Gegenftand des Urteils bildende Tat ein Qer- 
brechen ift.” 


8 16. 
: Am Falle des ‘ 57 Ziff. 3 beträgt die Hödjfte Gefängnigftrafe fieben 
Sabre fehs Monate (RG. 11. April 07, Seuffßt. 72, 595). 
8 28, 
Literatur: Görlich, Die vorläufige Entlaffung (Heft 74 der Bennekeichen Abhandt.), 1908. 


6 A. Materielles Redt. — I. 1. Strafgefegbud. 


27. 
Literatur: 5 

Runkel-Langsdorff, Die Bemelfung der Geldftrafe (Recht 11, 694). — 
Verfaffer empftehlt, bei Auswerfen der Gelditrafen mehr als bisher die NVer- 
mögensverhältniffe und Leiftungsfähigkeit des Angeklagten zu berüdfichtigen. 


8 28. 
Riteratur: I 4. 
8 29. 
Umänderung von Freiheits- in Geldftrafe In der Berufungsinftanz: 14. 
8 31. 
Riteratur: I 4. 
8 88, 


Das Doktorat ift eine Würde 1. ©. des $ 33 (Dresden 12. Yult 06, 
SiHDOLG. 28, 15 — Filhers3. 32, 290 — GoltdArdh. 54, 320). 


Siteratur: I 5. 


Vgl. 15. = 
Literatur: 

1. Mittermater, Die Polizetauffiht (DIZ. 12, 26). — Der Auffaß be- 
ründet einerfeits die Notwendigkeit, andererjeits die Reformbedürftigkeit des 
nftituts der el und wünfdht insbefondere, nah dem BBeifptele 

glands, ein Handinhandgehen desfelben mit einer Sürforge für den Beftraften. 

2. Thiefing, Die Polizeiaufficht (GefuR. 8, 439). — Verfaffer ftellt, von 

der Köpenicker nr nanneaffäre ausgehend, die Unentbehrlichkeit der Zu- 
laffung von Polizeiaufficht feft, empfiehlt takt» und maßvolle Handhabung und 
geht fodann auf die Vorausfeßungen und die Wirkungen der Maßregel ein. 


8 39. 


I: R®. 28. Juli 06 = GSeuffßl. 72, 203 — NRegersE®. 27, 314 — Goltd- 
Ard. 53, 444. Dal. auh BayMT. 4. Tan. 06, NRegers®. 27, 315. 


5 40. 


1. Zum Betriebe des gewerbsmäßigen Glüksfpiels beftimmte 
Oeldftüke find zwar zur Begehung eines vorfäglichen Vergehens bejtimmte 
und als folche einziehbare Gegenftände, nicht aber durch ein vorfäßlicdhes Ver- 
ne und demgemäß einziehbar (RG®. 10. Juli 06, IW. 35, 784 = 

2. Wer an einen Kunden in feinem Gefhäft unzüdhtige Poftkarten 
verkauft, madt fich eines Vergehens fchyuldig. Db die Einziehung der Karten 
zuläffig, richtet fih danad), ob eine Übergabe der Karten fchon ftattgefunden 
2 tit dies der Fall, fo ift, obgleih das obligatorifhe NRechtsgefhäft nad 

134 BGB. nichtig ift, das dinglidhe Erfüllungsgefhäft doch wirkfam, und 
es unterliegen daher die Karten, falls nicht der Käufer als Teilnehmer an- 
äufehen, nicht der Einziehung (RG. 19. März 07, Bay. 3, 238 —= GoltdArd. 
54, 303 —= IM. 36, 548). 

3. 15 Nr. 3 = GoltdArd. 53, 282 (Einziehung nur angepriefener un- 
züdhtiger Boftkarten unzuläffig). 

= Einziehung eines Weinlagers: 15 Nr. 1; bei fortgefeßtem Delikt: 

r. 2. 


8 41. 


1. Der Begriff des öffentliden Auslegens det [ih u. a. mit den in 
8 184 Ziff. 1 gebraudten Ausdrüken des Wusftellens und Anfdhlagens an 


- 


1. Teil. — Zweiter Abfchnitt. Werfuc (88 43—46). 7 


en zugänglichen Orten (RG. 2. Okt. 06, RG6GSt. 39, 183 — RegersE. 
27, 318). 
2. Dffentlides Auslegen ufw.: f. auh $ 184 Nr. 2. 

3. Bhonographenwalzen als Darftellungen: I 5. 


8 42. 

1. „Der Umftand, daß eine erfolglofe Petegen des Täters ftatt- 
gefunden, fteht der Anwendung der $$ 42, 41 StGB. nicht entgegen; $ 42 
verlangt nur, daß zur Zeit feiner Anwendung die Verfolgung einer be- 
ftimmten PBerfon nit ausführbar fei" (RO. 19. Sept. 07, I D 506/07). 

2. Unausführbarkeit der Strafverfolgung im Falle des 8 184 Ziff. 1: I5 
. E nanähigket der Einziehung bei Freifprehung des Täters: 

r. 2. 


Zweiter Abjchnitt. WVerjud). 


8 48. 


1. Zum Verfud einer ftrafbaren Handlung ift erforderlich, daß der Täter 
mit der Ausführung eines zum gefeglihen Tatbejtande des in Trage 
kommenden Delikts gehörigen TZatbeftandsmerkmals bereits den Anfang 
gemadt hat. Herbeilhaffung und Bereitftellung der zur Begehung erforder- 
fihen MWittel und Werkzeuge tft nur ftraflofe Vorbereitungshandlung 
(RUWG. 27. Okt. 06, RWG. 10, 253). 

2. Den Verfuh eines Einbrudspdiebftahls N wer in der Ub- 
fiht, in einem Gebäude zu ftehlen, durch gewaltfame Befeitigung des Ver- 
(hlufjes in diejfes eindringt. 

„WUuh der Begriff des verfudhten Diebftahls ift nicht verkannt. Tyeftgeftellt ift, daß der 
Angeklagte fi am Abend des 19. Februar in dtebifher Mbficht Durch Vosretßen von Brettern 
aus dem das St.fhe Gehöft umfchlieenden Zaune den Zugang zu dem im Hofe fiebenden 
Stallgebäude verfchafft Hat, aus dem er fhon in Der Nacht vorher geftohlen hatte, und in dem 
er wiederum zu Tteblen beabfichtigte. Hierin konnte ohne NRectsirrtum ein Anfang der YAuss 


führung des beabfichtigten, aber nicht zur Vollendung gekommenen Verbrechens des Einbrucdhs- 
dtebftahls gefunden werden.” 


(RG. 12. Juli 07, 2 D 578/07.) 

3. Hat der Täter feinerfeits alle Tätigkeitsäußerungen vorgenommen, die 
zur Herbeiführung des gewollten Erfolgs beftimmt find, tritt aber der Erfolg 
nidht als Wirkung diefer Außerungen, fondern vermöge anderer Um- 
ftände ein, die der Täter nit in Wirkfamkeit gefebt hat, To kann ihm der 
Erfolg nit zur Schuld (zum vollendeten Verbrechen) zugerechnet werden; 
aber foweit fich fein auf Begehung der Tat gerichteter rehtswidriger Wille 
in Tätigkeit gejegt hat, erfcheint er als Unredht und tft als Verfud ftrafbar 
(BayDpRG. 5. Febr. 07, BayObLG6t. 7, 210). 

4. Berfuh der Doppelehe: I 30 $ 171; der Urkundenfälfhung: 
unten 8 267 Nr. 8; am untaugliden Objekt: 8 176 Qr. 2c, $ 242 Wr. 1a. 


8 46. 


Biteratur: I 6. 


Biteratur: 16. 

1. Ziff. 1: 

a) Wer einen Diebftahl zu begehen verfucht, aber nichts wegnimmt, weil 
er kein begehrenswertes Diebftahlsobjekt vorfindet, kann nicht ohne 
weiteres wegen Diebftahlsverfucys beftraft werden. Vielmehr bedarf es der 
Erörterung, ob es deshalb nicht zur Vollendung gekommen tft, weil er über- 
haupt keine zur Wegnahme geeigneten Gegenftände vorfand, oder weil er 
die tatfächlich vorgefundenen Sachen fih nicht aneignen wollte; im lebteren 
Sn liegt freiwilliges Aufgeben der Diebftahlsabfiht vor (RG. 15. Febr. 07, 

uftizdBl. 2, 28; vgl. I 7 8 46 unter e). | 

b) Ziff. 1 ift beim Nüctritt vom Verfud der Abtreibung dann nicht 
anwendbar, wenn die Schwangere die weitere Ausführung unterließ, weil un- 
erträglide Schmerzen fie davon abhielten, und fie das angewendete 


8 A. Materielles Redht. — U. 1. Strafgefegbud. 


Mittel für untauglidh hielt (RG. 29. Okt. 06, Seuffßl. 72, 249; f. au 
16 $ 46 St6%2. Wr. 2a = GoltdXrd. 53, 283). 

c) Soll die Abtreibung der Leibesfruht durch Vornahme einer. Reihe 
von Einfprigungen vorgenommen werden, fo Stellt jede einzelne Einfprigung 
für fich Schon einen beendeten Verfudh dar; ein Unterlaffen weiterer Einfprigungen 
nach erfolglofer Bewirkung von mehreren folden begründet daher nicht die 
Anwendung der Ziff. 1 (RO. 21. Sept. 06, SchHolftAlnz. 07, 31 = IM. 35, 784 — 
Redt 10, 1210 = NGGt. 39, 220). 

d) Ziff. 1 findet an fih auf den Gehilfen keine Unwendung; ift diejer 
jedoch dergeftalt Werkzeug des mittelbaren Täters, daß er allein den ganzen 
üußeren Tatbeftand ausführen foll und will, fo muß er gleich dem Täter be- 
urteilt werden. Hat er die Ausführung aufgegeben und dabei in bewußter 
Millensvertretung des mittelbaren Täters gehandelt, fo kommt fein Verhalten 
dDiejfem sugute, 2m es nur deffen Willen entipriht (RG. 11. Juni 06, IM. 
3 BE 


. 89, 37). 

e) Rücktritt vom Abtreibungsverfudh: 16 Nr. 2b; aus Jurdt vor 
Entdekung: 17 Nr. 2c, d; Einfluß auf den Teilnehmer: daf. Nr. 2f. 

2, Ziff. 2: 

a) Zum Begriff der eignen Tätigkeit genügt nicht ein bloß untätiges 
Verhalten; erforderlich ift vielmehr ein dem Täter als eignes ee, 
unmittelbares oder mittelbares wirklidhes Tun, das in die Entwidlung der 
Tat derart hemmend eingreift, daß dadurkh der Eintritt des verbrecherifchen 
Erfolgs verhindert wird (RG. 21. Sept. 06, R6Gt. 39, 220). 

v) Freiwilliges Handeln notwendig: 17 Nr. 3 = SHlHolftAinz. 


Riteratur: I 7. 


’ 


Dritter Abfchnitt. Teilnahme. 


Siteratur: I 7. 
Riteratur: 


Kaufmann, Die verfhiedenen Arten der für ein Verbrechen Verantwort- 
lihen (Recht 11, 32). — Verfaffer berichtet Über einen Vortrag Bindings; 
diefer hat darin ausgeführt, daB der Anftifterbegriff des StGB. als unbraud;- 
bar aufzugeben und zwiichen die Begriffe Täterihaft und Gehilfichaft der der 
Urheberfchaft einzufchteben fei, der aber weiter zu faffen fei (mittelbare Täter- 
ihaft!), als der der Anftiftung. 

8 47. " 

1. Mittäterfhaft ift fhon dann gegeben, wenn in der Abficht, zur 
Ausführung der zanbhng beizutragen, der eine der Teilnehmer eine fie nur 
vorbereitende Tätigkeit ausgeführt, und die Umftände, unter denen die 
Handlung vor fi gehen follte und nen ift, gekannt hat (BayObL6. 
21. Zebr. 07, Seuffßl. 72, 449 = Bayobl66t. 7, 233). 

2, „Der Begriff der Mittäterfhaft erfordert nicht, daB Handlungen 
vorgenommen werden, die ein Tatbejtandsmerkmal verwirklichen; ihr Begriff 
wird vielmehr erfüllt dur) jede dem Abfchluffe des ftrafbaren Unter- 
nehmens vorausgehende und auf deffen Ausführung hinztelende 
Tätigkeit” (NG. 17. Sept. 07, 2 D 419/07; vgl. I 7 Nr. 1). 

3. Zum Begriffe der Mittäterfchaft genügt jede Art und jedes Maß 
von Tätigkeit, weldes beftimmt ift, die jtrafbare Handlung alg die 
eigne zu verwirkliden. Es tft nicht erforderlich, daß die Tätigkeit 'des 
Mittäters ein Tatbeftandsmerkmal der Straftat verwirklihdt (AMOG. 17. Mai 
06, RUIG. 10, 86). | 

4 Für den Unterfchied zwifhen Beihilfe und Mittäterfhaft tft 
unter Umftänden lediglich die Willensrihtung des Handelnden maßgebend. 


„Das Gericht ftellt feft, daB der Befchwerdeführer auf den von Sch. angeregten Diebftahle- 
plan in Der Ubfiht eingegangen ift, die Tat als feine Tat zu vollenden, und daß er ihn 


1. Teil. — 3. Abfchnitt. Teilnahme (88 47, 48). 9 


dementiprehend mit feinem leeren Wagen = Güterbahnhof Hinbegleitet Hat, wo er einer 
getroffenen Ubrede gemäß in unmittelbarer Nähe Des Tatorts ... wartete, bis Sch. die Her- 
-ausnahme des Getreides aus dem Güterwaggon beendigt hatte und ihn zum Qufladen der 
Säde berbeirief ... Diefer Seitftellung gegenüber ijt aber feine Verurteilung als Wittäter 
rechtlich nicht zu beanftanden.” 


(RG. 17. Dez. 07, 2 D 41907; vgl. au 18 8 49 Nr. 7.) 


5. Strafbare Mittäterfhaft mit einem Geijteskranken tjt nicht 
d sun ’ (RO. 7. Dez. 06, ROSE. 40, 21; ebenfo RWG. 19. Sept. 06, RUIG. 
10, i 

6. Mittäterfhaft duch intellektuelle Mitwirkung: 17 Nr. 2; ein 
paffives Verhalten nit genügend: I, 7 Nr. 3. 

7. Mittäterfchaft bei Urkundenfälfhung: unten $ 267 Ar. 9a; gemein- 
Ihaftlide Jagdausübung: $ 298. 


Literatur: 18. 5 48. 


1. Jemand, der bereits zu einer Tat entfdhloffen ift, fei es aus eigner 
Entfchließung oder infolge der Anftiftung dur einen anderen, kann nicht 
no von einem Dritten angeftiftet werden. Wohl aber können mehrere, 
auh wenn nicht MWittäterfchaft vorliegt, durd gleichzeitiges Zufammen- 


wirken den Täter zu feiner Tat anftiften. 

„Sn der vorliegenden Sache aber kann bei der für beide Angeklagte gleichen Zeitbeftim- 
mung das Bedenken nicht aufkommen, daß die Gefchworenen von der rechtlicdy nicht möglichen 
Unfiht ausgegangen feten, es habe, nachdem die U. von der B. zur Begehung des MWein- 
eids vorfäglih beftimmt worden, noch von dem Befchwerdeführer AUnftiftung zu dDemfelben 
Meineid begangen werden können. Der Spruch der Geichworenen läßt vielmehr Die Auf: 
taffung zu, dab jeder der beiden Angeklagten, obwohl eine MWittäterfchaft nicht vorliegt, 
dur die von ihm angewandten Mittel den Entichluß der U., den Meineid zu leiften, vor- 
fäglich herbeigeführt hat.“ 

(RO. 14. Juni 07, 4 D 525/05.) 


2. Wer eine wifjentlich falfche Anzeige von einem Beauftragten fohreiben 
läßt, fie auf Vorlefen genehmigt, mit feinem Namen unterzeichnen läßt und 
ihre AUbfendung an die Behörde veranlaßt, ift nit als Anfttifter, fondern 


als Täter zu jtrafen. 

„Aa den getroffenen Teitftellungen hat fi die Ungeklagte die in Frage fiehende Un 
ige, Deren wbiallung fie veranlaßt hatte, Durch eine ihrer Töchter vorlefen lafjen, und legtere 
at „mit Wifien der RaeRlOBten. die Anzeige mit deren Namen unterfchrieben. Diefe leßtere 
eftftellung kann nur dahin verftanden werden, Daß die Angeklagte Ihre Tochter mit der 
ANere yang Der Unzeige beauftragt oder zum mindeften bdiefe Unterzeihnung genehmigt 

hat. Weiterhin ift feftgefteltt, daß die Anzeige, dem Willen der Angeklagten entiprechend, an 
Die Staatsanwaltfchaft abgefandt if. Hiernady hat die Ungeklagte zu der Straftat, wegen 
deren fie als Täterin verurteilt ift, nicht lediglich intellektuell, fondern duch eine phufiihe 
Tätigkeit mitgewirkt.“ 


(RG. 18. uni 07, 4 D 308/07.) 

3. Megen der akzefforifhen Natur der Anftiftung madt fih der An- 
ftifter jtets fo vieler felbftändiger Straftaten fhuldig, als er BPerfonen 
en Handlungen beftimmt hat (VBayObLG. 22. Febr. 06, BayObl- 

t. 6, ; 

3a. Die Anftiftung fegt nicht nur voraus, daß der Anftifter einen anderen 
zu der von demfelben demnädjft begangenen ftrafbaren Handlung hat beftimmen 
wollen, fondern aud, daß fein Wille auf Herbeiführung diefes Erfolgs 
durch das gewählte Wittel gerichtet gewefen tft, fowie daB gerade diefes 
Mittel den anderen beftimmt hat. Ein foldes Mittel ift au eine „Auf- 
forderung”. Ift durch die Handlung gleichzeitig ein vom Anftifter nicht 
erreihhter Erfolg verurfaht worden, fo haftet der Anjtifter audy für diefen, 
falls er dem Täter ohne Nüdkfiht auf Fahrläfligkeit zuzuredhnen tft 
(AMG. 19. Sept. 06, RWO. 10, 222). 

4 Wahrnehmung beredtigter Interefjen feitens des Anjtifters zur 
Beleidigung: $ 193 Nr. 3i. | 

5. Anltiftung nur zu vorfäglidem Tun möglih: [8 Nr. 1: zum Ver- 
ud: daf. Ar. 2; bei Mangel des fubjektiven Tatbeftands beim An- 
geftifteten unmöglidh: daf. Nr. 3. 


10 A. Materielles Redht. — U. 1. Strafgejegbud). 


Riteratur: 


Höpfner, Bemerkungen zu Belings Lehre von der Teilnahme (ZSM. 
27, 465). — Berfaffer gibt einen Nadtrag zu feiner Abhandlung ZSMW. 
26, 579 (vgl. 18 8 48 Lit.) und polemifiert gegen die Belingfche Teilnahmelehre 
in deifen „Lehre vom VBerbredien“. 


849, 


1. Der Begriff der Beihilfe erfordert Ubficht der Förderung fremder 
Zat und wiffentlide Hilfeleiftung, d. b. der Gehilfe muß die Tat des 
andern, die er fördern will, in ihren wefentlichen Merkmalen kennen; es tft 
deshalb in jedem Falle fejtzuftellen, ob und Inwieweit der Gehilfe von den 
Handlungen des Täters Kenntnis hat. Zur Begehung der Tat ift die Vei- 
hilfe wenn fie vor Vollendung der Tat des Haupttäters erfolgt ift 
Bayühto. 16. Ian. 06, BaydbLGCt. 6, 288; f. au $ 267 Wr. 9). 

2. Beihilfe fegt als Willensrihtung Wiffentlichkeit voraus; Eventual- 


dDolus genügt. 

„sm Urteil wird binfichtlich Der den Gegenftand des Diebitahle bildenden Schienen gefagt, 
Daß der Uingehlagte R. von ihnen wußte oder mindeftens den Umftändennah annehmen 
mußte, daß fie geftohlen waren. Diefes wohl dem Tatbeftande des 8 259 StG8. genügende 
Unnehmenmüfjen reiht zum Nachweife der Wiffentliykeit nicht aus. Zwar ifi es nicht gerade 
erforderlih, daB dem Gehilfen Das unmittelbare Bewußtfein von der ftrafbaren Handlung des 
andern nachgewiefen wird; es genügt vielmehr auf feiner Seite auch eventueller Vorfag. 
Defien Vorausfegungen bedürfen aber befonderer Darlegungen (M5St. 83, 4)." 


(RO. 21. Tuni 07, 5 D 233/07.) 

3. Beihilfe zur Ruppelei: $ 180 Nr. 4, vgl. auh I 9 Ar. 12; zur Ent- 
führung: 8237 Nr. 3; zur Untreue: $ 266 Nr. 5h; zur Urkundenfälfung: 
8 267 Nr. 9; zum Vergehen nad $ 297 St6%2.: T. dort; zur unerlaubten 
Entfernung: I 139 $ 64, MStGPB. Wr. 1. | 

4 Haupttat muß begangen oder verfudt fein: [8 Nr. 1, 6; zur 
Begehung, Dauerdelikt: daf. Ar. 2; zu mehreren Straftaten veridie- 
dener Perfonen: daf. Ar. 3; zur unbeendigten Straftat: daf. Ar. 4; zum 
fortgejegten Delikt: daf. Ar. 5; Verhältnis zur Wittäterfhaft: daf. 
Ar. 7 (BayOpL6. 1. März 06 = Geuffßl. 71, 581 — JuftigdNRundfch. 9/06, 124 
— BayObtG66Gt. 6, 353), f. auch oben 8 47 Nr. 4; dur Rat: 19 Nr. 8,9 
(BayDbL6. 1. März 06, |. vorfteh.); durch Unterlaffung: daf. Nr. 10, 11. 


Ziteratur: I 9. 


Siteratur: I 9. 8 498. 


1. Ob die Aufforderung oder das Erbieten zur Begehung eines 
Verbrehens demnädjft in die Tat umgefegt wird, ift für den Tatbeftand 
des $ 49a gleihgültig. 

„Der Imftand, daß es in dem Briefe Heißt: ‚Wenn Sie meinen Rat annehmen wollen, 
fo bitte ih, mir fo fchnell wie möglich zu fchreiben, und dann werde ee Die Udreffe 
fhreiben, je eher, je beffer‘ ift bedeutungslos ... In dem vorliegenden iFaile ft Die Bekun- 
une ernftlichen, für die Uusführung des Verbredhens der Abtreibung gerichteten Willens 
bes Angeklagten für erwiefen eradytet. Lediglidy Die Ausführung des Verbrehens jelbft, die 
gm Zatbeitande des $ 49a nicht gehört. hat der Angeklagte davon abhängig gemadt, daß 

ie MR. auf feinen Vorfhlag eingehen würde.“ 
(MO. 19. Sept. 07, 3 D 401/07.) 

1a. Unter Teilnahme 1. ©. des $ 49a ift eine jede der im 3. Abfchnitt 
behandelten Jormen der Beteiligung zu verftehen, mithin auch die Beihilfe. 

„Nah den getroffenen Feftftellungen bat der Ungeklagte von den frauen R. und W. 
verlangt, ie fie ihm eine echte Unterjchrift Des St. zum Jwedke der Anfertigung eines Wedy- 
fels mit falfher Unterfchrift Des St. und Gebrauch diefes Wechfels zur Erlangung einer Geld- 
umme dur Diskontierung verfchaffen follten.” 

(MG. 24. Sept. 07, 4 D 462/07.) 

2. Alternative Feftftellung (Auffordern und fich Erbieten) unzuläffig: 
19 Nr. 1; Aufforderung an den bereits Entfchloffenen: daf. Wr. 2; 
Auffordernder als demnädjtiger Täter oder Teilnehmer: daf. \r. 3. 


iteratur: I 10. 


1. Teil. — 4. Abfchn. Gründe, welche die Strafe ausfchließen ufw. (88 51—53). 11 


8 50. 
iteratur: 1 10. SHterüber: VBaetel, 5 50 StGB. Ein Beitra Lehre von der Zurehrun 
der Qualifikationsmomente bei der Teilnahme, 1908. g aut Veh Zuregnung 


Siteratur: I 10. 


Vierter Abfchnitt. 
Gründe, weldje die Strafe ausichliegen oder mildern. 


8 51. 


Kiteratur: Dgl. 110. Hierüber: Rafhke, Die ftrafrechtlihe Beurteilung der vermindert Zus 
ee N 4. Uufl., 1905; Rornfeld, PBigchiatrifde Gutadhten und richterlihe Beur- 
teilung, BGB. 8 104, StGB. 851 (1. Heft der jurift.piychiatr. Grenzfragen von Finger-Hode), 
1907; Stier, Die akute Trunkenbeit und ihre firafrechtlicdhe Begutachtung, mit befonderer 
Berüikfichtigung der militärifchen Verhältniffe, 1907; Hoppe, Der Alkohol im gegenwärtigen 
und zukünftigen Strafrecht, 1907. 

1. $ 51 verlangt nicht einen Zuftand von Bewußtlofigkeit, der jede freie 
Millensbeftimmung ausfchließt, fondern nur fo viel, daß in Beziehung auf die 
konkrete Handlung das Bewußtfein von ihrem Charakter im allgemeinen 
und von ihrer Wirkung auf das NRechtsgut eines anderen, fowie vom Schuße 
dDiefes Nechtsguts fehlt. 

„Meben dem Zuftande der fog. Volltrunkenpeit ift daher dem $ 51 aud der Fall zu 
unterftellen, wo ein Menih, wie dies ebenfalls Durch übermäßigen Genuß von Spirituofen 
hervorgerufen werden kann, in eine errellune gerät, bei welcdher, ungeachtet der nicht beein- 
trädytigten phofifchen Fähigkeit Aubßeren Handelns, Das Selbftbewußtjein in der temporären 
Sinnesauftegung foweit untergegangen ft, daß dem Gelite die Erkenntnis des Inhalts und 
MWefens porgenommener Handlungen, fet es überhaupt, fet es in einer beftimmten Richtung, 


mangelt.“ 
(RO. 21. Zunt 07, 5 D 338/07; vgl. auch I 10.) 
2. Mittäterfhaft mit Geijteskranken ausgefhloffen: $ 47 Nr. 5. 


8 52. 

Literatur: 1 10; hierüber: Baumann, Die Notftandsbeftimmungen bes BGB. tn ihren Be- 
tehungen zum St6B., 1905; Hold v. Ferne, Die Rechtswidrigkeit, I.8Dd. I. Abt.: Not- 
tand und Notwehr, 1906. 

1. Zu einer gegenwärtigen Gefahr gehört, daB das angedrohte Übel 
mit der Drohung zeitli in fo nahem Zujfammenhang jteht, daß der Wille des 
Täters dur die Jurdt vor Verwirklihung der Drohung ausfchließlich be- 
berrfcht wird; wird dem Täter Zeit gelajfen, feinen Entihluß dahin zu fallen, 
ob er fit durd das für fpätere Zeit angedrohte Übel beftimmen Laffen will, 
fo tft die Drohung Keine gegenwärtige mehr (RG. 3. Dez. 06, DIZ. 12, 429). 

2. Don einem unwiderftehblihden Zwange kann überall da nicht die 
Rede fein, wo das in Frage ftehende Tun oder Unterlaffen durd Gefet 
oder rehtsgültige Verordnung vorgefchrieben wird (OFDGH., Blen®. vom 
6. Nov. 06, ORCHI. 25, 364). 

3. Ein Auftrag oder Befehl der DienftHerrfhaft an das Gefinde 
madıt die von diefem in deffen Befolgung begangene ftrafbare Handlung nicht 
Itraflos (QG©. muuiı 20. Nov. 06, JuftizdBLl. 1/1906/07, 214). 

4, BefehldesDVorgefehgten: 110 Ar. 1; Verwandtfhaft, Shwäger- 
haft, Verlöbnis: daf. Ir. 2—A. 


8 53. 
Literatur: 1 10; vgl. audh oben $ 52 Lit. (Hold v. Ferne). 

1. Für die Trage, welde Art und weldhes Maß der Verteidigung 
zur Abwehr eines Angriffs erforderlich fet, ift nur die objektive Sachlage 
— einihhließlich der Perfönlichkeiten des Ungreifers und Angegriffenen —, nidt 
die fubjektive Auffaffung des Angegriffenen entfcheidend. Diefer leßteren kommt 
nur infoweit rechtliche Bedeutung zu, als der Täter in Yurdt, Beftürzung 
oder Schrecken oder infolge eines tatfählidhen Irrtums über das Maß der 
objektiv erforderlichen Verteidigung hinausgegangen ft (RMG. 17. Jan. 06, 
RWMO. 9, 257; vgl. 112 8 59 Wr. 3a). 
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2. Die zunädit in Notwehr begangenen Mißhandlungen werden fofort 
rehtswidrig, wenn fie fortgefeßt werden, nachdem der Angreifer wehr- 
los gemadt fit. 

„Warum es zum Iibergang von der Notwehr zur rechtswidrigen Wißhbandlung einer ‚Baufe“ 
bedurft haben follte, ift unerfindiih. Das Vorgehen des Beihwerdeführers und feines Wit- 
angeklagten gegen U. wurde von dem Augenblike an rechtswidrig, als U. wehrlos am Boden 
lag, feine Ungriffe Damit beendet waren, und feine beiden Gegner im Bewußtfein deifen ihn 
no weiter mißhandelten, nit mehr, um fich zu verteidigen, fondern um Rache zu Üben.” 


(RO. 3. Juni 07, 1 D 235/07.) 


3 Zur Ausübung der Notwehr kann fehr wohl ein eigner Angriff 
erforderlich fein, um dem des Gegners zu begegnen und der Erneuerung. 
desfelben vorzubeugen (RG. 18. Tan. 07, IW. 36, 548). 


4, Ein Unterlaffen eigenen Angriffs behufs Abwehr des gegnerifchen 
wird vom Angegriffenen nur ausnahmsweije verlangt werden können; jeden- 
falls kann diefem niemals ein Verzicht auf eigne berechtigte Intereffen an« 
gefonnen und insbefondere Yluht und Rückzug von ihm dann nicht ver- 
langt werden, wenn fie nad den fozialen Anfchauungen als fhimpflih und 
unehrenhaft angefehen werden (RG. 21. Tan. 07, IW. 36, 548). 


5. Daraus, daß ein in Notwehrlage Befindlicher gegen den redhts- 

widrigen Angreifer tätig wird, folgt nicht ohne weiteres, daß diefe Tätigkeit 
audh in der Abfidht, das Notwehrrecht auszuüben, vorgenommen wird; viel. 
mehr kann dies audh auf Grund einer vom Rechte gemißbilligten Abficht, 
.B. der Wiedervergeltung gefcheben; dies ift nad Lage des gegebenen 
Falls zu entfcheiden. Liegt jedody Die AUbficht der Verteidigung vor, fo ijt 
rechtlich unerheblih, aus welhdem Motiv der Täter von feinem Notredhte ©e- 
braud madt (ARMO. 10. Febr. 06, RUMG. 9, 278). 


ba. „Die bloße Möglichkeit der Hilfe Dritter kann das Nedit des 
Angegriffenen zur GSelbftverteidigung nicht befeitigen oder einfhränken. Eine 
folde Hilfe kann vielmehr bei der Beurteilung der Frage einer ftrafbaren 
Überfchreitung der Notwehr nur in Betradht gezogen werden, wenn der UAn- 
geklagte fich diefer Unterftüßung klar bewußt war und fich feit auf fie ver- 
laffen konnte“ (RG. 1. Okt. 07, 5 D 426/07; vgl. I 11 Nr. 3). 


6. Der Kreis der zur Notwehr dienlidden Mittel wird dur 8 859 Abf. 2 
BEL. nicht erweitert dergeftalt, daß jedes Gewaltmittel gerechtfertigt wäre; 
dDiefe Beitimmung ft nur ein Fall der Selbithilfe, die in beihränktem Maße 
und nur unter gewiffen Umftänden im 8 229 BGB. allgemein geitattet ijt 
und nad) $ 230 Abf. 1a. a. D. nicht weiter gehen darf, als zur Ubwendung 
der Gefahr erforderlich ift (MG. 19. Nov. 06, DIZ. 12, 360). 


7. PButativnotwehr: 


a) Putativnotwehr liegt fowohl vor, wenn der Täter aus tatfählihem 
Irrtum das VBorhandenfein eines gegenwärtigen Angriffs annahm, 
als aud, wenn er aus tatfählihem Irrtum die gewählte Art der Ver- 
teidigung gegen den — wirklichen oder vermeintliden — Angriff für er- 
forderlih hielt (RMG. 12. Dez. 06, RUWG. 10, 282). 

b) Ubf. 3 greift nur im Falle wirklicher Notwehr Pla. Geht der 
Zäter im Falle der Butativnotwehr niht auf Grund eines die Urt der 
Verteidigung betreffenden tatfächlichen us: Tondern infolge von Yurdt, 
Beftürzung oder Scredken über das aß der erforderlichen Verteidigung 
hinaus, fo tritt Straflofigkeit nicht ein (RMG. 12. Dez. 06, AMG. 10, 282). 

c) Val. aud I 11 Nr. 4; 112 8 59 Nr. 3. 

8. Einzelfälle: 

a) Wer einen anderen dur Fefthalten und Schieben vom Betreten 
feines Feldes abhält, handelt in Notwehr; fteht jenem ein Recht zum Be- 
treten zu, jo liegt wenigftens vermeintliche Notwehr vor, wenn der Läter in 
der Meinung handelt, ein folddes Net beftehe nicht (Dresden 21. Juni 06, 
SähfArdh. 07, 94). 
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b) Wird eine Beleidigung auf der Stelle mit einer Aörperver- 
legung erwidert, fo kann Notwehr nur angenommen werden, wenn nad 
Zage der Sadjıe die Körperverlegung den Zwerk hatte, weitere Beichimpfungen 
abzuwehren; anderenfalls kann nur 3 233 in Frage kommen (Dresden 7. Juni 06, 
SädhfArd. 07, 70). | 

c) Wer Schulkinder, um fie vom Betreten feines Feldes ab- 
nen mit Zotihhlag bedroht, Überfchreitet im Zweifel das notwendige 
Maß der Abwehr. Die Frage, ob ein Überfchreiten diefes Maßes vorliegt, 
legt im wefentlihen auf tatfählihem Gebiet (Dresden 2. Aug. 06, Sädjl- 
Arc. 07, 165; vgl. au IT 11 Nr. 1, 2, 5). 

d) Verteidigung des Hausredts: I 11 Nr. 7; Töten revierender 
Hunde: 111 Nr. 8 (Ar. 8b BayObRG6. 30. Zar. 06 = BayDdbLG6t. 6, 314). 


8 54. 
Ein Irrtum des im Notftand Befindlichen darüber, ob die von ihm 
verübte Tat zur Befeitigung des Notftands dienlidd war oder nicht, Ift tatfäch- 


licher Natur und daher gr 

„Die VBorinftanz führt in diefer Hinficht aus, der Angeklagte habe in feiner Notlage nicht 
prüfen können, ob Die weggenommenen Gegenftände ge Befeltigung des Notftands erforder 
lc) und auch dienli waren, er fei jedoch bei der Wegnahme von dem Wunfche befeelt ge» 
wefen, fi die Wittel zu verfchaffen, um aus feiner Notlage herauszukommen. Damit follte 
aber offenbar gejagt werden, daß der Angeklagte, wenn auch irrtümliy, angenommen habe, 
daB der Notftand auf andere Welfe nicht zu befeitigen war. Diefer, die tatfächlichen Voraus: 
fegungen des Schuldausfhließungsgrundes betreffende Irrtum mußte aber berüdfichtigt werden, 
mochte er verfchuldet fein oder nit (MGSt. 16, 150). 


(RG. 23. Sept. 07, 3 D 452/07.) 
Riteratur: 


a) Galli, Die rechtlichen Fragen in der Geburtshilfe und Chirurgie, fowte 
Die Grenzen des ärztlichen Berufsgeheimniffes (Recht 11, 493). — Verfalfer be- 
richtet Über eine Stgung der Gefellihaft für Geburtshilfe und Gynäkologie 
u Leipzig vom 26. Ian. 07, in der befchloffen worden tft, die Einfügung eines 
g 54a in das Strafgefegbuh mit folgendem Wortlaut zu empfehlen: „Eine 
ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, wenn die Handlung in der Hilfeleiftung 
eines Arztes beftand, und die geleiftete Hilfe zur Nettung eines anderen aus 
einer gegenwärtigen, auf ungefährliere Weife nicht zu bejeitigenden Gefahr 
für Leib oder Leben geboten war.” Anlangend den 8 300 StGB., fo hat die 
genannte Gefellfchaft einen Zufag dahin empfohlen: „Die Offenbarung tft nicht 
Itrafbar, wenn fie durch einen Arzt zur Befeltigung einer dem Leben oder der 
G©efundheit eines anderen drohenden Gefahr erfolgt.“ 

b) gl. aud) $ 300. 

8 55. 
: Fa» >] | e 

en RpnEl) Dos Gert Das Bugatti Rate Di 

En 2. Strafrehts: Die firafreditlihde Behandlung der Kinder und Jugendlichen, 


Tat des Jugendlidhen an fih ftrafbar: I 12. 


8 56. 

Siteratur: Qeonhard, Uber Zwangserziehung im Strafrecht, 1907. 

Zwangserziehung und Sürforgegefege: I 12 Nr. 2. 

Literatur: 

2a) Wahsmuth, Kann Einftellung des Verfahrens gegen jugendliche Täter 
oder ihre Außerverfolgfegung beim Fehlen der zur Erkenntnis der Strafbar- 
Reit erforderlichen Einficht erfolgen? (DIZ. 12, 762). — Die Frage wird bejaht. 

Bol. hierzu I 12 Nr. 1. | 

b) D’heil, Zur Frage der Einftellung des Verfahrens gegen jugendliche 
Täter oder ihrer Außerverfolgfegung beim Fehlen der zur Erkenntnis der 
Gtrafbarkeit erforderlichen Einfiht (DI3. 12, 1140). — Verfaffer ift im Gegen- 
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fag zu Madsmuth u. a. der Unficht, daB die Zrage der Strafbarkeitseinficht 
nah dem Willen des Gefeßgebers nur vom erkennenden Geridt geprüft 
werden dürfe. 


Siteratur: I 12. 8 57. 
Literatur: Zu Ziff. 4 vgl. 8 244 Lit. unter b. 
Siteratur: I 12. 8 59. 


1. Srrige Belehrung durh Sahkundige Über die Tragwette 
einer gefegliden Vorfchrift, deren Nichteinhaltung mit Strafe bedroht tft, 
[chließt weder auf Grund des 8 59, noch etwa wegen des Mangels eines Ver- 
Ihuldens die Beitrafung des der Vorfchrift Zuwiderhandelnden aus (Darm- 
ftadt 31. Ian. 07, Hejifipr. 8, 26). 

2, Der Irrtum eines Heilkundigen, er bedürfe zu einem operativen 
Eingriff der Zuftimmung des gefegliden Vertreters des minder- 
jährigen PBatienten deshalb nicht, weil diefer Krankenkaffenmitglied und in- 
foweit felbft verfügungsberedtigt fei, jtellt fi als Irrtum über zivilrechtliche 
Normen dar und fchließt die VBeftrafung wenigftens wegen vorfäglidher 
Rörperverlegung aus (NO. 15. Okt. 06, GoltdArdy. 54, 72 = Geuffßl. 72, 294). 

3. Vermeintlide, Butativ-Notwehr: vgl. oben 8 53 Nr. 7; 112 Nr. 3. 


Riteratur: I 13. 
8 60. 


1. Nihtanrehnung der Unterfuhungshaft wegen Erfolglofigkeit 
der Berufung Ift rechtlich zuläffig. Die Nichtanrechnung erhält dadurd, daß 
eine Verkürzung der Strafdauer nicht eintritt, auf die der Angeklagte keinen 
rechtlichen Anfprud hat, nicht die Eigenfchaft einer Strafe (RAMG. 29. März 06, 
AMG. 10, 47). 

2. Unterfuhungshaft = Freibeitsbefhränkung: 113 Ar. 1; bei Ge- 
famtftrafe: daf. Ar. 2, 4, 5; Zuläffigkeit der Nevifion: daf. Wr. 3. 


Siteratur: I 18. 8 61. 

1. 861 ift aus fih felbft Heraus auszulegen; auf die Berechnung 
der Antragsfrift leiden die S$ 186 ff. BGB. keine Anwendung; die Frift beginnt 
mit dem Tage der Kenntniserlangung und endet mit dem Anfange des die- 
felbe Zahl tragenden Tags des 4. Monats, gleichviel ob der legte Tag ein 
Sonn- oder Wocentag ijt (Dresden 21. Zunt 06, SähjArdh. 07, 141). 

2. Wer Strafantrag jtellt, will, daß die begangene Straftat ohne Rük- 
fiht auf die rehtlihe Qualifikation verfolgt werde; falihe Bezeichnung 
des verlebten GStrafgeleges fteht der Beurteilung der Tat auf Grund eines 
andern nicht entgegen (RO. 29. Okt. 06, Seuffßl. 72, 346; vgl. I 13 Wr. 2). 


3. Eine mündlidh beim Polizeirevier wegen Notzucht erftattete An- 
zeige kann fhon wegen der Vorjdhrift des $ 156 Abf. 2 StPO. nidt als 
wirkfamer Strafantrag wegen Beleidigung angefehen werden; ebenfo kann ein 
folcher in der Befhwerde gegen den die Strafverfolgung ablehnenden Be» 
Ihluß des Staatsanwalts wenigftens dann nicht erblickt werden, wenn 
der die Strafverfolgung ablehnende Beichluß den Antragfteller auf den Weg 
der Privatklage ausdrüklid verwiefen hat (Frankfurt a. MW. 8. April 07, 
SrankfRundfch. 41, 101). 

4. Ein erft in der Revifionsinftanz geitellter Strafantrag kann vom 
NRevifionsgericht nicht berückfichtigt werden. Wird jedoch das Berufungsurteil 
aufgehoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entiheldung 
zurüdkverwiefen, fo hat das Berufungsgeriht unter Berückfichtigung des 
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wenn aud erjt in der Nevifion SAeNEHEn Strafantrags die neue Entjcheidung 
zu treffen (RAMG. 20. Nov. 05, AUG. 9, 160; vgl. audy I 13 Nr. 1). 

5. Bei Befchränkung der Berufung auf die Straffrage fteht bei An- 
tragsdelikten dem Berufungsgerichte die Befugnis zu einer Nadhprüfung 
nah dem Vorliegen eines ordnungsmäßigen Strafantrags nidht zu 
(RMG. 12. Sept. 06, RG. 10, 200). 

6. Einfluß des Vergleihs im Privatftrafverfahren: I 13 Nr. 3 
(BayobtG. 24. Okt. 05, BayDbLG6ECt. 6, 186). 

7. Dal. au $ 380 SPD. Tr. 3. 

8, Bei Beleidigung durh Aufftellung [ymbolifcder Figuren ift 
die Tat zwar mit der Aufitellung vollendet, aber noch nicht beendet; die 
Verjährung des Antrags läuft erft von dem Zeitpunkte an, wo der be» 
leidigende Zuftand endet (BayObtX6. 13. März 06, BayOpLGCt. 6, 368). 


9. Antragsberedtigte PBerfonen: 


a) Eine juriftifhde Perfon wird bei der Antragftellung durdy die nad 
dem bürgerlichen Recht vertretungsberechtigte Perfon vertreten; find mehrere 
nur gemeinihaftlih vertretungsberedhtigt, jo müffen fie auch gemein- 
Thaftlih Strafantrag ftellen. Lekterer Grundfaß findet jedodh nicht Anwen- 
dung bei Beurteilung der Stage, ob die ee tft, da es 
ih hier nicht um eine Vertretung im Willen, fondern im Wiffen handelt; hier 
genügt es, wenn nur eine der gemeinfam vertretungsberedhtigten Perfonen 
von Lat und Täter Kenntnis hatte (BayOpLG. 10. Zan. 07, Seuffßl. 72, 402 
—= BayühLGSt. 7, 177). 

b) Eine offene Handelsgejellfhaft ift Keine von der Perfönlichkeit 
ihrer Inhaber losgelöfte jurtftifhe PBerfon; Träger der Gefellihaftsrechte 
find die lin felbft. Ift daher eine Ehefrau Mitinhaberin, fo 
ift es nad) $$ 1630, 1795 BGB. unzuläffig, daß FR Ehemann in gejeßlicher 
Vertretung feines Sohnes ein diefem zujtehendes Patent- oder anderes Recht 
an die durch feine Ehefrau vertretene Gefellichaft veräußert; ein von der 
Handelsgejellfhaft geitellter Strafantrag wegen Patentverlegung 
ift demnad) wirkungslos (RG. 22. Mai 06, RGGt. 59, 15). | 

c) Ein vom Stadtverordnetenvorfteher unter Bezugnahme auf 
einen dahingehenden Befhluß des Stadtverordnetenkollegiums ger 
ftellter Strafantrag enthält keine auf Herbeiführung der Strafverfolgung ge- 
richtete Erklärung der Mehrheit der Stadtverordneten, ftellt vielmehr 
nur einen für die Körperfhaft durdh den Vorfigenden geitellten Antrag 
dar; tft daher nicht diefe als foldhe verlegt, fo ift der Antrag unwirkfam 
(RG. 30. Wai 07, IM. 36, 548). 

d) VBorftände der Breugiihen Eifenbahndirektionen für die Eifen- 
I OEND: 1 14 Wr. 5a; Oberkommandierender der Heilsarmee: daf. 

rt. 5b. 


e) Tragweite der Vollmadt des Brokuriften ufw.: 114 Wr. 4. 

10. Ein Strafantrag gegen eine Jirma fit zuläjfig und richtet fich im 
weifel gegen die PBerfonen, die im Betrieb des mit der Firma bezeichneten 
efhäfts die den Gegenftand des Antrags bildenden Handlungen be- 

aangen haben; eine namentlidhe Bezeichnung diefer Perfonen ijt nicht geboten 
(RG. 15. Mat 07, DIZ. 12, 1148). 


Riteratur: I 14. 


eit 8 63. 
iteratur: 1 14. 

1. Der Grundfag der Unteilbarkeit des Antrags bezieht ih auf den Fall 
einer einheitlihen Handlung, bei der fih mehrere Perfonen betei- 
ligt haben, und zwar gleichviel, ob durch diefe Handlung das Gefeß nad 
mehreren Ridhtungen verlegt wurde oder nidt. Es kann demnad nicht 
beantragt werden, die Beftrafung der Täter auf eine der verjchiedenen Aus- 
ftrahlungen der Handlung zu beichränken, vielmehr ijt, wenn der Antrag auf 
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ftrafrechtliche Verfolgung einer Handlung geftellt ift, diefe in ihrem ganzen 
unge zu verf N (BayOhRG©. 19. Sept. 05, Bay&pLGGt. 6, 144). 
2. Einheit der Tat: 114 Ar. 1 u. 2. 


8 64. 
Inftanz gleidgültig: I 14 8 64. 
Literatur: dafelbit. 
8 65. 


1, Der gefeßlihe Vertreter desnoch nicht 18 Jahre alten Minder- 
jährigen kann nur in feiner Eigenfhaft als gefegliher Vertreter 
wegen Beleidigung des Minderjährigen Strafantrag Stellen; daß er in diefer 
Eigenfchaft den Strafantrag ftellt, muß zum klaren Ausdruck gebradjt werden 
ee 8. Dkt. 03, ZfDGerGekr. 18, 104 — BayObLGE&t. 4, 73; vgl. 

14 2 

2. Ein zum Zwede der Stellung eines Strafantrags beftellter 
Pfleger ift infoweit Vertreter des Pflegebefohlenen und zur Stellung des 
Strafantrags oe: auch wenn diefer im übrigen durdh einen Vormund 
vertreten wird (RO. 7. Febr. 07, Seuffßl. 72, 486). 

8. Vol. au $ 414 StPO. 


Literatur: 


a) Winter, Das Recht des Vaters zur en des Strafantrags und 
zur Erhebung der Privatklage für fein Kind (ZESM. 27, 440). — Verfaffer 
führt aus, daB der gefeßliche Vertreter ein materielles Strafantragsredt nicht 
befißt, fondern lediglich in diefer feiner Eigenfchaft beredhtigt ft, für das Kind 
Antrag zu ftellen, mithin au nur befugt ft, im Namen des Kindes Privat- 
Klage zu erheben, dergeftalt, daß als Privatkläger leßteres aufzutreten hat. 

b) Wer ift, wenn ein Minderjähriger beleidigt wurde, bered- 
tigt, Strafantrag zu ftellen? (ohne Autornamen, ZfDGerG©ekr. 18, 76). — 
Der Artikel führt aus, daß nad 8 65, wenn der Minderjährige das 18. Tahr 
no nicht Überfchritten hat, nur fein gejeßlicher Vertreter, andernfalls er felbft 
und fein gefeßlicher Vertreter, diefer aber nur in diefer feiner Eigenfchaft, nicht 
Kraft eignen NRedts, ftrafantragsberedtigt ift. 


8 66. 


1. Nah rehtskräftiger Verurteilung kann nur nodh Verjährung 
der Strafvollftrekung in Trage kommen; ob daher, nachdem gegen Ver- 
fäumung der Recdhtsmittelfrift Wiedereinjfegung gewährt worden, inzwifchen 
3% oT ia verjährt jein würde, ift bedeutungslos (R®. 13. Mat 07, 

2. VBerjührung bei Dauerdelikten: 8 147 Gewöd. Wr. 2d; 182 Nr. 7c. 

3. Urteilsfaffung bei Verjährung: 115 8 66. 


8 67. 


1. Eine unter mehreren redhtlihen Gefihtspunkten zu beur- 
teilende Handlung kann je nad diefen verfchiedenen Gefichtspunkten in 
verfchiedener Zeit verjähren (BayObLG. 11. April 07, Geuffßl. 72, 796). 

2. Verjährung kann nicht angenommen werden, wenn eine Tat nach den 
erjtinftanzlichen Feitftellungen als an einem innerhalb der WVerjährungsfrift 
liegenden Tage begangen angenommen worden ft, und fid — bet offenbarer 
Identität der Tat — in der Berufungsinftanz herausftellt, daß fie tatjächlich 
an einem früheren Tage begangen worden tjt, dafern nur auch leßterer vom 
Standpunkte der erjten Inftanz aus a der Verjährungsfrift gelegen 
it BayOpRG6. 4. Sept. 06, Seuffßt. 72, 306). 

3. Da von einer Strafbarkeit der Anftiftung erft mit Begehung der 
Haupttat die Rede. fein kann, jo kann die Verjährung der Anftiftung aud 
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vor diefem Zeitpunkte nicht zu laufen Dannen N: 18. San. 06, Regers®. 
27, 210 = BayDbL66t. 6, 293 = Gewälrd. 6, 457). 

4. Ubf. 4: Im Falle der Berfäumung des Öeftellungsterming (8 33 Abf. 
RMIG.) beginnt die ab ng mit dem Tage der Terminsverfäumung ( ö. 
29. a 06, Regers®. 27, 315 — GoltdArdy. 53, 452). 

Derj jährung von Mob ounautsnen: 1 15 Ne. 1; des Vergehens 

ms % 184 Ziff. 1: 1 34 8 184 Nr. 4; Beginn beim fortgefegten Delikt: 

1103 $ 148 Gewd. Ar. 1c; beim Dauerdelikt: 182 Nr. 7c, unten 8 147 
Gewd. Ar. 2d; bei Aonkursdelikten: 8 240 AD. Wr. 3a. 


868 . 


1. Unter die die Verjährung unterbrechenden: fallen alle gefeglich vor» 
geichriebenen, die Hauptverhandlung vorbereitenden richterlihen Handlungen, 
nicht nur die eigentlichen Verfolgungshandlungen. Dell unzuläffige oder 
rechtlich bedeutungsloje Handlungen unterbreden die Verjährung nit. Die 
fraglicde Handlung muß geeignet fein, das Verfahren zu fördern; eine Termins- 
aufhebung ohne die erkennbare Abficht der weiteren Verfolgung der Sade tut 
Dies oe BayObRG. 18. Dez. 06, Seuffißl. 72, 260). 

Ein ftaatsanwaltfchaftlicher Antrag, ein wegen Abwefenheit des Be- 
Ihuldigten vorläufig eingeitelltes Verfahren „behufs Unterbredung der 
Verjährung” wieder aufzunehmen, tft nidt geeignet, dieje Unterbrechung 
zu veranlaffen, da er diefe als Gelbitzwecd der richterlihen Beichlußfafjung 
bezeichnet und weder die Zweckmäßigkeit noch die Wlotwendigkeit der be- 
Antragten Handlung erfehen läßt (BayDbLG. 8. Mat 07, Seuffdl. 72, ‚525; 
vgl. aud) I 16 8 68 Ar. 47). 

8. Fälle der Unterbredung: 

a) Die gerichtlihe Anordnung der Ladung des Beichuldigten und die 
im Erlaffe der Ladung beftehende Ausführung an Anordnung unter 
bricht die Verjährung (Dresden 5. April 06, SähfArd. 06, 544). 

b) Anfragen des Vorfigenden nad dem. Stande eines für die Straf- 
fache präjudtziellen anderweiten Verfahrens find gegen den Angeklagten 
re Handlungen (Dresden 12. Juli 06, SähfArch. 06, 115; vgl. au) 115 

r. 3d = QuftigdBl. 9/06, 125). 

0) Liegt der Täter im ARrankenhauje, fo bildet eine im Auftrage 
des Richters erfolgte telephonifche Erkundigung des Gerichtsichreibers nad 
feiner Vernehmungsfähtgkeit oder eine foldhe Erkundigung des Richters 
felbft eine gegen ihn gerichtete richterliche Handlung (BaydpRG6. 11. April 07, 
GSeuffßl. 72, 796). 

d) Im Berwaltungsftrafverfahren unterbricht eine auf Erfugen der 
Berwaltungsbehörde getroffene Verfügung des Amtsgerichts, wonach die .Ver- 
waltungsbehörde felbjt um das Gehör des Beichuldigten erfucht wird, die Ver- 
jährung, aud wenn der Aufenthalt des Beichuldigten unbekannt. tft. (Bay: 
O6RG. 28. Febr. 07, BayOpLSSt. 7, 244; vgl. I 15 Nr. 3e). 

e) Anordnung ber Zuftellung des Urteils: 115 Nr. 3a; AUktene 
abgabe: daf. Wr. 3b; EUER IDENERUNG: daf. Ar. 3c. 

f) Zgl. au 88 458, 459 StPO. 


4. Die Verjährung wird nidgt unterbroden: 

a) Sind mehrere an fi felbftändige Straffadhen miteinander ver- 
bunden gewejen, jo wird nad Trennung der Saden durch richterliche Han ds» 
lungen wegen des einen Straffalls die Verjährung binfichtli des anderen, 
deffen weitere Verhandlung bis zur Erledigung Ku ausgefegt worden tft, 
nicht unterbrodden (RG. 25. März 07, R5Gt. 40, 

b) Eine Strafverfügung wegen einer Hefkinmzten Tat unterbricht ni ht 
die ee brung einer darin nicht genannten Handlung, aud wenn dDiefe 
leßtere einen Zeil der unter Strafe gejtellten Tat basftelit “6. 12. en ‚06, 
Rhein UND. 24, 137). 


Warneyer-Rofenmülter, Jahrbuch. 2. Jahrg. | 2 


18 A. Materielles NRedht. — 11. 1. Strafgefeßbud. 


c) Eine Anweifung des NRidhters an den Geridtsichreiber, gemäß 
$ 361 StFED. die Strafakten dem Berufungsgeridt einzuberidten, 
tft interner Natur und unterbricht die Verjährung nidt (RG. 28. Febr. 07, DI2. 
12, 541; vgl. 115 Nr. Ac). 

d) Beihluß auf Ausfegung des Verfahrens: 115 Nr. 4a; Rückgabe 
der Berufungsbegründung: daf. Nr. 4b; richterliche Handlung gegen den 
Mitangeklagten wegen nit gleihartigen Belikts: 1 16 8 68 Wr. 4e. 


Literatur: I 16. 
8 69. 


1. Ubf. 1: In dem Strafverfahren wegen Zuwiderhandlung gegen 
ein Steuergefeß, in dem die Strafe nad der Steuer zu bemeffen ift, 
ruht die Verjährung bis zur Teftfegung der Steuer (BayObt6©. 21. Tunt 06, 
BayopLtGßt. 7, 30) 

2. Während der Dauer einer Sigungsperiode des Reihstags ruht 
die Verjährung; diefes Auhen ift auh nit abhängig von der Üblehnung 
der vom Richter nadhgefuhten Genehmigung des Reihstags zur Straf- 
verfolgung (MG. 27. April 07, Seufißtl. 72, 836). Ä 


72. 
Literatur: 8 


Brestgenberg, Die Unterbrehung der Gtrafvollftrekungsverjählung 
(DZ. 12, 286). — Verfafjer vertritt die Anficht, daß eine „auf die Vollfirekun 
gerichtete Handlung” jede fi) mit diefer beihäftigende Handlung ei, und daß 
darunter aud eine auf Ausjegung der Vollftrekkung gerichtete falle. 


Fünfter Abfchnitt. 
Zufammentreffen mehrerer [trafbarer Handlungen. 


Siteratur: I 16. 87. 

1. Ob ein beftimmtes Tun eine eingige oder mehrere felbftändige Hand- 
lungen darftellt, ift nad der natürlichen Auffaffung zu entfcheiden. Eine ein- 
zelne Zätigkeitsentwirkelung wird egelmäßig als eine Handlung zu 
beurteilen fein; wird das Gegenteil angenommen, fo bedarf es der Dorlegun 
inwiefern trogdem eine Mehrheit von Handlungen vorliege (BayObL®. 
z an BayühLG6&t. 6, 288; ähnlih BayüpL©. 9. Okt. 06, BayOpLG- 


2. Die Frage, weldhes das [hwerere Pitafgeleh ift, ift dann, wenn 
die zu vergleichenden Gefeße oder eines derfelben mildernde Umftände oder 
einen minder [hweren Fall BHEOIeN: nit davon abhängig, ob dies im 

egebenen Falle angenommen wird. Maßgebend find die Strafdrohbungen 

n thesi; das härtere Gefek Ift das, weldhes die Werhängung der fchwereren 
Strafe ermöglidht (RMG. 25. Tuli 06, RMG. 10, 164). 

3. Vermifdhen der Gefeße unzuläffig: 116 Air. 2; Freiheitsftrafe 

ftets | Hwerer als Geldftrafe: daf. Ar. 1. 

4 Gelbftverftändlide Vorausfegung des $ 73 ift die Statthaftig- 
Reit der Strafverfolgung auf Grund des [hwereren GStrafgefeßes 
im Zeitpunkte der Urteilsfällung; fehlt fie, ift die Handlung allein nad) 
dem Strafgefeß zu beurteilen, deffen Anwendung prozeffual zulälfig ft (2®. 
m Ian. 07, BadNpr. 73, 61). 

5. Dadurd), daß von zwei ideell konkurrierenden Delikten zunädft nur 
Das eine, leichtere, abgeurteilt ift, wird die fpätere Aburteilung der Tat aud) 
nad) dem anderen rechtlichen Gefichtspunkte durh den Grundfag ne bis in 
idem nidt ausgefdloffen; nur ift auf die neuerdings zu erkennende Strafe 
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die früher erkannte anzurechnen (Roftock 24. Nov. 06, Mekl3.25, 93; vgl. 116 
8 73 Nr. 3; ähnlid) BayObLG. 7. Febr. 07, BayObLGEGt. 7, 214). 


6. Einzelfälle: 


a) Im Yalle der Idealkonkurrenz eines von Amts wegen und 
eines im Privatklageverfahren verfolgbaren Delikts ift das Gericht, 
audh wenn es den Tatbeitand des erfteren nicht für gegeben erachtet, ver- 
pflichtet, troß früher erfolgter Verweifung des leßteren zur Privatklage zu 
prüfen, ob auch deffen Tatbeftand gegeben ift, und unter Umftänden infoweit 
zu verurteilen, fofern nur wegen diejes Delikts eine rechtskräftige Verurteilung 
noch nicht erfolgt ift (KG. 29. Dez. 06, AST. 33 C 5). 

b) Dur rechtskräftige Aburteilung einer Tat als grober Unfug wird 
die Verfolgung derfelben Zat ($ 73) als Beleidigung unzuläffig, aud wenn 
bei &Alagerhebung wegen Unfugs die Verfolgung wegen Beleidigung vor- 
behalten worden tft; Nufrehnung nach 8199 ift jedoch nicht ausgefdhloffen 
(Kolmar 26. Sept. 05, Elfloth3. 32, 328). 

c) Bei Sdealkonkurrenz zwilhen Betrug und Erpreffung (vgl. I 
8 253 StGB. Wr. 5) muß die Strafe aus $ 263 gefunden werden, da Diefe 
Gefegesbeftimmung neben Gefängnis und Verluft der bürgerlichen Ehrenrecdhte 
nody Geldftrafe zuläßt (NG. 6. Dez. 06, Seuffdl. 72, 345). 

d) Ift der jchwere Raub des $ 251 StGB. in der Weife verübt, daß 
durch Die angewendete Gewalt der Tod des Menfhen verurfaht worden 
tft, und die Tötung mit Vorfak und Abel sung verübt, fo gt deals» 
konkurrenz von 8 251 mit $ 211 StGB. vor (NMG. 17. Mai 06, NATG. 10, 86). 

e) $ 115 MStG62. verb. mit $ 223a StGB. ift Baeniber $ 114 Ubf. 2 
nn Fr 85 53, 55 MSIGB. das fchwerere Gefeg (AMG. 25. Juli 06, RUIG. 
1 5 
ee) Bei Idealkonkurrenz zwifhen 8 26 Ziff. 1 Kleifhb6. und 8 10 
Ziff. 1 NayrMittelG. ift erfteres Gefeß das fchwerere, weil dort die Ein- 
stehung obligatorifch ift (RG. 14. Mai 07, Bay. 3, 416). 

1) 88 185, 240, 43 Gt6%2.: 116 Nr. da; Kuppelei und Schank- 
vergehen: daf. Ar. 4c. 

g) Betrügerifhde Verwertung geftohlener Sachen: $ 263 Ar. 2; 
vgl. audy I 16 Wir. Ah. | .” 

h) Idealkonkurrenz von 88 185, 186: f. $ 185 Nr. 8a; $ 186 Nr. 7. 

i) Zufammentreffen der 88 136, 137 St68.: f. $ 187 Ar. 6. 

7. Yortgefegtes Delikt: 

a) „Der Begriff der fortgefegten Straftat erfordert, daß mehrere gleich- 
artige, geaen dasfelbe Redhtsgut gerichtete Handlungen, deren jede für 
fih den Zatbeftand der Straftat erfüllt, durch den einheitlidden ner» 
brederifhen Vorfaß des Täters zu einer rechtlichen Einheit verbunden 
werden (R6Gt. 39 ©. 220, 221).” 

„DaB der Ungeklagte, der bet jeder der für erwiefen erachteten fünf felbftändigen Hand- 
lungen nady der ihm von dem Raufmann MI. erteilten allgemeinen Unweifung verfuhr, von 
vornherein die Abficht gehabt Haben mag, bei fidh bietender Gelegenheit gleichartige Straftaten 

begeben, begründet die Unnahme der Einheitlichkeit feines Borfages nicht.” 
(R6. 20. Sept. 07, 2 D 461/07.) I | 

b) Die Annahme eines fortgefeßten Delikts erfordert Einheit bes 
verlegten Redtsguts. Ä 

„Daher können Rörperverlegungen mehrerer Berjonen nicht zur juriftifden Einheit 
eines fortgefegten Delikts zufammengezogen werden. was anderes aber ift es, wenn 
mehrere Berfonen dur diefelbe einheitliche erslung verlegt worden find, was zunädft ber 
Fall ift, wenn derfeibe Schlag mehrere Berfonen trifft. Unerläßlihe Borausiegung es 
aber nicht, dab diefe Verlegungen mehrerer Perfonen dur die eine einheitliche Körper 
bewegung eines Täters verufadht worden ifl. Vielmehr Können dabei mehrere PBerfonen in 
verfhiedenem Maße einwirken, und jeder von ihnen kann mehrfach tätig geworden fein. 
Gelbft in einem folden ialle ift Die Annahme einer einheitlichen Sanblung | 
beanftanden, wenn die. gefamte Tätigkeit der Hannelnden der natürliden Auffafiung nad 
jeden non ihnen nur ein und Diefelbe Handlung bildet. Dies wird insbefondere dann der all 
jem, wenn die mehreren angegriffenen Verfonen fidh den Ungreifern als eine einbeitlidhe zu» 
ammengebhörige ‚Wenfdenmenge‘ barftellen, auf bie die legteren einfylagen, ohne Daß es 
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ihnen an der Verlegung einer beftimmten Perfon daraus befonders gelegen if... lnmög- 
dh kann aber in dem gefamten Vorgange eine einheitlidhe Handlung gefunden werden, 
da zwifhen der ‚erften und zweiten Schlägerei‘ ein geraumer Zeitraum lag, die erfte Schlägeret 
völlig beendet war und die zweite nur Dadurch ermöglicht wurde, Daß ufw. Die Zufammen: 
Be der beiden banad) vorliegenden an fidh felbftändigen Handlungen zur Einheit eines 
ortgefegten Delikts tft aber unzuläffig. weil bei der ‚erften Schlägerei‘ nur S. und ©. 
allein, bet der zweiten die drei E.s allein angegriffen und verlegt worden waren. Es hätten 
Denna mindeftens zwei felbftändige Handlungen den Angeklagten zur Laft gelegt werden 


möülffen. 
(RG. 21. Zuni 07, 5 D 249/07.) | = 

c) Zur Annahme einer fortgefegten Straftat reicht es nicht aus, wenn 
der Angeklagte von vornherein beicdhloffen hat, gegebene Gelegenheiten 
zum Stehlen zu benugen; vielmehr muß ein von vornherein dDahingehender 
VBorjfag auf Begehung einer Straftat vorliegen, die nad und nad durd 
mehrere in fich unfelbftändige Ausführungshandlungen ins Werk gefeßt worden 
tft (RG. 21. Sept. 06, DIZ. 12, 132). 

d) Einheit des verlegten Nechtsguts, und daher die Annahme eines fort- 
aeIeBten Delikts it bei gegen verfhtedene Perjfonen verübten 

ee nehnten ausgefdhloffen. 
| „Verlegt find verfhiedene Kinder duch Handlungen des Ungeklagten, von denen jede für 
fth den Zatbeftand des Verbredens wider die Sittlidhkeit (8 176 Ubf. 1 Ziff. 8 StGB.) zu 
erfüllen geeignet ift, und die Verfchtedenheit der verlegten Perfonen läßt die Annahme der 
Einheit des verlegten NRechtsguts, welche bei einem fortgefeßten Verbrechen gefordert werden 
: muß, als ausgefchloffen eriheinen (R5St. 10, 58; 27, 19; 81, 150).” 
(MG. 27. Tuni 07, 1 D 363/07. 

e) Macht der Angeklagte den Einwand ne bis in idem mit der Be- 
gründung geltend, die jegt zur Aburteilung ftehende Tat fet bereits in einem 
früheren Urteil als Teil eines fortgefegten Delikts abgeurteilt, fo ift, wenn 
diefer Einwand Erfolg haben foll, unerläßlid, daß der erfterkennende Richter 
ungzweideutig ausgefproden hat, daß er hinfichtlicy aller vor feiner Entfchetdung 
erfolgten Tätigkeitsakte wegen der Einheitlichkeit des Vorfages, der Gleidy- 
artigkeit und des äußeren Zufammenbhangs ein fortgefeßtes Delikt angenommen 
habe; diefe Frage Kann an der Hand des Inhalts des früheren Urteils auch 
a nadgeprüft werden (BayObLG©. 5. März 07, BayZ. 


:. DD Freifprehung gemäß 856 StGB. in Anfehung von vor Voll- 
endung des 18. Jahres verübten Handlungen hindert auch bei Annahme eines 
fortgejeßten Delikts nicht die:-Verurtetlung wegen Handlungen, die nad) diefem 
Zeitpunkte begangen wurden (RG. 18. Tebr. 07, GSeuffßl. 72, 486)* 
s ee im Falle der Annahme eines fortgejegten Delikts: 
9 Std. | 
h) Im übrigen vgl. zur Lehre vom fortgefegten Deltikt 1 17 Wr. 5Ba—g. 


Riteratur: I ©. 17, 18. 


iteratur: I 18. 3 2. 


1 2on mehreren felbftändigen Straftaten kann nur dann die Nede fein, 

wenn eine jede derfelben auf einem befonderen Vorfage beruht. 
„Durchfihlagende Bedenken ftehen nach der dem Urteile gegebenen Begründung der Un- 
nahme des Vorderridters entgegen, Daß die gewerbsmäßige Heblerei und die Anftiftung zum 
Diebftagl in Realkonkurrenz begangen feien, Da feitgeftellt ift, daB die Unftiftung zum Dieb» 
ftahl von vornherein zum Zwedke des demmächftigen behlerifhen Erwerbs und unter Zufiche- 
rung der Ubnahme der zu ftehlenden Saden erfolgt ift. Diele Feftftellung fpricht bare, daß 
Ungeklagter beide Straftaten in Betätigung. eines einheitlichen‘, beide winfoffenden orfages 

- begangen bat.“ 

2 „Wenn die einzelnen ftrafbaren Handlungen zeitlih aus- 
einanderfallen, bedarf nicht die Annahme einer Nealkonkurrenz, jondern 


diejenige eines fortgefegten Verbrehens einer befonderen Begrün- 
dung“ (RG. 11. Tuli 07, 2 D 244/07). | 


8. Nimmt das Gericht beim Vorliegen einer Handlung gleihwohl zwei 
felbftändige Taten an, fo bedarf es ausdrücklicher und eingehender Feititellung 
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und Begründung, woraus das Vorliegen mehrerer Straftaten gefchloffen wird 
(RG. 11. April 07, SeuffßL. 72, 597). 

4. Dadurch allein, daß der Täter einen Diebftapl zu dem Zwere ver 
übt, um fi des entwendeten Gegenftands als eines Mittels zur Ver- 
übung eines nadhfolgenden Betrugs zu bedienen, werden die Tathand- 
lungen, wenn fie zeitlich auseinanderfallen, nicht notwendig zu einer einheit- 
lihen Tat zufammengefaßt (BayOhLG. 14. Febr. 07, BayObLGGt. 7, 224). 

5. Erblikt das Berufungsgericht, entgegen dem Schöffengeridht, in 
der Handlungsweife des Täters nur eine einzige Straftat, fo ift es doc 
zuläffig, die vom Schöffengerichte gemäß 8 74 ausgejprocdhene Gefamtitrafe als 
Strafe für die einheitliche Tat in voller Höhe aufrechtzuerhalten, dafern nur 
der Strafrahmen des in Srage kommenden Gejfeges dies zuläßt (BayObL®. 
1. Vebr. 07, BayObL©6t. 7, 207). | 

6. Es ift, weil ja nad dem Beginn der Vollftrekung nicht ausgefchloffen, 
daß die erkannte Gefamtitrafe die Summe der Einzelftrafen erreiht, unzu= 
Läfftg, aus Einzeljtrafen im Gefamtbetrage von 62 Tagen Gefängnis 
Due m Gefängnis als Gefamtitrafe zu bilden (NG. 2. Tan. 07, 

ay3. 3, ; ; 

7. Das Prinzip des Abf. 3 wird durch $ 57 Ziff. 1 infofern durd’ 
broden, als bei Anwendung diefer Beitimmung im Falle realer Konkurrenz 
bis auf fünfzehn Jahre Gefängnis erkannt werden kann (RG®. 11. April 07, 
Seuffßt. 72, 595). | 

8. UÜberkennung der Ehrenredte: 118 $ 74 = IM. 35, 784. 

9, Zufammentreffen der 88 136, 137: vgl. $ 137 Nr. 6. 


8 76. M 
1. Abf. 1: Für die Nebenftrafe des Ehrverluftes bildet nicht die Ginzel-, 
fondern die Gefamtjtrafe die Unterlage; es ift demnad) zuläfftg, bei Ent- 
Iheidung Über die Ehrenftrafe auch diejenigen Handlungen zu berücfichtigen, 
die durch die Gejamtitrafe zwar getroffen werden, für die aber neben den 
dafür feitgejeßten Einzelftrafen Verluft der Ehrenredhte nicht ausgefprochen 
werden durfte (RG. 25. Junt 06, GoltdArdh. 53, 437). 
; Ve Einzelftrafe muß auf Zudthaus lauten: [118 8 76 — RegersE. 
7, 144. : 
S 78. 


„Bei Feitftellung der zu fubftituterenden YFreiheitsftrafe tft tn den 
Tüllen .des $ 78 Abf. 2 nicht von dem Gefamtbetrage der verwirkten Geld» 
Itrafe auszugehen, fondern unter. Zugrundelegung der einzelnen verwirkten 
Geldftrafen deren Umwandlung zu bewirken und danadı unter Berükfichtigung 
der in 8 78 Abf. 2 vorgefehenen Einfhränkung die zu fubftituterend ei» 
heitsjtrafe zu beftimmen” (RG. 5. Juli 07, 5 D 473/07; vgl. 1 18 8 78). 


8 79, 2 


1. 8 79 beabfichtigt, ebenfo wie $ 74, dem Angeklagten, der mehrere ftraf 
bare Handlungen begangen hat, eine Vergünftigung zu gewähren, ihn beffer- 
zuitellen, als er ohne diefe Beitimmungen bei der Straffeftfegung behandelt 
werden könnte; daher tft von Anwendung des $ 79 abzufehen, wenn da- 
dDurh der Angeklagte ungünijtiger geftellt werden würde (Bayübt6. 
29. Dez. 06, Seuffßl. 72, 104 = BayüOhLGEGt. 7, 160). 

2. Uls frühere Verurteilung hat das Urteil des Berufungsgerichts zu 
gelten, wenn diefes In der Lage war, in der Sade felbft zu erkennen; dies Ift 
nicht der Fall, wenn es 3. B. die Berufung nad) $ 370 StPWO. verworfen hat, 
daher hier, wie in ähnlichen Fällen, das Gericht erfter Inftanz zuftändig 
(BayobrXe. 7. Zuli 06, SeuffßL. 72, 120). | 

3 Wenn nad teilweifer Verwerfung der Nevifion und teilweifer Zurüc- 
verweifung der Sade eine der im erften Urteile der Strafkammer aus- 
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geworfenen Einzelftrafen rechtskräftig geworden und bis zum Crlaffe des 
zweiten Urteils der Strafkammer völlig verbüßt ift, im zweiten Urteile aber 
neben der verbüßten Einzelftrafe nur noch eine weitere elftrafe in Stage 
kommt, fo ift für Auswerfung einer Gejamtjtrafe kein Raum (RG. 19. Nov. 06, 
RO6Gt. 89, 275). 
4. Ein: verurtetlendes fchöffengerichtliches Erkenntnis verliert durch frei- 
fprehendes Berufungsurteil feine rechtliche . Eriftenz; wird demnadh der UAn- 
eklagte nad) erfolgter Freifprehung wegen Anftiftung eines Zeugen zum 

inetde verurteilt, und auf Grund diefer Tatfadhe ein Wiederaufnahme- 
verfahren wegen des früher unter Anklage geftellten Delikts nunmehr dur 
Berufungsurtetl die frühere Freifprehung aufgehoben und der ass 
verurteilt, fo leidet auf diefe und die Strafe wegen Anftiftung zum Mleinetde 
der 8 79 StGB. N, (BayDbRG. 5. April 07, Seuffßl. 72, 425 = 
BayZ. 3, 240 = BayObLG6t. 7, 285). 

5. Wird eine zum Teil bereits verbüßte Gefängnisitrafe in eine 

fpäter erkannte Gefamtzudhthausftrafe einbezogen, fo tft die verbüßte 

trafe auf leßtere nur nah Umrehnung gemäß 8 21 anzuredhnen (TG. 
Münden II 27. März 07, ZuftizdBt. 1, 312; vgl. 113 8 60 Ar. 4, daf. ©. 195, 
8 482 StPO. Wir. 4). 

6. Zft dem Geriht zwar bekannt, daß der Angeklagte bereits ander- 
weit rechtskräftig verurteilt ift, ift es aber ohne Ausfeßung der Hauptverhand- 
lung nit in der Lage, fih Kenntnis von dem Inhalt jenes Urteils 
zu verfchhaffen, fo tft es berechtigt, ohne ana desfelben felbftändig 
auf eine Einzelftrafe zu erkennen und die Bildung der Gefamtftrafe dem Ver- 
fahren na 492 SEPBO. zu überlaffen (RG. 15. Jan. 07, Bay2. 3, 131; vgl. 
aud 118 8 79 Nr. 2). 

7. 8 79 zwingende Vorfhrift: 118 Ar. 1; frühere Gefamtftrafe auf- 
zulöfen: daf. Ar. 4; Begehung einer Straftat nad Aburteilun g der früheren: 
daf. Ar. 5: Unwendung des 8 79 in der Berufungsinftanz: dal. Wr. 6; 
zwifchen zweit Urteilen begangenes Delikt: I 19 79 Rr. 7. 

Literatur: 

a) Haberftumpf, Begnadigungsredht beim Vollzuge von Gefamtitrafen 
(Seuff®l. 72, 196). — Verfaffer erörtert die Srage, welhem Bundesftaate das 
Begnadigungsredht zufteht, wenn die einer Gefamtitrafe zugrunde liegenden 
Einzeljtrafen von verfchtedenen Bundesftaaten erkannt find, und kommt im 
AUnfhluß an den VBeicyluß der vereinigten Straffenate des Reihsgerihts vom 
18. April 94 (R6Gt. 25, 309) zu dem Ergebnis, daß dies derjenige Staat fet, 
delen, a. a Gefamtitrafe erkannt habe. 

gl. : 


Zweiter Teil. Bon den einzelnen Verbrechen, Vergehen 
und Übertretungen und deren Beftrafung. 
Erjter Abfchnitt. Hochverrat und Landesverrat. 


Siteratur: Vgl. 119. SKHierüber: Wildt, Verbrechen gegen die Staatsmadht; Verbreden gegen 
befreundete Staaten. Differt., 1905. 


Zweiter Abfchnitt. WBeleidigung des Landesherrn. 
Biteratur: Müller, Kaifer und Majeftätsbeleidigung, 1907. 
Literatur: | | 
a) Bay. 3, 220 bringt — ohne Nennung des Autors — eine Beipredung 
bes Entwurfs eines Gefeges über die Beftrafungen der Majeftätsbeleidigungen 
ber die Abänderung der $$ 95, 97, 99, 101 bezwekt. Desgleichen 
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b) Heilfron im Nedt 11, 558. 

c) vanGalker, Die Beitrafung der Majeftätsbeleidigung (DIZ. 12, 553). — 
Berfaffer unterzieht den Entwurf über Abänderung der ee ber 
beitimmung einer Kritik und wünfdht insbefondere beffere Seftlegung des DBe- 
griffs als einer gegen die Würde des Fürften, nicht gegen deffen Perfon 
gerichteten Beleidigung; er fchlägt, um Dies zu erreichen, einen Suter folgen- 
der Faflung vor: „Die Beleidigung fit nur dann auf Grund der 95, 97, 
99, 101 ftrafbar, wenn fie... in der Abficht begangen wurde, die beletdigte 
Verfon in ihrer fürftlichen Stellung herabzuwürdigen.” Sodann regt er u. a. 
an, überhaupt nur die Öffentlich begangene Beleidigung zu Strafen. 


8 97. 


Das Vergehen Ift vollendet, fobald die rechtswidrige beleidigende Kund- 
gebung zur Kenntnis eines anderen gebradt if. Das Bewußtfein 
der beleidigenden Wirkung genügt, eine Abficht zu beleidigen wird nicht 
erfordert. Auch ein Verbreiten an dritte Perfonen gehört nicht zum Tat- 


beitanbe. 
„Danach IE Sowohl dadurd, Daß der angeklagte Redakteur das Klifchee zur Kenntnis des 
Sd., feines Druders, als aud dadurd, daß er planmäßig vor Beginn der Verbreitung der 
Drukichrift das Pilihteremplar zur Kenntnis der Beamten der Voltzeidirektion gebradht bat, 
der Tatbeftand erfüllt.“ 


it. 
(RG. 13. Zunt 07, 1 D 254/07). 


’ 


Vierter Abjchnitt. Feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten. 


8 102. 
Gegenfeitigkett; Rußland: I 19 $ 102. 


Sünfter Abfchnitt. Verbrechen und Bergehen in Beziehung auf 
die Ausübung ftaatsbürgerlicher Rechte. 


8 107. 
Bol. $ 2 EGS:GL. Nr. 3. 


8 108. 


1. VBorausfegung fit der formale Borgang der Wahlhandlung; 
dabet vorkommende Berjtöße, auch feine AUngültigkeit machen die Yällhung 
des Ergebniffes nicht ftraflos (RG. 28. Jan. 07, GoltdArdh. 54, 292). 


2. Wird die Wahlfälfhung durch Angabe eines falfhen Namens 
begangen, fo liegt Idealkonkurrenz mit 8 360 IZiff. 8 vor; verfudte 
Wahlfälihung durch Angabe falfhen Namens, der der Wahlvorfteher keinen 
Glauben fchenkt, !ft zwar nicht nach 8 108, wohl aber nad) $ 360 Ziff. 8 ftraf- 
bar (RO. 10. Juni 07, IW. 36, 549). | 

3. Mühlen feitens Nihtwahlberedhtigter: I 19 8 108. 


8 109. 
Literatur: 

NRofenthal, Ein ftraflofes 0 hen (Mecht 11, 179). — Verfaffer 
wünjdt eine Erweiterung des $ 109 dur Hinzufügung einer — im [chweize- 
riihen Entwurf eines Strafgefegbudhs vorgefehenen — Beitimmung dahin, daß 
auch die Kontrolle der Stimmabgabe der irgendwie dkonomifh Abhängigen 
duch den Brotgeber, ohne dab eine Beeinfluffung des Wahlergebnijjes vor- 
ltegt, ftrafbar ift. 
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Sedjter Abjnitt. Widerftand gegen die Staatsgewalt. 
8 110. 


1. Der Begriff der Menfhenmenge erfordert nicht eine ungeordnete 
und zufammengewürfelte Perfonenmehrheit; eine folde Bann vielmehr au 
durch das auf feinen Bläßen befindliche Theaterpubltkum, ferner durdy die 
Arbetiterihaft einer Jabrik oder durdy nur durd ihre politifche Denn 
verbundene Teilnehmer an einer VBerfammlung dargeftellt werden (RO. 
12. März 07, IW. 36, 549 = RGGt. 40, 76). 


2. Tür das Zatbeftandsmerkmal des Aufforderns ft es, falls Die 
Kundgebung inhaltlich diefen Begriff erfüllt, bedeutungslos, ob fte dem 
Millen des Täters entfprechend unmittelbar oder mittelbar zur Kenntnis von 
Perfonen gelangt, an die ihr Anhalt fich richtet. 

„Menn der Beichwerdeführer geltend mad, bar tn der Berfammlung nad den getroffenen 
vTerftellungen junge Leute nicht anweiend geweien feien, und daraus folgern zu wollen [cheint, 
Deshalb habe eine an die Jugend fich rihtende Aufforderung überhaupt nit angenommen 
werden können, fo liegt, was das Tatfächlihe anlangt, zunädft auf Der Hand, DaB eine vor 
einer Wenfhenmenge gemadte mündlidhe Kundgebung fehr wohl geeignet und beftimmt fein 

ur Kenntnis auch anderer, als der gerade anwefenden Verfonen zu gelangen.” 


kann, 
(MO. 1. kt. 07, A D 675/07. 


8, „Es ift nicht notwendig, daß der Täter das Gefeg, die Verord- 
nung oder Anordnung nah ihrer konkreten Eriheinungsform, 
namentlich die Stelle, von der fie ausgegangen find, oder den Tag des Er- 
lafies kennt; es genügt feine Kenntnis davon, daß vom Gefeßgeber oder einer 
Behörde Vorfchriften des in Betraht kommenden Inhalts erlaffen find. UAn- 
wefentlid ift aud, ob der Täter, foweit es fih um obrigkeitlide Anord- 
nungen handelt, Zweifel an der Zuftändigkeit der fraglichen Behörde 
zum Erlaffe der Anordnung gehegt oder die Behörde geradezu für unzuftändig 
gehalten hat“ (RG. 7. Zuni 07, 4 D 117/07). 


4. Db gegen eine obrigkeitliche Anordnung zum Ungehorfam aufgefordert 
worden, richtet fi) nicht danadh, daß die Anordnung „im Sinne“ einer behörd- 
lichen Verfügung gelegen habe; die Unordnung muß in dem entiprechenden 
Erlaffe klar und verftändiih zum Ausdprukß gekommen fein (RO. 
21. Zunt 07, IM. 36, 549). 


= 


g 111. 


1. Menfhenmenge: $ 110 Qr. 1. 

2. 8 111 erfordert, daß auf die in 8 110 bezeichnete Weife zu einer kon- 
Rreten ftrafbaren Handlung aufgefordert wird; es bedarf zwar nicht der 
genauen Bezeihnung der Tat nad) Zeit und Drt, jedod immerhin einer der- 
artig beftimmten Bezeihnung, daß im Falle der Begehung: einer ftrafbaren 
Handlung deren Zufammenhang mit der Aufforderung erkannt wer- 
den kann (RG. 18. Ian. 07, R56Gt. 389, 387 —= IW. 36, 550 | 


- 8 Zur Anwendung des $ 111 bedarf es der Feitftellung, zu welchen be- 
ftimmten Handlungen oder Unterlaffungen der Täter andere in einer 
für Ddiefe erkennbaren Weife zu beftimmen fucht, inwiefern die erwarteten 
Handlungen oder Anterlaffungen fih im Falle ihrer Begehung als Ungehor- 
fam gegen ein Gefeß beftimmten Inhalts oder als Verlegung eines be- 
timmten Strafgefeßes darftellen würden, und inwiefern der Täter diele 
ar in fein Bewußtjein aufgenommen hat (RO. 7. Dez. 06, IW 

4. Aufforderung zu Disztiplinarvergeben: 120 $ 111 Ar. 1; Kennt- 
nis der Strafbarkeit nicht erforderlich: daf. Ar. 2. M 


5. Abf. 2: Ift die Handlung, zu der aufgefordert wurde, mit Arreft 
bedroht, jo Kann nur auf Haft bis zu fehs Wodhen erkannt werden; 
andererfeits kann bei Verurteilung zu Geldftrafe je nad deren Höhe aud 
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auf höhere Haftftrafe alternativ erkannt werden. Mit Rücficht auf leß- 
tere Möglichkeit ftellt fich die fragliche ae itets als ein Vergehen 
dar MO. 20. Sept. 06, IWW. 35, 785 — RN6Gt. 39, 158). 


8 118, 


1. Zum Merkmal der Gewalt ift nur erforderlich die Anwendung einer 
aktiven, wenigjtens mittelbar gegen die Perjon des Beamten gerichteten Tätig- 
Reit; zum tätlihen Angriff gehört eine eine Körperliche Einwirkung auf 


jenen bezwecdende Tätigkeit. 

e Ungeklagte hat . die eine Ausgangstür des Zimmers, in dem fi der Gerichts» 
noltsieher &. befand, in der AUbficht verfchloffen, den Gerichtsvollzieher . . . Durch Ein» 
fperrung feftzuhalten und einftwetilen an der Yurdführung der Smangsvoliftrektung zu hindern, 
und tft diefer beabfichtigte Selelan audy tatfächlich erreicht. Unter diefen Umftänden unterliegt 
es keinem Bedenken, in dem Berfchließen der Tür fowohHl das Tatbeftandsmerkmal der 
Zeiftung von Miderftand durdy Gewalt. als auch Das des tätlichen Angriffs zu erbliken, wenn. 
gleich en Ausgang des Zimmers offen ftand, der von den Beteiligen nicht beachtet 
worden 


(MG. 27. Sept. 07, 5 D 443/07; vgl. audy) I 20 Nr. 1). 
2, Widerftand gegen Beamte bei Ausübung privater Nedte von öffent- 
on Korporationen: I 20 Nr. 2. 

Ein Motorradfahrer, der auf einen Poltzijten, der fih ihm in 
den Yieg ftellt, um wegen zu fchnellen Fahrens feine Berfönlichkeit feftzuftellen, 
mit vermehrter Gefcywindigkeit losfährt, um ihn an diefer Amtshandlung 
zu hindern, nötigenfalls aber dur überfahren oder Anfahren körperlih zu 
verlegen, begeht einen tätlihen Angriff auf den Beamten und tjt nad 
8 113 ftrafbar; die Übertretung des zu fchnellen Fahrens fteht mit dem. 
Miderftande in ideeller Konkurrenz Moftock 24. Nov. 06, Mel. 25, 93 
— GoltdArd. 54, 108). 

4. Beamteneigenfgaft: a u Gendarmen, Sta- 
tionsjäger: 1 20 Nr. 3 


b. Rehtmähige Amtsausübung: 


a) Ein PBolizetbeamter, der eine Perfon vorläufig feftnimmt, be- 
findet ih nur dann in redhtmäßiger Ausübung feines Amts, wenn für die 
Teftnahme eine der in den 88 127 und 112 StPO. vorgefehenen Vor- 
ausfegungen (oder einer der in $ 6 des preuß. ©. vom 12. Febr. 1830 feft- 
geftellten Fälle) vorliegt. Eine Beleidigung. des Polizeibeamten: durd 
jene PBerjon allein berechtigt zu deren Feftnahme nicht, ebenjowenig deren bloße 
Weigerung, dem Polizeibeamten ihren Namen zu nennen, fofern deren 
Verfönlihkeit auf andere Weije fofort auTaeelk werden kann (Celle 13. Dez. 04, 
GoltdArdh. 53, 301; vgl. I 21 $ 113 Ar. Ad). 

.D) Beamte des "Volizei- und Sicerheitsbienfte können, um die Verdbunke- 
lung der Sache zu verhüten, auch zu anderen Befhränkungen der per- 
Tönlichen Freiheit, als zur vorläufigen Teitnahme fchreiten (RG. 2. März 06, 
RegersE®. 27, 156). 

6) Der % erdadht einer ftrafbaren Handlung genügt, um die Hilfs- 
beamten der Staatsanwaltihaft zum Einfcreiten in Form der Felt 
nahme, der Beihlagnahme ufw. zu verpflichten; ihre AUmtsausübung tft 
alsdann auch in dem alle eine Pe wenn a Verdadt fich nadıder 
als falfcy erweift (Rolmar 31. Okt. 05, Elfloth3. 32, 

d) Ein Gendarm, der einen laut frhreienden us Yen verhöhnenden Be 
trunkenen, der einen Menfchenauflauf verurfadht, zur Verbringung in Sider- 
eitsarrejt feitnimmt, weil er weitere QAusfchreitungen befürchtet und dem 
uftritt nicht anders ein Ende madyen zu können TEN handelt in redjt- 
mäßiger Amtsausübung (Roftork 26. Tult 06, Weil. 25, 

eo) „m Mängel der Zuftellungsurkunde Tind RAS  einftuk auf die 
Recdtsgültigkeit des Zujtellungsakts felbft; diefer bleibt demnach eine re = 
mäßige Amtsausübung des Zuftellungsbeamten. Db die Anficht des 
richtspollziehers, Die gefeglihen Vorausfegungen einer a noRosvoll: 
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ftrekung feien gegeben, der wirkliden Sadlage entipriht oder fidh 
hinterher als unzutreffend herausjtellt, ift unerheblich, wenn fi feine Umts- 
bandlungen nur in den Grenzen feiner Amtspflidten. halten. Auch 
das Verweilen des Gerichtsvollziehers in den Räumen des der Zwangs- 
vollftrekung Widerftand entgegenfegenden Schuldners bis zum Eintreffen 
der zuzuziehenden Zeugen tft rehtmäßige Amtsausübung“ (RO. 18. Tunt 
07, 5 D 352/07 = IW. 36, 550 = Juftizdl. 2, 89). 

f) Bolizeibehörden find zur Durchführung von Privatredtsanfprüden 
nicht berechtigt; die Amtsausübung von Poltzeiorganen wird hier auch dDadurd 
nicht zu einer rechtmäßigen, daß fie auf Unordnung eines Vorgefeßten handeln 
(RO. 10. Zunt 07, IW. 36, 550). 

g) Eine Prüfung der Rehtmäßigkeit eines erlaffenen Befehls liegt 
dem ausführenden Vollftrekungsbeamten nicht ob; die Vollziehung 
eines an fi) unrechtmäßigen, aber innerhalb der Zuftändigkeit erlaffenen Be- 
fehls tft daher nicht felbft unrechtmäßig. Irrt der Vollftrekungsbeamte bei 
der Vollziehung aus tatfüähhlihen Erwägungen, * wird deshalb feine 
Amtstätigkeit nicht unrehtmäßig (RG. 13. Dez. 06, IW. 36, 399). 

h) Begriffderrehtmäßigen AUmtsausübung, [ubjektive Erforderniffe: 
1 ©. 20, 21 Wr. 4a, b, d; Ausführung von Anordnungen des Vorge- 
Gy daf. Ar. Lc; Befugniffe von Eifenbahnftationsbeamten: daf. 

tr. 4e. 

6. „In ftändiger Sa ee bat das RG. angenommen, daß zur Er- 
füllung des Tatbeftands der 8$ 113 u. 117 StGB. das Bewußtfein des 
Zäters von der Redtmäßigkeit der Amtsausübung nicht erforderlich 
fei, und daher feine irrige Meinung, der Beamte befinde fich nicht in der recht- 
mäßigen Ausübung feines Amts, den Täter nicht entfchuldigt (NGSt. 2, 423; 
8, 14; 23, 334 u. a)” (RG. 3. Okt. 07, 1 D 667/07). 


g 114. 


1. Die Baader einer Behörde erfolgte En aung einer an fi 

8 En efhwerde oder der Belprehung ihres Verfahrens im 

eihstage kann als eine Drohung t. ©. des $ 114 nur angefehen werden, 
wenn der Täter fi deifen bewußt tit, daß mit der Befchwerde nidht nur eine 
abändernde Anordnung, fondern aud perfönlihe Nachteile für den Beamten 

erbeigefühbrt werden können, die diejer derart fürdhtet, u er in feiner 

illensfreiheit beeinflußt wird, bzw. daß der Beamte die Beipredhung zu 
fürchten Grund hat, bzw. daß die Vorgänge entftellt, mit abfälliger Beurteilung 
des Beamten und unter perfönlichen Angriffen pegen ihn vorgetragen werden 
follen (RG. 15. Nov. 06, R6Gt. 39, 266 — IM. 36, 399). 

2, Androhung der Veröffentlihung In der Breffe: 121 8 114 Nr. 2; 
einer Rlage: daf. Nr. 3. 

3. Nah $ 114 ift ftrafbar, wer ein Amtsgericht dur die Drohung, er 
werde feine Rinder totichlagen und fi) an andre Leute wenden, damit diefe 
erfahren, wie das Gericht mit mittellofen Leuten umgehe, zur Yufhebung 
eines gegen ihn gerichteten Pfändungsbefdhluffes zu nötigen fucht. 
Denn diefe Maßregel fällt an fi in den Zuftändigkeitskreis Diefes Gerichts; 
darauf, daß die ins Auge gefaßte Amtsbandlung gerechtfertigt gewefen wäre, 
kommt nichts an (Stuttgart 1. Yug. 05, WürttT. 19, 71). 

4. Art der Amtshbandlung unerheblich: I 21 8 114 Nr. 1. 


Biteratur: I 21. 8 115. 
Zufammenrottung: $ 106 MStG2. 
8 116. | | 


Abf.1: Gefährdung der öffentlihden Ordnung und Sicherheit durd 
die angefammelte Menge ijt nicht Vorausfegung der Strafbarkeit nad Abf. 1. 
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„Es kommt nach der sorttalfüng und dem Sinne des $ 116 StGB. nur darauf an, dab 
überhaupt eine Verfammlung einer Wenfcyenmenge vorhanden ift; es ift aber gleichgültig, zu 
weldhem Zwedke fte fi verfammelt hat.“ 


(RG. 12. Juli 07, 4 D 370/07.) 
8 117. 


1. Sein Amt übt der Beamte nicht nur da aus, wo er eine Handlung, 
Die er herbeizuführen befugt tft, erzwingt, fondern audh da, wo er zu ihrer 
ellbeng auffordert und die freiwillige Leiftung zu erreichen fudht, 3. B. 
an einen Waldfrevler die Aufforderung richtet, ein zur Tat benugtes Beil 
herauszugeben. Zur Bedrohung genügt jede verftändlidhe Art der An- 
00 a eventuell bevorftehenden Gewaltanwendung (RG. 20. Nov. 
2. 8 117 ift nur anwendbar, wen der Angriff oder Widerftand auf die 
vorzugsweitfe im Öffentlihen AIntereffe ftattfindende Ausübung des 
Tagdihußes gegen Jagdfrevler fich bezieht, nicht aber 3. B., wenn ber 
tätlihe Angriff oder Widerftand vom Grundftüksetigentümer erfolgt 
zu dem Zwecke, um die Tagdausübung des Jagdpädters auf Grund vermeint- 
lichen befferen Nechts zu verhindern (RG. 15. April 07, Seuffßt. 72, 596). 

3. Wenn aud der Beamte gefhüst wird, wenn feine Amtsausübung 
nur vermeintlich rehtmäßig fit, jo Rommt der gleihe Schub nicht dem 
Tagdberedhtigten oder dem von ihm beftellten unbeetideten Brivatauffeher 
zu, gegenüber diefem tft die objektine Rechtmäßigkeit des Handelns und 
das Bewußtjein des Täters von Ddiefer Rechtmäßigkeit notwendige Voraus- 
fegung ftrafbaren Widerftands (RG. 23. April 07, op, 36, 550). 

4 Für einen vom SasnBerem:ioten beftellten Auffeber reicht der 
Schuß des $ 117 nur fo weit, als das Jagdfhugredht reiht, das örtlich 
dur den Schußbezirk begrenzt, und fahlich auf die Abwehr fremder ftrafbarer 
Eingriffe in das Jagdrecht bejchränkt Ift (RG. 18. Febr. 07, Seuff®1. 72, 540). 
| . Ein; kgl. bayrifher Forftgehilfe ift Forftbeamter 1. ©. des $ 117 
StGB. und befindet fih in rehtmäßiger Amtsausübung, wenn er die 
Verübung eines Forftfrevels feitftellen und deifen Fortfegung durch Wegnahme 
des von dem auf friiher Tat betroffenen Befchuldigten dazu benugten Werk- 
zeugs verhindern will (RG. 12. Okt. 06, Bay. 2, 481). 

6. Anwendungsgebiet des $ 117: 120 8 117 Nr. 2, 3; preuß. Aom- 
manbojager 122.3 117 Nr. 6; einzelne Fälle: 121 $ 117 Nr. 4, 5. 

7. Dal. aud $ 113 Nr. 6. 


Riteratur: 1 22. 8 120. 


1. Oefangener ift, wem dur ein Organ der Staatsgewalt als folder 
Rraft obrigkeitlicher Autorität aus Gründen des Öffentlidden Wohls die per- 
lönliche Freiheit entzogen worden ift, und der fi) infolgedeffen in der Gewalt 
der zuftändigen Behörde oder der zuftändigen Beamten befindet; dazu gehört 
aud) ein nadj 8 127 StPO. vorläufig Feftgenommener. Nicht erforderlich tft 
eine förmliche Ankündigung der Verhaftung oder Feltnahme (Kiel 16. Aug. 06, 
SchiHoljtäinz. 06, 366). | 

gl. auch 1143 $ 14 MSLGB. | 

2, Die üußere Nehtmäßigkeit der eben aut: durch die die 
Gefangennahme bewirkt wird, tft nicht Vorausjeßung der Anwendung des 
8 120; für den Begriff des Gefangenen wird lediglid vorausgejeßt, dab 
eine Perfon aus Gründen des öffentlichen Intereffes in gefeßlich gebilligter 
Torm ihrer Freiheit beraubt ift und fich infolgedeffen in der Gewalt der zu- 
ftändigen Behörde befindet, welche Vorausfeßungen ftets zutreffen, wenn Die 
Benabıne durd) einen Vertreter der Staatsgewalt innerhalb feiner allgemeinen 

uftändigkeitsgrenze erfolgt (RG. 4. Okt. 06, RG6Gt. 39, 189 = TW. 36, 399; 
vgl. 122 $ 120 Wr. 2). 

8. Ein mit Schularreft belegter Schüler, der die Strafe im Scul- 

zimmer verbüßt, ift (in Bayern) nicht Gefangener i. ©. des $ 120 (RO. 
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30. April/14. Mai 06, Bay. 2, 460 — JuftizdBt. 06/07, 185 — NGGt. 39, 7 
—= RegersE®. 27, 316; a. W.: BayOhLG. 24. Juli 07, Bay2Z. 3, 393). . 

4 Sürforgezögling: 122 8 120 Wr. 3. 

5. Dal. aud) g 79 MSIGB. 


g 121. 


Bol. $ 79 MEER. 
| 8 122. 


1. Abf. 2: Vorausfegung für die Anwendbarkeit des Abf. 2 ift nicht nur, 
daB von mehreren ein gewaltfamer Ausbrud) unternommen wird, fondern 
audb, daß diefe mehreren fi zufammenrotten und jo 0 Aräfte ver- 
einen; ein räumlides Zufammentreffen zur gemeinfamen Gewaltanwendung 
Aft unbedingtes Erfordernis (RG. 9. Zuli 06, Seuffßl. 72, 67; vgl. aud 
8 106 MSLGB.). 


2 Bafftive Widerfeglihkeit ungenügend: 122 8 122. 


Giebenter Abfchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider die öffentliche Ordnung. 

1. Wohnung, Gefhäftsräume, befriedetes Befigtum: 

a) Zum Begriff des befriedeten Befigtums genügt es, wenn der Eigen» 
tümer oder fonft Berechtigte das unbewegliche Befigtum in äußerlich erkenn- 
barer Weife mittels zufammenhängender Schugwehren gegen das beliebige 
Betreten dDurd) Yremde gefichert hat; ein einzelner Neubau kann ein befrie- 
detes Beligtum darftellen (BayObhRG©. 14. März 07, Seuffßl. 72, 796). 


b) Gefhäftsräume, Hausgarten, Lirhhof, Befriedung: 1 22 
8 123 Ar. 1a—d. 


2. Widerrehtlihes Eindringen und Verweilen: 


a) Das Eindringen fegt nidt Bewältigung eines MWiderftands, einen 
förmlihen Abfchluß 1. ©. des 8 243 Ziff. 2 StGB. voraus; die Türöffnungen 
brauden nicht verihhloffen zu fein. Es genügt ein entgegenftehender Wille 
des Berechtigten, der entweder erkennbar oder zu vermuten Ift (VBayOhLG. 
14. März 07, Seuffßl. 72, 796; ebenjo I 22 8 123 Wr. 2a, da. ©. 23 Wr. 2b). 

b) Widerrehtlid tjt das Eindringen in eine Wohnung au dann, wenn 
das Betreten der Wohnung mit Erlaubnis des Berechtigten erfolgt, diefe Er- 
laubnis aber argliftig erfhliden ift und bei wahrer Kenntnis der Gadı- 
lage nicht een worden wäre (BayübX®. 8. Tan. 07, BayObLGGt. 7, 173; 
ebenfo 1 23 Ar. 2b). 

‚c) Das Eindringen feßt nicht voraus, daß der ganze Körper des 
Zäters In den Raum gelangt, insbejfondere wird kein Eintreten, kein Hinein- 
gehen gefordert, vielmehr genügt es aud), wenn der Körper nur zum Teil 
in den Raum eindringt (NG. 19. Febr. 07, IW. 86, 550 = N6Gt. 39, 440). 

d) Wer fih unter Benugung einer fremden Mitgliedskarte in die ge- 
ihloffene Verfammlung eines Vereins, dem er felbft nicht angehört, 
eindrängt, ohne Vertreter des wirklichen Mitglieds zu fein, begeht einen Haus» 
friedensbrud, wenn ihm dabei bekannt tft, oder er vermutet oder vermuten 
muß, daB der Verein bei Kenntnis des Sachverhalts feine Anmwefenheit nicht 
dulden würde (Dresden 7. Juli 06, GoltdAUrdh. 54, 91). 

e) Die Ehefrau übt während der Ubwefenheit des Ehemannes das 
Hausreht aus, darf mithin den Zutritt zur eheliden Wohnung nad ihrem 
Ermefjen geftatten, jedoh nicht gegen den ihr ausgefprodhenen oder fonft ihr 
erkennbaren Willen des Ehemanns; thr in ihrem Einverjtändnis die Woh- 
nung betretender Liebhaber begeht daher objektiv einen Hausfriedensbruch 
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(BayOhL®. 11. Okt. 06, Seuffßl. 72, a at binfichtlih des Dienft- 
mäddhens NO. 28. Kan. 07, Seuffßl. 7 486). 
f) Ein von feiner Ehefrau er lebender Ehemann kann fi 
geaenäber jener, des Hausfriedensbruhs fhuldiga madhen (RG. 2. Wat 07, 
eu 
g) Während der Abwefenheit des Untermieters fteht dem Unter- 
vermieter in den [[ Räumen das Hausredht zu (BayObR6. 
8. Ian. 07, BayDbL66&t. 7, 173 
h) Ohne Befugnis verweilt Thon, wer nach einmaliger Aufforderung 
des on ten fih nicht entfernt, auch wenn er nidht unbefugt eingetreten 
war. Als Aufforderung, im gu entfernen, ftellt fich jede Kundgebung 
dar, durch die in unzweideutiger Weife dur Wort oder Gebärden der Wille 
des Berechtigten zum Ausdruck kommt, den Aufenthalt A anNeen in feinen 
Näumen nit zu dulden (RWG. 13. März 06, NRUG. 10, 
i) Hausfriedensbrucd des Vermieters ge enüber dem eo» 123 Qr.2d; 
des Gajftes in Gaftwirtfhaften: daf. Nr. 2f; des Glüäubigers es Zwangs- 
vollftrekungen: I 11 Ar. 7d; unbefugtes: Verweilen: 128 Ar. 2 


3. Qualifizterter Hausfriedensbrud: ' 
ur Begehung gemeinfhaftliden Bande genügt 


a) 3 
nicht bloß Außerliches Zufammenwirken; es tft vielmehr eine Vereinigung 
mehrerer notwendig, um die Tat mit vereinten Kräften zu zu begehen. 

„Die Gemeinfhaftlidäkeit ift ausreihend damit begründet, daß beide klagte bei ihrem 
gemeinfhaftlichen Handeln von vornherein eintg gewefen find, denfelben nn gewotE und 
in bewußtem und gemwolltem Zufammenwirken gehandelt haben.” 

(RG. 20. Sept: 07, 4 D. 412/07.) 

b) Die Tatfache, baß einer von mehreren Tätern zulegt, nad) den Übrigen 
eingedrungen ft, fchlteßt für fih allein die Annahme der Mittäterfchaft nicht 
aus, dafern er nur in a un mit ben anderen gehandelt hat 
(MO. 8. Okt. 06, Seuffßl. 72, 

c) Waffen: 123 Ar. a Geneinfhehiiisnrn —= Mittäterfhaft: 
daf. Ar. 3c; [ubjektive Srforderniffe: daf. Ar. 3d; Mittäterfhaft oder 
Beihilfe? 18 8 49 Nr. 7 

4, Inksnasberentiater 

a) Bei Hausfriedensbruh in Dienftlokalen tft zur eleileis des Straf- 
antrags beredtigt, wem zur Zeit der Tat die Handhabun rn Drdnung 
Eur Br ae des Inhabungsredts zuftand (BayDbLR®. 9. April 07, 

eu : 

b) Verein in gemietetem Saal: 1 23 Nr. 4. 


Literatur: 

a) Bol. I ©. 23, 24. 

b) Dieß, Gemeinfchaftlicher Hausfriedensbrud (DI3. 12, 653). — Ber- 
faffer wetft auf die Konfequenzen hin, die entitehen, wenn gemeinfchaftlicher 
Hausfriedensbruch mit Beleidigung oder Rörperverlegung ideell konkurriert: 
Möglichkeit der Erkennung von Oeldftrafe gemäß der anzuwendenden fchwe- 
teren Strafbejtimmung in 8 223 oder $ 185; Beftehen diefer Wöglichkeit, troß- 
3 der DVerlegte dur Stellung von Strafantrag nad) $ 223 oder $ 185 das 

erlangen nad härterer Beltrafung aundgibt. 


8 125. 


1. Zeilnahme an Gewalttätigkeiten nicht erforderli: I 24 $ 125; 
Zufammenrottung: vgl. $ 106 MWStGB. 

2. Abf. 2: Bloß run genügt nicht. In der Annahme 
einer Leitungsftange von. eine otorwagen liegt nicht einmal eine teilweife 
Zerftörung, denn diefer Begriff feßt eine mindeftens teilweife Bejchädigung 


30 A. Materielles Nedt. — 1I. 1. Strafgefegbud. 


voraus; eine foldhe Kiegt aber nicht vor, wo, wie hier, die Brauchbarkeit des 
zu duch einfaches Zufammenfegen wiederhergeftellt werden kann (RG. 
22. Okt. 06, A5Gt. 39, 223 — IM. 36, 400). 


Literatur: I 24. 8 180. 


1. Eine Aufreizung zum Klaffenkampf kann nad Lage der Sadhe au 
dDadurdh begangen werden, daß der eine foldhe enthaltende Aufruf als Teil des 
Berichts Über eine Strafkammerverhandlung veröffentlidt wird, in 
welder der Verfaffer wegen des Aufrufs verurteilt wurde; es kommt hierbei 
insbefondere auf die äußere Korm der Wiedergabe des Aufrufs und auf den 
Leferkreis, den die betreffende Zeitung hat, an (MG. 29. Tuni 06, R6Gt. 89, 87). 

2. Borausfegungen: I 24 $ 180 — Geuffßl. 72, 66. 


8 188, 


1. Es ift zwar an fich gleihgültig, ob die Urkunde ufw. von einem Nicht- 
beamten an einen folhen amtlich Übergeben werden; auch kann der Dritte, 
dem übergeben wurde, gleichfalls Täter des en nad) 8 133 fein. Unter 
allen Umftänden aber muß der übergebende Dritte von der Behörde oder 
den Beamten, fei es aud nur mittelbar, VBollmadt zur Übergabe erhalten 
haben, und muß die Urkunde ufw., zu deren Aufbewahrung Staat oder 
Gemeinde verpflichtet find, fih fhon im amtliden Gewahrfam befinden 
oder durch die von der Behörde gewollte Mbergabe in amtlichen Gewahrjfam 
zu kommen beftimmt fein (RG. 4. März 07, GoltdArdy. 54, 299). 

2 Die amtlihe Aufbewahrung braudt keine dauernde zu fein; fie 
feßt au) weder eine befondere Kontrolle über die Urkunden ufw. wäh- 
rend ihrer Verwahrung voraus, noh Kenntnisnahme der Behörde vom 
Inhalte. Es genügt, daß die Urkunde ufw. bejtimmungsgemäß fo lange in 
amtlihder Verwahrung an dem hierzu beftimmten Drte verbleibt, bis über 
fe ae amtliche Verfügung getroffen wird (RMG. 12. Dez. 06, NAME. 

i ö 

8. nn Milttärgewehren: I 24 $ 133 Nr. 1; amtliche Lifte 

von Säufern In Oaftwirtfchaften: daf. Ar. 2. 


Siteratur: I 24. 
8 136. 


1. 88 136, 137 fegen eine rehtsgültige Pfändung oder Beldhlag- 
. nahme voraus. Eine folde liegt an fich gemäß $$ 808 ff. ZBO. nur vor, 
wenn die gepfändeten Sachen fih im Gewahrfam des Schuldners befinden 
oder der dritte Inhaber fie hHerausgibt. Es tut jedoch der Gültigkeit der 
Pfändung keinen Eintrag, wenn der Schuldner, um Pfändungen gegen ihn 
u vereiteln, die Wohnung und den Gewerbebetrieb auf den Namen eines 

ritten mietet bzw. betreibt, dafern nur feftfteht, daB dies lediglih zum 
Schein joint und der Schuldner troßdem tatfählih Inhaber bleibt 
(Dresden 27. Dez. 06, SähfOTG. 28, 110). 

2. Verlegung des Giegels erforderlich: I 24 $ 186 Ar. 1; Zu» 
ftimmung des Gläubigers zur Aufhebung der Pfändung: 1 25 
8 137 Ne. 6. 

3. Zufammentreffen mit 8 137: f. dort Wr. 6. 


= 8 137. ' oo. 

1. $ 137 verlangt nicht die Abfiht, den Pfandgläubiger zu [hädigen 
oder eignen Bereiherungsporfak des Täters, fondern als Vergehen gegen 
die Öffentliche Ordnung lediglich das Bewußtfein, daß die Sadhen von zu- 
Händigen Beamten gepfänbdet oder in Beichlag genommen find; felbft die 2b- 
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fiht, aus dem Erlöfe verkaufter gepfändeter Gegenftände den Gläubiger zu 
befriedigen, [hüßt nicht vor Beftrafung (Kolmar 16. Mai 05, Elfloth 3.31, 654). 


2. Wann ein Beamter als zuftändiger anzufehen ift, richtet fi nad 
Sc en reiches» und landesgefeglichen Vorfchriften (RG. 29. Tuni 06, 

3. Im Falle der Anfhlußpfändung ift deren Wirkfamkeit nicht vom 
Pfandredht, fondern vom Pfandbefig des Erftpfändenden abhängig; ein 
Verziht auf eriteres feitens des Gläubigers gegenüber dem Sculöner hebt 
zwar das Pfandredt i. ©. des $ 1255 Ubf. 1 BGB. auf, nit aber den Pfand- 
befig des Öerichtsvollziehers, fo daß eine weitere (Anjchluß-) Pfändung ohne 
ge a des Pfandredhts zuläffig ift (Kolmar 4. Zuli 05, Elfe 

ot. 31, ; 

3a. ZurBefhlagnahme eines — vermutlich gefälfchten — Schriftftüks 
in der Hauptverhandlung ft, wenn der Vorfigende den Untrag des 
Staatsanwalts, es zu den Akten zu nehmen, ablehnt, der Staatsanwalt zus 
ftändig; erklärt diefer die Beihlagnahme, fo madıt fi) der Verteidiger, der 
das Schhriftftück alsdann heimlih vom Plate des Staatsanwalts wegnimmt 
und feine Herausgabe verweigert, des Vergehens nad) $ 137 fchuldig 
(RS. 29. April 07, Seuffßt. 72, 737). 

4, Sft vom Fleifhbefhauer nah 89 Ubf. 1 des ©., betr. die Schlacht. 
vieh- und Fleifhbeihau, vom 3. Juni 00 Fleifh vorläufig befhlag- 
nahmt, fo madt fih, wer diefes Fleifh, ohne es in Verkehr zu bringen, der 
Beichlagnahme entzieht, nad $ 137 ftrafbar (RG. 17. Dez. 06, R6Gt. 39, 367), 

5. In dem Einbauen befhlagnahmter Hölzer in einen Bau liegt 
mindeltens eine u Hinderung der a en der Behörde 
und daher eine Entziehung aus der Verftrikung (MG. 12. März 07, Goltd- 
Ar. 54, 300; vgl. 1 25 8 137 Nr. 4). | 

6. Wenn auh fahlihes Zufammentreffen des Vergehens nad 
8 187 mit dem nad $ 136 nicht ausgefchloffen ift, fo ift Dies Do dann 
nit möglid, wenn die Befeitigung des Siegels das Mittel ift, um den er- 
ftrebten Zwed, die Pfandentziehung, zu erreichen; 8 137 Tchließt die Entfernung 
des Verftrikungsiymbols, des Siegels, foweit es zur Zeit des Bfandbruds 
hinderlich ift, notwendig in fih BayObLG©. 19. Tan. 07, Seuff®l. 72, 403 = 
BayOpLGGt. 7, 187). 

7. Ein Schuldner, der gepfändete Gegenftände mit Genehmigung des 
Gläubigers verkauft, kann nicht wegen Erekutionsvereitelung beftraft werden 
(OfKaffH. VPlen€. 17. April 07, SFECBI. 25, 860; f. jedod) I 25 $ 137 Nr. 6). 

8. Borausfegungen der Belhlagnahme: 5 WB SPD. Nr. 1 und 
n a Nr. 4; redhtsgültige Pfändung: $ 136 Ar. 1 und 1 ©. 24, 25 

137 Ar. 1. 

9. Beihlagnahme im Zwangsverfteigerungsverfahren: I 25.8 137 
Nr. 2; im Zwangsverwaltungsverfahren: 168 Ar. 1; dur Forltfhuß- 
beamte: daf. Ar. 3; ee a Saden durd den Schuldner: 
daf. Nr. 5; Befettigung des Siegels nah Pfandfreigabe: daf. Ar. 6. 


8 138. 


Eine tatfählide Behauptung tft audh dann unwahr, wenn fie felbit 
nur in einzelnen Teilen der Wahrheit nicht entfpricht (Dresden 25. Okt. 06, 
SäHOTLG. 28, 112). | 


8 139. 
Hinderniffe der Erfüllung der Anzeigepflidt: I 25 8 189. 


8 140. 
Wirkung der Erklärung nad $ 475 StPD.: I 25 8 140 Nr. 1,2. . 
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Achter Abjchnitt. Münzverbredhen und Münzvergehen. 
8 146, 


1. Das Verbreden ift vollendet mit der Anfertigung der Münzen in 
Verbreitungsabficht; die tatfächlich erfolgte Verbreitung durch den Verfertiger 
bildet Kein neues Delikt, fondern geht in jenem auf, bildet mit ihm eine Ein- 
heit. Überall da, wo eine der diefe Einheit bildenden Handlungen vor- 
ee wird, tft au der Gerichtsftand des 8 7 StPO. begründet (Bay- 

LG. 10. Zuli 06, Seuffßtl. 72, 120 = BayDhLG6Gt. 7, 53). 

2. Ubf. 2: Keine PBolizetiauffidht: I 26 $ 146. 


Neunter Abjichnitt. WMleineid. 


8 153. 


1. Das Wort „wo” in der Eidesnorm des 8 883 ZPO. bezieht fich 
nicht nur auf das rein Örtliche Sichbefinden; der Schwörende hat vielmehr die 
Pflicht, alles, was ihm über den Verbleib der Sade bekannt ift und zu deren 
Auffindung durch den Gläubiger dienen kann, anzugeben, ohne Rüdficht 
Darauf, ob er weiß, an weldhem beftimmten Orte die Sade fidy gerade zur 
Zeit der Eidesleiftung befindet (RG. 11. Juni 06, IW. 35, 785 — RNGEt. 39, 42). 
. 2 tormeller Mangel bei Eidesabnahme: I 26 8 153. 


a: 8 154. 
Literatur: Alsberg, Vollendung und Realkonkurrenz beim WMeineid des Zeugen und Sad» 
veritändigen, 1906. 

1. Eine Zeugenausfage ftellt eine einheitlihe Handlung dar. ft 
ein Zeuge in einem Verfahren vor einer und derfelben Behörde Über mehrere 
Punkte vernommen worden, und hat er feine gefamte Ausfage mit dem Eide 
bekräftigt, fo darf, falls er wegen Meineids hinfichtlih des einen PBunkts 
rechtskräftig freigefprochen ift, nicht [päter eine Verurteilung wegen Meineids 
binfichtlich der anderen Punkte erfolgen (LG. Magdeburg 11. Mai 07, Naum- 
burg. 07, 48). 

2. Jorm der Entgegennahme der Ausfage: I 26 $ 154 = ZfdGer- 
GSekr. 18, 233. 

Ä 8 156. 


1. Die eidesftattliche Verficherung 1ft feitens des Verficherten aud) dann 
vor einer Behörde abgegeben, wenn der Verfihernde Blanketts mit der 
Verfiherung einem Dritten übergeben hat mit der Anweifung, fie im Bedarfs- 
falle in geeigneter Weife auszufüllen und bei der Behörde einzureichen, und 
der Dritte fie alsdann tatfächlich einreiht (RG. 12. Febr. 07, GoltdArdh. 54, 295). 
- 2 Die nad $ 2356 Abi. 2 BGB. erforderliche eidesitattliche Verficherung, 
daß dem Antragfteller „nichts bekannt fei, was der Richtigkeit feiner Angaben 
entgegenftehe”, gibt falfh ab, wer damit feine Angabe, ein MWiterbe fei un- 
bekannten Aufenthalts, bekräftigt, obwohl er Burner: erfahren bat, jener fei 
bei einer beftimmten Gelegenheit ertrunken; daß Antragfteller keine Sterbe- 
urkunde oder keine Todeserklärung beibringen kann, tft bedeutungslos (RG. 
23. Okt. 06, R66t. 39, 225 = IW. 36, 400). 

8. Eidesftattlide Verfiherung In Verwaltungsfaden in Sadfen: 
126 $ 156 Ar. 1; in Baden: daf. Ar. 2. | 


8 157. 


1. Wenn nur bezüglih eines der nah dem Gefhworenenfprude durdy 
fortgefegte Handlung begangenen Meineide eine Vorausfeßung des 8 157 zu- 
trifft, fo ift nad $ 73 doc das die [hwerfte Strafe androhende Gefeß, alfo 
8 154 zur Anwendung zu bringen (RG. 7. Sept. 06, IW. 35, 785).  - 
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2. Ziff. 2: Die Begünftigung der Ziff. 2 kommt dem Zeugen fowohl 
dann zugute, wenn ihm die vorgejchriebene Belehrung nicht zuteil geworden 
tft, als auch dann, wenn das Unterbleiben darauf beruht, daß eine Belehrung 
nad) dem Gefeß (3. ®. 8 54 StPO. überhaupt nicht erteilt zu werden 
braudte (RG. 5. März 07, SW. 36, 550 = RN6St. 40, 46). | 

3. Behandlung des Gehilfen: I 26 $ 157. 


| | 8 158. 
Abs. 2: Redhtsnadteil: f. 8 163 Nr.6a, b. 
Literatur: 


Rofenblatt, Falfhe Zeugenausfage in einer Zwangslage (ÖfECBE. 
25, 785). — Verfaffer plädiert für Schaffung einer gefeßlihen Beftimmung 
(für das öfterreihifche Strafrecht), nach der die Zwangslage eines Zeugen, der 
unter folhen Umftänden falihy ausfagt, dab die Ausfage der Wahrheit ihn 
ber Verfolgung wegen einer ftrafbaren Handlung ausfegen würde, Straflofig- 
Reit bewirkt, fofern der Zeuge Ti vom Zeugnifje nicht befreien konnte und 
es fih nicht um Übertretungen handelte. 


8 159. 


1. Da 8 159 Lediglich den verbredheriihen Willen und feine Betätigung 
ohne Rükficht auf den Erfolg Strafen will, fo tft au) nicht nötig, daß der 
beeinflußte Zeuge in dem PBrozeffe, in dem er ausfagen foll, tatfächlic) 
vernommen worden tft; vielmehr genügt es, daß der Täter in der Abficht, 
den Zeugen als foldhen in jenem Prozeffe zu benennen, und in der ficheren 
Annahme, er werde etdlich vernommen werden, den Entihluß gefaßt hatte, 
thn zur nung Der Zeugenpflicht zu veranlaffen (R®. 21. Wärz 07, Seuffßl. 
72, 597; ähnlih RG. 10. Mai 07, Seuffßt. 72, 738). 
| 2. 8 159 hat nicht zur Vorausfegung, daß derjenige, auf deffen Verleitung 
zum Meineide es abgejehen ift, bereits als Zeuge benannt oder geladen ift. 

„Die Ungeklagte hat, wie feftgeftellt ift, ebenfo wie ihr Ehemann, gewußt, Daß U. Die 


gewünfchte Ausfage vor Gericht werde beihwören müffen, und hat ihn zu bewegen geludt, 
wiffentlih etwas Saliches auszufagen.” 


RO. 24. Sept. 07, 2 D 778/07.) | 

8. Die Verleitung einer zur Leiftung eines Meineids bereits entfdhlof- 
jenen Berfon zum Meineide kann nur unter der Vorausfegung ftattfinden, 
daB der Verleitende von der Entfchließung des anderen nidhts weiß (NG. 
14. Mai 06, GoltvAcdh. 53, 284). | 

4. Der Berfuh, einen Zeugen zu veranlaffen, vor Geriht über eine 
Zatfadhe zu [hweigen, ift nur dann nad $ 159 ftrafbar, wenn es fih um 
eine erhebliche Tatfadhe handelt, die der Zeuge auh ohne befonderes 
Befragen zu offenbaren verpflichtet ift, und wenn der WVerleitende und der 
ie diefer Erheblichkeit bewußt find (RG. 10. Mai 07, Seuffßi. 


5. Erfolgreiche Anftiftung: 17 846 Nr. 2f; fubjektive Erforder- 
nijfe: 126 $ 159 Ar. 2; Strafzumeffung: daf. Ar. 3 = GoltdArd. 53, 294). 


8 160, 


1. Zur Verurteilung aus $ 160 genügt es nit, wenn das Gericht zu- 
gan des Angeklagten feftitellt, er habe fich in dem Glauben befunden, der 
erleitete könne den Vorgang nidht To genau gefehen haben; zum Tat- 
beitande gehört vielmehr, daß der Verleitende fich bewußt ift, daß die Ausfage, 
die der andre nad feinem Willen machen foll, falfch fein würde, daß der zu 
Verleitende zurzeit ein andres „beites Wiffen“ hat, und daß der Wille 
des Verleitenden darauf gerichtet ift, daß jener die Kalfchheit der ihm zus 
gemuteten Ausfage felbft nit erkennt, ihm demnad die Überzeugung 
von der faljchen lat zu fuggerieren (RG. 14. Dez. 06, Bay. 3, 85 = 
DIZ. 12,539 = IM. 36, 401). Mi Ä na 
Warneyer-Rofenmüller, Jahrbud. 2. Jahrg. 3 
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2. Abi. 1 feßt Leiftung des Falfheids voraus; Frageltellung im [hwur- 
gerichtlichen Verfahren: vgl. $ 293 StPO. Nr. 2. 
3. Geijteskrankheit des Schwörenden bei Eidesleiftung: 127 8 160. 


8 163. 


1. Zur Begründung der Fahrläffigkeit genügt es nicht, wenn im 
Urteil gejagt wird, „daß der Angeklagte bei gründlicher Überlegung zu dem 
Schluffe hätte kommen mülffen, daß er den Eid mit gutem Gewiffen nicht 
leiften könne”; vielmehr mülfen an Stelle diefer Umfchreibung lediglich des 
Begriffs der BD LEIToett Tatfahen angeführt werden, aus denen hervor- 
geht, daß eine Nachläffigkeit vorliegt (MO. 12. San. 07, IW. 36, 551). 

„Das Bergehen der fahrläffigen Abgabe einer f[hriftlidhen eides» 
ftattlihden Verficherung erfordert nicht, Daß der Täter, der, ohne fich Über 
den Inhalt des Edhrififtüks pflihtmäßig zu vergewilfern, alfo fahrläffig die 
eidlihe DVerfiherung abgibt, gewußt haben muß, daß das Scriftftük für 
Einreihung bei einer Behörde beftimmt fei; es genügt vielmehr auch in leßterer 
Beziehung, daB er Thuldhafterweife fi) der Erwägung der Umftände entzogen 
hat, die ihn zu der Einliht Hätte bringen müffen, daB das Schriftftük zur 
Einreihung bei der Behörde beftimmt fei" (NO. 14. Juni 07, 2 D 250/07). 

3. Eine Außeradtlaffung der Vorfehrift, nah beftem Wilfen fein Ver- 
mögen aufzuzeichnen, liegt darin, daß der Offenbarungspflichtige bei Kennt- 
nis der wahren Sadlage fih auf Mitteilungen feiner Ehefrau verläßt, daß er 
nit dur eigne Prüfung über feine Vermögensjtüdke fi) Gewißheit verichafft, 
daß er das DVermögensverzeihnis nidyt forgfam zu Haufe nah Feltitellung 
feines Vermögens, fondern an Geridhtsftelle oberflächlich hergeftellt hat (MO. 
17. Dez. 06, IM. 96, 401). 

4. ft im Falle der Leiftung des nad) 8 883 ZPO. zu leiftenden Eides 
der Schwörende fidh feiner Pflicht, alles zu fagen, was er über den Verbleib 
der Saden weiß (vgl. $ 153 Wr. 1), nidyt bewußt, fo kann er zwar, wenn er 
diefer Piliht nicht nahkommt, nicht wegen vorfäglichen Falicheids beitraft 
werden; feine Verurteilung nad) 8 163 ift jedoch wenigftens dann geredtfertigt, 
wenn jener mit Rükfiht auf die ihm wohlbekannte Sachlage und die im 
Eidestermine Über den Verbleib der Saden an ihn gerichteten Tragen feine 
Angaben über die Saden auf alles das ausdehnen mußte, was ihm darüber 
bekannt war, denn in diefem Falle beruht feine Unkenntnis obiger Verpflich- 
tung auf Fahrläffigkeit (MO. 11. Juni 06, RGGt. 89, 42). 

5. Zum Begriff der Sahrläffigkeit: 127 8163 Ar. 1, 2; Verfhweigen: 
daf. Ar. 3, 4; Überzeugung von der Wahrheit: daf. Nr. 5. 

6. Abf. 2: 

a) Dur Ausftellung eines Erbfheins auf Grund einer fahrläffig 
falichen eidesftattliden Verfiherung entfteht ein Redhtsnacdteil für diejenigen, 
deren Erbredt darin nicht oder in einer nidht den Tatfahen entiprechenden 
Meife feitgeftellt wird (NG. 23. Okt. 06, R6Gt. 89, 225; vgl. I 27 Nr. 6b). 

b) As Rehtsnadteil für den Angefchuldigten ift es anzufehen, wenn 

egen ihn infolge einer im Borverfahren abgegebenen unridtigen eidlidhen 
usfage eines Zeugen die VBorunterfuhung eröffnet wird (MO. 5. April 07, 
 GoltdAlrd. 54, 304). 
c) Berfon des „anderen”: 127 Nr. 6a. 


Zehnter Abichnitt. Falfche Anfchuldigung. 


8 164. 
ze: Bresler, Die pathologiihe Unfhuldigung; Beltrog zur Reform des 8 164 SI6B. 
und des 8 56 SIWD. (8. Heft der jur.-piych. Grenzftagen), 1907. 
1. Daß die falfhde Unihuldigung den Zwek eigener Entlaftung ver 
folgt, nimmt ihr nit die Strafbarkeit, wenn fie nur auf freiwilliger Ent- 
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Ihließung des Mitteilenden berutt. Ein Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens vereinigt alle Begriffserforderniffe einer Anzeige in fi 
(MG. 12. Tuni 06, IM. 35, 786; vgl. 128 $ 164 Nr. 1a = DI. 11, 1263). 


2. Gleichgültig für den Begriff der falfhen Anfchuldigung ift es, daß die 
Verfolgung der behaupteten Straftat von einem Strafantrage abhängig, 
ein folcher aber zur Zeit der Begehung der falfhen Anfchuldigung nicht ge- 
ftellt ift (RO©. 6. April 07, Bay3. 3, 259). 

8. „Tür den Begriff der Anzeigeerftattung ift es unwefentlid, wenn 
die Anzeige des Täters nicht alsbald, nachdem fie beim Schugmann erftattet, 
durh deffen Vermittelung an die Staatsanwaltichaft gelangt, fondern erjt 
gleichzeitig mit der von dem Schußmann felbft auf Grund feiner Ermittelungen 
gegen die Angeklagte wegen falfher Anfchuldigung erhobenen Anzeige und 
als deren Beitandteil” (RO. 13. Tuni 07, 1 D 307/07). 


4. Die Beitrafung wegen falfher Anjdhuldigung wird dadurd nicht aus- 
gefchloffen, daß von zwei nach der Anzeige tdeell konkurrierenden Delik- 
ten das eine fih als wahr erweijt, während das andre als eine wiffentlich 
falfhe Übertreibung der Tat, durch die leßtere noch nach einer anderen Geite 
bin als ftrafbar Hatakterütert wird, fi darftellt. 

„Es würde dann gerade in dem entfteliten Teile der Unzeige, Dadurd, DaB der Angeklagte 
die ihm tatfächlich zugefügte en als in ärgerniserregender fhamlofer Weile verübt 
fchilderte, und fomtt nicht nur einen beletdigenden Ungriff auf feine Berfon, fondern auch eine 
gleichzeitig verübte Verlegung der Öffentlichen Ordnung — 8 860 Ziff. 11 St5B. — behauptete, 
Die Beichuldigung wegen groben Unfugs als einer ig Straftat erhoben fetn.” 


(RG. 13. Zuni 07, 1 D 277/07; f. aber 128 8 164 Nr. 1c.) 


5. „Erweilt fi eine Anzeige zwar zum Teil als unbegründet, zum 
andern Teil aber als begründet, fo genügt nicht unter allen Umftänden 
zur Anwendung des 8 164 StGB. der Nachweis, daß der eine Teil der An- 

eige wiffentlid der Wahrheit zuwider erftattet worden fei. Hatte freilich die 

nzeige fowohl objektiv als auh nah dem Bemwußtfein des nn 
mehrere im Verhältnis zueinander felbftändige Handlungen zum Gegen- 
ftande, und war bezüglih einer diefer Handlungen die Anzeige wiffentlich 
falfh, fo wird der Nachweis, daß fie im Übrigen richtig gewejen fei, die An- 
wendung des $ 164 StGB. in der Regel nicht auszufcdhließen vermögen. Bezog 
fih dagegen die Anzeige tatfächlih oder doch wenigftens nad) dem Bewußtfein 
des Anzeigenden auf einen und denfelben als ftrafbar angefehenen 
Borgang, fo bedarf es einer ans nach der Richtung hin, ob nicht [don 
dasjenige, was der Anzeigende mit Recht zur Beichwerde gezogen hat, den 
Zatbeftand der zur Anzeige gebrachten jtrafbaren Handlung begründete, und 
ob es fi bei dem unberedhtigten Teile der Anzeige um mehr als eine bloße 
Übertreibung einer an fiy berechtigten Anzeige gehandelt hat (RGGt. 13, 12; 
27, 229; 28, 3890)" (RO. 4. Okt. 07, 4 D 526/07). 


6. Ein Zeuge, der, zum Beweife der exceptio plurium benannt, bei 
feiner Vernehmung bekundet, er habe mit der Rindesmutter den Beifchlaf voll- 
zogen, tft auch weiter und ohne Rüdkficht darauf, ob er danad) gefragt wird, 
zur Bekundung der Tatfache verpflichtet, daß er zwar zur Vereinigung der 
Gefchlechtsteile, nicht aber zur emissio seminis fähig ijt; jedenfalls liegt in 
der dieferhalb feitens der Kindesmutter gegen ihn erfolgten Meineidsanzeige 
dann Reine wiffentlich falfche Anfchuldigung, wenn der Zeuge bei Ablegung 
feines Zeugniffes fich dDiefer Verpflichtung bewußt gewejen ift (RG. 26. Tuni 06, 
AM. 36, 785 = R56t. 89, 58). 

7. Die unteren Beamten des Polizeidienftes find zwar nad 8 156 
SPD. zur Entgegennahme von Anzeigen und deren Weitergabe an die zu- 
ftändige UAmtsftelle verpflichtet, find aber darum nicht ohne weiteres Be» 
börde 1. ©. des $ 164; bei der Behörde erftattet ift die Anzeige erit nad) er- 
folgter Weitergabe an diefe. Gleichgültig ift, ob bei dem Unterbeamten die 
Unzeige in den Räumen der zuftändigen Behörde (3. 3. einer Bolizei- 
Dase) erftattet wird, dafern hierbei nit ein nach den einfchlagenden Beitim- 

g* 
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mungen zur Vertretung der Behörde berufener Beamter sugegen {ft (R®. 
8. Tan. 07, RN6Gt. 39, 358 = IM. 36, 551; vgl. 128 $ 164 Nr. 1d). 


8. Ein preußifher Dberförfter, an den eine an den Förfter erftattete 
Anzeige mit Willen des Anzeigeerjtatters übergeben wird, tft Behörde i. ©. 
des $ 164 (RG. 9. Okt. 06, DT3. 12, 239). 


9 Zurüknahme der Anzeige: I 28 8 164 Nr. 1b; Verteidigung 
auf Grund von $ 199 StPOD.: daf. Vr. 1e. | 
10. Abf. 2: „Anhängigkeit”: [28 $ 164 Wr. 2. 


Elfter Abfchnitt. DVergehen, welche fi) auf die Religion beziehen. 


Bireratur: 138. Hlerüber: Thümmel, Der Neligionsfhuß dDurh das Strafredt. $ 166 des 
Strafgefegbudhs, 1906; Rothe, Gegen den Gottesdienftparagraphen, Vortrag, 1906. 


8 166. 


1. Eine Befhimpfung i. ©. des 8 166 liegt vor, wenn ein durch diefen 
Paragraphen geihüßgtes Objekt in roher, gemeiner, verlegender Art 
efhmäbht, berabgewürdigt und verädtlid gemadht wird. Diefe 
Khmähung ufw. kann fowohl in verlegender, roher und gemeiner Jorm aus> 
edrückt werden, als auch dadurdh ihren Ausdruck finden, daß fie in der 
Sorm der Behauptung einer für das Angriffsobjekt an fih [himpfliden 
atfache beftebt. Abficht der Beihimpfung ift nicht erforderlih; es genügt 
Borfag oder Eventualdolus. PDadurd, daß die Außerung nur der Aus» 
druk der Überzeugung des Täters oder der kirchlichen Vorfchriften ift, 
wird das WVorhandenfein einer Beihimpfung nicht ausgefhloffen (RMO. 
24. Tebr./3. Wärz 06, AMG. 10, 3). 


2. Eine Befhimpfung liegt vor, wenn das gefhüste Objekt fowohl 
in roher, wie gemeiner und verlegender Art gefhmäht, herabgewürdigt und 
verädhtlih gemadt wird. Das ejen der Gemeinheit liegt in der 
Niedrigkeit der Gefinnung; eine folde wird vom Täter aber nicht ver- 
langt; es genügt, daß. der Täter fih in einer Art und Weife äußert, wie 
ein Menfch von niedriger Gefinnungsart fi) zu äußern pflegt. Subjektiv 
wird das Bewußtfein von der Eigenfhaft der Aundgebung als einer be> 
jhimpfenden verlangt; das bloße Bewußtfein einer fcharfen, Andersgläubige 
verlegenden Kritik genügt nit (RMG. 30. TJunt 06, RWMG. 10, 132). 


3. Der Begriff der Offentlihkeit wird dadurdh nicht unbedingt aus- 
gefchloffen, daß der Täter als Mitglied eines gefchloffenen Vereins und 
vor diefem handelt; es tft nicht rechtsirrig, wenn die Tatfache der Öffentlichkeit 
davon annanaıg, gemadt wird, ob der Eintritt in den Verein und der 
Zutritt zur VBerfammlung leiht zu erreihen war oder nidt (R©. 
27. Zuni 07, 3. 36, 551). | | | 

4. Eine Außerung, welde in einer lediglih von Vereinsmitgliedern 
befudhten und nur diefen zugängliden Verfammlung des Vereins 
gemacht wird, ift deshalb nicht notwendig eine nihtöffentliche; vielmehr 
Kommt es in folhen Fällen aud auf die Organtifation des Vereins, feine 
Größe, feine Aufnahmebedingungen u. a. m. an, und ift auf Grund Diefer 
Verhältnilfe zu erwägen, ob der Verein nod als ein in fid esnlne 
Verfonenkreis angefehen werden kann (RUG. 13. Sept. 05, AMOS. 9, 105). 

5. Subjektive Erforderniffe: oben Ar. 1,2; 128 8 166 Wr. 1; Qung- 
frau Maria, Lehren, Glaubensfäge: daf. Ar. 2; Heilsarmee: [129 8 166 
Nr. 3 = RegersE. 27, 145 = GoltdArd. 53, 279. “ | | . 

Literatur: Ä | | en 
:  Robhler, Strafredtlicher NReligionsfhug (GoltdAlcch. 54, 239). — Verfaffer 
grenzt den Begriff der Beihimpfung von Einrihtungen ufw. gegen ben der 
erlaubten Kritik ab. — u a | En a Be 
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8 167. 
1. Die Frage, ob eine Be ea im Staate beftebe, ift nit 
nad den Beltimmungen des RG. vom 3. Juli 69 in Verbindung mit der 


NReihsverfaffung, fondern für jeden Staat oc ers nad) feinem Staats» 
kirchenredht zu enticheiden (RG. 22. Jan. 07, IM. 36, 551 — NGGt. 39, 388). 

2. Sriedhof, gottesdienftlihe Verrihtung: 129 $ 167 M.1; Raufal- 
sufammenh ang zwilden Tätigkeit und Störung: daf. Wr. 2 


8 168. 


1 Die zweite Alternative des 8 168 2: zu $ 304 im Verhältnis 
Den Er der Gefeteskonkurrenz (RO. 18. Sept. 06, IM. 35, 786 — 
t 
2. Entf Tann eines Grabfteins: 1 29 8 168 = IM. 35, 70 = 
Seufft. 72, 30 — GoltdArd. 53, 41. 


Zwölfter Abfchnitt. 
. Verbredien und Vergehen in Beziehung auf den Berfonenftand. 
8 169. 


1. Die Unterdrükung des Perfonenjtands bejteht in der Herbeiführung 
eines tatfädhlidhen Zuftands, vermöge deffen verhindert oder wejentlich erfcywert 
wird, daB das wirkli vorhandene familienredhtliche Verhältnis einer PBerfon 
zur praktifchen Geltung gelangt; dies trifft auch zu, wenn, nachdem von feiten 
der Mutter eines Aindes bei Anmeldung der Geburt beim Standesamt und 
vor dem VBormundichaftsgericht der Perfonenftand [chon früher unterdrückt wurde, 
neuerdings von einem anderen Täter Handlungen begangen werden, 0 
auf Verdunkelung des Perfonenftands abzielen (RG. 29. Sept./29. Okt. 06 
RSG. 39, 252 — IM. 36, 401). 

2, Die. Abficht des Täters muß an fihb auf Herbeiführung eines 
dauernden Zujtands gerichtet fein; dem gegenüber tft jedody die Abficht, 
unter beftimmten VBorausfegungen den geichaffenen Zuftand fpäter wieder auf- 
guheben, bedeutungslos (RG. 26. Juni 06, IM. 35, 786; vgl. aud I 29 8 169 


es „ossnase des außereheliden za durch die Mutter: I 29 
8 169 Nr. 1; Berfon des Täters: daf. Ar. 3 


Dreizehnter Abfchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider die Sittlichkeit. 
Literatur: Noeren, Die Sittlihkeitsgefeßgebung der Rulturftaaten, 1907. 
Literatur: I ©. 29, 30. 
8 171. 
GStrafbarer Berfud: 130 8 171. 


8 172. 


1. Die Zuftimmung eines Ehegatten zum Ehebrud des anderen 
ift ohne Einfluß auf die ftrafrechtliche Beurteilung des Ehebrudhs, wenn wegen 
desfelben die Ehe gefchieden Ift, fei es, daß im Schetdungsprozeß der bezüglicdhe 
Einwand nicht erhoben oder ohne Erfolg geltend gemadt ift; auch die irrige 
Annahme des Einverftändniffes vermag alsdann den Angeklagten nicht zu 
Ihüßen. Dies trifft aud ee den VBorfchriften des BGB., insbefondere 
des S 1565 Abf. 2, zu (RO©. 9. April 07, GoltdAch. 54, 305). 

2, Antragsfrift: 1 30 8 172 Ar. 2; Zeitpunkt der Auitsgerlung 
daf. Ar, 8; Erforderniffe des Scheidungsurteils: daf. Wir. 1 
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1. Ziff 1: Dale 


a) „Als Pflegkindfhaft ift ein Verhältnis aufzufaffen, weldhes dem 
Verhältniffe zwiihen natürlichen oder Adoptiveltern und Kindern ähnlich und 
tatfähhli To beichaffen ift, Daß es, wie diefes, ein dauerndes, fittlih ihm 
en Band zwiflhen den Verbundenen herjtellt“ (RG. 4. Juni 07, 

b) „Bei Stiefeltern ift Idealkonkurrenz der Beltimmungen des 
8 174 Ziff. 1 und 8 173 Abf. 2 aud zuläffig, wenn dem GStiefvater durch 
einen Ehevertrag Rechte Übertragen worden find, die ihm als Stiefvater nicht 
uftehen und feine Stellung als die eines Pflegevaters erjcheinen laffen“ 
RS. 4. Suni 07, 4D 174/07). 

c) Die Eigenihaft eines Erziehers wird dur Übergabe eines Mädchens 
zur Yürforgeerziehung begründet; daß der Zögling zugleich Dienftbote 
des GErziehers ift und als folder Lohn erhält, ift unerheblih (MG. 7. San. 07, 
DIZ. 12, 660; vgl. I 30 $ 174 Nr. 1a). 

d) Die Eigenfhaft des Erziehers kommt nur dem zu, der nad feinen 
Beziehungen zu dem zu Erziehenden das Recht und die befondere Pflicht hat, 
deffen Lebensführung zu leiten, zu deffen Beruf die Erziehung gehört. 
Gewerbsmäßigkeit der erzieherifchen Tätigkeit wird nicht gefordert; ebenfo- 
wenig ift nötig, daß der zu Erziehende die häusliche Gemeinfchaft des Erziehers 
teilt (RG. 30. März 06, SchlHolftAlnz. 06, 335). 

e) Handwerksmetjter: I 30 $ 174 Nr. 1b. 

2. Ziff. 3: Geridhtsdiener im Gefängnisdienft: 130 8 174 Ne. 2. 


8 175. 


Literatur: Sriebländer, Aritik der neueren Vorfchläge zur Wbänderung des $ 175, 1906. 
Wacdhtelborn, 88 175 und 218 StGB. Gefchlechtliche Verirrungen der Gegenwart, 1906. 


8 176, 
1. Ziff. 1: Sdealkonkurrenz mit 8 185: I 35 $ 185 Nr. 5. 


2. Ziff. 3: 

Be) ee Strafbarkeit ift zwar nötig, daß der Körper des Kindes in 
Mitbeteiligung gezogen ift; Berührung des nackten Körpers oder gar der 
Oeichledtsteile ift jedoch nicht erforderlich. 

„HUuh in dem Unfaffen bekleideter Körperteile kann eine das allgemeine Scham- und 
eg taL in geichlechtliher Beziehung verlegende, d. h. eine unzlichtige Handlung 
liegen (RG56t. 6, 116). Der Umftand, daß Ungeklagter feinen Plan — den nackten Körper 
gu berühren — nit bat zur Ausführung bringen können, war der tatlfählichen TFeftitellung, 

aß fon in demjenigen, was er getan, eine nad) 8 176 Zitf. 3 StGB. ftrafbare Handlung 

enthalten fet, nicht hinderlihd. Wls Vorbereitungs» oder VBerfudhshbandlungen bätten die feit- 
geftellten Willensbetätigungen des Angeklagten nur dann in Jrage kommen können, wenn 
fte den Tatbeftand des in Rede ftehenden Verbrechens nicht bereits erfüllt hätten.“ 

(RG. 14. Tunt 07, 5 D 217/07.) 

b) Ein Berfudh der durch Ziff. 3 unter Strafe geitellten Handlung liegt 
vor, wenn der Täter dem Kinde Geld anbietet, um es zu bewegen, zum 
Zwede der Vornahme unzüchtiger Handlungen mit ihm in eine Hausflur zu 
gehen (RG. 10. Juli 06, Bay. 2, 462). 

c) Wegen Verfuhs des Verbredens nah Ziff. 3 ift zu beitrafen, wer 
unzüdtige Handlungen an einer PBerfon in der fejten irrigen Annahme vor- 
nimmt, fie habe das vierzehnte Lebensjahr nod nicht vollendet (RG. 
29. D&t./6. Dez. 06, R5Gt. 39, 316 — ar 36, 401). 

dd) Tehlendes Bewußtfein der Unzüdtigkeit beim Kinde: I 30 $ 176 
Ar. 3a; Ungüdhtigkeit muß erkennbar fein: 131 8 76 Ar. 3b; Täter unter 
vierzehn Jahren: daf. Ar. 3c. 


Literatur: 


- — MWulffen, Weshalb werden fo viele Sittlichkeitsverbreihen an Rindern be- 
gangen? (GefuR. 8, 381). — Verfaffer erörtert an der Hand der Statiftik den 
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Umfang der Sittlichkeitsdelikte an Rindern und deren Urfachen, die er ins» 
befondere in mangelhafter Entwicklung des Schamgefühls beim Täter, wie 
beim Kinde, geiftiger Minderwertigkeit, durd geichlechtliche Ausfchweifungen 
erworbene DVerderbtheit und NRaffiniertheit ufw. findet. 


8 180. 


1. „Unter Unzudt i. ©. der 55 180 ff. ift nicht nur die Vollziehung des 
außerehelichen Beifchlafs oder der Verfuch hierzu zu verftehen, fondern jedes 
gegen Zudt und Sitte verftoßende Handeln in gefhledhtlicher Be- 
ziehung (R6St. 11, 4. Ein foldes kann aber ohne Redtsirrtum in der 
gemeinfamen Benußung desfelben Bettes durch unverheiratete VBerfonen ver- 
fchiedenen Geihledhts gefunden werden, wenn fie unter Umftänden erfolgt, 
welche die Vollzieyung des Beilhlafs mit großer Wahrfcheinlichkeit poraus- 
fehen laffen ... DaB es zu weiteren Unzudtshandlungen, insbefondere einer 
Tuner ae niht gekommen, tjt unerheblih”" (RG. 24. Gept. 07, 
4 k 


2. Für den Tatbeftand der Ruppelei genügt es, daß günftigere Be- 
dingungen für die Verübung der Unzucdht durch dritte Kerfonen überhaupt 
geihaffen werden; das Vorjdhubleijten duch Dann von Öelegenheit 
muß deshalb nicht notwendig darin bejtehen, daß ein zur Ausführung der 
Anzudt geeigneter Ort zur Verfügung geftellt wird, fondern kann aud) darin 
liegen, daß, 3. B. duch Einräumung eines hierzu geeigneten günftigen Drts, 
die Möglichkeit und Gelegenheit geboten wird, unzücdhtigen Verkehr anzu» 
n. in sr (RG. 4. Okt. 06, IW. 35, 786; ähnlih RG. 8. Okt. 06, Seuffßt. 
3. In dem Unterlajfen der pflihtmäßigen Ausübung des Haus: 
tehts kann das Werkmal des Vorfchubleiftens durch) Gewährung von 
Gelegenpeit gefunden werden (R56t. 7, 118; 16, 49). 
„Gegen den Beihwerdeführer ift angenommen, daß er als Ehemann der Hauselgentlimerin 

die der gewerbsmäßigen Unzudt ergebene Frau H., deren Mietsrecht Infolge feiner Kündigung 


Ende Dezember erlofhen war, noch zwei Wonate in ihrer Wohnung beließ, Die fie, wie er 
wußte, zum Unzucdtsbetriebe benugte.“ 


(RG. 23. Sept. 07, 3 D 366/07; ähnlidy [31 5 180 Nr. 4.) 

4. In der Gewährung eines Darlehns zur Erridtung und zum Betrieb 
eines Bordells kann eine nu zur Ruppelet liegen, ebenfo in dem 
Veripreden, Gewähren und Kreditieren von Weinlieferungen, um 
den Bordellbetrieb durch Kreditweife Lieferung zu erleichtern, wenn auch andrer- 
feits nicht jede Warenlieferung [hledhthin als Beihilfe aufgefaßt werden kann 
(RG. 14. Juni 06, IW. 35, 786 = R66t. 39, 44 = SchlHolftUnz. 07, 78). 

5. Duldung, Regelung des Bordellbetriebs durch die Bolizei: I 31 
8 180 Nr. 1, 2; Duldung durch die Ehefrau des Hausbefigers: daf. Ar. 8; 
Geldftrafe bei mildernden Umjtänden: daf. \r. 5; Ronkurrenz mit 
Schankvergehen: 116 8 73 Nr. Ac; Beihilfe: 19 8 49 Wir. 12. 


Literatur: 


Kiginger, Die internationalen Konventionen zur Bekämpfung des 
Mädchenhandels und das deutiche Strafreht (DIFF. 12, 803). — Verfaffer führt 
aus, daß die deutfchen Strafvoridhriften gegen KAuppelei, Entführung ufw. den 
Beitrebungen der Parifer Konvention vom Jahre 1902 nicht gerecht werden, 
und befürwortet den Erlaß entfprechender gejeglicher Vorfchriften. 


8 181. 


1. Da der 8 181 zur Strafbarkeit DE DODNDEN MAD ZU nicht fordert, 
fo ift, falls diefe feitgejtellt wird, trogdem Annahme eines Kollektivdelikts 
niht angängig, vielmehr müffen die einzelnen Tätigkeitsakte entweder im 
Verhältniffe der Nealkonkurrenz zueinanderftehen oder aber — beim Bor: 
en der entiprehenden Vorausfeßungen — als Teile eines fortgefegten 

elikts behandelt werden (RG. 19. Wärz 07, Bay. 3, 238 = IW. 36, 551). 
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2. Ein a Kinder an unzüüdtigem Ber- 
kehr fällt nicht unter $ 181 (RO. 11. Mai 07, IW. 36, 551). z 
3. Gewohnheitsmäßigkeit: 8 18ia Nr. 7. 
4 Verhältnis der Ziff. 2 zu $ 180: I 81 8 181. 


8 181a. 


1. Zum Begriff des Zuhälters ift es erforderlich, daß der Täter zu. 
der Dirne hält und aus diefen perfönliden Beziehungen heraus und in 
deren Verfolg die in 8 181a gedadhten Handlungen vornimmt (RGGt. 35, 36). 

„Davon ft nihts nachgewiefen, vielmehr |prechen die Feftftellungen gerade für das Gegen» 
teil. Der Beklagte lebte mit der Wirwe 8. — nicht mit der Dirne G., von der der Unzuchte». 
ertrag ftammte — im Konkubinat und führte in ihrer Ubwefenheit in Gemeinichaft mit deren 
Schwefter den Haushalt weiter. Das von der ©. vereinnahmte Geld führte er an die L. ab.“ 

(RG. 20. Sept. 07, 5 D 339/07.) 

2. Die Zuhälterei des Abf. 1 bildet in ihrer zweiten Alternative gegen- 
über der Auppelei des $ 181 das Sonderdelikt, Abf. 2 Hierzu wiederum 
nur eine wegen der Berfon des Zuhälters ftrafihärfende Beftimmung. Eine 
tdeelle Konkurrenz der Zuhälterei des Ehemanns ($ 181a Abf. 2) mit der 
Ihweren Auppelei des Ehemanns (8 181 Ziff. 2) tft daher ausgeicdhloffen 
(RO. 1. Suni 06, AGSt. 39, 29). 

3. Der Begriff des Lebensunterhalts befchränkt fih nit auf das 
zum Leben Notwendige, vielmehr find darunter aud) die auf eine beffere 
und reihlidhere Lebensführung über das unbedingt Nötige hinaus 
verwendeten Nusgaben zu verftehen. Bon einem Beziehen des Unterhalts 
kann nur die Rede fein, wenn es fih um ein auf eine gewilfe Dauer be- 
rechnetes Verhältnis handelt. Db die Proftituierte den Lebensunterhalt 
freiwillig dem Zuhälter gewährt oder ob fie dies auf deffen Ver- 
anlaffung getan hat, ift gleihgültig (RME. 9. Okt. 05, AWG. 9, 128). | 

4 Das Werkmal der Ausbeutung ift durh eine auf Gewinn ge- 
rihtete Abficht bedingt. Das Vorhandenfein von Forderungen des 
Mannes gegen die Proftituierte fchließt nur dann das Werkmal der 
Ausbeutung aus, wenn der Wille des Täters lediglich auf NRealifierung eines. 
ihm nad) feiner Überzeugung zuftehenden Forderungsredhts gerichtet war (RAMG. 
9. Dkt. 05, RAMG. 9, 128). Ä 

5, „Daß der Zuhälter feinerfeits die Srauensperfon, wenn fie in 
Not ift, zuweilen durch Anihaffung von Kleidung und Gewährung von 
Nahrungsmitteln unterftügt, Tchließt das Merkmal der Ausbeutung beim 
Vorhandenfein der fonjtigen Erforderniffe niht aus. Zur Annahme eines 
teilweifen Bezugs des Lebensunterhalts ift nicht die Feftitellung erforderlidy, 
daß die von ihm aus feinem Berufe erzielten Verdienfte nicht ausreichen, ihn 
jelbftändig zu unterhalten, weil aud) die gegenteilige Annahme den Tatbeftand 
des $ 181a nit ausichließt" (RO. 18. Juni 07, 5 D 404/07). 

6. Zuhälterei liegt auch vor, wenn die gegenüber ihrem Ehemann 
nicht unterhaltspflichtige Ehefrau jenem zur teilweifen Beftreitung des Lebens- 
unterhalts die Erträgniffe ihrer Unzudt überläßt, und der Ehemann Kenntnis 
von dem Unzuchtsbetriebe hat und die Erträgniffe nicht als Leiftungen auf 
einen Unterhaltsanfprudy, fondern ohne Redtsgrund mit Kenntnis ihrer Her 
kunft annimmt. Auch in diefer Annahme freiwilliger Hingabe ift eine 
Ausbeutung zu erbliken (RG. 1. Febr. 07, DIZ. 12, 771). ; 

7. „Während die Geneigtheit, Handlungen der in $ 181a gedadıten 
Art auh in Zukunft vorzunehmen, ein Werkmal der Gewerbsmäßig- 
keit bildet, erfordert Die Gewohnheitsmäßigkeit einen durh Mbung 
ausgebildeten, felbfttätig fortwirkenden Hang, deffen Een aunB, 
dem Täter bewußt oder unbewußt zur Gewohnheit geworden ilt (R56GL. 
32 ©. 394, 897)" (RO. 20. Sept. 07, 5 D 339/07). 

8 Zubhälterei nit notwendig KRollektivvergehen: I 31 $ 181a. 


Literatur: I 31. 
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8 182. 


1. Wenn in dem Verhalten des Mädchens vor Vollziehung des Beifchlafs 
fih irgend eine, nit vom Mann dur Einwirkung auf den Willen jener her- 
vorgerufene Geneigtheit offenbart, fih dem Mann gefchlechtlich hinzugeben, 
kann von einer Verführung des Mädchens nicht mehr die Nede fein (NO. 
18. März 07, DI3. 12, 884; vgl. I 32 $ 182 Nr. 1). 

2. Beihholtenheit: I 32 8 182 Nr. 2, 3; Widerftand: daf. Wr. 3. 

3. Abf. 2: Zur Stellung des Antrags ift jeder Elternteil ohne Nüdk- 
ficht auf elterlihe Gewalt und gefegliche Vertretungsbefugnis beredtigt (RO. 
29. Okt. 06, Seuff®t. 72, 346; ebenfo I 32 $ 182 Nr. 4). 


Literatur: 

Schulgenftein, Das „unbefcholtene” Mädchen (GefuNR. 8, 431). — Ber: 
faffer führt im Anfchluffe an zwei NReichsgerichtsurteile aus, daß zum Begriff 
der Beicholtenheit ein Bekanntjein des verbotenen Verkehrs des Mädchens in. 
weiterem Kreife nicht erforderlih, er vielmehr gegeben fet, wenn überhaupt 
außerehelicher Gefchlechtsverkehr ftattgefunden habe. 


8 183. 


1. Borausfeßung für die Strafbarkeit des Täters ift es, daß die Hand- 
lung wirklid Argernis gegeben hat, nicht, daß fie es gegebenenfalls hätte 
eben Können, oder daß fie es erft nadjträglidy, nad Hinzukommen anderer 
orgänge, 3. B. der Kenntnis der wahren Bedeutung der Handlung, gegeben 
hat; der Erfolg muß durch die Handlung felbjt und mit ihr eingetreten 
fein (RG. 21. Tan. 07, SeuffXl. 72, 440 = DI3. 12, 716 = GoltdArdh. 54, 290). 
2% Das Merkmal der Öffentlichkeit ift erfüllt, wenn die das Ärgernis 
erregende Handlung an Öffentliden Orten zur Verkehrszeit in einer foldhen 
Art und MWeife vorgenommen wurde, daß fie von anderen, ihrer Individualität 
und Zahl nad unbeftimmten Perfonen hätte wahrgenommen werden‘ Rönnen; 
dagegen kommt es nidyt darauf an, ob andere Perfonen wirklich zugegen ge- 
wefen find, welche die Handlung wahrgenommen haben oder fie zu fehen 
ee I der Lage waren (RG. 25. Febr. 07, Seufißt. 72, 451; vgl. I 32 
r. 


83. Das Merkmal der Dffentlichkeit tft gegeben, wenn die tatfächliche 
Möglichkeit vorliegt, daB die Handlung feitens eines größeren, individuell 
nicht beftimmten und nicht begrenzten, durch perfönliche Beziehungen nicht zu 
Tammengehaltenen Berfonenkreifes wahrgenommen werden kann; fubjektiv ift 
vorfäglihdes Handeln mit dem Bewußtfein, daß die Handlung ee ift, 
öffentlich ein Argernis zu erregen, erforderli (RMG. 24. Juni 06, RWMO. 9, 31). 

4. Ürgernis beim Beläftigten genügend: I 32 $ 183 Wr. 1; Motiv 
der Geilheit nicht erforderlich: daf. ir. 2. | 


8 184. 
1. Ziff. 1, 2: Unzüdtige Schriften, Abbildungen, Darftels 


gen: | 
a) „Ob eine Abbildung als unzüdhttg i. ©. des $ 184 anzufehen fit, 
beftimmt fi nad der Wirkung, die fie auf das Scham. und Gittlidhkeits- 
gefühl der Beihauer ausübt. Für die Beantwortung diefer Yrage find daher 
die Ziele und Übfichten der Herfteller oder Herausgeber, fofern fie nicht in der 
äußeren Geftalt der Abbildungen ihren erkennbaren Ausdruk finden, nicht 
unbedingt ausfchlaggebend. Die Wirkung auf den Beichauer ift Telbftverftänd- 
lid abhängig von den äußeren Umftänden, die diefe Wirkung ver- 
‚mitteln. Neben der Art und dem Drte der Ausftellung oder fonftigen Ver- 
breitung kommt daher auch die Zufammenfegung des Perfonenkreifes 
in Betradht, dem die Abbildung hierdurdh zugänglid gemadt wird” 
(RG. 27. Tuni 07, 3 D 262/07; vgl. I ©. 32, 338 $ 184 Nr. 1a—e, 8). 


lun 
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b) „Auch die an fich nicht unzüdhtige natürliche Erfcheinung des nackten 
menfhlidhen Körpers kann als unzlichtig angefehen werden, wenn fie auf 
öffentlicher Straße der Allgemeinheit gezeigt wird. Ebenfo verhält es fich mit 
der Abbildung des nackten Körpers, wenn die Umftände, welde die 
Darftellung des Körpers Außerlich begleiten und mit ihr gegenftändlich in der 
Abbildung verknüpft find, den Eindruk maden, daß die Abbildung nicht 
etwa ausfhließlidh zu einem Zwede, bei deffen Verfolgung die finnliche 
Empfindung beim Anblicke des gefchlechtlihen Nacten zurückgedrängt wird, 
fondern ohne diefe Einfcdyränkung für den Verkehr hergeftellt ift (RG. 20. uni 07, 
1 D 265/07; 1 33 Nr. 1g, h). 


bb) Aud) Reproduktionen von Bildern berühmter Meifter können, 

je nah der Yorm ihrer Darbietung, ungüchtige Bilder darftellen. 
„Die NReproduktionen find in ihrer Geftalt als 2 dazu beftimmt, 
Die gefchlechtliye Lüfternheit zu erregen, und geeignet, das Scham- und GSittlidhkeitsgefühl in 
eicgledhtliher Hinficht au verlegen.” 
(RO. 27. Sept. 07, 4 D 741/07; vgl. I 33 Xr. 1h.) . 

c) Zu Rinematographifhen Darbietungen Hay Rollenfilms find 
Abbildungen i. ©. der Ziff. 1, die durch die Worführung mittels des 
Apparats Öffentlich vorgezeigt, mithin ausgestellt werden; zu dem Begriffe 
des Ausstellens gehört insbefondere nicht eine längere Zeitdauer der Dar- 
bietung, vielmehr fällt darunter jeder Akt, der den Gegenftand dem Anblick 
zugänglihd madt (NG. 2. Okt. 06, SW. 35, 786 — Nedyt 10, 1276 = N6Gt. 
39, 183 = NRegers®. 27, 318). 

d) In [ubjektiver Hinficht genügt das Bewußtfein von dem unzüdhtigen 
Charakter der Schrift, d. h. das Bewußtjein, daß diefe objektiv geeignet ift, 
dag Scham- und Gittlihkeitsgefühl anderer in gefchlechtlicher Beziehung zu 
verlegen; ob das Werk auf den Täter felbft den Eindruck einer unzüchtigen 
Schrift madt, ob diefer nad) feinem eigenen Empfinden etwas in der bezeich- 
neten Richtung Verlegendes darin findet oder nicht, ift rechtlich unerheblich 
(RO. 11. Tan. 07, SähfArh. 07, 260; vgl. I 33 Ar. 1f). 


e) Gefittete Volkskreife maßgebend: daf. Ar. 1i; verftekte Unzüdhtig- 
Reit: daf. Ur. 1k. i 


2. Ziff. 1,2: Feilhalten, Verkaufen, Verbreiten, Ausftellen: 


a) Das a erfordert weder ein Anpreifen, noch ein Zurfchauftellen; 
es genügt das Beretthalten in Verbreitungsabfiht (NG. 10. Ian. 07, 
Geuffßt. 72, 393). 

b) Zum Verbreiten genügt zwar an fih) Hingabe aud an einen genau 
beftimmten Berfonenkreis; immerhin muß es fi) aber um einen größeren 
Perjonenkreis handeln, fo daß die Feititellung, der VBeichuldigte habe Bilder 
Ir ae Perfonen abgegeben, nicht genügt (NO. 15. März 07, 

c) Die Tatfache, daß eine Druckfchrift dem Empfänger nur gegen Bar: 
a ausgehändigt wird, fchließt nicht aus, daß fie jedem beliebigen 
zugängli gemadt, alfo verbreitet wird (RO. 5. Febr. 07, IM. 

d) In dem Herumgehenlaffen ungzüchtiger Bilder unter den in einer 
Gaftwirtfhaft anwefenden Gäjten kann ein Verbreiten derfelben er- 
blickt werden; die Worte „an Orten, welche dem Publikum zugänglich find“, 


beztehen fi) nur auf das Ausftellen und Anfchlagen unzlihtiger Darftellungen. 
„Das Urteil läßt es Dahingeftellt, ob der Angeklagte bei ibergabe der unzlichtigen Bilder 
an B. zunädft nur die Ubjicht hatte, Daß nur de yeuge fie befichtige, gelangt aber zu der 
Annahme, daB der Ungeklagte jedenfalls, als ®B. Die B Ider kaum in der Hand hatte, ent» 
Kloffen geweien fei, fie unter fämtlihen zufällig in der Wirtihaft anwefenden Perfonen zur 
elihtigung von Hand zu Hand geben zu laffen, und daB es Dementipredhend alsbald 
geiheben jei. Dies kann aber nur dahin verftanden werden, daB der Angeklagte den B., 
der die Vhotographien zunächft innehatte, ausdrücklich oder fiillfeyweigend veranlaßt hat, fie 
weitergehen zu laffen und audy den übrigen Gäften zur Einfihtnahme mitzuteilen.” 


(R6. 4. Juli 07, 1 D 375/07.) 
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dd) „Ein Verbreiter ift auch möglih, wenn die Ausantwortung aud) 
nur an eine einzelne Perfon erfolgt, wenn dies nur mit dem Bewußtfein 
bzw. dem Willen geichieht, daß feitens diefer die MWeiterverbreitung vor- 
genommen werde” (RG. 30. Sept. 07, 3 D 460/07). 

e) Der Begriff des Verkaufens jtellt eine Unterart des Begriffs der 


Verbreitung dar. 
„Beltgefteiltermaßen hat der Ungeklante B., der gewerbsmäßig einen SHandel mit Poft- 
karten betreibt, an den Mitangeklagten ©., während diefer vorübergehend das Gefchäft des 
Be der D. Innehatte, eine Reihe von unzüchtigen Anfichtspoftkarten mit dem Bewußtfein 
verkauft, daß ge einer unbejtimmten, Dur Kein inneres oder Außeres Band vereinigten 
Mehrzahl von Verfonen zugänglich gemacht werden follten.“ 


(RG. 26. Sept. 07, 1 D 490/07.) 

f) Werden die Darftellungen, Gegenftände ufw. in verfhloffenen Um- 
hüllungen ausgeftellt, fo genügt es für die Tatbejtände des 8 184, wenn 
auh nur einem Teile des Publikums, dem fahkundtigen Teile, die 
Hülle als eine foldhe bekannt ift, unter der jene Darjtellungen ufw. verborgen 
zu werden pflegen (RG. 8. März 07, IM. 36, 551). I 

g) Vgl. oben Nr. 1c (Ausftellen). 

3. Ziff. 1,3: Ankündigung dem Publikum gegenüber: 

a) Eine Ankündigung dem Publikum gegenüber liegt auch vor, wenn die 
auf die unzüchtigen Gegenftände bezügliden Preisliften nur an foldhe Be- 
jteller gefandt werden, die dur den Verfender zuvor mittels ftraflofer An- 
kündigung „bygienifher” Waren in Zeitungen auf die Gelegenheit 
gum Bezuge der Denenftunde aufmerkfam gemadt find (RG. 10. Wat 07, 

G6t. 40, 159; vgl. 1 34 8 184 Nr. 2b). 

b) Die Anfiht, daß das Bublikum durd die Ankündigung ufw. be- 
Läftigt fein müfle, findet im Gefeß keinen Anhalt. Dem Begriffe des 
Publikums als eines unbegrenzten Perfonenkreifes jteht es nicht entgegen, 
daß der Täter die Empfänger der Ankündigungen ufw nad be- 


ftimmten Grundfägen aus der Allgemeinheit auswählt. 

„Der Ungeklagte bat fich wöchentlich Udreilenliften aus Berlin kommen laffen, in denen 
die Namen von Chemännern verzeichnet waren, denen nad) den Geburtsregiftern größerer 
Städte in Norddeutfhland Kürzlich ein Kind geboren war. Nad) Ausfcheidung foldher Perfonen, 
bei denen er keinen Erfolg zu boffen hatte oder Unannehmlichkeiten befürchten zu müflen 
alaubte, hat er dann an die in den Lilten angegebenen Üdreifen feine Ankündigungen gefandt. 
Die Udreifaten bildeten fo für ihn einen Teil der Wllgemeinheit; ihre Zahl war nicht ab» 

(R Fr fondern vermehrte filh naturgemäß immer weiter (vgl. NO6t. 38, 16).“ 


. 10. Zunt 07, 1 D 232/07.) , | 

c) Begriff; Sahkreife: 132 Nr. 2a, d; Ankündigung auf Umfhlägen 
von Rolportageromanen: daf. 1 33 Nr. 2c. 

4. Ziff. 3: 

a) ft ein Gegenftand (Spülapparat) an fih vermöge feiner Beichaffen- 
heit und der Art der Benugung geeignet, den möglichen Folgen des Gefchledhts- 
verkehrs, foweit Schwangerihaft in Trage kommt, wirkfam vorzubeugen, fo 
tft eine Verwendung im Falle des außerehelihhen Beilchlafs der Ausübung 
unzücdhtiger Handlungen förderlih, der Apparat daher als zu unzüdhtigem 
Gebraud beftimmt anzufehen (vgl. RGSt. 34, 366; 36, 312). Diefe Zwerk- 
beftimmung wird aud nicht dadurch aufgehoben, daB der Apparat nad) Ge- 
ftalt und Handhabung anderen, zu unzüdtigen Zweden nidht beftimmten 
mean ähnelt (RG. 14. Juni 06, Seuffßl. 72, 112; RG. 10. Juni 07, 
1 D 232/07). 

 b) „Wird feftgeftellt, daß beftimmte Gegenftände erfahrungsgemäß vor- 
zugsweife zum Gebraudhe beim außerehelihen Beifhlaf dienen, fo 
kommt der Umftand, daß fie nur foldhen Perfonen angekündigt oder an- 
gepriefen wurden, von denen der Angeklagte wußte, daß fie Ehemänner jeien, 
nit in Betradt, da aud Hierdurch ein unzüdtiger Gebraudh nidt aus 
gefchloffen wurde” (RG. 10. Juni 07, 1 D 232/07; vgl. I 34 $ 184 Nr. 3). 

c) Hat der Täter bei Anpreifung der Gegenftände beredhtigt angenommen, 
fie würden ausfchließlih bei verheirateten PBerfonen in der Ehe an- 
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gewendet werden, aud nicht einmal mit der Möglichkeit anderweiter Ver- 
wendung geredhnet, jo kann Ziff. 3 nicht Anwendung leiden (RO. 27. April 07, 
I. 36, 552 —= Geuffßl. 72, 838; f. jedoch I 34 $ 184 Ar. 3). 

5. Ziff. 4: Gleihgültig ift, ob der Ankündigende, ohne das in der An 
kündigung zum Ausdruk zu bringen, für fih den Willen hat, unzüdtigen 
Verkehr herbeizuführen; maßgebend ift lediglih, ob die Ankündigung [id 
als eine foldhe darftellt, die einen folden Zweck verfolgt; in fubjektiver 
Hinfiht ft nur das Bewußtfein des Ankündigenden von diefem Wefen der 
Ankündigung erforderli) (RO. 23. März 06, R6Gt. 39, 313 — NRegers. 27, 318). 

6. Einziehung: 8 41 Nr. 2, 3. 

7. Berjährung im Falle der Ziff. 1: 134 $ 184 Nr. 4. 


Vierzehnter Abfchnitt. Beleidigung. 


2iteratur: I 34. Hterüber: DOrtloff, Zur Lehre von der Beleidigung für Die Nedhtsübung, 1906 ; 
Mirkoff, Strafbare Handlungen wider die Ehre nach deutichem und bulgarifhdem Nedht, 1905. 
1. „Eine dem Wortlaute nah nur auf eine von mehreren PBerfonen 
fih beziehende Beleidigung ft gerade wegen der Ungewißheit des Be=. 
troffenen für jede der mehreren PBerfonen ehrverlegend (RGGE. 23, 247)” 
(R6. 30. Mat/27. Suni 07, 1 D 217/07). 
2, MWittelbare Beleidigung: I 34 vor $ 188. 


Literatur: 

a) von Liltenthal, ft eine Erhöhung der für Beleidigung angedrohten 
Strafen erforderlih? (DIZ. 12, 673). — Verfaffer verneint die Srage, befür- 
wortet aber andererfeits insbefondere für die Fälle der Beleidigung, in denen 
auf Grund von 8 193 Freifprehung erfolgen muß, obwohl die Grundlofigkeit 
des erhobenen beleidigenden Vorwurfs dargetan ift, eine Genugtuung für den 
Privatkläger in der Form einer entfprecyenden Teftjtellung im Urteilstenor 
bzw. im objektiven Verfahren. 

b) al. I 34 vor $ 185. 
8 185. 


1. Zur Beleidigung genügt fubjektiv in der Regel das Bewußtfein von 
. en Eigenfchaft der Außerung (Dresden 22. Febr. 06, SähfArdh. 

2. Beim Fehlen des Bewußtfeins, daß eine Yußerung auf eine 
beftimmte Berfon zu beziehen fet, liegt der Zatbeftand einer (vorfäglichen) 
Beleidigung nicht vor (Kolmar 26. Gept. 05, Eljloth3. 32, 326). 

3. Eine bedingte Beleidigung („Wenn du das tuft, bift du ein 
hinterliftiger Charakter!) ift zweifellos dann ftrafbar, wenn die Bedingung 
auf eine künftige Handlung des anderen bezogen wird, die ausfchließ- 
ih in deffen Willkür gejtellt if. Eine bedingte nun ltegt aber 
nicht vor, wenn der Beleidigte zu dem als Bedingung gefeßten Tun bei Be- 
gehung der Beleidigung bereits entichloffen it; vielmehr liegt dann der Aus» 
druk der Mißadhtung einer in die Gegenwart fallenden Denkungsweife des 
IeBteren.vor (Dresden 12. Juli 06, SähjArdh. 07, 114). 

4. Berlegtes Redtsgut, Motiv, Vorfag: 134 8 185 Nr. 1. 

5. Ift die Beleidigung durh ein Schriftftück begangen und befchränkt 
der Verleßte den Strafantrag auf bejtimmte Bunkte desfelben, fo ift die 
Verlegung wegen des fonftigen Inhalts ausgefhloffen BayObL©. 
20. Juni 07, Bay3. 3, 873). 

6. Mehrheit der Verlegten: 


8) Zur Annahme einer Rollektivbeleidigung genügt es, wenn die 
Kundgebung vermöge ihrer unbeftimmten Faffung auf die Mehrheit ein- 
zelner, einem gewiffen, wenn aud nur allgemein gekennzeichneten PBer- 
fonenkreife angehörigen Perfonen bewußt beziehbar und geeignet ift, 
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diefe Perfonen dem Verdadhte unehrenhaften Sarberns auszufegen, mag es 
dem Täter aud) an jeder Voritellung von beftimmten dazu an Einzel- 
perfonen fehlen [RGSt. 23, 246] (RG. 27. April 07, Seuffßl. 72, 835 
b) Der größere oder geringere Umfang einer Berfonenmehzpeit 
Thließt an fih und ohne weiteres die Möglichkeit der Annahme einer Kol- 
le&ßtivbeletdigung no nit aus; erforderlich !jt aber, daß eine Mehr- 
eit als foldhe aus der Allgemeinheit erfichtlih und erkennbar hervortritt. 
arauf, ob dem Täter die unter die Kollektivbezeichnung fallenden un 
nad Be Zahl bekannt find, kommt es nidt an (RG. 10. Dez. 06 


IM. 3 i 
c) Wenn aud) gegen Rollektivbegriffe („die Eifenbahn“”) Reine Beleidi- 
ung begangen werden kann, > o kann andrerfeits doch eine Mehrheit von 
Serfonen. die Durch einen Kollektiuvnamen bezeichnet wird, beleidigt 
werden, wenn der Beleidiger diefen Namen wählt, um damit die Tämtlichen 
Perfonen zu len, Br unter den Rollekttobegriff fallen (BayOoXG©. 3. April 06, 
BayDopL66Gt. 6 
d) Die Belcintakinn mehrerer Berfonen dDurd) eine und diefelbe 
Qußerung ift als eine Handlung 1. ©. von $ 73 aufzufaffen; erfolgt daher 
die Verurteilung nur wegen Beleidigung einer Perfon, fo darf im Übrigen 
eine TFreifprehung oder Einjtellung oder Straffreierklärung nidt erfolgen 
(Rolmar 26. Sept. 05, Elfloth3. 32, 326). 


7. Einzelfälle: 


a) Der Zuruf „Streikbredher" ft beleidigend (Dresden 10. an. 07, 
SähfArdh. 07, 451; vgl. 1104 8 153 Gewd. Nr. 5). 


b) Eine an fih Harmlofe Berufsbezeihnung Rann unter Umftänden 
eine nad) $ 185 ftrafbare Lana enthalten (Dresden 12. Juli 06, Sädjf- 
DRG. 28, 11; vgl. 134 $ 185 Wr. 2). 


c) Die Behauptung, eine a habe einen „Zrik" angewendet, um 
ihrer Zeitung größeren Abfaß zu fichern, der aber, "wie vorauszufehen gewefen, 
in das Gegenteil umgefchlagen fei, wodurd diefe Gefchäftspraris der Lädyer- 
lichkeit anheimfalle, enthält eine Beleidigung der Jirmeninhaber; die 
Beziehung zu diefen wird dadurch hergeftellt, daß in der enund Aus» 
drücklich von der Firma, deren Repräfentanten jene find, die Rede ift (Dlden- 
burg 16. San. 06, DIZ. 12, 246; ähnlich Dresden 18. Okt. 06, SähfArd. 07,398). 


d) Wer als Inhaber eines Inkaffobureaus ein für allemal ange- 
ordnet hat, daß an. fäumige Zahler feitens feines PBerfonals vorgedrudkte 
Mahnkarten beitimmten Inhalts abgefendet worden, ift, auch wenn er im 
einzelnen alle keine befondere Anordnung der Abfendung gegeben, für die 
in der Yorm und dem von ihm vorgefchriebenen Inhalt der Karten liegende 
nn a Empfängers ftrafrechtlic” verantwortlihd (NG. 15. Jar. 07, 

ay 

e) Eine Anfrage nah dem fittlihen Verhalten einer weiblidhen 
PBerfon bei der Polizeibehörde enthält dann eine Beleidigung, wenn fie 
die Möglichkeit, dak Nachteiliges bekannt, durhblicken läßt, und geeignet und 
von dem Erfolge begleitet tft, aud außerhalb der Amtsjitelle Auffehen zu er- 
regen und zu Zweifeln über die fittliche Führung der Perfon Anlaß zu bieten, 
der Täter auch fich diefer Eigenichaft der Anfrage run ewejen ift, und 
diefe ledigli) aus Gehäffigkeit und zu dem Zwecke, die Praeneperiin in 
Mißkredit zu bringen, geftellt hat (Dresden 25. Okt. 06, SäHjOLG. 28, 115). 

f) Eine gefeßliche Beftimmung dahin, daß wahrheitsgetreue Berichte 
über Gerihtsverhandlungen ftraflos find, .exiftiert nicht; jedoch ift im 
einzelnen Falle zu prüfen, ob der Berichtende fubjektiv das Bewußtjein der 
Beleidigung hat (RG. 5. Auli 06, Seuffßl. 72,. 69). 

8. a) Idealkonkurrenz zwifhen 55 185 und 187 (186) kann nur 
tnfomeit. angenommen werden, als ein in fi) abgeichlofjener Zeil. des Ge- 
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dankeninhalts der einheitliden Aundgebung den Zatbeftand des $ 187, ein 


anderer den des $ 185 verwirklidt. 
„Dies hat der Erftrihter nicht beachtet, Indem er aud Die — ohne erkennbaren Redyts- 

Irrtum den Tatbeftann des $ 187 StGB. verwendeten Nusdrüde ‚Spigbüberei‘ und ‚Bes 

trügeret‘ zugleich als Beleidigungen nad) $ 185 in Berradht zog.” 
(RO. 20. Sept. 07, 5 D 467/07.) 
b) Verhältnis zu 8 186: f. dort Ar. 1, 7. 
9 Tätlie Beleidigung: 135 $ 185 Wr. 4, 5. 
Literatur: 

Drthal, Durdftrihene Höflichkeitsworte (Net 11, 758). — VBerfafler 
beipriht eine Enticheidung des Berliner Schöffen- und Landgerichts, die in 
der Durdjftreihung des vorgedrukten Wortes „Hohadtungsvoll”" auf einer 
geihäftlihen Poftkarte dergeftalt, daß das Wort noch leferlidh bleibt, eine 
bloße Unterlaffung einer Adhtungsbezeigung, zu der an fih niemand verpflid- 
tet fei, nicht aber eine ftrafbare Beleidigung erblickt, und führt aus, daß diefe 
Entfyeidung aud juriftifh nicht haltbar fei. 


8 186. 


1. 8186 enthält einen befonderen, aus dem allgemeinen Begriffe 
der Beleidigung ausgefhiedenen TZatbeftand. Unter $ 185 fallen nur 
foldye beleidigende Kundgebungen, die entweder nicht in der Behauptung oder 
Verbreitung einer Tatjade i. ©. des 8 186 beftehen oder aber zur Kennt- 
nis eines anderen als des Beleidigten nit gekommen find. Tat- 
lachen find aud folhe Urteile und Meinungsäußerungen, die VBehaup- 
tung eines konkreten Vorgangs, insbefondere einer beftimmten Handlung des 
Verlegten enthalten (RWMO. 9. Aug. 05, AMG. 9, 70). Ä 

2. Die Beleidigung ift mit der Rundgebung der ehrkränkenden Yuße- 
rung vollendet; wer hinterher gleiche oder entfprehende Yußerungen Dritten 
er tut, begeht neue, felbjtändige Beleidigungen (RWG. 29. Juni 05, 

©. 9, 52). Ebenfo: 

3. Der Umftand, daß fi getane Yußerungen äußerlih als Wieder- 
holungen einer früheren Aundgebung darftellen, fehließt nicht aus, Diefe 
Miederholungen als eine felbftändige Beleidigung aufzufaffen (BayüOhtG®. 
3. San. 06, BayObLG6Gt. 6, 261; vgl. auch 136 $ 186 Nr. 6). 

4. a) Der Blaube an die Erweislidkeit der Wahrheit der behaup« 
teten Zatfadhe allein fchließt die Beitrafung nicht aus; diefer Glaube kann 
hödhjftens die Strafbarkeit mildern, aber nur die wirklihe Wahrheit 
Ne Strafausfhließungsgrund (BayDbL6. 4. Okt. 06, Seuffßl. 
72, ; 

b) „Das Bewußtfein der Rehtswidrigkeit wird nicht dadurch ausgeichloffen, 
daß nur lAußerungen anderer wiedergegeben werden, und diefe Wieder- 
gan den Erzählungen entfpridt. Dur den guten Glauben an die 
ichtigkeit der behaupteten Tatfacdhen wird der Tarbeitand des $ 186 StGB. 
nicht ausgefdhloffen (RGGt. 9, 150; 19, 386)” (MG. 1. Okt. 07, 4 D 490/07). 


5. Behaupten, Verbreiten: 

a) Die Verbreitung eines ehrverlegenden Gerüdhts fchließt die Wer- 
breitung der den Anhalt des Gerüdhts bildenden Tatfaden in fi 
(ARMG. 29. Juni 05, RWO. 9, 52). 

b) Daß die in Betradt kommenden Perfonen zur Zeit der Mitteilung 
von dem ehrenrührigen Gerücht bereits Kenntnis hatten, fteht der An- 
nahme der „VBerbreitung” des Gerüdts durd den Täter nicht entgegen; die 
Erweiterung des Kreifes der wiffenden PBerfonen ift nicht Vorausfegung des 
Begriffs der Verbreitung, vielmehr genügt die AUbficht, etwas weiterzu- 
tragen, was man vorher dur andere erfahren hat (NG. 27. Sept. 06, 
IM. 35, 786 — Redyt 10, 1276 — Geuffßl. 72, 246; vgl. 135 $ 186 Nr. Ab). 

c) Wehrere Perfonen, die den Beichluß faffen, einen Dritten wegen Ur- 
Rundenfälfhung zur Anzeige zu bringen, behaupten damit die Tatfache der 


2. Zeil. — 14. Ubfchnitt. Beleidigung ($$ 186, 187). 47 


Urkundenfälfhung; wer diefen Beihluß durch die Zeitung der Öffentlichkeit 
mitteilt, behauptet zwar nidyt, aber er verbreitet die von den Beidhlußfaffern 
behauptete Tatfadhe (NG. 24. Ian. 07, Seuffßl. 72, 440). 

d) „Behaupten“, „Verbreiten“: 135 8 186 Nr. 4a; Sorm der Be- 
bauptung ufw. unerheblid: daf. Air. Ac,d. 

6. Alternative Feftftellung binfichtlih der Wirkung der Außerung: 
185 8 186 Nr. 5; Verneinung des Schußes des 8 193: daf. ©. 36 Ar. 7. 


7. Einzelfälle: 


a) In der — nicht wider befferes Willen aufgeftellten — Behauptung, 
jemand habe „Pleite gemadt”, liegt nur dann eine nad) $ 186 ftrafbare 
Beleidigung, wenn fie einen Angriff auf die Ehrenhafttigkeit, wie etwa 
den Vorwurf des Verfchuldens, der age oder Böswilligkeit zum 
Ausdruk bringt (Dresden 18. Okt. 06, SAHOTLO. 28, 117; ebenfo BayDObRG©. 
27. Sept. 06, BayDbLG6t. 7, 74; vgl. 136 $ 186 Ar. 8b). 

b) Die Außerung, „jemand fei ein Betrüger”, enthält eine allgemein 
gehaltene abfällige Charakterifierung des Betroffenen; dab fie zu der 
vorhergegangenen Behauptung eines beftimmten konkreten Vorgangs in Be- 
ziehung gefeßt oder durch ihn veranlaßt ift, ändert den Inhalt der Außerung 
jelbft nicht, fie enthält nicht jhon wegen diefer Beziehung die Behauptung 
einer konkreten Tatfade (Kaffel 14. März 06, GoltvArdy. 53, 296). 

c) Die Beifhenkung eines gefhäftlih Untergebenen dur den 
Vorgefegten, um ihn fi gefügig zu maden, bildet nur dann eine Tatfadhe 
der in 5 186 erwähnten Art, wenn feititeht, daß der Vorgefehte den LUlnter- 
gebenen dadurh zu einem pflihtwidrigen oder fonft fittli verwerf- 
oe Zun hat beftimmen wollen (Bay&ObLe®. 12. Okt. 05, BayObLG6t. 
Re o Behauptung der Ablehnung einer Duellforderung: 136 $ 186 

T. 8a. 


8 Verhältnis zu $ 185: 


a) Die Anwendung des $ 186 auf eine Handlung Tchließt wegen vor- 
liegender Gefegeskonkurrenz die Anwendung des 8 185 auf diefelbe 
Handlung („Du haft faljcy gefchworen, du Hund!” im Wege des 8 73 StGB. 
aus (Kaffel 4. April 06, GoltdArd. 54, 98). 

b) a mit $ 185: Vgl. $ 185 Wr. 8a. 

c) ©. aud oben Wr. 6b. 


8 187. 


1. Für den Begriff des Handelns „wider befferes Wiffen” reiht Even- 
tualdolus nidht aus, während er ar Begründung der Annahme der Vor- 
fäglichkeit der Kundgebung genügt (RG. 20. Sept. 06, Seuff®l. 72, 205). 


2, In der Unterzeichnung des an einen Dritten gerichteten Briefs, der 
eine ehrenrührige oder ftrafbare Handlung enthält, mit dem 
Namen eines anderen liegt gleichzeitig die wilfentli unwahre Behauptung, 
dDiefer leßtere habe fidy der Abfaffung des Briefs und mithin der ehrenrührigen 
Handlung [huldig gemadıt. 

„Die Zuiendung des Briefs, aus dem der Empfänger %. M. die zu feiner Aenntnis zu 
dringenden ehrenrührigen Tatfahen nad dem Willen des Angeklagten entnehmen follte und 
tafählih entmahm, fteht ın ihrer Wirkung der direkten Witteilung Ddiefer Tarfachen gleich. 
Gie ift nichts anderes, als die in fchlüffiger MWeife durch den Ungeklagten aufgelielite Be- 
hHauptung, der Nebenkläner babe den Brief geichrieden und in dielem eine Erklärung ab» 

egeben, durch die er die Vorbereitung einer unlauteren oder nach dem Nahrungsmittelgejeg 

rafbaren Handlung bezweckt und gleichzeitig die frühere Verübung einer gleidyartigen Hand» 
lung zugeftanden habe: Zur Aufftellung diejer Behauptung ift nur ein Mittel und eine Yorm 
ewäblı, Durch die der Angeklagte als deren Urheber verborgen blieb.” 

MG. 2. uni 07, 1 D 305/07; vgl. 136 $ 187 Nr. 1.) 

3. Zeugenausfage als Verleumdung: I 36 $ 187 Nr. 2; Areditgeführ- 
dung: daf. Ar. 3; $ 193: 137 Nr. 3; unten 8 193 Nr. dc; Idealkonkur- 
rtenz mit $ 185: f. oben $ 185 Nr. 8a. 
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& 188, 
Literatur: Hölfcher, Die Bedeutung der Buße für das heutige Net, 1904. 
8 189. 
Literatur: I 36. 
| 8 192. 
Beleidigungen neben den erwiejenen Tatfadhen: I 36 $ 192. 
Siteratur: I 36. 8 198. 


1. Es ift nit notwendig, daß fi der Täter ausdrüklih auf den 
Schuß des $ 193 beruft; das Geridht hat vielmehr diefe Frage von Amts 
wegen zu prüfen (BayDbtl®. 12. Okt. 05, BayDbLGCt. 6, 167). 

2. Anwendung des 8 193 bei tätlidyer Beleidigung 136 8 193 Nr. 1; 
gegenüber Notwehrakten: 137 Nr. 2; bei Vergehen u 187: daf. 
Nr. 3; Nihtanwendung bei an fih wahren TZatfadhen: daf. Ar. 4. 


3. Beredtigte Intereffen; Allgemeines: 


a) Der Schuß des $ 193 wird nur dem zuteil, der „zur“ Wahrnehmung 
berechtigter Intereffen handelt; es muß fein Wille auf folhe Wahrneymung 


gerichtet fein. 

„Die Ubficht des Ungeklagten bei feinem Auftreten auf dem fFeftplage dem Vorftande des 
Veteranenvereins gegenüber ging nicht dahin, ein beredhtigtes Intereffe zu vertreten, fondern 
nur dahin, den Vorftandsmitgliedern in der Öffentlichkeit beleidigende Vorwürfe zu machen. 
Damit wird die Ablehnung der Unwendung des $ 193 genügend geredhtfertigt.” 


(RG. 25. Juni 07, 2 D 458/07; vgl. I 37 Ar. 5a.) 

b) Zur Wahrnehmung beredtigter Intereffen geeignet find alle Wege, 
die fih nad) Lage des Falls als an fich nicht verwerflich darftellen; der Täter 
hat zwifchen diefen freie Wahl. Bedient er fidy ftatt des Klagwegs der Ver- 
öffentlihung in der Preife, fo kann dies an fi nicht für unzuläffig angefehen 
werden. Die irrtümlidhe Annahme des Angeklagten, ihm ftünde $ 193 zur 
Geite, Bann auf rechtlicher und tatfädhliher Grundlage beruhen, erfteres, wenn 
er über den Begriff der „berechtigten Intereffen“ im Irrtume wäre, leßteres, 
wenn er fih nur Über den Weg zur Geltendmadhung getäufcht, den ein- 
gefhlagenen für erforderlih und zweckdienlih gehalten haben follte (RG. 
18. Juni 06, Seuffßt. 72, 113; vgl. I 37 Nr. Ac). 

c) Wenn aud das zur Wahrung der Intereffen ergriffene Mittel an fi 
dem verfolgten Zwecke nicht zu dienen geeignet tft, jo Rommt es dody für die 
Zuläfftgkeit der Anwendung des $ 193 lediglich darauf an, ob der Täter es 
für zwe&dienlidh gehalten hat (Dresden 3. Mai 06, SädhfArd. 06, 571). 

d) $ 198 ift nur anwendbar, wo die objektiv beleidigende Außerung fich 
auf eine Ungelegenheit bezieht, die den Täter wegen feines befonderen 
Verhältniffes zu ipr nahe angeht, wenn das ntereffe, für das diefer kämpft, 
gegen Reht und Sitte nicht verftößt, und er für diefes mit feiner 

ußerung eintreten will; diefe Vorausfegungen find für den Redakteur 
einer politifhen Zeitung nidt fhon um diefer feiner Stellung willen ge- 
geben (Tena 1. Febr. 06, Thür. 53, 276). | 

e) Wer in Wahrnehmung berechtigter Sean handelt, dem kann nidt 
angefonnen werden, vorher erft nähere Erkundigungen über die Richtig 
Reit feiner Behauptungen anzuftellen; guter Glaube an die Wahrheit der- 
felben genügt. Daß der beabfidhtigte Zwek aud durdh andere Mittel 
hätte erreicht werden können, ift belanglos (BayDbt6. 4. April 07, Bay- 
DHRLGGt. 7, 282). | | 

f) Der Schuß des $ 193 ift nicht gegeben, wenn die beleidigende Außerung 
die fremde Ehre in weiterem Maße verlegt, als es zur Wahrnehmung 
des berechtigten ntereffes erforderlich ift; dies tft insbefondere der Tall, 
wenn fie in Gegenwart einer dritten Perfon fällt (Kaffel 17. Ian. 06, 
GoltdAUrdh. 53, 298). re | | WE 
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g) Auch die ein Schimpfwort enthaltende Außerung kann zur Wahr- 
nehmung beredhtigter Intereifen dienlicy fein, und es geht aus dem Gebraud) 
eines folchen nicht unter allen Umftänden die Beleidigungsabficht hervor (Bay- 
D6LO. 3. Wat 06, BayOhL66Ct. 7,4). | 

h) Die Tatfache, daß der Täter ohne erfihtliden Anhalt für die 
Richtigkeit feiner Behauptung gehandelt, vermag für fi allein die Unwend- 
barkeit des 8 193 nicht auszufchließen, wenn er die Beleidigung nur zum 
Zweke der Wahrnehmung berechtigter Intereffen begangen hat (Aena 
30. April 06, Thür. 54, 27). M 

i) Im Falle der Anftiftung zur Beleidigung ft die Srage, ob Wahrs 
nehmung berechtigter Intereffen vorliegt, in der Perfon des Täters, nicht 
des Anftifters, zu prüfen; denn die Strafbarkeit des AUnftifters hängt davon 
ab, daß der Täter die ftrafbare Handlung verübt hat, zu der er angeftiftet 
wurde, auf die Beweggründe des ke: und den von ihm verfolgten End- 
zweck kommt es nicht an (RG. 30. Okt. 06, Bay3. 3, 19 = IW. 36, 403). 


 k) Begriff: 1 37 Ne. 6a; [ubjektive und objektive Erforderniffe: 
I 37 Nr. 4b; Beleidigung gelegentlich der Wahrnehmung berechtigter Inter- 
effen: daf. Ar. Ad. | 


4 Berechtigte Intereffen; Einzelfälle: 


. a) Ein jedermann hat das NRedht, Handlungen, die er für ftrafbar 
hält, anzuzeigen, felbjt wenn er den Beweis der Wahrheit nicht erbringen 
kann; er handelt bei der Mitteilung der von ihm für richtig gehaltenen Tat- 
umftände in Wahrung berechtigter Intereffen. Db das Motiv der Anzeige 
Radfuht oder ein fonft nicht zu billigendes ift, ift gleihgültig; nur wenn die 
Anzeige lediglich aus diefem Grunde und als Wittel zur Verhüllung des 
eigentlihen Zweks, der Raheübung, erftattet worden wäre, würde fie mit 
dem VBorfaße der Beleidigung nur darauf gerichtet geweien fein, die Ehre der 
angezeigten gen zu fchmälern (NG. 27. Nov. 06, BayZ. 3, 85; vgl. I 38 
Nr. 61 [BayObL6G. 26. Okt. 05, BayDbLGGt. 6, 188], g, h). 

b) Wer als Gericdhtseingefeffener die Gefamtheit berührende Mißftände in 
der Handhabung der Necdhtfprechung feitens eines Nichters feines Sprengels 
an zuftändiger Stelle zur Anzeige bringt, handelt in Wahrnehmung be- 
techtigter Intereffen (RG. 6. April 07, m. 36, 552; vgl. jedoch unten \r. 6 a—d). 

o Die wahrgenommenen Intereffen können unmittelbar oder mittel- 
bar eigene fein; fremde kommen nur in Betradht, wenn ihre Wahrnehmung 
als eine den Täter felbft nahe angehende Sache wegen deffen Beziehungen zu 
den Dritten erfcheint. Ein öffentlihes Intereffe der Allgemeinheit ift 
nicht ohne weiteres ein berechtigtes 1. ©. des 8.193 (BayOpLG. 5. Tuli 06, 
Seuffßt. 72, 120). 

d) Berechtigtes Intereffe ift in Fällen, wo es fih niht um eigene An- 
gelegenheiten des Täters handelt, nur gegeben, wenn fi die Beredti- 
gung auf eine diefen nahe angehende Sache bezieht. Übrigens genügt 
nit das bloße Worhandenfein eines foldhen Intereffes, fondern es wird 
erfordert, daß die pm zum Zwedke der Wahrnehmung diefes Inter- 
effes gemadt ift (RMO. 19. Jan. 06, RWG. 9, 247; vgl. I 37 Nr. 6b, d). 

e) Fremde Intereffen können unter dem Schuße des $ 193 unter der 
DVorausfegung gewahrt werden, daß der Handelnde fie kraft feines Amts oder 
Berufs zu vertreten hat, oder daß er mit den anderen Perjonen dur nahe 
Beziehungen verbunden ift, die es bei billiger Beurteilung als gerechtfertigt 
eriheinen laffen, daß er ihre Angelegenheit als eigene anfieht; das bloße 
Vorhandenfein eines ethifhen. Wotivs genügt nidt, sanıns die 
Wahrnehmung eines Intereffes der Allgemeinheit BayDbLG©. 25. Nov. 05, 
BayopL2©6t. 6, 224). ar 

Zu den berechtigten Intereffen können auh Intereffen Dritter 
gehören, und dies ftets dann, wenn der Täter fie kraft Amtes oder Be- 
tufs zu vertreten hat (RMG. 21. Tunt 06, RMO. 10, 129). 


Warneyer-Rofenmüller, Jahrbud. 2. Zahre. 4 
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g) Der Redakteur einer periodifhen Drukfchrift kann für einen 
unter feiner Verantwortlichkeit erfchlenenen Se nur infoweit den 
Schuß des $ 193 beanjpruden, als dies jeder Staatsbürger im gleich 
gelagerten Fall für eine wörtlihe oder fehriftlihde Außerung zu tun vermag 
(BayopL6. 2. Juli 06, Seuffßt. 72, 120 = BayDbLGGt. 7, 47). | 

h) Werden in einer Volksverfammlung aus Anlaß bevorftehender 
Stadtverordnetenwahlen von Wählern vermeintlide Mißftände im ftädtifchen 
Arankenhaufe zur Sprade gebradt, um die Wähler dadurch der eigenen 
Partei zuzuführen, fo handeln jene in Ausübung des ihnen zuftehenden Ge- 
meindewahlredts, zu dem auch die Werbearbeit im ntereffe der eigenen 
Partei gehört, und damit in Wahrung berechtigter Intereifen (NO. 12.Nov. 06, 
RG6t. 39, 264 — IM. 36, 402). | 

ji) „Der Bezirksleiter eines Gewerkvereins hriftliher Bergleute 
ift an fih befugt, für die im DVerbande befindlichen Arbeiter das berechtigte 
Intereffe wahrzunehmen, das diefe in ihrer Gefamtheit — und jeder einzelne . 
von ihnen — an der Erlangung günfliger Lohn- ufw. Bedingungen u. a. haben, 
und dies nit nur in Verhandlungen mit der Grubenverwaltung, fondern aud 
durch Vorträge in Öffentlihen Verfammlungen zu tun. Der Schuß 
des 5 1983 bezieht fich aber nicht auf foldhe Hußerungen eines foldhen Vortrags, 
die, wenn fie audy fachlich dem beredhtigten Zweck dienen können, doch nad 
dem Willen des Vortragenden nicht dazu, fondern zur Erreihung anderer, 
unberedhtigter Zwecke, 3. B. der Herabfegung der Grubenverwaltung, dienen” 
(RO. 20. Suni 07, 1 D 321/07; vgl. I 88 Nr. 6). 

k) Auch Ungelegenheiten einer Berfonengemeinfhaft, der der Täter 
angehört, können beredtigte Intereffen darftellen. Tedoh muß es fidh 
um die gemeinfamen Intereffen folder Verfonenkreife handeln, die durd 
konkrete Zwerke verbunden, gegenüber der Ullgemeinheit abge- 
ns und in ihrer Zufammengehörigkeit überfehbar find, wie 

ereine, Gemeinden ufw. Einen folhen Charakter trägt eine politifche 
Partei niht (RO. 21. Dez. 06, . 86, .402). 

)) Eine Sadhzeitfhrift tft als folhe zur Wahrnehmung der Intereffen 
der Angehörigen desjenigen Berufs, deffen Wusübung und Saub fie zum 
Oegenitande ihrer Abhandlungen uw. madt, berechtigt BEünL . 4. April 07, 
BayObhLG6Gt. 7, 282). 

m) Inwieweit jemand, der auf Befragen eines mit einem anderen im 
Streit liegenden Dritten diefem ehrverleßende Tatfachen über jenen mitteilt, 
in Wahrung beredtigter Intereffen handelt, hängt wejentlih davon ab, ob 
beftimmte befondere Beziehungen zwifhen ihm und dem Dritten beftehen, 
die jenen veranlaffen müffen, des leßteren Rechte zu wahren; daß beide Per- 
fonen Gefchäftsleute find, und „Gefchäftsleute einander beiftehen müffen“, reicht 
nit aus (Dresden 12. Juli 06, SähjArd. 07, 114). 

n) Wer auf ausdrüklides Befragen eines Vorgefegten des Be- 
letdigten einen diefen betreffenden, und diefen herabfegenden Vorgang erzählt; 
um fein Verhalten in diefer Ungelegenheit zu rechtfertigen und zu verteidigen, 
handelt ebenjfo in Wahrung beredtigter Interejjen, wie derjenige, der das 
gleihe im GSühnetermin auf Befragen des TFriedensrihters tut (VBayObLG; 
3. Ian. 06, BayDbLG6t. 6, 261). | 

0) Ein Haushaltungsvorftand, in deffen Räumen zum Nachteil eines 
Mitbewohners ein Diebftahl vorgekommen ift, hat das Redt, in vertrau- 
liher Weife mit feiner Ehefrau und einer bei ihm im Dienfte ftehbenden, 
in feiner häuslihden Gemeinfhaft befindliden Perfon diefen Diebftaht 
zu bejprehen und feinem WVerdadt gegen beftimmte .. Ausdruß zu 
geben, da eine derartige Ausfpradye zur Körderung der Entdeckung des Täters 
dienlich fein kann, und darum Wahrung beredtigter ei vorliegt (Stutt« 
gart 10. April O5, WürttT. 19, 87; f. unten unter ba). ER 

p) Interefien eines Sreundes: 137 Nr. 6c; der Ehefrau: 138 Nr. 6e; 
einer politifhen Partei: daf. Ar. 6i, k; [hwarze Liften: daf. Ar. 6m; 
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Behauptung der „Schikane” durdh einen Vorgefegten: daf. Ar. 6n; 
a anebmuing der Intereffen gegenüber unlauterer Konkurrenz: daf. 
rt. 60. | 


5. Verfagung des Schußes des $ 193: 


a) Wie fhon „vertraulihe Außerungen in Samilie und Häuslidh- 
keit” nicht unter allen Umftänden den Schuß des 8 193 genieben, fo ganz 
beftimmt dann nidyt, wenn fie gleichzeitig außerhalb jenes Kreifes ver- 
neun ar find (BayObR6. 22. Tan. 07, BayübLGCt. 7, 195; f. oben unter 

T 


. 40). 

b) Auf Außerungen, in denen durh Angehörige einer politifchen 
Partei ein Gegner oder durch Wahlberechtigte ein gewählter Abgeord- 
neter beleidigt wird, findet, auch wenn fie zur Sörderung von Partei» oder 
Mahlzweren beftimmt find, 8 193 Reine Anwendung (NG. 27. März 07, R6Et. 
40, 101; f. jedody oben Wr. Ah; 138 Ar. 6i, k). 

c) Die Verfolgung eines an fi erlaubten und berechtigten Zwecks findet 
ihre fittlicde und rechtliche Grenze an der MWiderrecdhtlichkeit, Die in einer be- 
wußt unwahren Behauptung liegt, hier gewährt $ 193 Keinen Schuß, 
felbft wenn der Angeklagte der irrtüümlihen Meinung war, fein Intereffe er- 
itrecke fih au auf die Erhebung eines folden VBorwurfs (Stuttgart 10. Okt. 06, 
GSeuffßl. 72, 80; f. auch Iena 30. April 06, Thür. 54, 27). 

d) ft das zu der beleidigenden Außerung gewählte Mittel ein ge- 
feglih verbotenes, erftattet 3. B. der Täter eine Strafanzeige unter 
Välfhung des die Anzeige enthaltenden Schreibens, fo ift fie nicht zur Wahr- 
nehmung beredhtigter ntereifen gemadht und deshalb dur $ 193 nicht ge- 
Ihüßt (RG. 28. Sept. 06, IW. 35, 787 — R66t. 39, 181; ähnlich hinfichtlich 
DX2 n [e.1e Unfhuldigung enthaltenden Schreibens: R®. 3. Mai 07, 

12, 1 


e) Wiffenfhaftlides Intereffe: [39 Nr. 7b; Zeitung: daf. Ar. 7c,d 
(Ar. 7d = GoltdArd. 53, 280); Verbreitung von EOBED DEU IN DDEN 
nad Beendigung des NRedtsitreits: daf. Ar. Te; Verleumdung: dal. 
Nr. 71; Kritik öffentliher Amtstätigkeit: unten Wr. 6. 


6. Wilfenfhaftlihe u. & Leiftungen: 


a) „Was im 8 193 von tadelnden Urteilen über wiffenfchaftliche, künftlerifche 
oder gewerbliche Leiftungen gejagt ift, Kann auf eine Kritik der Berufs- 
ee Beamten nicht bezogen werden” (RO. 11. Juni 07, 

b) Beleidigende Außerungen über die Dienftführung öffentlicher Be-. 
hörden oder Beamten find nit als tadelnde Urteile über wiffenfchaftliche. 
Leiftungen anzufehen und genießen daher von diefem Gefidhtspunkte aus nicht 
an Er des $ 193 (MG. 14. Dez. 06, RG. 89, 311 = IM. 36, 402). 

nlid: | 

c) „Soweit der Angeklagte meint, daß jedermann zur MWeröffentlichung 
tadelnder Urteile über die Dienftführung von Behörden und Be- 
amten, insbefondere über gerichtliche Enticheidungen, berufen und hierbei 
felbft für Angriffe auf die fittlihde Vollwertigkeit der Beteiligten 
durdy den $ 193 StGB. gedeckt fei, befindet er fi in einem Redtsirrtum. 

. es tft nicht abzufehen, inwiefern aus dem berechtigten Intereffe der G©e- 
famtheit und des einzelnen an der ‚Verfolgung ftrafbarer Handlungen‘ eine 
Befugnis des Angeklagten als Staatsbürger oder als Zeitungsleiter zur ein- 
feitigen und mit perfönlicden Ausfällen verknüpfte Beipredhung vermeintlicher 
an Tehlgriffe in feinem Blatte herzuleiten fein fol" (R®. 26. Sept. 07, 

d) Daraus, daß in den in $ 193 aufgezählten und zunädft aufgeführten 
Einzelfällen das Net auf Schuß der Ehre bei Kollifion mit anderen Necten, 
Pflichten und Intereffen innerhalb gewilfer Grenzen hinter diefe zurückzutreten 
bat, ergibt fih, daß ein ähnlicher Fall. ©. des $ 193 nur dann ange- 

4* 
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nommen werden kann, wenn Gründe vorliegen, die den Vorzug jener vor 
dem Nedte auf Schuß der Ehre rechtfertigen. An fich beiteht ein Net 
öffentliher Kritik an behördliden Maßnahmen; diefes Necht verdient 
aber nidht den Vorzug vor dem Rechte der einzelnen Beamten auf 
Schuß ihrer Ehre (RO. 2. Mai 07, Seuff®t. 72, 785). 

7. Ubfiht der Beleidigung: 

a) Wird die Wahrnehmung berechtigter Intereffen feftgeitellt, fo genügt 
zur Verfagung des Schußes des $ 193 nicht die eftitellung des Beletdigungs- 
willens, fondern es bedarf der TFeititellung, daß aus der Korm und den 
Amftänden die Abficht, zu beleidigen, hervorgeht (BayObL2®. 12. Okt. 05, 
BayOpLGGt. 6, 167). 


” „Aus dem Inhalt einer Außerung kann, wenn unterftellt wird, fie jei 
zur Wahrnehmung berechtigter Intereffen gemadıt, die beleidigende Abficht nicht 
gefolgert werden; foll diefe aber aus der Form hergeleitet werden, fo bedarf 
es, wenn fih nicht aus der Bedeutung der gewählten Ausdrüke (Schimpf- 
worte u. a.). von felbft ergibt, des Nachweifes, mit weldhen anderen 
Worten der an fih nidt ftrafbare Inhalt hätte ausgedrükt werden 
können (RGGt. 21, 1)" (NO. 18. Tuni 07, 5 D 157/07; vgl. 139 Nr. 8a, b). 


“ 6) „Unter der Sorm der Außerung ift die Außere Einkleidung eines 
Gedankens nah Wort, Sag, Ton oder Gefte, das Gewand zu verftehen, 
in dem ein Gedanke zur Darftellung kommt (R5Gt. 4, 316; 34, 80), und es 
muß, foll auf Grund diejer Form das Vorhandenfein einer Beleidigung felt- 
geftellt werden, erkennbar fein, mit welchen anderen Worten der an [id u: 
ftrafbare Inhalt hätte ausgedrükt werden können (RG6GSt. 21, 1)" (RO. 
12. Zuli 07, 5 D 183/07). | 


d) Es ift ae): aus dem Stempel der Beleidigung, der einer 
Außerung dur ihr Gewand aufgedrükt wird, auf die Beleidigungs- 
abfiht zu fehließen; unter dem Gewande fft die der Außerung gegebene 
nn gu veritehen; ift jene aber zur Wahrnehmung von Rechten getan, fo 
ommt der Form rechtlich die Bedeutung zu, daß fie Die Außerung zu einer Be- 
a. werden läßt, wenn aus ihr die Beleidigungsabfiht hervorgebt. 
Dbige Schlußfolgerung bedeutet daher eine Vorwegnahme des erit zu Be- 
weifenden (RO. 18. Dez. 06, IW. 36, 402). 


e) Die Umftände, unter denen die Außerung gefchieht, können 
nur folche fein, die die beleidigende Rundgebung in ihrer äußeren Erfheinung 
umgeben, alfo äußere Verhältniffe, insbefondere folche zeitlicher und örtlicher 
Art, die die VBeleidigungsabfiht nah außen erkennbar maden; innere 
Q at ge, insbefondere die Kenntnis des Täters von beftimmten Umjtänden, 
fein Motiv u. a. find hierzu nicht geeignet, können aber andererfeits einen 
Schluß darauf zulaffen, daß der Täter en t nicht berechtigte Intereffen 
hat wahrnehmen wollen (RG. 13. Dez. 06, Hefffifpr. 9, 13 = . 86, 402; 
vgl. 139 Nr. 8c, aud b). 

8 Irrtümlihe Annahme der Wahrung berechtigter Intereffen: I 39 
Nr. 9; oben unter 3b. | 


9. Bol. auh 8 91 MSLGLB. Nr. 4. 


Riteratur: 


In DerankAZ3.7, 62 wird ein Urteil des LG. Darmftadt (ohne Datum) 
beiprocdhen, das einem Mitgliede einer Ortskrankenkaffe den Schuß des $ 198 
in einem Falle zufpricht, in dem diefes den Kaffenvorjtand auf mißbräudliche 
Inanjprudhnahme der Rrankenunterftüßung durch andere Mitglieder aufmerk- 
fam gemadt hatte und dieferhalb aus $ 186 unter Anklage geftellt worden war. 


Ä | / 8 198. 
Dgl. 5 414.SHPO. Nr. 1. | 


2. Teil. — 14. Abfchnitt. Beleidigung (85 195199). 53 


8 196. | 


1. Wit Beziehung auf den Beruf eines Beamten ift eine Beleidigung 
nit nur dann begangen, wenn fie dem Beamten pflihtwidriges Verhalten 
vorwirft, mithin deffen amtliche Tätigkeit zum Gegenftande hat, fondern 
auh dann, wenn die Amtshandlung des Beamten die Grundlage der 
beleidigenden YAußerung bildet dergeftalt, daB der Täter die legtere vermöge 
des Inhalts, den er ihr gibt, mit der Amtshandlung in Zufammenhang feßt; 
legteres ift 3. ®. der Fall, wenn behauptet wird, der Beamte habe durch eine 
falihe zeugenetdliche Erklärung — alfo eine an fi nichtamtliche Handlung — 
eine Amtsverlegung zu rechtfertigen gefucht (NG. 2. Tan. 07, RGGt. 39, 350). 

| Eine von einem Beamten gelegentlih feiner Vernehbmung als 
Zeuge über eine Tatfache, deren Wahrnehmung zum Geidhäftskreife des Be- 
amten gehört,, gegebene Auskunft ift zwar in erfter Linie zur Erfüllung 
der allgemeinen Zeugenpflicht gegeben, fällt aber inhaltlich mit einer amt- 
liyen Zeumundsauskunft zufammen; die Ausfage fteht daher in Beziehung 
zum Berufe des Beamten. Die gleihe Beziehung kommt daher der Be- 
hauptung des dur die Auskunft Betroffenen zu: der Beamte habe die Yus- 
Runft leichtfertig gegeben (NG. 11. Tan. 07, R5Gt. 39, 361 — IM. 36, 552). 

3. Entjcheidend ift nicht allein, daß der Täter den Beamten „in feiner 
geninal als Beamten” mit der Beleidigung hat treffen wollen; es bedarf 
vielmehr einer dem Inhalte der Außerung entfprechenden, infofern objektiven 
Beziehung der Beleidigung auf den Beruf, wobei es geigsültig ift, ob fi 
= ek diefer Beziehung bewußt ift oder nit (NG. 2. Ian. 07, R56GSt. 

4. Für das Shwurgericdht als foldyes, nicht aber für „Die Gefhworenen”, 


it der Landgeridhtspräfident ftrafantragsberedtigt. 
„Sind Lediglich die Gefhhworenen in ihrer Ehre gekränkt, fo ift Der Qandgerihtspräfident 
um Strafantrag für jte keinesfalls bereihtigt. Sind zwar zunädft die Gefchworenen, 
onen und dDurd) fie aber — was [ehr wohl denkbar, bier aber mit keinem Worte erörtert it — 
das Schwurgericht, eine Behörde, felbft beleidigt, oder hat fi die Beleidigung von vornherein 
nur gegen das Schwurgeridht als foldyes gerichtet, fo wird die Befugnis des Landgerichts» 
präfidenten, Strafantrag wegen Beleidigung des Schwurgeridhts zu ftellen, nidt zu bes 


anftanden fein.“ | 
(RG. 18. Juni 07, 5 D 157/07 = IM. 36, 549.) 

5. Das (preußifche) Ronfiftortum k amtlicher Vorgejeßter der evan- 
gelifhen Geiftlihen feines Bezirks (NO. 27. Upril 07, SeuffßtL. 72, 835). 
6. Strafantragsberedhtigtes Mitglied einer Behörde: I40 8 196 
Nr.1; Gewerbegeridt: daf. Ar. 2; Vorftand der Ortskrankenkaffe: 
daf. Ar. 3 = EifenbE. 28, 348; irrtümlie Berufsausübung: daf. Wr. 4; 
preußifhe Unfallfhiedsgerichte: daf. Ar. 5; Telegraphengehilfin als 
Beamtin: daf. Ar. 6; bayrifhe Gendarme: dal. Ar. 7. 2 
=; Bol. au 16.75, 76 & 359; unten $ 359. 


Literatur: I 40. | 
8 198, 


1. Das NRedt des „andern Teils”, feinerfeits Strafantrag zu ftellen, wird 
auch dadurch nicht befeitigt, daß die Antragsfrift für den „einen Teil” 
zur Zeit der Stellung des Antrags [hon abgelaufen war und demgemäß 
infoweit auf Einftellung des Verfahrens zu erkennen ift (Dresden 21. Juni 06, 
SihfArdh. 07, 141 = NaumburgAR. 7, 33). M 

2. Bon wechfeljeitigen Beleidigungen kann nicht die Nede fein, wenn der 
Ehemann einer beleidigten Ehefrau, der ir & 195 Strafantrag geftellt hat, 
feinerfeits den BBeleidiger beleidigt hat (LO. Offenburg ohne Datum in 
BadRpr. 73, 4) | 
\ 8 199. 


1. Die Straffreierklärung des Privatklägers feßt voraus, daß auf 
egen ihn ein, Schuldausfpruh ergangen, mithin Widerklage erhoben ft 
BandbL6. 3. Mai 06, BayühL66t. 7, 4. | | 
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: el der Stelle": 8 98 WStGB.; I 40 $ 19 Nr. 2 = ZAKtG. 
4, 142. | 

8. Dot. I 46 $ 233; I 190 $ 428; unten $ 428 StPO. 

4. Anwendung von Amts wegen: 141 8 19 Nr. 3; VBorausfeßung 
beiderfeits ftrafbare Beleidigung: daf. Wr. 4. 


Ziteratur: I 41. 

820. 

1. Für die Anwendung des Abf. 2 genügt es, wenn allgemein nad 
Abf. 1 auf PBublikationsbefugnis erkannt Ift; es bedarf zwecks Erwirkung der 
Bekanntmadhung in dem Blatte, dur das die Beleidigung begangen wurde, 
Reines befonderen, vor Erlaß des Urteils zu ftellenden Antrags. 
Zur Wahrung der im Urteile für die Publikationsbefugnis geftellten Frift 
genügt es, wenn der Untrag auf Bublikation innerhalb derfelben bei Gericht 
eingegangen ift; daß die Aufforderung binnen der gefegten ft an den 
„> gelangt, ift nicht notwendig (LG. Flensburg 27. Nov. 06, SchlHolftAnz. 


2. Der den PBrivatkläger vertretende Anwalt hat für feine Mitwirkung 
bei der Veröffentlichung des Urteils nah 8 200 keinen Gebührenanfprud 
(26. Darmitadt 19. Dez. 06, Heifipr. 8, 14). 

8. Öffentliche Beleidigung: I 41 $ 200 Nr. 1; Publikationsbefugnis ift 
Strafe: daf. Ar. 2; Boftkarte: daf. Ar. 8; Telephongefpräd: daf. Ar. 4. 


Riteratur: 


Hagen, Zur PBublikationsbefugnis aus $ 200 Abf. 3 RSEGB. (Seuffßi. 
72, 226). — Verfaffer führt aus, daß Abf. 3 dem BBeleidigten lediglih einen 
Anfpruh auf Erteilung einer Urteilsausfertigung verleiht, und daß diefe ihm 
auf feinen Antrag auf Koften des Schuldigen erteilt werden muß, daß durch 
die Vorfchrift aber nicht beftimmt werde, das Geridt habe fie von Amts 
wegen zu erteilen. 


Siteratur: I 41 Sünfzehnter Abfchnitt. Zweikampf. 


Ziteratur: T. daf. 
8 201. 

„Die Annahme einer Herausforderung unter der Bedingung, daß der 
Sadverhalt durh ein Ehrengeriht geklärt und feitgeftellt werde, ift, auch 
wenn diejes den Zweikampf nicht genehmigt, mindeltens dann nad) 8 201 
ftrafbar, wenn die Beteiligten damit das Gtattfinden des Zweikampfs von 
der Enticheidung diefes Gerichts abhängig machen wollen” (RG. 24. Tuni 07, 
3 D 102/07). s 204. 


„Das Oefeg knüpft Straflofigkeit nur daran, daß durd Freiwilliges 
Fun der Barteien die VBerwirklihung des Zweikampfs unterblieben 
Mt (RGSt. 4, 113); Haben die Beteiligten dem Ausfprud des Ehrengeridts 
fih unterworfen, die Entfheidung, ob der Zweikampf auszutragen, aus- 
drüklih dem Ehrengericht überwiefen, und unterblieb auch der Zweikampf 
infolge deffen Spruds, fo kann nidht davon die Nede fein, daß die 
on Zweikampf freiwillig aufgegeben haben” (RG. 24. Tunt 07, 


Sechzehnter Abfchnitt. Verbrechen und Vergehen wider das Leber. 


8 211. 
Biteratur: Bernftein, Die Beftrafung des Selbftmords und ihr Ende (Belings Strafe. Abhandt. 
N 78), 1907; Nußbaum, Der Volnaer Ritualmordprozeß; kriminalpfohologiiche Unter» 
ung, mit Vorwort von v. Lifzt, 2. Aufl., 1906. ei 
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Riteratur: | 


a) v. Retelhodt, Mord und Totfhlag (DIZ. 11, 1252). — Verfaffer 
wünjdt, nah dem Wufter der Augsburger Statuten vom Jahre 1276, die 
Aufgabe des Begriffs der AOIDeRIeQUNG- für den Zatbeitand des mit dem 
Tode bedrohten Mordes, und an Stelle diefes Begriffs die Aufftellung des 
Erforderniffes einer „[hweren Verlegung einer befonderen fittlihen Pflicht des 
Täters" unter Aufrechterhaltung der Todesitrafe für folche Fälle. | 

b) Kohler, Tatabirrung beim GSelbitmord (GoltvArdh. 53, 385). — Ver- 
faffer verteidigt fih gegen die von Allfeld in DIZ. 8, 195 aus feiner, Ver- 
faflers, Lehre gezogene Schlußfolgerung, daß der Gelbftmörder, deffen Kugel 
ihn fehle und einen Dritten töte, als Mörder zu [trafen fei. 


8 215. 
Ehelihe, außerehelihe Verwandtihaft: I 42 8 215. 


8 216. 

Einwilligung als ftrafmindernder Umftand gegenüber 88 211, 212: 
I 170 $ 262. een 

Riteratur: 

Mettgenberg, Der Verfuh der Tötung auf Verlangen als Körper- 
verlegung (ZW. 27, 565). — Verfaffer ftellt den Saß auf, daß diefer Ver- 
ler er als Rörperverleßung beftraft werden könne, und begründet ihn ein- 
gehend. | | 
‚8 217. 


8 218. 
Siteratur: 1 42. Hierüber: Wachtelborn, 88 175 und 218 StGB. Geidlechtliche Verirrungen 
ber Gegenwart, 1906; Ahlfeld, Nasciturus; für Juriften, Mediziner und gebildete Laien, 1906. 


Schwangere als Täterin: 142; Verfuh: 16 846 Nr. 2aub. - 


8219 
Siteratur: Radbrud, Geburtshilfe und Strafrecht, 1907. 
Berfhaffen der Mittel genügt: I 42 5 219. 
Biteratur: ee | 


:  Dppler, In welden Fällen, ift die Herbeiführung des abortus rerhtlich 
zuläffig? (Necdht 10, 1426). — Verfaffer führt aus, daß die bezeichnete Maß- 
regel jederzeit ungeftraft duch den Arzt — aber au nur durcd diefen! — 
angeordnet und ausgeführt werden dürfe, wenn er fie vom ärztliden Stand- 
punkte aus im gegebenen alle für geboten eracdhte. | 


Riteratur: I 42. 9 221. | vor 
1. Zum Begriff der Ausführung wird erfordert, daß der Täter mittels einer 
vorfäglidhen pofitiven Tätigkeit die andere Perfon aus ihren bisherigen 
Berbältniffen in einen hilflofen Zuftand, d.h. in eine Lage verfegt, worin 
Diefe — ohne rettenden Zufall — dem Angeklagten bewußt gefährdet ift; zur 
Beltrafung aus $ 221 genügt es daher nicht, wenn der Täter dritte Perfonen 
abhält, einer dur von ihm nicht verfchuldete Umftände hilflos gewordenen 
van gt Hilfe zu sun (RG. 23. Febr. 07, GoltdArdh. 54, 297) u 


Riteratur: I 42 8 218 (iFabrice). 


4 


egriff: 142 8 22 
8 222, | 9 


1. Wenn der Täter fahrläffig Bedingungen zu dem fpäter eingetretenen 
Erfolge der Tötung feßt, dies aber nod vor Eintritt des Erfolgs und zu 
einem Zeitpunkte bemerkt, wo Abwendung des leßteren no möglid) ift, 
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fo fehlt der Raufalzufammenhang zwifchen feinem Tun und dem Erfolg, wenn 
er rechtzeitig die objektiv und nad) feinem Ermeifen rihtigen Schritte tut, 
jene Bedingungen zu befeitigen, diefe Schritte aber aus außer feinem Willen 
llegenden Gründen — 3. B. wegen Ungeichidlichkeit des Beauftragten — ver- 
geblih find (MG. 2. Tan. 07, Bay3. 3, 195). | N 

2. In einer Unterlaffung kann nur dann eine die ftrafrechtliche Ver- 
antwortlichkeit begründende Schutd gefunden werden, wenn eine Bfliht zum 
Handeln befteht. Es läßt fich nicht die allgemeine Regel aufftellen, -daß für 
jedermann die Pflicht zum Handeln beftehe, wenn man dadurd einen anderen 
in erkennbarer Weife vor Schaden bewahren kann; vielmehr muß im einzelnen 
tyalle eine befondere Schuß- oder Fürforgepflidht beftehen (RO. 20.N00.06, 
BayZ. 3, 131). 

8. „Die Rechtspfliht der außerehelihen Mutter, für die VBerfon des 
Kindes zu forgen, umfaßt aud die Bfliht, ihm Schug vor den ne bei 
und nad der Geburt drohenden Gefahren zu verfhaffen. Die An- 
nahme des angefochtenen Urteils, daß die Angeklagte verpflichtet gewefen fei, 
Vorbereitungen für die Geburt des Kindes zu treffen und die ihr angebotene 
Hilfeleiftung anderer Berfonen nicht zurücdzumelfen, ift daher nicht redhtsirrig“ 
(RO 19. Sept. 07, 1 D 437/07). 


4 Eine Mutter, die ihrer ein Kind gebärenden Tochter nicht die 
nötige eigene und fremde Hilfe während und nady der Geburt zuteil werden 
läßt, handelt fahrläffig und tft für den infolge ihrer Vernadläffigung ein- 
tretenden Tod des Kindes ftrafrechtlih verantwortlih (MO. 1. Dez. 06, Hell. 
Ripr. 8, 65 = R66Gt. 39, 397). 

5. Die fahrläffige Herbeiführung des nach Beginn des Geburtsakts, 
wenn auch vor dem Heraustreten der ruht aus dem Mutterleibe erfolgten 
Abfterbens der Leibesfrudt ft Tötung des Kindes, nicht aber ohne 
weiteres a der Mutter (RO. 14. Dez. 06, GoltdArdh. 54, 288 


6. Bat. au) 8 280. 


7. Berükfichtigung der Verfönligkeit des Getöteten bei der Straf. 
zumeffung: I 42 $ 222 Ar. 1; Amt, Beruf: daf. Ar. 2. 


Siebzehnter Abfchnitt. Körperverleßung. 


Siteratur: 143. Hierüber: Shoh, Die körperlide MibHandlung von Rindern durch Palmen, 
welden bie Kürforgepfliht für Diefelben obliegt (Züriher Beiträge 17), 1907; Alefer, Zur 
Stage der körperliden Omtigung bei Kindern, 1907; v. Gfhmeidler, Der ärztlihe Ber 
fuh am lebenden Weniden, Vortrag, 1906. | 


Riteratur: | 


a) Hamm, Üperative Eingriffe der Ürzte (DIZ. 12, 447). — Berfäffer 
behandelt die ftrittige Srage, inwieweit ein Arzt beredhtigt ift, ohne oder fogar 
gegen den Willen des Patienten an deifen Körper Operationen vorzunehmen, 
geht auf die Konfequenzen der heutigen herrichenden Unfichten ein (Körper- 
verlegung mittels Meffers; gemeinfchaftliche, fchwere Körperverlegung) und 
empfiehlt Einfügung des folgenden 5 289a nody vor der Reform des Gt6B.; 
„Ein approbierter Arzt, der an einem Kranken zu deifen Heilung eine Ber 
handlung, welde deffen Körper verlegt oder feine Gefundheit jehädigt, ohne 
Einwilligung des Aranken oder feines gefeglihen Vertreters oder unter deflen 
Täufhung Über Folgen und Gefahr der Behandlung vornimmt, wird wegen 
etgenmächtiger Arztliher Behandlung mit Gefängnis oder schngehar bis zu 
einem Jahr oder mit Geldftrafe bis zu 1000 M. beftraft. — Die eigenmädhtige 
Behandlung Ift ftraflos, wenn fie zur Rettung des Kranken aus einer gegen- 
wärtigen Gefahr. für Leib oder Leben geboten war (und die Einholung der 
Einwilligung .nidt rechtzeitig oder nur mit Gefährdung des Lebens des 
Kranken erfolgen Konnte). — Die Verfolgung tritt nur. auf Antrag ein.“ - 
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‘  b)v. Sterne, Privilegierte Rechtsgüterverlegungen (Ger©. 69, 56). — 
Verfalfer behandelt de lege ferenda und de lege lata insbefondere die ftrittige 
age, unter weldyen Vorausfeßungen Ärztlide Eingriffe in den menfdlichen 
örper jtraffrei find. Ä 
c) Bol. aud) oben ©. 3 (Strafredhtsreform: Alerander- Frige, Hansberg); 
148 8 223 Literatur unter a. 


8 228. 
1. Ubgeleitetes Zühtigungsredt: 


a) Eine allgemeine Vermutung dafür, daß einem Erwachfenen, der ein 
fremdes unartiges Kind fchlägt, ein abgeleitetes Züchtigungsrecdht zur Seite 
itehe, befteht nit. Ein Haupterfordernis des fog. abgeleiteten Züd- 
tigungstedts ilt, daB der Züchtigende nad den gegebenen Verhältniffen 
mit Grund annehmen darf, er handle im Sinne der Eltern des Kindes, 
und daß es fi um eine Erziehungsmaßregel handelt. Das leßtere ins- 
bejondere ft ne der Tall, wenn der Züdtigende lediglich: feinem Unmute 
über das Kind Luft machen will, und die Zücdhtigung Über das Maß einer 
en Erziehungsmaßregel hinausgeht (Dresden 19. April 06, Sädjf- 

th. 06, 546). Ä Kr sa 

b) Zur Zühtigung eines fremden Kindes ift nur beredtigt, wer 
hierbei in Vertretung des Gewalthabers handelt oder fih in Notwehr 
befindet; gegen den erklärten oder annehmbaren Willen des Gewalthabers 
fteht niemandem ein Zühtigungstedht zu (Aolmar 2. Mai 05, ElfLoth3. 31, 650), 

c) Vgl. 143 Nr. 5. | 

2. Der Irrtum des Arztes, bei einem von ihm behandelten minder 
jährigen Kaffenmitgliede bedürfe er nicht der Zuftimmung des gefeßlichen Ver- 
treters zur DVornahme .einer Operation, liegt auf tatfächlihem Gebiete und 
[hließt die Verurteilung wegen vorfäglicher Körperverlegung aus (RO 
15. Okt. 06, Seuffßl. 72, 294 = GoltdAUrdh. 54, 72.= IM. 36, 403). . . 

8 „Ein Hinausgehen über das Maß einer für geboten eradteten 
Verteidigung kann den Täter nur dann wegen vorfäglicher  Körper- 
verlegung ftrafbar maden, wenn er es nicht aus einem tatfächlihen Irrtum 
für erforderlich hielt und ihm demgemäß das Bewußtfein der Necdhtswidrigkeit 
betwohnte; lag feinem Handeln ein folder Irrtum zugrunde, jo kann ihm 
eine fahrläfftge Rörperverlegung zur Laft gelent werden, falls der Irrtum 
durch Tahrläffigkeit verurfadht war" (MG. 8. Okt. 07, 5 D 4207). 

| 6. aud $ 222 NW. 5. en wg 2 

5. Begriff: 143 Nr. 1; Körperverlegung durh Dritten als Werk- 
zeug: da. Ar. 2; durh Verlegung der Unterhaltspflidt: daf. Wr. 3; 
der Stiefmutter fteht kein Zühtigungsredt zu: daf. Ar. 4; Heilkun- 
dige: 145 Nr. 6a; Züchtigungstreht des Lehrers: daf. Ar. 7, I 74 5 340 
Ar. 2, Towie unten 3 340. | | u = 

Siteratur: I 48. | M 
| 5 2230. | | " 
1. Waffe t. ©. des $ 223a ift jedes zur Zufügung von Verlegungen 
eeignete rent alfo 3. B. au die GSäbelfheide eines Hufaren 
Are. 7. Nov. 06, RUG. 10, 264). r nr 

2. Gefährlides Werkzeug: Ä T | 

a) Der Begriff des gefährlihen Werkzeugs erfordert, daß diefes nach 
feiner objektiven Beichaffenheit und der Urt feiner Benußung geeignet ift, er- 
heblichere Verleßungen zuzufügen; es genügt daher nicht, wenn ein an fi 
ungefährliches Werkzeug erft dur feine übermäßige Anwendung [chwerere 
non hervorbringt (NG. 28. Sept. 06, IW. 35, 787 = NRedıt 10, 1276 
—= Goltdilch. 58, 451). Rei | | 
:  b) Bel der Beurteilung,. ob ein Werkzeug als gefährlidhes an- 
zufehen, kommt es nidyt auf feine objektive Belchaffenheit, fondern au auf 
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die Art und Meife an, Die es im gegebenen Falle gebraudt wird (Stuttgart 
18. Dez. 05, Württ. 19, 

c) Gefährlides ende kann jeder mit dem Willen des Täters 
eine erheblichere Körperverlegung bewirkende beweglihe Gegenftand fein, 
gleichviel, ob der Täter damit direkt Verlegungen zufügt, oder ihn — 3.2. 
einen Wagen dur Aufdrehen der Bremfe — derart in Bewegung legt, daß 
der zu Verlekende mit dem Willen des Täters davon erfaßt und verlegt wird 
(Stuttgart 6. Nov. 05, WürttT. 19, 86). 

d) Eine dur den mit dem Stiefel bekleideten Fuß in der Gegend der 
Gefhledhtsteile zugefügte SED Euren nd ift eine gefährliche i. ©. von 
8 223a (Kiel 16. Aug. 06, SchlHolftAnz. 06, 367). 

e) Rünftlidhe Gliedmaßen (3. e ein künftlichder eiferner Be 
können ee Werkzeuge i. ©. des $ 223a fein (NG. 17. Ian. 07 


Bay2. 
‚Berurteitung bet Unmöglichkeit der Feftftellung des Werkzeugs: 
I 44 . 223a Wr. 1 


3. „Zum Begriffe der Hinterlift gehört, daß der Täter mit Borbedacht 
und unter Verdeckung feiner wahren Abficht verfährt, um den unvorbereiteten 
vn eines andern zur Verwirklichung feines er u benußen. Um das 

atbeftandsmerkmal des hinterliftigen Überfalls i& . des $ 223a St6%2. 
als gegeben zu erachten, genügt fohin nicht, daß ein Nberfall vorliegt, welcher 
begriffsgemäß die tatfächliche Aberrafhung und Unfähigkeit des WVerlegten, 
den Angriff vorherzufehen und abzuwehren, in fich fchließt, es muß auch das 
Merkmal der Hinterlift, fohin der befonders gefährlich geeignetichafteten fub- 
jektiven Willensrihtung des Täters aus den äußeren Umftänden feiner Tätig- 
Reit hervorgehen: diefe muß darauf on gewefen fein, dem Ungegriffenen 
die Möglichkeit zu nehmen, den Angriff wahrzunehmen und fi darauf vor- 
zubereiten (RG6St. 2, 75; 22, 312)" (MO. 4. Okt. 07, 5 D 757/07). 


4 a) Zum a ffe der a Körperverlegung genügt, 
Daß die mehreren Täter in bewußtem und gewolltem Zufammenwirken gegen 
die Verlegten in ihrer Gefamtheit tätlich vorgehen; wie alsdann die einzelnen 


tätig werden, ift bedeutungslos. 

„Wllerdings erkennt das Geriht an, es babe fi nit genau feftftellen Laffen, wer im 
einzelnen geihlagen babe. Damit foll aber nur gefagt fetn, es habe nicht tefgefeiitı Dener 
können, wer von den fünf Angeklagten jeden "Ben der en t Verlegten mißhandelt hab 
Eine ne BERNelung war auch nicht geboten. Denn zu dem Begriffe der gemeinihaftlihen 
Ausführung einer von mehreren Tätern gegen mehrere Berlepte- verübten Rörperveri egung 

gan es nicht, Daß jeder ah ne einzelnen VBerlegten felbft mißhandelt habe.” 

(ME. 21. Tuni 07, 5 D 24 

s b) in Begeitf vr N eneinneriitsin Abeververichung: I 4 
223a 


B. et TRIER Behandlung: 


a) Eine das Leben gefährdende Behandlung erfordert nicht eine a 
Verbringung in Lebensgefahr gerichtete Abfiht und ebenfowenig das 
Bewußptfein hiervon; es genügt, wenn der Täter die Umftände und DVer- 
anftaltungen, in denen objektiv eine das Leben gefährdende Behandlung 
erkannt wird, bei feinem vorfäglihen Handeln in feinen Willen mit 
aufgenommen dat (RAMO. 21. Dez. 06, AMG. 10, 302). 

b) Ein Stoß mit dem — wenn aud nur mit einem leichten Sand be- 
Bleideten — Fuß in den Unterleib kann nad) den Umftänden des alls, 
3. B. mit Nüdfi 4 auf die Wucht desfelben, die findlichkeit der getroffenen 
Stelie und die Körperbeihaffenheit des Mißhandelten, als eine das as 
en ubennkune angefehben werden (BayObtG. 13. Dez. 06 
ayöbLOGt. 7, 

c) Begriff: T 44 8 223a Nr. B. 

. I SSNEQEROnBUELENG mit. 8 340: 1 44 $ 223a Wr. 6; vgl. aber I 43 
r. 
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8 224. 

1. Daß die beim Gehen hervortretende Entftellung (Hinken) beim Stehen 
oder Sißen nicht hervortritt, ift für den Begriff der Entjtellung ebenfo un- 
erheblich wie die Tatfache, daß die entjtellte Perfönlichkeit ohnehin unanfehn- 
ich if. Auch eine wefentlide Steigerung vorhandener Unfhönbeit ift Ent- 
Stellung (RG©. 1. Febr. 07, IW. 36, 552 — N6Gt. 39, 419). 

2. Zähmung: 

a) Eine Lähmung ift vorhanden, wenn ein wichtiges Glied des Ge- 
mißhandelten, das für die Bewegung des ganzen Körpers von Bedeutung ift, 
in erheblihem Maße feiner Funktionsfähigkeit beraubt, und dadurch eine 
wejentliche Beeinträchtigung der gefamten Bewegungsfähigkeit bewirkt ift; 
Hinzutritt einer organifchen Störung ft nicht erforderlich. 

„sau I. ift nach der getroffenen Feflftellung infolge der Wißbandlung, foweit fte nicht 
an das Bett gefeflelt ift, nur noch fähig, fich auf zwei Arlicken geftügt Rune Streßen fort- 
zubewegen, da ihr Gebvermögen infolge des erlittenen Bruchs des Linken OÜberfhenkels in 
hohem. Grade herabgeiept ift. Der Begriff der Lähmung Ifl Demnad nicht verkannt.” 

(RG. 1. Juli 07, 3 D 277/07.) 

b) Lähmung erfordert Unfähigkeit, einen beftimmten Bewegungs- 
apparat des Körpers zu denjenigen Bewegungen zu gebrauden, für die 
er von der Natur eingerichtet ift. Diefe Unfähigkeit braudt keine 
totale zu fein, es muß nur eine wefentlidhe, erhebliche Beeinträdtt- 
gung der Bewegungsfreiheit vorliegen. Die Arankheitserfheinung muß 
ferner eine dauernde, wenn audy beiferungsfähige fein (RMG. 21. Dez. 06, 
RWG. 10, 302). 

3. Wichtiges Glied: I 44 5 224 Nr. 1—3. 


Ä 8 227. 
Literatur: Ariegsmann, Wlittäterfchaft und Naufhandel feit Feuerbach (80. Heft der ftrafrecht+ 
lien Ubhandl. von Benneke), 1907. 
Nachweis der Tötung dur einen Angreifer: I 44 $ 227 Ar. 1; Frage- 
ftellung nad) $ 293 StPO.: daf. Ar. 2. 


8 229. 


Literatur: Gyr, Die Vergiftung als Gefährdungsbelikt. Deutfiches Strafgefegbudh $ 229, Nor 
entwurf zu einem fchweizerifhden Strafgefegbud von 1903 Urt. 60, 2, Urt. 68. 


230. 
1. Zgl. $ 222. | 3 | 
2. Zum Begriff der Jahrläffigkeit: | 
a) Eine Fahrläffigkeit kann Insbefondere darin gefunden werden, daß der 
Täter unter YUußeradhtlaffung der fhuldigen Aufmerkfamkeit die Erfüllung 
einer ibm dur Gefeß oder Polizeivorfhrift auferlegten Pflicht 
unterläßt (BayDbLG©. 18. Sept. 06, DIZ. 12, 1032). 
b) gl. I 45 Nr. 2 (= BayObLG6Gt. 6, 164) und 3. | 
8. Einzelfälle: M ! 
a) Eine allgemeine, unter allen Umftänden vorliegende Pflicht eines Auf- 
traggebers zur unausgefegten Überwadhung und Nachprüfung der Arbeiten 
feines Beauftragten befteht nicht; zur Begründung ftrafrechtlider DVerant- 
wortung ift vielmehr nötig, daß dem Auftraggeber felbft eine mit dem DVer- 
alten des Beauftragten in urfählidem Zufammenhang ftehende fahrläfjige 
DVBerfhuldung zur Lait fällt, & . Auswahl eines ungzuverläffigen, nicht fady- 
Rundigen Beauftragten (BayüpLG®. 15. Jar. 07, Seuffßl. 72, 351). 
bb) Wer die Heilkunde gewerbsmäßig betreibt, hat, aud wenn er 
nicht approbiert ift (Zahntechniker), Tehler gegen anerkannte Regeln der 
Heilkunde ebenfo zu vertreten, wie eine approbierte und geprüfte Medizinal- 
erfon; er ift verpflichtet, fich.die zur Ausübung der Heilkunde erforderlichen 
ähigkeiten anzueignen und handelt, wenn er dies unterläßt, fahrläffig, wenn 
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er troßgdem ohne forgfältige Prüfung, ob er hierzu die nötige Vorbildung hat, 
die Behandlung von Krankheiten übernimmt, die er nad) dem Stande feiner 
Ti nicht richtig zu behandeln vermag (RG. 15. Okt. 06, Seuffßl. 


: 6) Der Wagenfünrer einer elektrifhen Bahn ift für Verlegungen 
des einfteigenden Publikums wenigftens dann verantwortlidy, wenn die Wer- 
legungen durch zu zeitiges Ubfahren des Wagens veranlaßt werden, und der 
Magenführer weiß, daß der Schaffner jih beim Geben des Abfahrtsfignals 
an einer Stelle befindet, von wo er das Einfteigen der Gäfte nicht Überfehen 
kann (Cöln 9. Juni 06, EifenbE. 23, 73), | 
d) Radfahrer: 145 Nr. 5a; Eigentümer eines Araftwagens: daf. 
Nr. 5b; Neubauten: daf. Ar. 5c; Hypnotifdhe Erperimente: daf. Wr. 5d. 


4 Amt, Beruf, Gewerbe (Abf. 2): 

. a) Unter Amt tft die Verwaltung eines Kreifes gewilfer, das Öffentliche 
SIntereffe angehender Gefhäfte unter der Autorität des Staats oder der diefem 
en Körperfchaften zu verftehen; hierunter fällt auch die Funktion 
des Vormunds (RG. 12. Okt. 06, N5Gt. 39, 204 —= IM. 36, 404). 
b) Der Begriff des Berufs feßt eine regelmäßige, beftimmt abgegrenzte 
Beihhäftigung voraus, die fich in eine der verjchledenen im Staate beftehenden 
Erwerbs» oder fozialen Gruppen außerhalb der Familien einreihen läßt; in 
diefem Sinne ift die bei der Kindererziehung und Verforgung des Haushalts 
entwidelte Tätigkeit der Hausfrau kein Beruf (NO. 15. Okt. 06, Bay}. 
3, 66 = BadRpr. 73, 9). 

c) Ein Chauffeur eines Automobils, der als foldyer ausgebildet und 
ftändiger verantwortlicher Leiter des Kraftfahrzeugs feines Dienftherrn ift, übt 
dDiefe eine bejfondere Sahkenntnis und Aufmerkfamkeit erfordernde Tätigkeit 
als eine dauernde und fein Wirken in einem erheblihen Teile ausfüllende 
Aufgabe, fomit als Beruf aus (BayDbL®. 6. Tebr. 06, BayDbLGGt. 6, 323). 

. .d) Einem Schieferdekermeifter liegt vermöge feines Gewerbes die 
Pfliht ob, nit nur auf der Straße die Vornahme von Dacharbeiten kennt- 
üb zu maden, fondern aud bei der Vornahme der Arbeit felbft die zum 
Schuße der Ürbeiter und der auf der Straße verkehrenden Perfonen nötigen 
Vorkehrungen zu treffen, insbefondere Shußvorrihtungen zur Vermeidung 
Des en Dacmaterial ufw. anzubringen (BayObLE©. 12. Febr. 07, 
BayopLGGSt. 7, 217). 

e) Nidhtftudierter Heilkundiger: I 45 Wr. 6a, oben Nr. 3b; Weg- 
fall des Amts nad Seßung der Bedingungen: daf. Ar. 6b; Unteroffizier: 
daf. Ar. 6c; Ausübung eines Gewerbes: I 46 5 280 Nr. 6d; f. aud 
unten $ 22. Ä | 
an Riteratur: | 
: Fıfcher, Der el A bei fahrläffigen Körperverlegungen 
(PBudelts3. 37, 625). — Verfaffer vertritt die konfequente Durchführung des 
Saßes, daß derjenige, der durch feine Tätigkeit einen fich paffiv Verhaltenden 
verlegt, zunädit als Verurfacher des Schadens und als [huldiger Teil gelte, 
auch auf- diejenigen Fälle, in denen der Verlegte der tätige Teil p und die 
Verlegung infolge einer Unterlaffungsfünde eines anderen erleidet (Gehen auf 
einer. Treppe, die infolge Unterlaffung der Beleudtung finfter ift). | 


Slreratur: r. g 188. | 5 231. 

Verhältnis gum GewAUnfPerfG.: I 46 $ 2831 Ar. 1; PBrivat- 

en mmen: daf. Ar. 2; Zerlegung der Buße unzuläffig: 112 8 18 
rt. 


2. Zu den aus dem Lehrverhältnis entipringenden Pflichten des Lehr- 
herrn, die fi als Ausflüffe der. Gewerbsausübung darftellen, gehört 
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auh die Sorge für Aufrechterhaltung der Gefundheit und Rörperlidhen 
Anverfehrtheit des Lehrlings; eine Wißhandlung des leßteren, die 
ih als Überichreitung des Züdtigungsrechts darftellt oder Überhaupt nicht zu 
deifen Ausübung dient, ftellt daher eine Verlegung einer Gewerbs- 
pfliht dar (RO. 29. April 07, SeuffßL. 72, 785; ebenfo BayObLG. 13. Dez. 06, 
BayüpLGGt. 7, 148). Z— | 

2. Bol. oben $ 230 Nr. 4. 

8. Verhältnis zu 8 198: I 46 $ 232. 


233. 

1. gl. $ 199. n 
2. ft jemand wegen gefährlicher Körperverlegung ($ 223a) rechtskräftig 
verurteilt, fo fchließt das nicht aus, daß diefelbe Tat in einem fpäteren Straf: 
verfahren als einfache Körperverlegung ($ 223) betrachtet und als folche zu- 
gunften des Gegners zur Aufrehnung verwandt wird (Kolmar 26. Sept. 05, 
EiftothZ3. 32, 326). 

3. Erwiderte Tat ftraffret: 146 $ 233 Wr. 2, 3. 


Achtzehnter Abfchnitt. 
Verbrehen und Vergehen wider die perjönliche Freiheit. 


Riteratur: 


Lindenberg, Verbreden und Vergehen wider die perfönliche reihett 
(833. 11, 1165). — Der Auffaß enthält eine Befprechung der in Bd. V der 
„Bergleichenden Darftellung ufw." ©. 385—497 enthaltenen, von Rofenfeld 
bearbeiteten Zujammenftellung . der einjchlagenden Delikte der verfchtedenen 
Strafgefeßgebungen und der im Anfchluß daran gemachten Reformvorfchläge. 


8 285, 


1. Subjekt des ag nah $ 235 kann audb der Vater der nad 
$ 1635 Ubf. 1 Sag 1 BGB. erziehungsberedhtigten Wutter gegenüber fein; 
daß jener Antrag auf anderweite Regelung der Erziehung (Abf. 1 Sa 2a. a.D.) 
beim Bormundidaftsgericht zur Zeit der Tat bereits geftellt Hat, ift unerheb- 
th, folange diejes darauf nicht gefügt bat. Ohne Bedeutung ift, daß das 
Kind Thon bei Vornahme der Erziehungshandlung fih tatfählih nicht in 
der Gewalt der Mutter befindet; das Gefeg fhüsgt in erfter Linie gegen 
Eingriffe in das Necht der elterlichen Gewalt. Der Irrtum des Vaters, er 
braude, weil das Kind bei der Mutter fchleht aufgehoben, dte ‚gegen ihn 
ergangene Entideidung des Ehegerihts nicht mehr zu beachten, tft als Irrtum 
über das Strafgefeg unbeadtlih (RO. 28. Juni 06, Seuffßtl. 72, 68; vugl. I 46 
8 235 Wr. 1). 

2, Heimlihe Wegnahme eines der Zwangserziehung unterftellten 
Kindes aus dem mit feiner Erziehung betrauten Afyl durch den Vormund 
erfüllt nicht den Tatbejtand des $ 235; durch die gedadhten Maßnahmen wird 
das Kind feinem Vormunde nicht entzogen, der Anftaltsvorftand ift im Zweifel 
weder Pfleger des Kindes, noch fteht er zu diefem in einem elterlichen DVer- 
hältnis (R®. 21. Febr. 07, ElflothZ. 32, 322 = IM. 36, 552 = RGEt. 40, 91). 


3. Elternteil: 146 $ 235 Ar. 2; unehelihe Mutter: I 47 $ 235 
Nr. 3 = GoltdArdy. 53, 287. | 
8 237. 


1. Der Begriff des Entführens fegt ein Führen feitens des Täters 
an einen anderen Ort, ein Mitwirken bei der Entfernung und dem Zurüd- 
legen des Weges voraus; ein Überreden der Srauensperfon, die Flucht 
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De, en: genügt nidht (MG. 2. Okt. 06, IM. 35, 787; ebenfo 
47 ; 

2, Das Begriffsmerkmal des Entführens befteht in derjenigen äußer- 
lichen Tätigkeit, welche das bisher über die Minderjährige beftandene Shuß- 
und Herrihaftsverhältnis, die VBerfügungsgewalt des Berechtigten wider 
deffen Willen örtlich aufbebt und die Minderjährige der überwiegenden 
Macht und dem ungehemmten Einfluffe des Täters unterwirft. Diefe Tätig» 
Reit muß vom Entführer vorgenommen werden; eine Rörperlide Mitwirkung 
der wer bei diefer Handlung ift jedoch begrifflih nicht ausgeichloffen 
(RG. 19. Okt. 06, REEL. 39, 214). 

3. Die Beihilfe zur Entführung erfordert, daß der Gehilfe weiß, daß 
die Minderjährige mit ihrem Willen, jedoh ohne Einwilligung des 
Gewalthabers entführt wird, um zur Ehe oder Unzudt gebradt zu 
werden (RG. 19. Okt. 06, R5Gt. 39, 214). | | 


8 239. 


1. „Steiheitsberaubung ijt gegeben, wenn der Täter den anderen in ein 
Zimmer einfchließt, fo daß diefem nur der Ausweg durch das TFenfter Übrig- 
bleibt, der mit Nüdficht auf die geringe Größe der Fenfteröffnung und feine 
Körperbefchaffenheit nur unter erheblichen Schwierigkeiten und mit Hilfe einer 
zufällig Hinzukommenden dritten Perfon möglich ift“" (RO. 7. Juni 07, 4 D 233/07). 
= ” Zetenatlfe: 147 8 289 Nr. 1, 2; Witnehmen auf einem Wagen: 

af. Ar. 3. 


Literatur: 1 47. 3 20. 

1. „8 240 StGB. feßt vorfäglidhes Handeln voraus. Liegt der Nöti- 
gungswille vor, fo genügt die Vorftellung des Täters von der Möglichkeit 
des Erfolgs, d. bh. von der Möglichkeit der Wirkfamkeit der Aundgebung auf 
die MWillenstätigkeit des Bedrohten" (MG. 3. Okt. 07, 1 D 568/07). 


2, „Nah dem Wortlaut und Sinn des $ 240 StGB. ift für das Tat- 
beftandsmerkmal der Widerrehtlihhkeit nicht das Beftehen oder Nichtbeftehen _ 
eines Anfpruds auf die zu erzwingende Handlung entfcheidend, fondern die 
stage, ob der Täter bei Durhführung feines wirklidhen oder vermeint- 
lihen Anfpruds zur Ausübung von Zwang durch Gewalt oder dur 
en Ba it einem Verbrechen oder Vergeben befugt ift" (MR®. 3. Okt. 07, 


3. Die Drohung, jemanden in die „[hwarze Lifte fäumiger Zahler” 
eintragen zu laffen, Rann unter Umftänden eine ze sohunn mit dem Vergehen 
des 8 185 darjtellen, die nur dann ftraflos ift, wenn die Vorausfegungen des 
8 193 gegeben find (MG. 1. Okt. 06, Seuffßl. 72, 206; NG. 6. April 07, IM. 
36, 552; vgl. 147 8 240 Nr. 5). 


4 Gewalt: 147 $ 240 Nr. 1, 2; Drohung: daf. Wr. 4; Voraus: 
fegungen: daf. Ar. 3; Selbfthilfe des Vermieters: daf. Wr. 6. 


8 241. 


1. Zur TFeltftellung des een ift erforderlih, daß die Drohung 
geeignet war, in der bedrohten Perfon die Furt vor Verwirklihung 
der Drohung hervorzurufen, wer als bedroht eradhtet wird, ob die 
Drohung mit Willen des Täters zu deffen Kenntnis gekommen ift, ob der 
Täter fie als ernft gemeint erjheinen laffen wollte und fi der us 100 
der Surhterregung bewußt war (BayübL®. 31. Aug. 06, Seuff®l. 72, 166). 


2. Bedingte Bedrohung: 148 $ 241 Nr. 1, 2; Feitftellung des an- 
gedrohten Verbredhens: daf. Ar. 2. Ä 
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Neunzehnter Abfchnitt. Diebftahl und Unterfchlagung. 


8 242, 
Biteratur: Laquer, Der Warenhausbiebftahl (Imangslofe Abhandt. a. d. Gebiete der Nerven- ufw. 
Krankheiten, 7.8d., 5. oT, Rab (Zwangslofe Abh ne uf 
1. Sremde Sade: 


a) Das von einem Wilderer erbeutete Wild bleibt auch nad dem 
BGB. herrenlos, bis es an den Zagdberechtigten oder einen gutgläubigen 
Erwerber gelangt; Wegnahme des Wildes aus dem Gewahrfam des Wilderers 
kann daher kein Diebjtahl fein, fondern höcjitens Diebftahlsverfud (am 
untaugliden Objekt), wenn der Täter irrtümlich angenommen hat, es mit 
fremdem Eigentum zu tun zu haben (RG. 21. Tan. 07, BayZ. 3, 213). 

b) Wer ein gewtldertes Tier in Kenntnis der Widerrecdhtlichkeit der 
Erlangung vom Tagdfrevler erhalten hat, erwirbt kein Eigentum daran, und 
es kann daher ihm gegenüber an dem Tiere kein Diebftahl begangen werden; 
daß er das Tier gezähmt hat, ift ohne Bedeutung. AUndrerjeits würde der 
Erwerber Eigentum troß Kenntnis der Widerredhtlidhkeit der Befik- 
erlangung durch den Jagdfrenler erworben haben, wenn er feinerfeits, ohne 
grob fahrläffig zu fein, bei der Befigerlangung angenommen hat, er erwerbe — 
3. B. weil er das Wild bezahle — Eigentum ($ 932 BGB.) wenn er fidh alfo 
in einem RNedhtsirrtum befunden hätte (RO. 5. Tebr. 07, IM. 36, 6553 = 
ROGt. 39, 427). 

c) Hülfen von Batronen, die von Truppenteilen verfchoffen worden 
und im Gelände liegen geblieben find, find nicht Herrenlofe Saden, 
fondern verbleiben im en der Militärverwaltung (RMG. 13. Nov. 05, 
ARMO. 9, 158; vgl. auh RWG. 3. Nov. 06, RWG. 10, 255). 

d) Daß das Eigentum des Wilttärfiskus an den Hülfen auf dem 
Scießplate abgefhoffener Batronen ohne weiteres oder wentgftens dann 
verloren gehe, wenn der Schießplaß dem Publikum frei zugänglich fet, findet 
weder im BGB., das zur naar des Eigentums den dahin gerichteten 
Willen erfordert, no im StGB., insbefondere nicht in 8 291, eine Stüße. 
Ebenfowenig geht der Befig dadurd verloren, daß der Eigentümer den Drt, 
auf dem die Hülfen auf feinem Grundftüc liegen, augenblicklich nicht kennt 
(RG. 1. Tuni 06, R5Gt. 39, 26). 

e) Bei der Tleifhbefhau als gefundpeitsfhädlih beihlagnahmte 
und zufammen mit anderen zum Benuffe untauglichen Fleifchftücken einftwetlen 
in einer fog. Konfiskatentonne untergebradjte Tiertetle hören dadurd nicht 
auf, im Privateigentum zu Stehen; unter allen Umftänden find fie für einen 
unbeteiligten Dritten eine fremde Sade (RG. 19. Febr. 07, DIZ.12,827), 

f) MWaßgebende Zivilrehtsvorfhrift: 148 8 242 Nr. 1a; Aränze auf 
Gräbern: daf. Wr. 1b; [hwimmendes Eis: daf. Ar. 1c. 

2. Wegnahme: 

a) Für das GStrafredt gilt bezüglih des Gewahrfams, daß zu dem 
rein phouftifhen Vermögen tatfädhlicher Herrfhaft noch der Wille, die 
Sade zu beherrichen, hinzutreten muß (RAMG. 3. Nov. 06, RUIG. 10, 255). 

b) Ein Radfahrer, der, während er in einem Haufe Verrihtungen bat, 
fein Fahrrad längere Zeit vor diefem ftehen läßt, begibt fich damit im 

u By 3 Verfügungsgewalt über das Rad (Dresden 28. Junt 06, 
cch. 06, 95). 

co) „Auh wenn ein Handwerksgehilfe als Verkäufer im Gefhäft 
feines Arbeitsherrn tätig ift, überträgt leßterer den Gewahrfam an feinen im 
Geihäft befindlihden Waren nit auf den Gehilfen, fondern behält ihn felbft“ 
(RG. 27. Sept. 07, 2 D 485/07). 

d) Einwilligung des Inhabers: 148 $ 242 Nr. 2c; verlorene 
Saden: daf. Nr. 2d = Eifenb®. 23, 167; maßgebende Zivilrehtsnor- 
Ihrift: daf. Nr. 1a. | Ä 
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3. Redhtswidrige Zueignung: 


a) Für den Begriff der Zueignung tft es unwefentlid, daß die zugeeig- 
nete Sache alsbald wieder In den Beliß des Beftohlenen übergehen 
foll; das Wefentliche tft, daß der Täter die Sache ihrem Sadı-, Subftanzwerte 
nah für fih ausnugen will. Demnad) begeht einen Diebftahl, wer Bier- 
marken dem Bierwirt wegntimmt, um diefem getrunkenes Bier damit 
zu bezahlen (RG. 19. Febr. 07, IW. 36, 552 = NGGt. 39, 10). 

b) Unter der Abficht rechtswidriger Zueignung ift nicht bloß der Vorfaß 
zu verftehen; es muß, darüber hinaus, eine auf einen beftimmten Erfolg ge- 
richtete Tätigkeit vorliegen, der Wille des Täters muß auf Herbeiführung 
Diefes Erfolges Re fein. Bloßer Eventualdolus in der Richtung, dab 
der Täter die Möglichkeit in den Kreis feiner Berechnung gezogen hat, daB 
ein Recht zur Zueignung ihm nicht zuftehe, vermag dieje Abficht nicht zu er- 
[eben, vielmehr muß feftgeitellt werden, daß er fich bewußt gewefen ift, ein 

echt nicht zu Haben (Roftock 5. Tan. 07, Weil. 25, 293 = GoltdUrd. 54, 103). 

c) Begriff: 149 $ 242 Nr. 3a; trrige Annahme des Eigentums» 

erwerbs: daf. Ar. 3c. 


4 Einzelfälle: 


a) Der Diebftapt ift erft vollendet, wenn der Täter den Gegenftand 
in feine ausfchließlihe Verfügungsgewalt gebradt hat; ein bloßes Er- 
greifen oder von der Stelle bewegen genügt nicht, vielmehr kann alsdann ledig- 
Ih DVerfuch in Frage kommen (RG. 2. Tult 06, IW. 35, 787; ngl. 148 8 242 
Nr. 2b = GSeuffßt. 72, 114). 

b) Wer dem Gaswerke Gas dur Anbringung eines Schlauds vor der 
Gasuhr, alfo dergeftalt entzieht, daB das entnommene Gas die Uhr gar 
nicht pafftert, begeht einen Diebftahl, keinen Betrug; die Täufchung des die 
Uhr revidierenden Beamten folgt der Wegnahme nad, tft alfo für diefe nicht 
Raufal (RG. 26. Okt. 06, Ban. 2, 480). 

c) Auch derjenige tft nad 8 242 ftrafbar, der ein Sparkaffenbud in 
der Ubficht wegnimmt, nur einen Teil der Einlage zu erheben, und es 
nad) end diefer Abficht feinem früher gefaßten Sanallı gemäß an 
en ufbewahrungsort zurükbringt (NG. 2. Okt. 06, N6GEt. 

d) Wo der wirtfhaftlihe Wert einer Sadhe gerade darin liegt, daß 
fte verbraudht und durch den Verbrauh verzehrt wird, fließt der in 
jolher Abficht bewirkte Verbrauch die Zueignungsabficht nicht aus. Wer dem- 
nad in einem ihm nidt gehörenden Automobil unberedtigt [pazieren 
fährt und dabei das fremde Benzin verbrennt, begeht einen Diebftahl 
an vo (RG. 28. Mai 07, ZW. 36, 553). 

e) Diebftahlsverfuh und Rüdtritt: $ 46 Nr. 1a. 

N) Realkonkurrenz mit $ 9 Abf. 2 UntMG6.: 1110 $ 9 Ur. 7. 


Literatur: 

a) I 49. 

b) Springer, Zur Auslegung des $ 242 StGB., insbefondere über den 
Begriff des Gewahrfams (SählArch. 07, 314). — Berfaffer definiert den Gewahr- 
fam als die natürliche VBeherrfchung der Sache auf der Grundlage räumlicher 
Beziehungen der Sadhe zur Perfon oder zu deren Wirtfchaftskreije, und gibt 
hierzu nähere Darlegungen. 

c) Olshaufen, Bte Strafbarkeit der unberechtigten Benugung von 
YAutomobilen (DI3. 12, 1072). — Berfafjer befpricht das oben unter Ur. 4d 
aufgeführte Urteil in zuftimmendem Sinne. 

d) Orthal, Die Entwendungen von Ylottenvereinsdokumenten in jurifti- 
ige Beleuchtung (Recht 11, 239). — Berfaffer führt aus, daß die bekannten 
„Diebftähle” von Briefen des Flottenvereins weder unter 88 242 ff.,. nocd) unter 
$5 299 oder 353a, fondern hödftens unter $ 123 StGB. fallen können, und 
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daß der den Inhalt der Briefe veröffentlichende Redakteur, foweit er nicht 
als Anftifter in Srage komme, überhaupt nicht beftraft werden könne. 

e) Boswinkel, Eine Lüke in den Strafgefegen (Recht 11, 241). — Ver- 
faffer behandelt den nad) NReichsrecht, insbefondere 8 242 StGB. nit ftraf- 
baren Fall, wo ein Dienftknedht, der im Auftrage feines Dienftherrn von 
diefem eritandenes Holz aus dem Walde nad) Haufe fahren foll, aus Bequem- 
lichkeit wiffentlidy) falfches Holz abfährt. 

f) Compter: vgl. unten $ 263, Literatur unter b (Fahrkartenautomaten). 


Siteratur: I 49. 8 248. | u 

1. Ziff. 2: UmfdhloffenerXaum: Einbrud; Einfteigen; Erbreden 
von Behältniffen: 

a) Der Begriff des umfchloffenen Raums feßt voraus, daß die Um- 
Schließung in einer Vorrichtung bejteht, die in erkennbarer Weife dazu be- 
timmt und geeignet ift, das Eindringen von Wenfhen abzuwehren. 

b eine foldye vorhanden, ijt Zatfrage. Daß das Hindernis nur mit Schwie- 
ne überwindbar, ift nicht erforderliih (ARMOG. 15. Juni 06, ARMG. 
10, 124). 

b) Ein auf drei Seiten mit Gebäuden umgebener, auf der vierten mit 
einem Tore abgefchloffener Hofraum ift nicht ein Teil des Gebäudes, fondern 
ein umfdhloffener Raum 1. ©. der Ziff. 2; das Einfteigen von einem 
folhen Raume aus in das Gebäude ift daher als Einfteigen von außen, 
D. 2 von einem Plage außerhalb des Gebäudes aus anzufehen (RG. 19. Zunt 06, 
SW. 35, 787 = R66Gt. 39, 104). | | | 
c) Für den Begriff des Einbruds genügt es, wenn das entgegengeftellte 
Hindernis ohne Verlegung oder Befhädigung des Gebäudes oder der 
Umfchließung gewaltfam überwunden wird, 3.8. ein PBlankenfeld aus einer 
Bretterumzäunung ausgehoben wird (MG. 31. Wat 07, DIZ. 12, 1148). 

d) Einbrud liegt aud) vor, wenn das vom Diebe angewandte gewaltfame 
Dffnen des Zugangs zu dem Gebäude das ordnungsmäßige Mittel zu 
deffen Öffnung bildet, alfo 3. 8. der Verichluß des Gebäudes durch Vernage- 
lung mit Brettern bergeftellt wurde, zu deren Befeitigung vom Eigentümer 
feibft hätte zerjtörende Gewalt angewendet werden müffen (RG. 11. Okt. 06, 
GoltvArdh. 54, 70). . 

e) Einbrud erfordert nur das gewaltfame Bewirken einer Dff- 
nung, nicht aber eine Verlegung oder Beihädigung des Verjchluffes.. Wer 
alfo durh einen Türfpalt Hindurh mit einem Weißel einen als Berfchluß 
dienenden Vorftecker aus feinen Ofen hebt und fo den Verfchluk des Tores 
Löjt, begeht, wenn der Vorftecker fo feft liegt, daß es eines ftarken Schlags 
auf den Meißel bedarf, um jenen emporzufchnellen, einen Einbrudh. Bei Be- 
feitigung des Vorftekers ohne Gewaltanwendung könnte in diefem Falle der 
Täter auch nicht wegen Diebftahls mittels falfhen Schlüffels (Ziff. 3) beftraft 
werden (RG. 10. Dez. 06, ZW. 36, 404). Ä 

f) Einfteigen feßt die Überwindung eines Hinderniffes, das Be- 
nn De Raums auf einem Wege voraus, auf dem ein Hineingeben nicht 
m ‘ ‘ E h 

8 Dr der Darftellung des Mitangeklagten 9. ift der Befhwerbeführer T. in das Zuglod 
= meingeRiegen. und hat die Säcke herausgereiht. Dur das Wort ‚Htneinfteigen‘, das im 
inne des gewöhnlichen Lebens zu verftehen ift, kommt zum Uusdruk, daB die Öffnung fi 


tn einer folyen Höhe Über dem Standorte Des Hineinfteigenden befand, daß ein Hineingeben 
nit möglich, fondern ein Hindernis von den Eintretenden zu überwinden war.“ 


(RG. 27. Sept. 07, 2 D 491/07.) 

g) Unter Einfteigen ift jedes mittels GSteigens :bewirkte Ein- 
dringen in ein Gebäude zu verftehen; ein Betreten des Gebäudeinnern mit 
einem oder. beiden Füßen ift nicht erforderlich; demnad genügt es, wenn der 
Zäter fi, nachdem er zu dem Tenfter. hinaufgeklettert, dunch Aufftügen des 
&ntes auf das Innere fSenfterbrett einen Halt im Innern des Gebäudes ver- 


Warneyger-Rofenmüller, Jahrbud. 2. Jahrg. 5 
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Ihafft und nunmehr dur aineinlangen mit der Hand aus diefem Gegenftände 
entwendet (RG®. 24. Sept. 06, IW. 35, 787 — Recht 10, 1276 —= Geuffl. 72, 155 
= GoltdArdh. 58, 448), 

h) Das Tatbeftandsmerkmal des Einfteigens verlangt begrifflih, daß 
der Täter in eigner Perfon fih in das Gebäude oder den umfdloffenen 
Raum nr t, entfällt dagegen, wenn das Entfernen der geftohlenen Sache 
aus dem Raum mittels eines Werkzeugs — wozu audh eine willens- 
unfähige Berfon gehört — erfolgt ns 27. Okt. 06, IM. 36, 404). 

ji) Ein Behältnis 1. ©. der Ziff. 2 ift ein verfhließbarer Raum, 
der entweder als Teil eines Gebäudes oder für fi allein eine ge Auf- 
nahme und Verwahrung andrer Begenftände beftimmte de dar» 


ftellt (RGGt. 30, 207). ; 
„Da in dem Urteile jede nähere Ungabe über die Gefaltung und Befchaffenheit des 
Raudtangs fehlt, ift nit erfihtlih, ob er ein verfhließbarer Raum war. Daraus, daß Die 
Angeklagten fi durch Herausbrehen einer Steinplatte Zugang gu dem Raudfang verihafft 
aben, kann ein fiherer Edluß dahin, daß ein offener Bang nit beftand, und ber 
uchfong ein 072 D 808 Bb oo 2 Kaum war, nit gezogen werden.” 


(MO. 8. Okt. 0 

k) "Sie Beftimmung „mittels Erbredens von Behältniffen“ feßt 
nit voraus, daB das den Gegenftand der Entwendung enthaltende 
Behältnis erbrodhen wird; es genügt 3. B. aud A a den Schlüffel 
zu diefem enthaltenden Behältniffes 3 3. Mat 07, IM. 36, 553). 

l) Erfo at das Erbredhen des Behältniffes nach deffen Wegnahme außer» 
halb des Gebäudes, fo leidet Ziff. 2 Reine Anwendung; dasjelbe gilt, wenn 
das Erbredhen eines Behältniffes der Diebftahlshandlung außerhalb des Ge- 
'bäudes vorausgeht, der Dieb alfo 3. B. fi auf diefe Weile Schlüffel veriaift 
(MG. 21. Febr. 07, 36, 558 = R5Gt. 40, 2 

m) Verfud: . 43 Kr. 2; 150 8 248 Nr. 7 

n) Einbreden, Erbreden, Einfteigen: 120 8 248 Nr. 1a—c; Tat» 
ort: daf. Ar. 2. 


a Ziff. 8: Gebäude, umfdloffener Raum, faljder Sıiäf- 
el ufw 

a) Das Merkmal der Eröffnung mittels falfden Schlüffels oder an- 
deren zur ordnungsmäßigen Eröffnung nidht beftimmten Werk- 
zeugs erfordert ein 0 eine Schließvorrihtung gefihertes Behält- 
nis, und es muß beim Dffnen der Schließmehanismus durd den Täter 
in Bewegung gelegt werden. VBefteht der Verfchluß eines Automaten aus 
einem plombierten Aupferring, zu deffen Offnung aud) der Eigentümer fidh einer 
on aanne bedienen muß, fo tft, wenn feitens eines Unberufenen der Automat 
auf diefelbe Weife geöffnet, der Tatbeftand der Ziff. 3 nicht gegeben, vielmehr 
kann van aus Ziff. 2 verurteilt werden (RG. 19. Okt. 06, IM. 36, 405). 

b) Ein Schlüffel, der zur Zeit der Begehung des Diebftahls nad dem 
Willen des VBerfügungsberedtigten nit zur ordnungsmäßigen Eröff- 
nung des Ecdhloffes beftimmt ift, ift ein Falfcher; das trifft insbefondere aud 
auf einen urfprünglich für das Schloß beftimmten, aber längere Zeit 
nicht mehr oder niemals m deffen Erdfinung benugten Schlüffel zu ( ©. 
21. Mai 06, Seuffßt. 72, 114). 

c) Ein Sclüffel, der vermöge der Beftimmung des Beredtigten nur für 
eine beftimmte Zeit, 2. B. die Dauer eines Dienftverhältniffes zur Öffnung 
‚eines Gebäudes unbefdränkt diente, wird mit Ublauf des Verhältniffes für den 
Britten ein falfher t. ©. der Ziff. 3. Dies trifft 3. B. zu, wenn ein Gewerbs- 
gebilfe für fi einen Echlüffel zum Gewerbslokal feines Wrbeitgebers hat 
anfertigen laffen, den er bei Beendigung des Arbeitsverhältniffes, weil er fein 
en N leßterem nicht berausgibt (MO. 19. März 07, IW. 36, 553 — 


d) Es ift bedeutungslos, ob die mittels falfhen Echlüffels ufw. bewirkte 
rigrigen 6 unmittelbar zum Diebftahlsgegenftande oder zunädft zum 
rihtigen Schlüffel führt, mittels = dann die a in der der 
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Gegenftand | fie befindet, ordnungsmäßig geöffnet wird (MO. 3. Wat 07, IM. 
36, 553 — R56t. 40, 153). 


e) ee mittels eines zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht beftimmten 
MWerkzeugs liegt nidht vor, wenn der Täter duch Verbiegen der Sperr- 
feder mittels eines Tafhenmeffers die Entleerung eines Auto» 
maten dergeftalt herbeiführt, daß die Gegenftände nach Vornahme der Mani- 
pulation von felbft herausfallen; unter Umftänden liegt jedoh Erbrechen IE 
im Innern eines Gebäudes befindlichen ehältniffes vor (R®. 11. Dez. 06 
DZ. 12, 484 = IM. 36, 406). 

f) Eine Eif enftange, mittels deren das Schloß eines Schuppens aufge- 
[prengt oder ein Vorhängeihloß geöffnet wird, ift Rein Werkzeug 1. ©. der 
Ziff. 3; hiernad ift vielmehr ein Werkzeug erforderlich, duch das der Ver- 

(hlußmehanismus in ähnlicher Wetfe, wie durch einen zu ordnungsmäßiger 
Sröffnung befimmten Schiüffel in Bewegung gefegt wird (M®. 11. Juni 
i a alenet Raum, Gebäude: oben Nr. 1a, b; Behältnis: 

oben Nr 

h) Tatort; 149 8 243 Nr. 2; Verhältnis zu Pt, 2: gen gr 9a; 
Recht des Täters zum Betreten des Gebäudes: 50 8 248 WI 

3. Ziff. 4: Gegenstände der Beförderung FA alle zur Beföcherung 
beftimmten Gegenjtände; die Eigenfhaft dauert fo lange, als ihre Beftimmung, 
von einem Orte zum andern befördert zu werden, andauert, folange der Be- 
ftiimmungsort nody nicht endgültig erreit ift. Sind fie zwar an der Emp- 
fangsftation eingetroffen, befinden fih aber noh unausgeladen im 
MWaggon und [ind dem fünger no nicht augeführt, fo find fie felbit 
dann no Gegenftände der Beförderung, wenn der Wag 2 ne une 
ar zur a Tigung geftellt ift (MG. 11. Zuni 07, EifenbE®. = Goltd- 

rch. 54, 
Rn if. 5: Begriff der Waffe: 150 $ 243 Nr. 4. 
tft. 6: Diebftahl als fortgefegtes Delikt: 150 8 248 Nr. B. 
iff. 2, 7: ge e 5 
borgendaliene unguläffig: 1 

7. Zr 7 Ein inleimen = als Abfiht = Ver 9 1 50 

8 243 N. 7a und oben 8 43 Wr. 2; umfchloffener Raum: dal. 7b. 


eellund bez. Einfteigens und Ber 


Riteratur: 5 2. 


a) Folnigky, Über die Tilgung der Redtsfolgen des Rüdkfalls dur 
Verjährung, tätige Reue und gutes Betragen (Mitt IntVerein. 18, 267). — Der 
Auflag bildet das Referat des WVerfaffers für den Hamburger Kongreß der 
Internationalen kriminaliftifhen Vereinigung. 

b) Heyden, Scriftlicher oder mündlicher Verweis? (DIZ. 12, 1017). — 
ZVerfaffer erklärt einen fchriftlich erteilten Verweis wenigftens dann nicht als 
eine „verbüßte” Strafe i. ©. des 8 244, wenn der Verurteilte zur Zeit der Er- 
teilung des Schreibens und Lefens nur mangelhaft kundig gewefen, der [chrift- 
liche Verweis ihm zudem im Wege der Erfaßzuftellung mitgeteilt worden ift, 
und tn für alle Fülle mündliche Verweiserteilung. 


8 245. 
Amwandlung in Schulftrafe = Erlaß: 150 8 246. 
8 246. 
Biteratur: terüber: MiceItt, Der Begriff des Gewahrfams im Strafreht (Helft 72 der 


Belinaichen handl.), 1906. 
1. ae Gewahrfam: 
egriff des Gewahrfams ift nicht identifh mit dem zivilrecht- 
ir fondern beselenet die Möglichkeit tatfähliher Einwirkung auf 
5* 
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die Sadje; ob ein Yuhrherr an dem Inhalt der von feinem Rutfcher nad einem 
beftimmten Orte zu fahrenden Wagen in diefem Sinne Befig hat oder nicht, 
hängt davon ab, ob er während der Fahrt zum Beltimmungsorte tatfächlidy 
nodh auf die uhren einzuwirken in der Lage ift (RG. 20. Nov. 06, Bay. 
3, 110 = GoltdXrdh. 54, 78; vgl. au oben $ 242 Nr. 2a). 

b) Der Erwerb des Gewahrfams fegt einen Willensakt voraus, 
Durch den der Erwerber zu der Sade in das tatfädhlihe Verhältnis, 
Tie beherrfhen zu können, tritt, verbunden mit dem Willen, die Sade 
der eignen tatfählihen Herrfhaft zu unterwerfen (AMO. 6. Sept. 05, 
RMO. 9, 99). 

c) Mittäterfhaft ift bei Unterfchlagung nur unter der Vorausfegung 
denkbar, daß die Sade im gemeinfamen Beftg und Gewahrfam der 
mehreren als Mittäter in Betracht kommenden Perjonen fih befindet; das 
Verhältnis mittelbaren und unmittelbaren Befiges zwiidhen den Tätern genügt 
nicht, hier kann hödjitens Anftiftung, Beihilfe oder Hehlerei in Srage kommen. 
Bet Unterfchlagung eines Sparkaffenbuds muß die Mitwirkung der meh- 
reren Perfonen bei der Verfilberung des Buds, nicht beim Verbraud) des 
Crlöfes, in Erfcheinung -treten (RO. 25. Tebr. 07, Seuffßt. 72, 441). 

d) Bergeifene, verlorene Sachen: 148 $ 242 Wr. 2d; Befiß: oben 
$ 242 Wr. 2, 1136 8 8. 

2. Sremde Sade: 

a) Das Recht der Gewinnung von Bernftein fteht in DOftpreußen 
dem Staate als Regal zu; hat diefer es für ein beitimmtes Gebiet verpachtet, 
fo erwirbt ein Beauftragter des Päcdhters, wenn er den Bernitein für diefen 
in Verwahrung nimmt, das Eigentum daran für den Bäcdter und madt ficdh 
demnad, wenn er ihn fi Ipäter rechtswidrig zueignet, der Unterfchlagung 
schuldig (RO. 9. Okt. 06, RA6Gt. 39, 179). 

b) Zu einer Ronkursmaffe gehörige Körperlihde Sadhen gehören 
weder den Gläubigern, noch dem Verwalter, fondern dem Schuldner (RG. 
3./31. Ian. 07, SW. 36, 553; vgl. jedoch $ 266 Nr. Ac). 

c) Nahnahmepaket: I 50 8 246 Wr. 3a; Stiherungskauf: I 51 
Nr. 3b; Zubehör zwangsweife verfteigerter Grundftüdke: dal. Ar. 3c; 
Marenhaus, „Zahlung an der Kaffe“: daf. Ar. 3d; Hingabe von Geld 
zum Wedfeln: daf. Ar. 3e; Keine Eigentumsübertragung dur gefhäfts- 
unfähige Kinder: daf. Nr. 3t. 


$. Unterfhlagung von Gelb: 


a) Wer fremdes mit eigenem Gelde vermilcht, erwirbt an. der 
Gelamtjumme Miteigentum (83 947, 948 BGB); greift er mehr von der 
Summe an, als fein Anteil beträgt, fo begeht er im Zweifel eine Unterfchlagung 
(RG. 29. April 07, Seuffßl. 72, 838). | 

b) Wer ein beftimmtes Geldftück mit dem Auftrage ausgehändigt er- 
hält, es an einen Dritten abzuführen, begeht eine Unterfchlagung ent- 
weder in dem Augenblicke, wo er.es mit eigenem Gelde vermifcht, oder aber, 
wo er den Befiß des Geldjtüks ableugnet, gleichviel, ob er dies dem Eigen- 
tümer oder dem die Unterfuhung führenden Beamten gegenüber tut; eine 
alternative Fejtftellung im Urteil in dem angegebenen Sinne tft zuläffig 
(Tena 1. März 06, ThürBl. 53, 273). 

c) Ein Reifender, der laut des von ihm mit einer Handlungsfirma ge- 
Ichloffenen Vertrags nur beredtigt tft, Beftellungen aufzufuchen und diejfe der 
Yirma & übermitteln, ift lediglih Plagagent, nicht Handlungsreifender 1. ©. 
des HOB. Vereinnahmt er, wozu er-nad) dem HGB. nicht berechtigt, die 
Raufpreife für die bejtellten Waren, fo tft er infoweit nicht der Vertreter 
der Sirma, erwirbt alfo auch für diefe kein Eigentum an.dem Gelde, 
fondern unterfchlägt, wenn er die Geldbeträge für fich verwendet, Geld der 
Runden, das diefe ihm als ihrem Boten zur Überbringung an die iyirma 
gezahlt haben (RG. 12. Okt. 06, SähfArdh. 06, 542). nr 
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d) Wer Eigentümer des auf einen Scheck gezahlten Geldes wird, ift 
nad den allgemeinen Grundfähen, insbefondere En BOB. zu beurteilen; 
wer demnad einem Dritten einen Scheck zur Einkaffierung übergibt, wird mit 
der Zahlung an diefen nur Eigentümer des Geldes, wenn diefer fich bei der 
Einkaffterung ausdrüklid als Vertreter jenes zu erkennen gegeben hat, oder 
dies wenigjtens aus den AUmftänden zu folgern war (RG. 11. Tan. 07, DI2. 
12, 2.0: ähnlih NG. 26. Febr. 07, Bay3. 3, 258; RG. 1. März 07, SähfArd. 
.07, « . " 

e) Wer Gelder eines Dritten bei einem Bankhaus, das ihm einen 
Kredit eingeräumt hat, auf feinen Namen hinterlegt, erwirbt eine 
Forderung gegen das Bankhaus auf Rüdkzahlung und, wenn er diefe geltend 
madt, Eigentum an dem ihm gezahlten Gelde und kann diefes daher nicht 
unterfchlagen (RG. 10. Mai 07, Bay3. 3, 416). | 

f) al. auch $ 266 Nr. 5g. | 

g) Vgl. 1©. 51, 52 Nr. 4, insbefondere: Sammelbote: daf. Ar. 4c; Bier- 
marken: daf. Wr. 4d; Annahme irrtümlider Wehrzahblung: dal. 4e, f; 
Vereinnahmung von Geld durh den Geridhtsvollzieher für mehrere 
Gläubiger: 1 75 8 350 Nr. 1. 

4. Zueignungshandlung: | 

a) Bloßes Übleugnen des Befiges einer Sadhe kann als deren Zur 
eignung nur angefehen werden, wenn zur Zeit des Ableugnens der Täter die 
Sade noch im Belt hat (Tena 7. Mai 06, Thür. 54, 29; vgl. I 51 Nr. 3e). 

b) „Ob die unbefugte Verpfändung einer fremden Sacdye durch den Be- 
figer eine Unterfhlagung daritellt, oder nur eine unerlaubte Gebrauchs» 
enmaßung, hängt von der Willensrichtung ab (RGGt. 2, 21; 26, 230)" (RO. 
23. Sept. 07, I D 675/07). 

c) In der Befeitigung der das Eigentum an der Sade kenn- 
zeihnenden Merkmale (Abtrennung von Freiwilligenfhnuren und Namen- 
zeihen von einem Militärmantel) kann der Zueignungsakt liegen, wenn 
dadurdh der Wille, die Sache ihrem Eigentümer zu entziehen und mit Aus 
Ihluß desfelben feiner eignen Herrfchaft zu unterwerfen, zum Ausdruck kommt. 
Der Zeitpunkt der Zueignung braudt nicht näher fetgeftellt zu werden; 
es genügt, wenn feftjteht, daß die Zueignung in der Zeit erfolgt ift, während 
Dane 1 6 fremde Sade im Bett des Täters befand (RAG. 29. Dez. 05, 


d) Wer eine auf Grund eines Eigentumsvorbehalts einem andern 
gehörige Sache in Befig hat, begeht eine rechtswidrige Zueignung derfelben, 
wenn er wiffentlidy duldet, daß ein Dritter auf Grund eines fingierten 
Scdhuldtitels die Sade dDurd den Gerichtsvollzieher verfteigern läßt 
und zu einem dem wahren Werte der Sache nicht entfprechenden Preife erfteht 
(Bayopt6. 16. Dez. 05, BayOhLGGt. 6, 241). 

e) Eine Betätigung der Verfügungsgewalt über eine fremde Sade 
ift [don in dem ernftgemeinten Abfhluffe eines Veräußerungs- 
vertrags für fi allein zu erblicken. 

„D. follte das Automobil zum Pfande (für ein Darlehn) nehmen und zufehen, ob er es 
verkaufen könne; wenn das Uutomobil bis zum 15. Uuguft nicht verkauft fei, folle der Uns 
eklagte das Darlehn zurückzahlen. Weiter wurde beftimmt, daB das Automobil, wenn der 
ngeklagte feiner Zahlungsverpflitung bis zum 15. Uuguft nit nahkomme, Eigentum des 

. werden folle.. . Das NRedhtsgeihäft ging in erfter Linte auf die Veräußerung des 

utomobils — ob an 9. felbft oder durdy ihn an einen Dritten, ift unerheblid — und die 

Verpfändung blieb nur für den Fall einer Nichtveräußerung in Kraft.“ 
(RG. 23. Sept. 07, I D 675/07; vgl. 8 259 Nr. 2b 

f) Der Anspruch des Dienftherrn gegen den Untergebenen auf Herausgabe 
von Ddiefem für jenen vereinnahmter Gelder ift ein dinglidher, kann demnad) 
($ 387 BGB.) nit gegen den perfönliden Lohnanfprucd des Dienftboten auf. 
gerechnet werden; in der Aufrehnung feitens des Dienftboten liegt demnach) 
objektiv der Tatbejtand der Unterfhlagung. Dagegen ift im einzelnen Yalle 
zu prüfen, ob nicht ein das Bewußtfein der Rechtswidrigkeit ausfchließender 


70 A. Materielles Net. — I. 1. Strafgefegbud. 


Irrtum des Beihuldigten darin liegt, dab er die [pätere Anrechnung des 
Betrags auf feinen Lohn in der irrtümliden MWeinung beabfidytigte, hierzu 
we zu es (MO. 2. Okt. 06, Bay. 3, 19; ähnlid NG. 17. Dez. 06, 

. 12, i 
: 8) Verleugnung der Dereinnahbmung und Unterlaffung der 
Buchung: I 52 8 246 Nr. 4g; Möglichkeit des Erfages: daf. Wr. 5. 

B. Saden, die der Dieb zum Nachteile des Eigentümers einem andern 
in Berwahrung gibt, find keine anvertrauten 1. ©. des 8 246 (NG. 
18. Zuni 07, IW. 36, 553). | 
. 6. Berhältnis zu $ 299: f. dort. 

7. Zufammentreffen mit Urkundenfälfhung: 8 268 Wr. 6. 

8. Wegen der tatjählihen TFeftitellungen bei Verurteilung wegen 
Unterfchlagung vgl. 8 266 StPO. Nr. 1d. 


Riteratur: 


a) Rönnberg, Die ftrafrehtliche Beurteilung rechtswidriger Zueignungs- 
hbandlungen feitens des mittelbaren Befigers (Recht 10 ©. 1345, 1411). — Ver- 
Taffer bekämpft die vom NReidhsgeriht in feinem Urteil vom 6. Tunt 1904 
(R5ESt. 37, 198) ausgefprodhene Anficht, daß mittelbarer Belt die Beftrafung 
aus 8 246 nicht recdhtfertige. 

b) Wimpfheimer, Unterfhlagung oder Betrug? (DI3. 11, 1368). — Ver- 
faffer kritiftert die in I 51 8 246 Nr. 3f wiedergegebene Enticheidung des Qand- 
gerichts Hamburg und will im gegebenen Falle wegen Betrugs geftraft wiffen. 
0) Klein, Jft nad) der Verjährung der rei vindicatio eine Unterfchlagung 
($ 246 StGB.) möglih? (Mecht 10, 1253). — Die Frage wird de lege lata be- 
jaht, jedoch eine einfchränkende Gefeßesbeftimmung im Sinne der Verneinung 
des Themas gewünfdt. sa 


Riteratur: Buddee, Der Gefindediebftahl als Antragsvergehen, 1906. 


1. Die Unwendung des $ 247 auf den Diebftahl eines Dienftboten 
gegen den Witdienftboten ft ausgefhlofien (MG. 29. Jan. 07, IM. 
36, 554 = RN66t. 40, 1). 

2, Es tft nicht erforderlich, daB der Beftohlene derfelbe tft, der nad 
dem Dienftvertrage das Gefinde gemietet hat; das Gefinde des in häus- 
licher Gemeinfhaft mit feiner Ehefrau lebenden Dienftherrn Hat vielmehr 
auch als Gefinde von deffen Ehefrau zu gelten (RG. 31. Wai 07, IW. 36,554). 

3. Angehörige: 110 852 Nr.2—4; Raufmannslehrling als Stadt- 
retfender: 152 8 247 Nr. 2; Vtehhirt: daf. Ylr. 3 = GoltdArd. 53, 285; 
Irrtum Über Verwandteneigenfhaft des Befigers: daf. Ar. 4; Anwen- 
Dung des XUbf. 1 u. 2 auf den Hehler: daf. Wr. 5. 


Literatur: 


- - Buddee, Der Gefindediebftahl als Antragsvergehen Recht 10, 1161). — 
Der Auffaß behandelt zunächft die gefchichtliche Entwicklung des privilegierten 
Gefindediebftahls und begründet fodann die vom NReidhsgeriht und der 
berrihenden Lehre nicht anerkannte Anficht, daß der Gefindediebjtahl Antrags» 
vergehen nicht nur dann fet, wenn der Dienftherr der Beftohlene jet, fondern 
auh dann, wenn irgend eine Perfon, die die häusliche Gemeinfhaft mit dem 
Oefinde teile, beftohlen werde. 


Zwangzigiter Abjchnitt. Raub und Erpreifung. 


Literatur: 3 260. 


Zu Ziff. 3: Srafemann, Was tft unter einem „öffentlichen Blaß* 1. ©. 
des 8 250 sub 3 StGB. zu verftehen? (DIZ. 12, 122). — VBerfaffer vertritt, 
im Öegenfaß zu einer Enticheidung des Hamburger Schwurgeridhts, die Un- 
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fiht, daß unter dem „Öffentlichen Plage” hier nicht jede der Öffentlichkeit zu- 
gängliche Ortlichkeit zu verjtehen tft, fondern nur eine folche, die räumlich er- 
kennbare Grenzen hat und innerhalb diefer dem Verkehr dient. 


g 251, 


1. ren mit Mord: 873 Nr. 6d und I 52 $ 251. 
2, %od als objektiver Erfolg genügend: I 52 $ 251. 


Literatur: I 52. 8 2583. 
1 OÖewalt: | 

a) Zum Zatbeitandsmerkmal der Gewaltanwendung ijt körperliche 
Berührung oder Körperliche Überwältigung nicht erforderlih; es genügt jede 
Einwirkung auf den Körper, duch die die Freiheit der Willens- 
betätigung befhränkt wird (Verfperren des Weges dur Ausbreiten der 
Urme). Hinfichtlih der Bereiherungsabfiht kommt es nicht darauf an, 
daß der Täter den erjtrebten Vorteil volljtändig oder Überhaupt erreicht, fon» 
dern nur darauf, daB er, von rehtswidriger Bereiherungsabfidt 
geleitet, eine von ihm gewollte Handlung des GBendtigten er- 
zwingt, diefen zu irgend einer Verfügung vermögensredtlidher Art 
nötigt, auch wenn diefe Verfügung der Art oder dem Maß nach der geitellten 
Forderung nicht ganz geredyt wird (RG. 18. April 07, Bay. 3, 278). | 

b) Ein Hausbefiger, der feinen Mieter durch Abbruch des von diefem miet- 
weife innegehabten Haufes zur Aufgabe des Mlietsbefiges zu zwingen fudht, 
begeht, wenn er nit in den Grenzen erlaubter Gelbfthilfe Handelt, eine Er- 
preifung (RG. 9. Nov. 06, IW. 36, 407). 

c) In dem VBorenthalten der zum Bahnhof getragenen Handtafde eines 
Hotelgaftes feitens des Hausdieners In der Abficht, vom Hotelgajt ein Trink- 
geld zu erlangen, liegt eine USE Erpreifung. 

„Das Ibel, das Dem Zeugen H. angedroht wurde, beftand nicht in der nt: 
ondern in der a der dem Zeugen für die Reife unentbehrlihen Handtajche ... . 
um Tatbejtande des Verfuchs genügte es, Daß der Angeklagte das von ihm angekündigte 
bei für geeignet hielt, den Willen Des H. zu beugen.“ 
(RG. 7. Okt. 07, 3 D 415/07.) 

d) Vgl. auch unten 8 255. 

2. Drohung: | 
. a) Objektiv wird nicht erfordert, daß die Drohung das in Ausficht 
geftellte Übel in feiner konkreten Geftalt in allen Einzelheiten zum Aus» 
druck bringt, vielmehr genügt es, wenn in der Yußerung der Betroffene die 
Ankündigung der Zufügung eines Übels zu erbliden hat. In diefer 
Richtung genügt die Hußerung des Angeklagten: „er werde etwas tun, was 
dem Betroffenen mehr Schaden brädte, als fein eigentlicher Vorteil betrage.“ 
Subjekttv reicht es aus, daß nad) der Vorftellung des Täters die von ihm 
in Ausficht gejtellte Maßregel geeignet war, beftimmend auf die Willens- 
entihlieBung des VBedrohten einzuwirken (RG. 2. Juli 06, Seuffßl. 72, 70; 
RO. 16. Sept. 07, 3 D 348/07). 

b) Zum Tatbeftandsmerkmal der Nötigung durch Drohung gehört 
wefentlih, daß durch) die Ankündigung des Übels die Freiheit der Willens- 
betätigung des anderen beeinträchtigt, ein Zwang auf ihn ausgeübt 
wird, feinen widerftrebenden Willen in dem gewollten Sinne zu betätigen, 
daß ihm der Wille aufgendtigt wird; ein folches Verhältnis liegt da nicht 
vor, wo der Vorfag nur dahin geht, dem anderen zwar vorftellig zu macen, 
welhe Nachteile ihm aus einer der Forderung nicht entfprehenden Willens- 
betätigung entfpringen würden, ihm aber die Freiheit der Ent- 
(hlieBung durchaus zu wahren (RO. 5. Febr. 07, SähfArdh. 07, 236). 

c) Drohung mit Alagerhebung tft dann tauglihes Mittel zur Er. 
preifung, wenn fidh die Einleitung eines NRecdtsftreits für den Bedrohten als 
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übel darftellt, das er zu fürdten hat; dies ift u. a. der Fall, wenn der Täter 
erklärt, er werde „feine Korderung nötigenfalls beeiden” (MG. 26. Okt. 06, 
SähjArd. 07, 67). | 

d) Die Drohung gegenüber einem Schuldner, man werde diefen in die 
Ihwarze Lifte böswilliger Schuldner aufnehmen laffen, wenn er 
nicht zahle, enthält nur dann den Zatbejtand des $ 253, wenn durd) die In=- 
ausfichtftellung diefer Aufnahme dem Schuldner eine ftrafbare Handlung, 
nämlich eine Beleidigung angedroht wird; hierbei tft zu erwägen, ob der 
Ungeklagte mit der angedrohten Witteilung eigene beredtigte Intereffen oder 
fremde berechtigte Intereifen, nämlid) die der Mitglieder der Auskunftei, wahr: 
nehmen würde, fowie ob bejahendenfalls etwa aus der Korm der in Ausficht 
geftellten Mitteilung oder den fie begleitenden Umftänden eine Beleidigungs- 
abficht a würde (MO. 2. Nov. 06, IW. 36, 405; vgl. auh NO. 
31. Dez. 06, IW. 36, 406; RG. 29. Okt. 06, IW. 36, 406). 

e) Wenn au Streik und Boykott als erlaubte Rampfmittel anzufehen 
find, fo Bann ihre Androhung do tauglidhes Wittel einer Erpreffung 
bilden, infofern dadurch dem Gegner gegenüber ein Zwang auf deffen Willens- 
freiheit ausgeübt wird, weil es für Anwendung des $ 253 nidht darauf an- 
kommt, ob das angedrohte Übel ein widerrecdhtlihes ift oder nicht (NG. 
30. Nov. 06, GoltdArdy. 54, 81). 

f) Einem Dritten zugufügendes Übel: I 52 8.253 Ar. 1; Drohung mit 
Strafanzeige: I 53 $ 253 Nr. 2. 


8, Rebhtswidriger Vermögensvorteil: 


9) „Bezahlung einer Forderung durh den Nichtverpflidteten 
bildet regelmäßig nur dann einen VBermögenspvorteil für den Korderungs- 
berechtigten, wenn das gezahlte Geld und deifen Befiß, fei es mit Rüdkfidht 
auf die Unficherheit der Forderung, die Zahlungsunfähigkeit oder mangelnde 
Zahlungsfähigkeit des Schuldners ufw., einen größeren Vermögenswert dar- 
ftellt, als die mit der Zahlung aus dem Vermögen des Beredhtigten aus» 
Theidende Forderung auf das Geld" (MO. 10. Zuni 07, 3 D 139/07; vgl. I 53 
$ 253 Wr. 6b). 

b) Befinden fich zwei Perfonen wegen der Höhe einer von der einen an 
die andere zu leiftenden Zahlung in Streit, und zählt erjtere die geringere 
Summe auf in der irrigen Erwartung, diefe werde fi damit einverftanden 
erklären, fo liegt nur eine berechtigte Selbfthilfe, aber keine verbotene Eigen- 
madt vor, wenn der Zahlende, nachdem er bemerkt, daß feine Vorausfegung 
nicht zutrifft, dem Empfänger der Zahlung das Geld mit Gewalt (Einfchließen 
in das Zimmer) wieder abzunehmen fucht (MG. 18. Okt. 06, IM. 36, 407). 


c) Wer feinen Gläubiger, der eine SDanuenolihre@ung da v0r=- 
nehmen laffen, zu deren Aufhebung dur die Drohung einer Meineids- 
anzeige zu un fudht, weil die Korderung, wegen deren gepfändet wurde, 
nit zu Recht bejtehe, begeht nicht fchon deswegen unter allen Umftänden 
einen Erpreffungsverfuch, weil die formelle Maßregel der Pfändung dur den 
vorliegenden Schuldtitel gerechtfertigt war; der Glaube an die Rechtswidrigkeit 
des Anfpruchs begründet unter Umftänden aud den Glauben an die NRechts- 
widrigkeit der Pfündung. Es bedarf daher in diefem Falle der eingehenden 
Veltftellung der Überzeugung des Angeklagten von der NRedtswidrigkeit 
Be ne auf Aufhebung der Pfändung (MG. 20. April 07, 
ay3. 8, 5 

d) Wer jemanden gewaltfam zur Zurüdknahme einer Privatklage 
zu nötigen verfudht, macht fi der verfuchten Erprejfung fehuldig, wenn er, 
wenn auch irrigerweife, das Vorliegen einer jtrafbaren Beleidigung an 
nimmt und durd) feine Handlung nicht fowohl den mit der Einleitung eines 
Privatftrafverfahrens verbundenen moralifhen Nacdteil, als vielmehr den in 
Öeftalt der Geldftrafe zu erwartenden Vermögensfhaden abwenden 
will (MG. 19. Wärz 07, Bay. 3, 238). 
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e) „Ein Vermögensvorteil liegt auch darin, daß der Genötigte fi dem 
Angeklagten gegenüber verpflichtet, während eines beftimmten Zeitraums alles 
Vieh, das er verkaufen wolle, dem Angeklagten zu verkaufen und für jeden 
Fall der Zuwiderhandlung eine Strafe zu zahlen; denn durch diefe Verpflidy- 
tung wird jede Konkurrenz von Raufluftigen zum Vorteile. des Angeklagten 
en und diefem die Erlangung des Handelsgewinngs erleichtert” 
(RG. 27. Mai 07, 3 D 104/07). 

* PD) Begriff: 153 8 253 Ar. 60; Beitritt zu einem Urbeiterverband: 
daf. Nr. 6d; Bereiherungsabficdht: daf. Wr. 3, 4. ©. aud) unten $ 263 Nr. 5. 

4. Sdealkonkurrenz mit Betrug: 153 $ 253 Ar. 5 = IM. 35, 788; 

j. au) oben $ 73 Nr. 6c. | 
S=255, 

Der Begriff der Gewalt gegen eine Perfon unterfdheidet fich von dem 
allgemeinen Begriff der Gewalt in $ 253 dadurd), daß er eine unmittelbare 
Bergewaltigung einer Berfon erfordert, während dort eine, wenn aud 
nicht ausfchließlich, fo doch zunädft nur gegen eine Sadıe und erft mittelbar 
gegen eine Perfon gerichtete Gewalt vorausgefeßt wird, deren Wille im Wege 
diefer mittelbaren Einwirkung ges! werden foll. $ 255 ift gegenüber $ 253 
die engere Vorfehrtft (MO. 10. Dez. 06, Seuffßl. 72, 345). | 


Einundzwanzigiter Abfchnitt. Begünjtigung und Hehlerei. 


Siteratur: 1 83. 8 257. 
1. Die Ubficht, dem Täter die Vorteile feiner Tat zu fihern, braudt nicht 
das einzige Motiv der Begünjtigung zu fein; das Gefeß behandelt das 


Motiv des eigenen Bortetls fogar als erfchwerenden Umftand. 

„Hätte daher Sch., wie die Mepvifton geltend macht, den mitangeklagten Dieben die ge- 
ftoblenen Waren im Intereffe des Ultwarenhandels des Vaters abgenommen, um biejen Da- 
Durch gefhhäftliche Vorteile zuzuführen, fo wäre das mit der vom Landgericht feftgeftellten 
wehren Ubficht: auch den Tätern die Vorteile ihrer Diebftahlsverübungen zu fihern, nicht 
unver 


f äglih." 
(RG. 18. Xuni 07, 2D 311/07) | 

2. Eine Verpflihtung zur Ausfage der Wahrheit befteht für einen 
wenden in jeder Lage des Verfahrens, insbefondere aud im polizeilihen 

erfahren; das Net zur Verweigerung des Zeugnijjes gibt, wenn 
der Zeuge von ihm nicht Gebrauh madt, kein Recht zur Ausfage der 
Unwahrheit. In beiden Fällen tft Erftattung einer unwahren einge Zu» 
guten des Beichuldigten als Begünftigung ftrafdar (SHG. Löln ohne Datum 

HeinANY. 24, 196). M 

3. Wer im Intereffe des Diebes eines Sparkaffenbuds für fchleunige 
AUbhebung der Einlage forgt, um fo die Möglichkeit auszufchließen, Daß 
der Eigentümer diefe nad) Entdeckung des Diebftahls fperren läßt, fichert dem 
Dieb die Vorteile der Tat (MG. 30. Okt. 06, R5Gt. 39, 236). 

4. Beim Dauerdelikt der unerlaubten Entfernung des $ 64 MStG682. 
find, wenn diefes Vergehen dur eigenmädhtiges Sichentfernen oder vorfäß- 
lies Fernbleiben konfumiert, auch Ihon vor der Beendigung des Delikts 
ee Su shandlungen möglid, um den Täter der Strafe zu entziehen 
(MRMG. 21. Sehr. 06, AUG. 9, 293; f. jedody I 53 $ 257 Ar. 1). 

5. In dem Ausfchreiben einer Entfhädigung der Diebe für den Fall 
der Rückgabe der geftohlenen Saden liegt, wenn bezweckt wird, die Diebe 
binfihtli der Sadhen nit gegen die Eigentümer oder die Obrigkeit in 
Schuß zu nehmen, thnen vielmehr das Geltohlene zu entziehen und dem 
Eigentümer wiederzuverfchaffen, kein Sichern der Vorteile i. ©. des $ 257 
(RG. 22. Febr. 07, IW. 36, 554 = RGEt. 40, 15). | 

6. „Daß der Begünftiger mit einer härteren Strafe belegt wird 
wie der Täter, ift zuläffig; WUbf. 1 leßter Saß verbietet nur, daß gegen ihn 
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eine der Urt oder dem Maße nach [chwerere Strafe verhängt werde, als auf 
die Handlung angedroht 7 (ME. 18. Juni 07, 2 D 311/07). 

7. Begünfttgung dur Unterlaffung: I 54 8 257 Ar. 2; Stherungs- 
handlung im Gegenfaß zur Erhaltungs- oder VBerwertungshbandlung: daf. 
Nr. 4 = Seuffäl. 72, 26; Einzelfall: daf. Ar. 3. 


Literatur: 


a) Oallinger, Begünftigung des Diebes durch den Veftohlenen (Bay?. 
3, 413). — Verfaffer beipricht in beifälligem Sinne die oben unter Ar. 5 auf 
geführte reichsgerichtliche Enticheidung. 

b) Richter, Du follft nicht falfch Zeugnis reden (GefuR. 8, 119). — Der 
zur befprit das oben unter Wr. 2 aufgeführte Urteil des Cölner Schäffen- 
geridts. 
| 8 258. 


Straflofigkeit des Haupttäters: 1 54 $ 259 Nr. 6, 7. 


9. 

1. Erjtrebter Vorteil: 2 

a) Wer geftohlene Gegenftände als Pfand zur Sicherung einer 
Darlehbnsforderung annimmt, kann nicht wegen Sehlerei bejtraft werden, 
wenn die pfandweife Sicherung für den Gläubiger Beinen Vorteil, fondern 
nur eine Vorausfegung, unter der das Darlehn verfprodhen oder hingegeben 
wird, bildet (MG. 23. Nov. 06, GoltdArch. 54, 80). 

b) Wenn eine Ehefrau einem Dritten, der fie während ihrer Krankheit 
gepflegt hat, als Vergütung hierfür von ihrem Ehemann geftohlene Saden 
fchenkt, fo hängt die Frage, ob fte diefe damit ihres Vorteils wegen an 
fih bringt, davon ab, in weldem Güterftande die Eheleute leben; tft diefer 
der gejeßliche, wovon ev. das Gegenteil feftzuftellen ift, fo hat fie den Vorteil 
des Ehemannes als des zur Beftreitung ihres Unterhalts allein al en 
nicht den eigenen, im Auge (RG. 22. Okt. 06, Seuffßt. 71, 707 = IW. 35, 788). 

c) Wer dem Diebe eines Sparkaffenbuds durh Erhebung der Einlage 
die Vorteile feiner Tat gefichert hat, begeht außerdem no eine Saden- 
behlerei, wenn er als Entgelt für die geleiftete Hilfe, alfo feines Vorteils 

alber, einen Teil des erhobenen Geldes für fih behält (RG. 30. Okt. 06, 
66t. 39, 236). 
d) Wittelbarer, zukünftiger Vorteil, Motiv: 1 54 $ 259 Ar. 1. 


2. „Erlangung“ feitens des Haupttäters: 

a) Die jtrafbare Handlung muß für. den Haupttäter das Mittel 
zur Befigerlangung gebildet haben; es genügt nicht, daß die Erlangung 
des Befißes lediglih bei Gelegenheit der ftrafbaren Handlung erfolgte. 

„Es kann danady auch Sausfriedenshrug unter U den als Mittel angefehen 
werden, unter deffen Anwendung Saden erlangt find, . . . wenn die Täter von vornherein 
Die Abficht Hatten, Dur Heraushofen und Verfteken der Würfte und ifche der Frau U. einen 
Scaberna& zu f[pielen, und zur Verwirkligung Diefer Abficyt den Hausfrieden brachen; nicht 
aber, wenn . . . die Leute in den Reller eingedrungen find lediglich in der Abficht, Durd 
den Hausfriedensbrud der Frau U. einen böfen Streich zu [pielen, und daß fie auf den 
Gedanken, File und Würfte zu Dem gleihen Zwecke wegzunehmen, erft gekommen find, als 
fe bereits in dem Reller waren und Die Ebwaren entdeckten, nadhdem jomit der Tatbeftand 
es Hausfriedensbrudhs vollendet war.” 
(RG. 10. Zuni 07, 3D 15907) 

b) 8 259 feßt voraus, daß die Straftat, mittels deren die gehehlte Sade 

Den OOLLHORL „erlangt“ wurde, vollendet ift, bevor der Hebler fie an 

ngt. | 

Ni Br Borderrichter Hat feftgeftellt, daß die bier in Nede fieehenden Möbel von ©. daburd 
unterfhlagen worden feien, daß er fie an den Uingeklagten veräußerte. Mit diefem Ubfichluffe 
Des AOu[Derrage, niht erft mit der Übergabe der Möbel, war die Unterfchlagung vollende 
während zum Tatbefitande der Hehlerei ti. S. des $ 359 St6B., infoweit ein ‚Anlihhring 
oder ‚Ankaufen‘ in Frage fteht, das Erlangen der tatfädlidhden Verfügungsgewalt über Die 
Sachen erforderlich if. Diefes Tatbeftandsmerkmal tft deshalb nicht fhon In dem Abfchluß 
des Raufvertrags, fondern erft mit Der Befigergreifung erfülit (M5St. 17, 59)." 

(MO. 1. Okt. 07, 5 D 399/07.) | 
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ec) Welcher Art die ftrafbare Handlung Ift, dur welche die gehehlte 
Sade erlangt wurde, tft gleihgültig; es tft daher auch Hehlerei an einer 
gehehlten Sache möglidh (R®. 1. Nov. 06, IW. 36, 408). 


. +4) Wie aud ein Erwerb mittels Urkundenfälfhung oder WMein- 
etds als Erlangung mittels ftrafbarer Handlung anzufehen ift, fo tft auch 
die Annahme unbedenklih, daß an der durh Begünftigung erlangten 
Sade Hehlerei möglich ift (R®. 30. Okt. 06, ZW. 36, 408). 

3. Die Sadhehlerei des $ 259 kann nur vorfäglich begangen werden. 
Demgegenüber genügt es nit, daß der Täter nadı den obwaltenden Um- 
tänden die vorangegangene. ftrafbare Erlangung der Sache bei Anwendung 
er gebotenen Sorgfalt hätte annehmen müffen, wenn er fie nidt an- 
en bat, weil er fahrläffig unterließ, fih darum zu kümmern. Die 

endung „den Umftänden nah annehmen muß” foll nur den neben 
dem direkten Vorfag ausreihenden Eventualdolus Kennzeidhnen (MO. 
11. Mat 06, R56t. 39, 6; R6. 2. Juli 07, 2 D 390/07; vgl. 1127 8 187 
AnvBerfd. Nr. 2). 


4. BVerheimliden, Ankaufen, Zum Pfande nehmen, Anfih- 
bringen, Mitwirken zum Abfagß: 


a) Der Begriff der Hehlerei erfordert einmal eine die Grundlage für die 
Beligübertragung bildende Willensübereinftimmung zwiidhen dem Hehler 
und dem WVeräußerer, und weiter die Erlangung der tatfähliden Ver- 
fügungsgewalt über diefe Sade. Beide Momente können zeitlih und 
räumlih auseinanderfallen; alsdann tft nicht erforderlih, daß die 
MWillensübereinftimmung durh den Hehler felbft mit dem Weräußerer 
herbeigeführt wird, es genügt, wenn fie dDurdh einen Vertreter erfolgt; 
erlangt dann der Vertreter die Verfügungsgewalt, fo tft der objektive Tat- 
beitand des $ 259 erft in diefem Augenblicke gegeben, während fubjektiv 
[päteftens in diefem Augenblicke das Bewußtfein des unredlidhen Erwerbs 
bei ihm vorhanden fein muß (MG. 15. März 07, Bay. 3, 258). 


b) VBerheimlichen: 


a. Der Begriff des Verheimlidhens fegt ein Einwirken, eine Be- 
ziehbung auf das Deliktsobjekt voraus, ein Tun, das darauf abzielt, 
den Verbleib der Sache zu verbergen, im eigenen Interefje deren Nüdk- 
eritattung an den Verlegten zu vereiteln; hierher gehört das Ableugnen 
Des Beftes, nicht aber ohne weiteres eine noch dazu an den Haupttäter 
gerichtete Aufforderung zum Schweigen (MG. 22. Okt. 06, Geuffßl. 72, 
295 = IM. 36, 408). 

:  B. Das Tatbeftandsmerkmal des Verheimlihens wird durd ein WVer- 

hindern der Entdekung, insbefondere dur VBerbergen und ducd 

täufhende VBorfpiegelungen Über den Verbleib, namentlih dDurd 

Ableugnen des Befißes, erfchöpft. 

„Nah den Feftftellungen des Urteils wurbe eine größere Menge Robgummi dem Eigen» 
tümer unterfylagen, an einen Hehler verkauft und von diefem an den 20 jährigen Sohn des 
., der die ftrafbare ea langing feines Bormanns kannte, um den halben Wert ver- 
äußert und in dem Aeller des When Gefchäfts, deffen eigentliher Leiter der Beihwerde- 

hrer &. war, aufbewahrt, um mit Vorteil weitergegeben zu werden, Dem nadjfjuchenden 

oltzeibeamten leugnete ©., troß Kenntnis der irafbaren Erwerbsart, Das VBorbandenfein Des 
mmis ab, beftritt den Ankauf und verhinderte die Entdeckung desjelben bei der erften 
Durdyfuchung der W.ihen Gefhäftsiokalitäten.” 

(RG. 10.- Juni 07, 3 D 138/07.) | 

y. An von einem Wilderer erlegtem Wild tft feitens desjenigen, der 
das Wild in gutem Glauben von jenem erwirbt und mithin Eigentümer des 
Mildes wird, keine Hehlerei dur Verheimlichen möglidy, wenn er hinterher 
den unrehtmäßigen Erwerb erfährt; denn ein beifer Beredhtigter, als 
der Erwerber, ift nicht vorhanden (RG. 25. Sept. 06, SchiHolftäinz. 07, 32 = 
GoltdArdh. 53, 450). 

6. Zum Begriff vgl. I 54 $ 259 Ar. 5 = BayObLG6t. 6, 215. 
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c) „Der Begriff des Ankaufens ift nicht identifh mit dem des Raufs 
im bürgerlihen Nedt (RGSt. 17, 59); der „Ankauf wird insbefondere nicht 
hon durd die Abichließung eines KRaufvertrags, der nur einen perfönlidhen 
Anfpruch des Käufers gegen den Verkäufer begründen würde, bewirkt, fondern. 
liegt erft dann vor, wenn in Erfüllung des abgefdhloffenen Vertrags die Über- 
gabe und die Annahme der gekauften Sade geihhehen tft” (RO. 9. Juli 07, 
5 D 203/07). 

d) Anfihbringen: 

a. Der Begriff des Anfichbringens ift erfüllt, wenn die mittels der ftraf- 
baren Handlung erlangte Sade aus dem Gewahrfam des Haupttäters 
dDurh eine rehtsgefhäftlihde Handlung in die Verfügungsgewalt 
eines anderen übergeht ohne Rükfiht auf die zivilredhtlihe Wir- 
kung des Übertragungsakts, alfo aud) dann, wenn der Hehler die Sadye 
nit für fi, fondern als Vertreter eines Dritten für diefen erwirbt, 
fofern er dies nur feines eigenen Vorteils wegen tut. Demnad madt fi ein 
Gefchäftsführer, der für feinen Prinzipal als Kaufpreis für Waren Geldftüce 
in Empfang nimmt, die der Zahlende mittels Erprefiung erlangt hat, der 
Hehlerei [huldig, wenn er nur felbft aus der Zahlung, 3. B. durdy Anteil am 
u Vorteil hat (NG. 22. Okt. 06, Seuffßl. 72, 296; vgl. I 54 

r. 3). 


B. Zum Begriff des Unfichbringens gehört ein aufgegenfeitiger Willens- 
un beruhender Erwerb der tatfüähliden Verfügungs- 
gm zum Zweck ihrer willkürlihen Ausübung, die durch Übergabe und 

mpfang bewirkte Schaffung eines äußeren Verhältniffes zur Sade, das dem 
Empfänger ermöglidht, Über fie zu eigenen Zwedken zu verfügen; diefe Vor- 
ausfegungen find nit ohne weiteres gegeben, wenn ein Ehemann ftraf- 
bar erlangte Saden feiner mit ihm in häuslider Gemeinfhaft lebenden 
Ehefrau überantwortet, und diefe fie im Haushalte verwendet oder zu 
künftiger Verwendung aufbewahrt, denn an fi fteht auch dann noch die 
Verfügungsgewalt dem Ehemanne als Hausherren zu, und es bedarf ausdrük- 
licher gertellung der Tatfachen, auf Grund deren das Gegenteil anzunehmen 
ift (RO. 13. Dez. 06, R6St. 39, 308 = Bay. 3, 148 —= ZW. 36, 408). 

y. Der Begriff des AUnfihbringens fegt abgeleiteten Erwerb der 
Sade voraus, die Übertragung der Verfügungsgewalt im beiderfeitigen 
Einverftändnis; das bloße Dulden des Verzehrens gewilderter Nehe im 
Haushalt durh den Haushaltungsvorftand erfüllt den Begriff nit (NO. 
2. San. 07, Bay2. 3, 149; |. audy) I 54 8 259 Wr. 3). Ä 

6. „gür den Begriff des Anfihbringens genügt nicht der bloß 
Erwerb der tatfädhlichen a erforderlih ift vielmehr eine 
Übertragung des Belites auf Grund eines Vertrags im allerweiteften 
Sinne, mithin auf Grund beiderfeitiger Willensübereinftimmung, nach welcher 
der Hehler befugt erfcheint, Über die Sadje als feine eigene oder dod) für feine 
Zwede zu verfügen” (R®. 10. Juni 07, 3 D 152/07). 


& „Die Handlung des Anfihbringens fegt nicht ein perfönlides 
ugreifen voraus; es genügt jede Handlung, durd die ein abgeleiteter 
s De ran wird und zum QAusdruk kommt” (RO. 10. Juni 07, 


C. Das Mitverzehren von geftohlenen Nahrungsmitteln durd 
den Ehemann der Diebin ift nit ohne weiteres als ein Anfihbringen 
der Gegenftände angufehen, weil der rechtsgefchäftlihe Erwerb feitens des 
Ehemanns fehlt; die Tatfache allein, daß der Ehemann für die Koften des 
Haushalts aufzukommen hat, und daß innerhalb des häusliden Wirkungs- 
kreifes. die Ehefrau kraft Gefeges den Mann vertritt, genügt nit zur Teit- 
ftellung einer das Anfihbringen verkörpernden Handlung (RO. 15. Jan. 07, 
NG6t. 39, 365 — IW. 36, 554; vgl. au) I 54, 55 $ 259 Nr. 8, 9). 


2. Zeil. — 21. Abfchnitt. Begünftigung und Hehlerei ($ 260). 77 


n. Wegen Hehlerei kann nicht beftraft werden, wer, naddem er die Her- 
Ttellung eines Bauwerks dur Werkvertrag übernommen hat, erfährt, daß 
von feinen Leuten in das Gebäude bereits verwendete und mit diefem feit 
verbundene Latten von feinem Lieferanten geftohlen waren. Da die Latten 
mit der Verbindung dem Eigentümer des Haufes gehören, hat fie der Unter- 
nehmer des Baues nit dolos an fih gebradt und innegehabt, aud kann 
ein Verheimlichen nicht mehr angenommen werden, da der Unternehmer nad) 
der Verbindung der Latten zu deren Wegnahme gar nicht mehr berechtigt ft 
(RG. 9. April 07, Bay3. 3, 238). 


e) Mitwirken zum Abfag: 


a. Der Abfag, zu dem mitgewirkt wird, muß für den Hehler ein be- 
wußt fremder fein, der Abfatwille muß bei demjenigen vorliegen, in 
deffen Intereffe der Abfaß liegt. Ein Mitwirken kann jedod vorliegen, 
ohne daß der Befiger, der den Abfabwillen zu erkennen gegeben, von der 

örderung des Abfages etwas weiß. Cs ift notwendig, daß tatjächlich die 
erwertung gefchehen foll, um den unredliden Befiger zu dem von diefem 
eritrebten Abjage zu verhelfen (RG. 24. Wat 07, IM. 36, 554). 
-  B. Berkauf nah Anfihbringen kein Mitwirken zum Abfaß: I 54 
8 259 Nr. 4. 


5. Straflofigkeit des Haupttäters: 

a) Vgl. I 54 8 259 Wr. 6, 7. 

b) 8 259 fegt an fih nicht voraus, daß der Haupttäter zu Strafe ver- 
urteilt wurde oder jtrafrechtlich verfolgt werden kann; immerhin muß aber 
zur Begründung der Strafbarkeit der Hehlerei die Haupttat objektiv und 
fubjektiv feftgeftellt fein, und die Straflofigkeit des ap darf 
nur durd) in dejfen Perfon zutreffende befondere Gründe — Strafunmün- 
digkeit, Mangel des Strafantrags im Falle des $ 247 u. ü. — geboten fein 
(BayObLG. 4. Aug. 05, BayOpLGSt. 6, 94). 


c) Da Verurteilung des Haupttäters Reine Vorausfeßung der Verurteilung 
wegen Hehlerei tft, kann fich der Hehler zu feinen Gunften aud nicht darauf 
berufen, daß der Haupttäter auf Orund eines Prozeßverftoßes ver- 
urteilt worden ift (R®. 8. Okt. 06, Geuffßl. 72, 156). 


6 Anftiftung neh) und Hehleret an den durch diefen 
Diebftagl erlangten Sahen können an fih in Realkonkurrenz ftehen; 
jedoch bedarf dies befonderer Begründung im Urteil, insbefondere dann, wenn 
bei der Anftiftung bereits die Abnahme der zu ftehlenden Sachen in Ausficht 
eftellt wurde, da in diefem alle Anjtiftung und Hehlerei eine. natürliche 
andlungseinheit darftellen können (R®. 5. Juli 07, 3.36, 554; vgl. $ 74 Ar. 1). 


8 260, 
Piteratur: Schaub, Der Begriff der Gewerbsmäßigkeit im Deutfchen Neichsrechte, 1905. 


1. Gewerbsmäßtigkeit der Hehlerei erfordert nicht, daß durh un- 
mittelbare Verwertung der gehehlten Sadhe ein Gewinn erzielt wird; 
vielmehr genügt es, wenn die Sache als Mittel benugt wird zur fort- 
gefegten Erlangung von Gewinn (RG. 12. Juni 06, GoltvArd. 53, 292). 

2. Öegenüber einer Ehefrau genügt zur Annahme rn 
mäßiger Hehlerei an vom Ehemann jtrafbar erlangten Saden nicht die 
Selitellung wiederholter Einzelfälle, da hier naturgemäß nicht der Hang zum 

njihbringen, fondern der in jedem Ginzelfall annehmbar hervortretende 
Einfluß des Ehemanns oder die begreiflihe Nükfiht auf Vermeidung .eche- 
licher Differenzen regelmäßig die Triebfeder bilden werden (RG. 13. Dez. 06, 
RES. 30, 308) | BD, 00. 
3. Gewerbs-, Gewohnheitsmäßigkeit: Vgl. $ 181a Wr. 7. 
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Zweiundzwanzigiter Abfchnitt. Betrug und Untreue. 


Literatur: I 55. 8 263. 

1. Raufalzufammenhang: | 

a) Der Raufalzufammenhang zwilhen Schädigung und Trrtums- 
erregung entfällt, wo der Getäufchte zu der fein Vermögen mindernden 
Aufwendung durd die Vorfpiegelung einer tatfädhlih oder redt- 
lich unmöglidhen Gegenleiftung beftimmt wurde; redtli unmöglid ift 
eine folche aber, wenn fie in einer verbotenen oder unfittliden band. 
lung bejteht, auf deren Vornahme Kein Recht erworben werden kann (Ver- 
[prehen der Lieferung falfhen Geldes gegen Vorauszahlung einer Summe). 
Anders jedoh, wenn der Getäufchte die ihm verfprodene Leiltung nicht für 
verboten oder unfittlich hielt (RO. 24. Mai 07, Bay. 3, 298). 

b) Mehrheit von für die Schädigung kaufalen Umftänden: I 55 
8 263 Ar. 1; Einzelfall: daf. Nr. 2. | 

2. Wer nad vollendetem Diebftahl eines Sparkaffenbuds deifen 
Einlage erhebt, indem er den Sparkaffenbeamten über feine Berechtigung 
zur Erhebung der Einlage täufcht, verwertet nur das geftohlene Gut, begeht 
aber keinen neuerlichen Eingriff in fremdes Vermögen; von einem fadhlichen 
oder rechtlichen Zufammentreffen der Vergehen nad) 88 242 und 263 kann daher 
a on Ua (RG. 2. Okt. 06, NGEt. 39, 239; vgl. I 16 8 73 Nr. 4b; I 64 

rt. 1d). 


8. Realkonkurrenz mit Unterfdlagung: 155 8 263 Nr. 8; Tdeal- 
en mit Urkundenfälfhung: 8 268 Nr. 6; mit Erpreffung: 
rt. 5. 


4 Betrug durch Verleitung zum Beitritt zu einer Serienlosgefell- 
haft: 8 286 Nr. 3. 


5. Rehtswidriger Vermögensvorteil: 


a) Ein Vermögensvorteil ift ein rehtswidriger, wenn ein Nedts- 
anfprud auf ihn nicht befteht, und er bleibt es fo lange, bis die Sanktion 
des Rechtes binzutritt (RMGO. 6. Juli 05, AWO. 9, 61). 

Menn ein Randidat der Medizin unter der Vorfpiegelung, er 
fet praktifher Arzt, gegen Honorar Kranke behandelt, fo liegt in 
der Annahme des Honorars ein rechtswidriger Vermögensvorteil und zugleich 
eine Vermögensfhädigung der Patienten (Cöln 17. Febr. 06, AheinArdy. 104, 178). 

c) Vgl. aud 8 253 Ar. 3a—f. 

d) Erlangung von Aredit: 1 55 8 263 Nr. 5b; Benugung fremder 
Rükfahrkarten: daf. Ar. dc; Abfiht und Motiv: I 56 Wr. 5f; Abficht 
der Erlangung von it eines en Anfpruds: 155 
Nr. 5a; Einzelfall: daf. Ar.5d; Bemwußtfein der Bereicherung beim Dritten 
nicht erforderlih: I 56 Ar. Be. | 


6. Irrtumserregung: 


a) Wer bei Benußung der Eifenbahn eine gültige Tahrkarte 
nicht befigt, vielmehr im Befig einer ungültigen und in der Abfiht den 
Zug befteigt, die Bahn unentgeltlich zu benugen und bei Verlaffen des Zugs 
den Bahnfteigfchaffner mit der ungültigen Karte zu täufchen, begeht einen Be- 
trug, der jhon mit dem on in den Zug zur Vollendung gelangt ift 
(Dresden 9. zug, 06, SidjOTE. 28, 120 — SähfArd. 07, 212 = EifenbE. 
23, 369; ebenfo OftOb6H. 2. Jan. 07, EifenbE. 23, 391; vgl. aud) I 56 Yir. 6a), 

b) er a einer höheren Wagenklaffe auf der Eifenbahn, als nad 
Sen sa Balrkarte zuläffig, ift als Betrug ftrafbar (Darmftadt 4. Juli 07, 

eiiftfpr. 8, 83). 

ec) Ein Arbeiter, der auf Grund eines ihn für arbeitsunfähig erklärenden 

ärztlichen Zeugniffes die Arankenkaffe in Anfprudh nimmt, begeht einen 
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Betrug, wenn er die Arbeit wieder aufnimmt und troßdem fi die 
Srankentrente weiter en läßt (26. Frankfurt a. M. 5. April 07, 
PRrankfZ. 7, 119; unten Literatur unter a). 

d) Ein Beamter, deifen Anftellung in einem beffer bezahlten Amte von 
beitimmten Rörperlihen Eigenfhaften (normale Sehfchärfe bei Lokomotiv- 
heizern) abhängt, begeht einen nad 5 263 ftrafbaren Betrug, wenn er zu der 
vorgefchriebenen ärztlihen Unterfuhung eine andere PBerfon unter 
feinem Namen [hikt und den ärztlichen Befund alsdann mit dem er- 
wünichten Erfolg der Aufrücdkung in jener Amt in feinem Intereffe verwertet 
(26. Offenburg ohne Datum in BadRpr. 73, 88). 

0) In einem NRecdtsftreite aufgeftellte einfeitige Parteibehaup: 
tungen find, wenn fie nicht dur irgendwelche auf die richterliche Aber- 
zeugung wirkende Beweismittel rl h werden, Reine Vorfpiegelung 
falfher Tatfadhen t. ©. des 8 263 (MG. 13. Wat 07, Seuffßt. 72, 839). 

f) Eine TZäufhung des Richters ift fowoHl durch Zeugen-, wie durd) 
Urkundenbeweis möglid, da der Nidhter infolge des Beweisantrags, 
falls diefer erheblich ift, Die Vernehmung vornehmen muß; die Zeugenausfage 
ift daher ebenfo ein Beweisftüc, wie eine vorgelegte Urkunde (RO. 11. Febr. 07, 
AM. 36, 555 = ROGt. 40, 9). 

g) Haben zwei PBerfonen einen Kaufvertrag Über eine Sache gefchloffen, 
und wird deren Preis nur mit NRücficht darauf unter deren Wert geftellt, 
daß Käufer dem Verkäufer eine andere Sache gleicher Art verfchaffen und auf 
diefe Weife für die dabei gehabte Mühwaltung entihädigt werden folle, fo 
begeht der Dritte, der vom Verkäufer die Mberlafjung der Sade um den 
niedrigen Preis unter der Voripiegelung erlangt, der Käufer habe, da er kein 
Geld habe, ihm, dem Dritten, die Erwerbung der Sade anheimgegeben, einen 
ftrafbaren Betrug (BayOhL6. 31. Jan. 07, Bay3.3, 197 = BayOpLGECt. 7, 202). 

h) Bei einem Kauf auf Probe ift ein Betrugsverfuch mindeftens dann 
anzunehmen, wenn der Verkäufer den Käufer durd falfhe Vorfpiegelungen 
über Eigenfchhaften der Sade zu täufchen fucdhte, die der Sache außer den den 
endgültigen Kauf bedingenden Tatfadhen anhaften, und ihn dadurd zu be- 
Ben Va die Sache endgültig zu behalten (Stuttgart 19. Juni 05, Württ?. 


i) Wer im Bewußtfein der Tatfadhe, daß es unficdher tft, ob er feinen 
Zahlungsverpflihtungen ordnungsgemäß nahkommen kann, bei Be 
tellung einer Ware oder audy nur in dem diefe vorbereitenden Briefe unwahre 

ngaben über den Umfang feines Geihäits und die ihm zur Verfügung 
tehenden Zahlungsmittel madt, um fih dadurh den Unfchein eines 
kreditwürdigen Raufmanns zu geben, ift, auch wenn es zu einer Be 
ftellung oder Lieferung nicht kommt, nad) 88 263, 43 ftrafbar (RG®. 23. Okt. 06, 
SählArdh. 07, 113). | 

k) Die einer Beftellung beigefügten Worte „Zahlung nah Empfang” 
bedeuten, daB der Beftellende gewillt ift, den Kaufpreis unmittelbar oder 
wenigftens alsbald nad) Empfang der Ware, jpäteftens innerhalb der bei der 
fraglichen Lieferung üblichen Zahlungsfrift zu zahlen; wer bei Gebrauch diefer 
Klaufel weiß, daß er nit zu dem bezeichneten Zeitpunkte zahlen 
Bann, weil er fhon längere Zeit in Zahlungsichwierigkeiten fi) befindet, 
fpiegelt eine falfhe Tatfadhe vor. Der VWermögensnadteil liegt darin, daß 
der Lieferant an Stelle der erwarteten fiheren und alsbald fälligen eine un«- 
fichere,, jedenfalls aber erjt [pät erfüllbare Forderung erhält (RO. 6. Nov. 06, 
SähfUrdh. 07, 91). 1 

l) Die Verfiherung des Beltellers einer Ware, er werde eine Woche 
nab Lieferung bar zahlen, enthält gleichzeitig die Werficherung der Zahs 
Iungsfäbigkeit des Zeitellers, alfo, wenn unwahr, die Vorjpiegelung einer 
falfhen Tatfache (Dresden 4. Okt. 06, SähfArd. 07, 261). 

m) Veranlaßt ein Handlungsreifender einen Kunden, ein Beltell- 
formular zu unterzeichnen, das jener der vorherigen Ubmacdhyung zuwider mit 
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umfangreicheren Beitellungen ausgefüllt hat, fo liegt eine durch Vorfpiegelung 
falfyer Tatfadyen bewirkte Jrrtumserregung darin, daß er im Vertrauen 
darauf, daß der Kunde den Zettel nicht lefen könne oder wolle, diefen zu dem 
Glauben verleitet, daß der zusalt des Zettels der Ubmadung entfpredye; daß 
der Kunde gleichzeitig eine Kopie des Zettels erhält, tft belanglos, wenn der 
Aunde aud von ihrem Inhalt Keine Kenntnis nimmt (RG. 26. Wai 06, 
Geuffßl. 71, 626). 

n) Der Umftand, daß die Bezeichnung gezukerten Weins als Natur: 
wein an fih durdy S8 4, 13 WeinG. unterfagt ft, jchließt nicht aus, daß diefe 
Ungabe gleichzeitig als Mittel zur Täufhung beim VBetruge dienen kann 
(MO. 11. Zunt 06, GoltdArd. 53, 290. 

0) Ein Speifewirt, der „bürgerliden Mittags- und Abendtifch” an- 
kündigt und fein Gelchäft als „Itreng folid geführt” bezeichnet, dabei aber zur 
Zubereitung der TFleilhipeifen Pferde- und Jreibankfletifch verwendet, 
begeht einen Betrug (BayOhLG. 17. Juli 06, BayDbLG6t. 7, 59). 

p) „Das Merkmal der Unterdrükung einer wahren Tatfade tft 
audh ohne Beitehen einer Aufdekungspflidht erfüllt, wenn zu dem 
einfadyen Schweigen nod ein tätiges, auf Irreführung gerichtetes Verhalten 
Hinzutritt. Daher erfcheint die ohne weitere Erklärung erfolgende Begebung 
eines Durch unbefugte Blankettausfüllung gefhaffenen Wedjfels 
als ein auf Irreführung des Empfängers und feiner Nachmänner abzielendes 
tätiges Verhalten, wenn nicht geradezu als Vorfpiegelung einer falfhen Tat- 
fadye (RG. 3. Juni 07 1 D 239/07.) 

q) Iretumserregung bei Forderung von Zeugengebühren: I 56 Wr. 6b; 
Aurpfuider: daf. Ar. 6e; Irrtum über die VBerfon eines Bürgen: da]. 
Nr. 6f; elektrifher Kraftitrom ftatt Leudtitrom: daf. Nr. 6h; Kunft- 

riffe bei Pferderennen: 1 57 Nr. 61; weitere Einzelfälle: I ©. 56, 57 
Nr. 6c, d, g, i (RO. 11. Juni 06, GoltdXrd. 53, 290), k. 


7. Bermögensbefhädigung: 


a) „Die Abficht der Vermögensbeihädigung ift nicht erforderlich; es ge- 
nügt der bewußt möglidhe Erfolg, daß die Tätigkeit des Angeklagten 
geeignet ft, das Vermögen eines anderen zu fchädigen, verbunden mit dem 
auf Den Erfolg gerichteten Willen‘ (RG. 21. Juni 07, 5 D 238/07; vgl. 157 

c 


Nr. 7). 

b) Die dem Täter bewußte Tatfadye, daß er im Zweifel. nicht imftande 
fein werde, die durch die falfche Vorfpiegelung erlangte Geldfumme zurük - 
zuzahblen, jchließt troß des Vorhandenfeins der Abficht der NRüdk- 
zahlung die Belttafung wegen Betrugs nicht aus. 

„Hür den Betrugsverfudy tft freilich Die WYeftftellung erforderlih, daß der Entihluß Des 
Täters audy die Vermögensbeichädigung umfaßt, daß er fie gewollt habe. aueler Wille kann 
aber bei dem Angeklagten fhon dann vorgelegen haben, wenn er das Bewußtfein hatte, DaB 
für die B., weldhe bares Geld hergeben follte, der unfichere Anfpruch gegen. ihn, den gänzlich 
mittellofen und der B. unbekannten Wann, nidyt den gleichen Wert hatte, wie das bare Geld, 
und er den biernah möglidhen Eintritt eines Schadens in feinen Willen 


aufnahm. Die Ubfjicht, den Schaden dur möglichft baldige Zurüdkgabe der 2 M. wieder 
auszugleihen, würde Demgegenüber bedeutungslos fein.“ 


(RG. 27. Sept. 07, 5 D 442/07). | 


ec) „Ernithafte gegenwärtige Gefährdung eines einzelnen Vermögens: 
ftücks, beifpielsweife einer Yorderung, vermindert regelmäßig den Gefamtwert 
des Vermögens, fchließt mithin eine Vermögensbeichädigung nad $ 263 in 
fih" (RO. 13. Juni 07, 1 D 283/07; vgl. I 57 Nr. 7a). | 

d) Handelt es fih um einen Betrug bei Eingehung eines Vertrags, 
fo muß durch dejfen Abfhluß fchon die Vermögensihädigung eingetreten 
fein; es kommt daher neben der Trage, was der Getäuichte auf. Grund des 
Vertrags zu leiften hat, hauptjählid darauf an, was er felbft als Gegen- 
letftung dafür zu beanfpruden hat; beide ne find gegeneinander 
abzufhäten und zu erwägen, ob fi hierbei nad Lage des gegebenen 
Yalls, d.H. nah den individuellen Verhältniffen des Getäufdhten 
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eine Differenz zu deffen Ungunften ergibt (RO. 29. Jan. 07, Bay. 3, 149; 
ebenfo RG. 1. Juli 07, 3 D 302/07; vgl. 1 57 Nr. 7e). 

e) Ein Vermögensfchaden kann aud darin beftehen, daB das Vermögen 
infolge der Irrtumserregung mit einer Schuldverbindlidkeit belaftet 
wird; daß das diefe Verbindlichkeit begründende Rectsgefchäft anfechtbar, ft 
belanglos, ebenfo die demfelben beigefügte auflöfende Bedingung, daß die nicht 
paffenden Gegenftände zurückgefchickt werden können. Ein Vermögensfhaden 
liegt ferner aud darin, daß die durch Täufdhung zu einer Warenbeitellung 
veranlaßte Perfon einen Ausgleidh ihres Verluftes nicht erhält, well 
fte nad) ihren perfönlichen Verhältniffen für die Waren weder Abfag nod 
Verwendung hat (RG. 26. Mai 06, Geuffßl. 71, 626). 

f) Bei der VBergleihung der Werte des Vermögens des Getäufchten 
vor und nad deifen dur feinen Srrtum bervorgerufener Verfügung 
(MR5St. 16, 1) ift die erft durch die ftrafbare Handlung [elbft gefhaffene 
Erfagforderung, die Forderung auf Ausgleichung des erlittenen Vermögens- 
fyadens, begrifflich außer Betracht zu laffen (RGSt. 38 ©. 266, 267). 

„Deshalb tft mit Kun Darauf Gewicht gelegt, daß der Angeklagte vermögenslos, und 
deshalb der Anfpruch auf Rücdkerftattung der Dur Betrug erlangten 20 W. den baren 20 U. 


nicht aa werd tft. Das Vermögen des D. tft fchlechthin dadurch gefhädigt, daß er 20 WU. 
bezahlt bat, Die er nicht [huldig war.‘ 


(RE. 1. Okt. 07, 2 D 508/07.) 

g) Schließt jemand unter der Vorjpiegelung, Vertreter eines Dritten zu 
fein, einen Mietvertrag über eine Wohnung für leßteren ab, um fidh felbft 
in den Mietsbefig der Wohnung zu fegen, fo liegt mit Rüdficht auf $ 179 
AUbf. 1 BGB. eine Vermögensihädigung des Vermieters im Zweifel nur dann 
vor, wenn diefer nad) den perfönlidden oder Vermögensverhältnijfen des an- 
geblihen Vertreters nicht in der Lage ift, den ihm nad) 8 179 Abi. 1 BGB. 
im Falle der Nichtgeneymigung des Vertrags durch den Vertretenen zuftehen- 
den, mit dem Vertragsabfchluß entjtandenen Anfprudh auf Erfüllung mit Er- 
folg geltend zu maden; jedenfalls bedarf es zur Begründung der Vermögens» 
fhädigung unter allen Umftänden einer Darlegung und TFeititellung der 
befonderen Umftände, aus denen die Schädigung zu entnehmen if. Daß nad 
8 179 Abf. 1 BGB. neben der Erfüllung aud Schadenerfag verlangt werden 
kann, ift für die ftrafrechtliche Beurteilung bedeutungslos (RO. 1. Febr. 07, 
Seuffßl. 72, 487 — IM. 36, 555 = N66t. 39, 420). 

h) ür die Frage der Vermögensfhädigung durh Hingabe eines Dar- 
lehns kommt es darauf an, welchen Wert die Yorderung auf Rückzahlung 
zur Zeit der Eingehung des Vertrags hat; ft der Darlehnsnehmer 
zahlungswillig und vorausfidtlih zur Zeit der Nückgabe zahlungsfähig, To 
liegt, wenn er das Darlehn durd faliche Vorfpiegelung erwirbt, ebenfowenig 
Betrug vor, wie umgekehrt Beftrafung wegen Betrugs einzutreten hat, wenn 
der Getäufchte eine wertlofe Yyorderung erhalten hätte, und der Ungeklagte 
Ks a Erwarten zahlungsfähig und »willig würde (RO. 28. Jan. 07, 


ji) Wird ein Geldgeber dur die falfche Worfpiegelung des Schuldners, 
fein Grundftüd fei mit weniger Hypotheken belaftet, als es tatfächlidh 
der Fall ift, zur Hingabe eines Hypothekendarlehns veranlaßt, fo kommt es 
für die Frage, ob eine Vermögensihädigung vorliegt, darauf an, ob dDurd 
die Hingabe des Geldes der VBermögensftand des Gläubigers im 
Bergleih zu früher fi verfhledhtert hat; es tft nad den Ronkreten 
Umjftänden zu unterfudhen, welden Wert die Hypothek, alfo im wefentlichen 
das verpfändete Grundftük zur Zeit der Darlehnshingabe befaß und ob 
event. die Möglichkeit einer Jwangsverfteigerung als derart naheliegend in 
Betradht kam, daß fie den Wert der Hypothek tatfächlich beeinflußte (MO. 
5. Okt. 06, SähfArdy. 07, 281). 

k) Zft ein Grundftükseigentümer durdh betrügerifche Angaben des 
Ungeklagten veranlaßt worden, diefem eine Hypothek zu beftellen, damit 
der Angeklagte diefe zedieren und dem Eigentümer auf diefe Weife Geld ver- 
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Ihaffen könne, fo L wenn fpäterhin der Ungeklagte auf Grund eines von 
vornherein gefaßten Vorfages die Hypothek in eigenem Nußen verwertet, die 
Vermögensihädigung darin, daß der Angeklagte [yon mit der Eintragung 
in den Stand gejegt wurde, die Hypothek an einen Gutgläubigen zum Schaden 
des Eigentümers abzutreten, einer Gefährdung, der gegenüber nody der Wert 
des dem Eigentümer gegen den Angeklagten zuftehenden Anfpruds auf Zah- 
lung der Valuta der Hypothek zu berükfichtigen ift; die Schädigung liegt 
nidht in der Abtretungshandlung des Angeklagten, denn für diefe ijt die 
Sertumserregung nit kRaufal; audy nicht in der betrüglich veranlaßten Be- 
willigung der Eintragung der Hypothek, denn vor Zahlung der Valuta ftand 
De Pe gemäß 8 1168 BGB. dem Eigentümer zu (RG. 15. Junt 06, 
ay3. 2, 461). 

)) In der Aufgabe einer Sidherung für eine N nur 
dann eine DVermögensihädigung zu erbliken, wenn dadurch der Wert der 
Forderung felbjt herabgedrückt wird. Dies kann nicht ohne weiteres daraus 
gefolgert werden, daß die Beteiligten eine Sicherftellung überhaupt für er- 
forderlih eradytet Haben, oder daß fpäter die Forderung nicht ganz bezahlt 
wurde; dagegen kann eine Wertsminderung darin liegen, daß der Schuldner 
nit zahlungswillig oder zur Beihhaffung der nötigen Barmittel außerftande 
ift (RO. 23. Nov. 06, Bay. 3, 84; ebenfo RG. 20. Sept. 07, 5 D 421/07). 


m) In der Abgabe einer Quittung und Löfhungsbewilligung Über 
eine Hypothek vor Empfangnahme der Zahlung liegt nur dann und 
infoweit eine WVermögensihädigung, wenn und foweit der Wert der troßdem 
beftehen bleibenden perfönliden Korderung durh die Ausftellung der 
Quittung und Aufgabe der Sicherheit vermindert worden ift (NG. 11. Upril 07, 
Seuffßl. 72, 598; ähnlih RO. 29. Jan. 07, IW. 36, 555). 


n) Die Sälfhung eines Wedfelakzepts Kegründet keine wechlel- 
mäßige Verbindlichkeit des als Akzeptant Aufgeführten, auch nicht gegen- 
über einem gutgläubigen Erwerber des Wedjlels. Immerhin kann eine 
VWermögensihädigung des Genamnten darin liegen, daß er fi im PBrozeffe 
egen die Klage verteidigen muß, und daß er aud im Falle des Gieges bei 
ermögenslofigkeit des Klägers bare Einbuße erleidet, wie andererfeits der 
Vermögensporteil des YFälfhers darin beftehen kann, daß der Wedhjfel bis 
zur Entdekung der Fällhung Umlaufsfähigkeit hat und. ihm die Möglichkeit 
der Gelderlangung bietet (RG. 28. Sept. 06, Bay. 3, 66). 


0) Die Überlaffung des Spielgewinns an den Gpielgegner, der 
diefem durd) fein falfhes Spielen zugefallen ift, ftellt eine Schädigung des 
Vermögens des Verlierenden dar. | 

„Zutreffend gebt Das Urteil davon aus, daß der Spielvertrag zwifchen dem Angeklagten 
und dem Zeugen 3. weder gegen die guten Sitten, noch gegen ein geiegliches Verbot verftieß 
(85 134, 138 BG6B.). daß er alfo an fi Rein nichtiges Nedhtsaefhäft war. Die aus ihm ent- 
fpringenden gegenfeitigen Uniprüdhe konnten allerdings gene) 762 Ubf. 1 BGB. im Wege 
Der gerichtlichen Klage nicht erfüllt werden, waren aber erfüllbar. Wenn daher 23. in Den 
Fällen, wo der Ungeklagte falfch fptelte, von dDiefem in den Irrtum verfegt und beftimmt 
wurde, feine Geldeinfäge ıhm zu überlaffen, ohne Daß er durch Spielregeln hierzu veranlaßt 

eweien wäre, fo durfte hierin eine mit Der TZäufchung im urfächlichen Zujammenbang ftehende 
ermögensbefhädigung . . . gefunden werden.” 


(RO. 24. Suni 07, 1 D 346/07.) 


p) Hat eine Behörde eine an eine beftimmte VBerfon von ihr zu leiftende 
Zahlung an eine andere, nicht empfangsberedtigte Perfon geleiftet, weil fte 
von diefer in den Irrtum verfegt worden ift, daß fie die berechtigte Verfon 
fei, und die VBorausfegungen vorlägen, unter denen fie zur Zahlung verpflichtet 
ift, fo ift die Behörde durch die Zahlung an den Unbereghtigten in ihrem DBer- 
mögen gefhädigt (RMG. 6. Juli 05, AMG. 9, 61). 

a) Eine dur Täufchung des Richters erreichte Siftierung der Zwangs- 
pvollftrekung gegen Sicherheitsleiftung enthält nicht notwendig eine 
Dermögensfhädigung; im Gegenteil tjt nicht ausgefchloffen, daß in der Gicdher- 
heit dem Gläubiger ein befjeres und fogar leichter zu verwertendes Pfandredht 
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zur Verfügung jteht, als vorher an dem Pfandobjekte. Möglicherweife kann 
jedodh Betrugsverjud in Frage kommen (RG. 28. Febr. 07, Seuffät. 72, 541). 

r) Unterläßt der Gerihhtsvollzieher im Vertrauen auf die Richtigkeit 
der Verficherung der vom Gläubiger als fein Schuldner bezeichneten Perjon, 
er jet nicht mit dem Schuldner identifh, Die Vornahme der Zwangsvoll- 
ftrekung, fo muß diefer Irrtum des Gerichtsvollziehers als urfählih für 
eine je nad) Lage des Falls in der Vereitelung der Zwangsvollftrekung für 
den Gläubiger er DVermögensihädigung angefehen werden (RG. 2. Okt. 06, 
I. 35, 788 — R66t. 39, 143 = AuftigdBt. 1/1906/07, 222). 

8) In der vom Schuldner bezwecten und erreichten Siftierung der Ver- 
fteigerung von Pfändern kann wenigitens dann eine VBermögensihädigung 
des Gläubigers nicht erblickt werden, wenn die Pfändung aufrechterhalten 
bleibt, die Pfänder genügende Deckung verfpredhen und fih nit im Gewahr- 
fam des Schuldners befinden (R®. 2. Zuli 06, IW. 35, 788). 

t) Zum Begriff der Vermögensfhädigung: 157 Nr. 7a, b, c, d, e; ent- 
gensene Gewinn: 158 Wr. 71; Schädigung durh Verfhaffung falfder 

eweismittel: daf. Ar. 7g; bei Verträgen: daf. Wr. 7h, i, 1; Möglid- 
Reit des Prozekverlufts als Schädigung: daf. Wr. 7K. 


Riteratur: 


a) VBerrihtung von Lohnarbeit im Arankheitsfalle kein Be- 
trug (ohne Autornamen: DRrank?. 7, 54). — Der Artikel befpricht das frei- 
[predyende Urteil des Schöffengerihts Frankfurt a. W., das dem oben unter 6c 
aufgeführten Iandgerichtliden Erkenntniffe zugrunde gelegen hat. 

b) Compter, Der ftrafrehtlihde Schuß der Eifenbahnfahrkartenautomaten 
(Eifenb€. 23, 403). — Berfaffer führt aus, daß derjenige, der in den Automat 
Itatt eines Öeldftüks ein minderwertiges Erfagftük (Knopf od. ä.) einwirft 
und fo in den Befiß der Fahrkarte gelangt, fit des Betrugs in ideeller Kon- 
kRurrenz mit Diebftahl fchuldig mad. 

c) Herz, Ift die Benugung einer Vorortbahnkarte für 5 Pfg. als Perron- 
A Betrug? (Recht 11, 1049). — Verfaffer bejaht im Gegenfag zum DLG. Kaffel 

e Frage. 
d) Dal. 16.58, 59. 


266. 

1. Ziff. 1: 3 

a) Die NRehnungs- und Kaffenführer der Drtskrankenkaffen 
und Berwalter der Hebeftellen der Alters- und Invaltditätsver- 
fiherungsanftalten ftehen nad $ 42 KrankVerf®. und $ 93 InvVerjb. 
an a ern gleich und unterfallen daher der Z1TF. 1 (RO. 3. Mai 07, 

ay2. 3, i | 

b) Zwangsverwalter, Mietzinfen: 159 $ 266 Nr. 1. 

2. Ziff. 1.u.2: Die Mitglieder des Gläubigerausfchuffes können 
weder als Benollmädtigte des Gemeinfchuldners, nod) des Ronkursverwalters, 
nod der Konkursgläubiger angefehen werden; auch können fie nicht dem In 
Ziff. 1 gedadten Perfonenkreife sugesäntt werden. Die KRonkursmalffe fchädi- 
gende Werfügungen eines jolden Alitglieds Über zur Maffe gehörige Gegen- 
N es Daher nicht unter 8 266 (RG. 17. Tan. 07, RA6Gt. 39, 383 —= 


3. Ziff. 2: Vollmadtsverhältnis: 


a) Es muß objektiv ein Vollmadhtsverhältnis vorliegen; irrtümlicdhe An- 
nahme des Angeklagten, Bevollmädtigter zu fein, genügt nicht (NG. 22. Okt. 06, 
Geuffßl. 72, 246). 

b) Die in der Zeit zwifhen der Gründung und der Eintragung 
einer Gefellfhaft mit befhränkter Haftung ins Handelsregifter feitens 
eines Gefellihafters erfolgte Aneignung von Wermögensftüken, die zur 
Einbringung in die Gefellihaft beftimmt waren, kann Untreue gegen die 


6* 
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Mitgefellfchafter, nicht aber gegen die Gefellfchaft bedeuten (NG. 2. Nov. 06, 
GoltdXrdh. 54, 77). 

c) Inhalt der VBollmadt: 159 8 266 Ar. 2a; WVorarbeiter: daf. 
Nr. 2b; Abernahme von Wedhfeln zur Diskontterung: daf. Ar. 2c; 
Handlungsbevollmädtigter: daf. Ar. 2d; Eigentumserwerb in 
eigenem Namen: daf. \r. 2e. 


4 Ziff. 2: Forderungen und andere Vermögensftüdke: 


a) Um einen Gegenftand zu einem VBermögensftück des Auftraggebers zu 
Ttempeln, ift es nicht erforderli, daB er zu deffen eigenem Vermögen 
gehört, fondern es genügt, daß er deifen Herrfhaft und redhtlider Ver- 
fügung unterfteht. Demnad fällt die der Anweifung des MWadt- 
gebers zuwiderlaufende Verwendung von Geld, das in das Eigentum 
. ernnbzets übergegangen Äft, unter Ziff. 2 (RG. 16. Okt. 06, GoltdArdh. 


b) „Ein Wecfel kann ein Vermögensftük des Akzeptanten i. ©. des 
8 266 Nr. 2 StGB. bilden, obwohl durdy die VBegebung des Akzepts eine 
er Rn AUkzeptanten entfteht (RGGSt. 23 ©. 315, 316 ff.)" (NO. 1. Okt. 07, 
2 T). 

c) Gegenftände einer Ronkursmajife, die der Obhut des Ronkurs- 
verwalters mit der Befugnis zur alleinigen redhtlihen Verfügung 
anvertraut find, gelten als Vermögensftüke des Verwalters; hierher 
gehören aud die bei Fortführung des Erwerbsgefhäfts des Schuldners ver- 
einnahmten Geldbeträge. Demnadh kann fi der Schuldner, der im Auf- 
trage des Verwalters das Gefchäft fortführt, diefem gegenüber infoweit der 
Untreue [huldig madhen (NG. 3./31. Jan. 07, IW. 36, 553 —= RN66t. 39, 414). 

d) Gibt fih der Bevollmädtigte niht nah außen als folder zu 
erkennen, fo wirken feine Handlungen Dritten gegenüber auch nur für und. 
gegen ihn felbft, nicht feinen Madtgeber: an ihn gezahlte Beträge werden 
demnadh fein Eigentum, und daher nicht Vermögensftüke des Mactgebers 
(RO. 26. Febr. 07, DI3. 12, 827; vgl. 159 8 266 Nr. 2e). 

e) Hypothekenbriefe: 160 $ 266 Nr. 3a; vollftrekbare Yusferti- 
gungen: daf. ir. 3b. 

5. Ziff. 2: Nachtetlige Verfügung: 

a) Der Begriff der Verfügung det fich nicht mit dem der Aneignung ; 
es genügt [hon jede Handlung, dur die in irgend einer Welfe eine Ver- 
änderung im Verhältniffe des Auftraggebers zu dem Vermögens- 
ftüke herbeigeführt wird; ein Gefhäftsreifender, der Rundengelder ein- 
zieht, verfügt daher zum Nachteile feines ur wenn er bei Abführung 
Der Gelder an diejen Über deren von den Kunden getroffene Beltim- 
mung unwahre Angaben madt (RG. 28. Dez. 06, RGGt. 39, 385). 


b) Ein dem Auftraggeber zugefügter Nachteil Liegt [yon mit jeder 

gen Gefährdung von deffen Vermögen vor; ein dDauernder 

adhteil wird nicht erfordert. GSubjektiv genügt als Abfidht das Be- 

Zune des vermögensgefährdenden Charakters der Handlungsweije (NO. 
23. Dez. 06, R5Gt. 39, 335; vgl. 160 $ 266 ir. Aa). 


c) In einer Gefährdung des Vermögens liegt nur dann eine Ver- 
mögensihädigung und damit ein Nachteil, wenn jene bereits eine nadhteilige 
Veränderung des gegenwärtigen Vermögenszuftands enthält, eine Wer- 
minderung des Vermögenswerts bewirkt hat; die Möglichkeit des Eintritts 
eines Schadens kann feinem wirkliden Eintritt nicht gleichgeftellt werden 
(RG. 8. März 07, Bay2. 3, 213 


cc) „Die Tatfache allein, daß einer Vertragspflicht zuwidergehandelt wird, 
begründet noch nicht die Annahme, daß dem Beredhtigten i. ©. des $ 266 ein 
Nachteil zugefügt fe. Es reiht auch nicht aus, daß fich der Berechtigte als 
benadteiligt anfieht. Entfcheidend ift vielmehr, ob er benachteiligt worden ift, 


2. Teil. — 22. Abfchnitt. Betrug und Untreue ($ 266). 85 


und das hängt davon ab, ob ein Erfolg eingetreten ift, der fich wirtfchaftlich 
als ein Nachteil darftellt (RGGt. 23, 430; 27, 39)" (RO. 1. Okt. 07, 5 D 544/07). 

d) „Der Tatbeftand der Untreue liegt nicht vor, wenn der Täter in un- 
rihtiger Würdigung des Sachverhalts der irrigen Meinung tft, er handle 
nit zum Nacdtelle feines Auftraggebers" (RG. 1. Okt. 07, 2D 534/07). 

e) Ein Geidhäftsreifender, der von Aunden feiner Tyirma gezahlte 
Gelder zur Dekung älterer Schulden diefer Kunden verwendet, für die 
er von diefen bereits früher Zahlung erhalten hat, ohne fie an feinen Ge- 
Ihäftsherrn abzuführen, madt fi) dadurd) der Untreue jchuldig, daß er die 
neuerdings empfangenen Gelder zur Begleichung eines dem lebteren gegen ihn 
een Erfaßanfprudhe und bzw. zur Verdekung einer voraufgegangenen 

eruntreuung verwendet (RG. 28. Dez. 06, AGGt. 39, 335 —= SW. 36, 409; 
vgl. 160 8 266 Nr. Lc). 

f) Aufrehnung von Forderungen des Auftraggebers mit an ihn perjön- 
lich gerichteten Forderungen des Bevollmädtigten ift zwar rechtlich unwirkjam; 
erteilt der Benollmächtigte aber gleichzeitig Quittung über die Forderungen 
des Auftraggebers, ohne den TForderungsbetrag erhalten zu haben, fo liegt 
darin — wegen Verfchtebung der Beweislaft — eine Verfhledhterung der 
VBermögenslage des Auftraggebers (RG. 26. Mai 06, DIZ. 11, 1207; vgl. 
160 8 266 Wr. Ad). 

g) Der Aaffierer eines Vereins, der die für diefen vereinnahmten 
Gelder mit den feinen vermifcht, erwirbt mit der Gefellihaft Miteigentum 
an der Gefamtfumme nad verhältnismäßigen Bruchteilen; foweit er das ihm 
zuftehende Anteilsreht dur Abhebung eines darüber hinausgehenden Be- 
trags überfchreitet, greift er in das des Vereins ein und verfügt zu deilen 
en über ein diefem gehöriges Vermögensjtük (RG. 18. Juni 06, Seuffßl. 

Lt; i 
:h) In dem Verkauf von Waren unter dem Ladenpreis feitens 
eines Geichäftsangeftellten liegt mindeftens dann eine Untreue zum Nachteile des 
Gefhäftsinhabers, wenn diejer dDurd den Verkauf nit den vollen Gefdhäfts- 
a wie er üblich ijt und deshalb beftimmt erwartet werden kann, erzielt. 
er Abnehmer der Waren ift Sehilfe des Angeftellten (RG. 27. Nov. 06, 
Seuff®l. 72, 207). 

i) Beftellt der Eigentümer eines Grundftüks zur Sicherheit eines anderen, 
dem er mehrere Wechfel zur Vermittlung der Diskontierung übergeben hat, 
eine Darlehbnshypothek an dem Grundftük, fo tft der Hypothekengläubiger, 
wenn er entgegen der getroffenen Abmadhung die Hypothek an einen Dritten 
abtritt, nad Ziff. 2 ftrafbar; hierbei madt es keinen Unterfchied, ob der Er- 
werber der Hypothek gut- oder bösgläubig ift, denn aud im leßteren Falle 
ift der Grundftückseigentümer dadurd benachteiligt, daß er im Prozelfe gegen 
den Erwerber für die feinen Anfpruh auf die Hypothek begründenden Tat- 
fadyen beweispflichtig !ft (RG. 9. Okt. 06, NG6t. 39, 184). 

k) Auftragswidrige Verwendung von Geld: 160 $ 266 Nr. 4b, c; 
Einzelfall: daf. Wr. 4e. 


6. Ziff. 3: Ein von der Obrigkeit verpflichteter Verfteigerer unterliegt 
der Strafvorfhhrift der Ziff. 3 bezüglich feines gefamten Gefhhäftskreifes, 
alfo au hinfihtlih der an fih jedem Verfteigerer freigegebenen Ge- 
Thäfte (RO. 28. Febr. 07, GoltdArdh. 54, 298). 


Riteratur: 


Haberftumpf, Untreue am Rommiffionsgut (JuftizdBl. 1, 322). — Ver- 
faffer befpricht ein Urteil des Reichsgerihts vom 27. März 1907, nad) dem AUn- 
treue in redhtlihdem Zufammentreffen mit Unterfhlagung in einem Falle an«- 
nn worden tft, wo — was als Regelfall zu gelten habe — der 

ommiffionär fyon bei der Veräußerung der KRommilftonsware die Abficht 
gehabt hat, diefe nicht für die Kommittentin, fondern für fich zu veräußern 
und den Erlös für fih zu behalten. 
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Dreiundzwanzigjter Abfchnitt. Urkundenfälfchung. 


Ziteratur: 160. 5 267. 


1. Redtswidrige Abficht: 


a) „Das Tatbeftandsmerkmal der rehtswidrigen Abficht erfordert nicht, daß 
der Endzweck des Täters darauf gerichtet ift, in das Necht eines anderen 
einzugreifen und es zu verlegen. Cs genügt, wenn der Täter beabfidhtigt, 
mit der gefälfchten Urkunde überhaupt im NRedtsleben dvurh Täufhung 
einen Beweis zu erbringen. Die redtswidrige Abfidht wird alfo felbit 
dadurd nicht ausgeichloffen, daß der Täter mit der Jälfhyung die Verfolgung 
eines ihm zuftehenden NRedts beabfichtigt, und daß die tatfächlicden Be- 
bauptungen, die er mit der falfhen Urkunde zu erweitfen fudt, wahr 
find” (RG. 12. Juli 07, 5 D 403/07). | 

b) Die rehtswidrige Abficht wird ausreichend damit begründet, daß der 
Täter bei der fälfchlihen Anfertigung der Urkunde von der Abfidht geleitet 
war, im NRedtsleben zu Beweiszwecken von ihr Gebrauch zu maden, und 
zwar dahin, daß er Über die Berfon des für den Inhalt verantwortlichen 


AUrhebers täufhen wollte. 

„Der Beweggrund, der den Angeklagten beftimmte, unbefugt den Namen des ©. 9. als 
Unterfchrift unter Die Urkunde zu fegen, und ebenfo der Zwei, den er mit der Bekanntgabe 
des Inhalts der Anzeige verfolgte, Rommen rechtlich für die Beurteilung Der rage, ob der 
Angeklagte in rehtswidriger Abfticht Die Urkunde fälfhlih anfertigte, nicht in Betracht. 
Es kommt nicht darauf an, ob der Angeklagte den rechtlich erlaubten Zweck verfolgte, Durch 

begründete Witteilungen die zuftändige Wilttärbehörde von ftrafbaren Ausichreitungen . . . Der 
angezeigten Militärperfon zu unterrichten, und auch nicht darauf, ob er die Winzeige nur des» 
halb mit dem Namen B. H. unterzeichnete, weil dDiefer an den angezeigten Vorfällen beteiligt 
war, oder weil er fidy fcheute, felbft als Unzeigeerftatter aufzutreten.” 


(RG. 13. Zuni 07, 1 D 285/07.) 

c) Die rehtswidrige Abfiht bei Verfälihung einer beweiserheblichen 
Privaturkunde kann in dem Willen erblickt werden, einem anderen ein Be- 
weismittel zu entziehen (RG. 18. Juni 06, Geuffßl. 72, 27). 

d) Vgl. I ©. 60, 61 $ 267 Nr. 1a, b, 3e. 


2. Urkunden: 


a) Eine Urkunde i. ©. des $ 267 fegt als Inhalt die Gedankenäuße- 
rung eines Menfchen voraus; eine an einem Webftuhl angebradyte Schuß- 
N ift daher Reine Urkunde (RG. 4. Juni 07, IW. 36, 556). 

b) Die Unterfhrift der Urkunde ift Rein wefentlidhes Erfordernis 
einer foldyen; eine Urkunde liegt aud) ohme foldhe vor, wenn die Perfon des 
Ausftellers aus dem fonjtigen mec der Urkunde genügend deutlich 
hervortritt. Nur dann liegt eine Urkunde 1. ©. des $ 267 nicht vor, wenn 
nur mit Zuhilfenahme völlig außerhalb des Inhalts liegender 
Zatfahen der Ausfteller erkennbar wird (RG. 13. Juni 07, IW. 36, 556; 
vgl, AMG. 12. Sept. 06, RWG. 10, 225). 

c) „In der NRedtipredung Ift anerkannt, daß eine vom Ausfteller 
nicht unterzeichnete Rehnung eine zum Bewelje von Rechten und Nedjts- 
verhältniffen erhebliche Privaturkunde fein kann“ (RG. 27. Sept. 07,2D 07). 

d) Eine vom Lieferanten einfeitig aufgeftellte NRehnung kann eine 
Privaturkunde im ftrafrehtlihen Sinne darftellen; der urkundlide Cha- 
trakter der Rechnung muß aber aus ihrem Inhalte, objektiv angejehen, 
nicht etwa aus den begleitenden Umftänden hervorgehen (RMG. 13. Sept. 06, 
NRMG. 10, 207). 

e) Ein mit der Unterfohrift nur des Bornamens verfehenes Telegramm 
tft eine Urkunde i. ©. des $ 267 (RG. 7. Aug. 06, Bay. 2, 443). 

Db eine Bauskopie als Urkunde anzufehen, hängt insbefondere aud 
davon ab, welche Beitimmung fie von dem als Fälfcher in Trage kommenden 
Herfteller oder Verwender erkennbar erhalten hat, ob fie nicht lediglich Ab- 
Ichrift, fondern unmittelbar als Erklärung des nad) ihrem Inhalt in Srage. 
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kommenden Ausitellers fein foll (RO. 16. Mai 07, IW. 36, 556; vgl. I 62 
8 267 Nr. Sk). 

g) Ein fog. privatichriftlihes Zeugnis beweilt in der Regel nidt 
mehr, als fein VBorhandenfein und die Tatfadye der Abgabe einer feinem Jn- 
halt entiprehenden Erklärung; für die Nichtigkeit des Inhalts tft es ohne 
beweifende Kraft. Nur unter befonderen, im Einzelfalle fejtzuftellenden 
Umjtänden kann ein foldes Zeugnis Urkundeneigenihaft haben; diefe 
kann ebenfogut auf Herkommen, wie aud) auf Vereinbarung beruhen (RG. 
30. April 07, IWW. 36, 556 = N6G6t. 40, 144 

h) Die von der Forjtverwaltung an den zum Zwede des Verkaufs 
aus en olze gebildeten Haufen angebradten Nummern 
können als Urkunden on werden, wenn fie Dazu beftimmt find, 
die Übergabe der einzelnen Haufen an die Verkäufer und den Eigentums» 
übergang nad XUbficht der Kontrahenten zu erweifen (R®. 2. Okt. 06, IM. 
35, 789 = RA66t. 39, 147). 

ij) Druderemplar einer Differtation: 161 Nr. 3d; Durdlodhung 
Da un: des Neihhskanzlers vom 4. März 9: daf. Ar. 3c = Gewilrd. 

‚115. 


8. Öffentlihe Urkunden: 


a) Der Stempelabdruk eines Geridhtsvollziehers als Verfhluß 
des ein Schreiben enthaltenden Ruverts madt diefes zu einer Öffentlichen 
Urkunde; der Stempelabdruk ift geeignet und dazu beftimmt, mit öffentlichem 
Olauben zu beweifen, daß es fi) um ein von einem Geridhtsvollzieher in 
dienftlicher Eigenfchaft abgefendetes Schreiben handelt. Die Tatjadhe, daß 
derjenige, der fich umbefugt diefes Stempels als Auvertverfhluß bedient, und 
auf das Kuvert den Vermerk „Portopflichtige Dienftfache” fegt, eine Borto- 
hinterziehung beabfichtigt, ändert an diefem Charakter der Urkunde nichts, 
wenn gleichzeitig der Zweck verfolgt wird, den Empfänger über die er 
des Schreibers des Ruvertinhalts Ah täufhen (RG. 18. April 07, Seuffßl. 
72, 654 = GoltdArd. 54, 308 = IW. 36, 562 = DTZ. 12, 1028). 

b) Der von einem Notar auf eine Stempelmarke gefegte Ent- 
wertungsvermerk ift eine Öffentlihe Urkunde, wenn er nad) den ein- 
fhlagenden gefeglichen Vorfchriften nicht nur dazu dienen joll, die Entwertung 
der Marke herbeizuführen, fondern auch über die Zeit der Entwertung Aus- 
kunft zu geben hat; alsdann enthält eine falfhe Zeitangabe eine Urkunden- 
fälihung (NG. 3. Ian. 07, R6Gt. 39, 370 —= IM. 36, 557). 

c) Bon der Polizei ausgegebene Sahrradnummernfdilder find öffent- 
fihe Urkunden (RG. 11. Mat 07, IM. 36, 556). 

d) Das Zeugnis eines Provinztialfhulkollegiums, in dem be 
Icheinigt wird, daß der Inhaber voridriftsmäßig pro schola geprüft 
und zur Verwaltung eines beftimmten Lehramts befähigt it, ift Rein 
bloßes Tüähigkeitszeugnis oder fon ee Zeugnis 1. ©. von 5 363, fondern 
eine Urkunde i. ©. von 88 267 ff. (R6. 29. Juni 06, IW. 35, 789 = R6St. 
e) Die von den ftaatlihen Eifenbahnverwaltungen in den Quit- 
tungsbüdern der Abfender von Gütern bewirkte Vollztehung der von 
den Übfendern vorbereiteten Einträge find Öffentlihe, mindeftens aber be- 


weiserhebliche Privaturkunden. 

„Dur Vollzug . . . der Einträge wird feltens der Eifenbabhnverwaltung Lediglich der 
Empfang des Guts beftätigt ($ 54 Nr. 8 EifenvpVerkd.). Wird dDiefe einfadye Empfangsbe- 
einigung von der Güterannabmeitelle einer ftaatlihen Eilenbahnverwaltung in der vorge» 
riebenen Form erteilt, fo handelt es fih um die YUusftellung einer öffentlichen Urkunde; 

feblt es an einer diefer Vorausfegungen, fo wird je nad) den Umftänden die Befcheinigung 
als Brivaturkunde gelten können, die für die privatrechtlidy erhebliche Tatfache der WUufgabe 
und Annahme des Fradtguts durh einen Beamten der Bahn Beweis zu liefern geeignet ift.” 


(MG. 16. Sept. 07, 1 D 41407.) 
f) Milttärtfhe Urlaubspäffe können N öffentlihe, wie Privat- 
urkunden fein; ihre Fälfhung fällt unter die SS 267 ff., wenn fie nicht erfolgte, 
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um das Fortkommen im allgemeinen zu erleichtern ($ 363), fondern um ein 
beftimmtes NRedht zu verlegen, 3. 3. durd Vorweifen des gefäljchten Paffes 
billigere Zahrt a erlangen (RG. 19. April 06, EifenbE®. 23, 155; AMG. 
7. Nov. 06, RMO. 10, 268). 

g) Ein vom Infpekteur des Torpedowefens innerhalb feiner Dienft- 
befugniffe und in der vorgeidhriebenen Sorm zugunften der ihm unterftellten 
Mannihaften ausgeftellier Urlaubsichein ift eine Ööffentlihe Urkunde. 
Diefe verliert diefe Eigenfhaft nicht dadurdh, daß fie auf Befehl des Infpek- 
teurs von deffen Stellvertreter ausgefertigt wird. Im Falle der fälfch- 
lichen Anfertigung Ift es unerheblich, ob der äußerlich als Ausfteller fungierende 
Stellvertreter eziftiert oder nit (RMG. 7. Nov. 06, AMG. 10, 268). z 

h) Urfprungsattefte find an fi Ööffentlihde Urkunden; ein foldyes 
Atteft liegt aber nicht vor, wenn der zur Ausftellung zuftändige Beamte das 

ormular nur teilweife ausfüllt, indem er beftimmte nach den einichhlagenden 

orfchriften an ihm auszufüllende Spalten offen läßt und deren Ausfüllung 
dem Täter überläßt, vielmehr kann ein foldhes Kormular nur als ein Blankett 
ur Herftellung eines Urfprungsatteftes ($ 269) angefehen werden. Da jedod 

269 nur eine befondere Erfheinungsform der Urkundenfälfhung darftellt, 
ift eine Aufhebung des Urteils, das aus 8 267 verurteilt, nicht geboten (RO. 
8. Juni 06, ZW. 35, 789 = N66t. 39, 31). 

i) Von preußifdhen Yleifhbefhauern oder Trihinenfhauern 
ausgeftellte [hriftlihe Zeugniffe Über die Trichinenfreiheit unterfuchten 
geld find Reine Öffentliihen Urkunden, weil nad den einfhlägigen 

orfchriften die Beurkundung der Trichinenfreiheit durd) Stempelung des 
Tleifhes zu erfolgen hat, fchriftliche Zeugniffe hierfür nicht vorgefehen find 
und mithin deren Austellung nicht in den Kreis der Zuftändigkeit diefer Be- 
amten fällt; immerhin find fie aber Brivaturkunden (RG. 27. Nov. 06, 
RGGt. 39, 284). 

k) Rilometerhefte: 1 65 Nr. 2a; Urfprungsattefte: daf. Ar. 2b; 
Fakftimileunterfhrift: daf. Ar. 2c und unten Wr. 4f. 

4 PBrivaturkunden, Beweiserheblidhkeit: 

a) Vgl. oben Wr. Se, f, i. 

b) Die Redhtserheblichkeit einer Urkunde liegt in ihrer Beftimmung, 
als Beweismittel für redhtserhebliche, alfo für folhe Zatfadhen zu dienen, 
weldhe die Entftehung, Erhaltung, Anderung oder Aufhebung eines 
Rechts oder Nehtsverhältniffes bewirken. Ob leeres im Öffentlichen 
oder Privatrecht feinen Grund Hat, ift gleichgültig. Die Beweiserheblichkeit 
hängt nicht von der Unterfchrift des Ausftellers ab; notwendig ft nur, 
daß die Urkunde ihrem Inhalte nad den Ausfteller beftimmt erkennen läßt 
(RWG. 19. Tan. 06, RWMG. 9, 247). 

c) „VBollftändige Beftimmtheit des angeblihen Ausftellers gehört nicht 
zu den Begriffsmerkmalen einer fälfhliy angefertigten beweiserheblichen Ur- 
kunde” (RO. 30. Sept. 07, 1 D 540/07). 

d) Au ein mit dem Namen einer nicht eziftierenden Perfon 
unterzeihnetes Schreiben kann eine beweiserheblidhe Urkunde fein, falls 
es nämlih im Falle der Edhtheit geeignet wäre, in irgend weldyer Richtung als 
Beweismittel zu dienen (RG. 18. April 07, Seuffßl. 72, 654). 

e) Schriftftückke mit der Unterfchrift „Zamtlie £.” können als beweiserheb- 
liche Urkunden nicht gelten, da die „Familie als folde Willenserklärungen 
nicht abgeben kann, und fi aus dem Schriftftück nicht ergibt, welches Famtlien- 
mitglied Erklärungen abgibt (RG. 23. April 07, IM. 36, 556). 

f) Eine nad) dem vorgefchriebenen Mufter ausgeftellte, aber nicht mit der 
Unterfhrift, fondern mit dem Fakfimileftempel des Rompagniedefs 
verfehene Urlaubsbefheintgung hat nicht die Eigenfhhaft einer Öffentlichen 
Urkunde; wohl aber kann fie eine PBrivaturkunde, welde zum Beweife von 
Rechten und NRectsverhältniffen erheblich ift, fein (AMGO. 15. Juli 05, RMGO.. 
9, 64; vgl. oben Nr. 3f, g). 
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g) Eine im Effektenbude einer Bolizeiwache von einer Brivatperfon 
ausgeitellte Befheinigung ift eine beweiserhebliche Privaturkunde; unter- 
zeichnet jene in Gegenwart des zu Täufchenden mit einem ihr nicht zukommen-> 
den Namen, und madt fie von der fälfchlich ausgeftellten Befcheinigung gegen- 
über dem Polizeibeamten zum Zwede der Zäufhung Gebraud, fo tit fie nad 
8 267 ftrafbar, gleichviel, ob fie fich des ae falihden Namens Ihon vorher 
bedient hat oder nicht (R&. 5. Zuli 06, Seuffßl. 72, 69). 

h) Anzeigen, die dazu bejtimmt find, die zur Strafverfolgung be- 
rufenen Behörden zum Einfchreiten zu veranlaffen, find beweiserheblidhe 
PBrivaturkunden (RG. 18. Dez. 06, IW. 36, 411). | 

i) „In Strafanzeigen find unbedenklid PBrivaturkunden zu erblicken, 
welde zum Beweife von Rechten und NRedtsverhältniffen von Erheblichkeit 
find, weil durch jede von ihnen, ihre Echtheit vorausgefegt, der zuftändigen 
Staatsanwaltihaft eine dienftlihe Pflicht zur Vornahme von Amtshandlungen, 
nämlid zur Einleitung eines Ermittelungsverfahrens, erwadjfen würde" (R®. 
30. Sept. 07, 1 D 540/07). 

k) Die Einfendung eirier Unzeige an eine Zeitungsredaktion ift 
auch ohne befondere Erklärung als Auftrag zur Einrüdkung anzufehen, alfo 
für diefes Auftragsverhältnis beweiserheblih (MO. 12. März 07, ZW. 36, 556 
— ROGt. 40, 78). 

)) Ein Sradhtbrief, der zwar von der Berfandtftation noch nicht an- 
genommen, aber vom AUbfender ausgefüllt und dem Spediteur übergeben tft, 
damit diefer die Beförderung des Guts zur Eifenbahn Übernehme, tft eine be- 
weiserheblihe Urkunde, weil er als Beweismittel für das Angebot des 
ng zu dienen geeignet ift (MR©. 18. Juni 06, Seuffßt. 72, 27 = 

ifenb®. 23, 181; vgl. I 62 Nr. 3 g). | 

m) Ein von einem Verein zur Belferung Strafgefangener auf eine einem 
folhen ausgehändigten Eifenbahnfahrkarte aufgedrükter Stempel ift 
nur dann eine beweiserheblihe PBrivaturkunde, wenn er auf Grund eines 
vom Verein mit der Bahnverwaltung getroffenen Abkommens den Zwer 
hatte, die Rechte des Inhabers der Karte in gewiffer Richtung aud mit Wirk- 
famkeit gegen die Bahnverwaltung zu befhränken; andernfalls jtellt der 
Bereinsftempel Reine jelbftändige Beweisurkunde dar (RG. 3. Juli 06, Bay}. 
2, 481 = GoltdArd. 53, 442). 

n) Quittungen, Vermerke auf Boftanweifungen: 162 Qr.3b,e,f; 
Univerfitätsftudienzeugnis: 1 62 Ar. 3h; Beftellzettel: daf. Ar. 3i = 
Eifenb€. 23, 354; Bauskopie: daf. Ar. 3k und oben Nr. 21; Beweis- 
erheblidhkeit als Zatbeftandsmerkmal: 162 Nr. 31; Unkenntnis der 
Merkmale öÖffentlider Urkunden: 161 Nr. 3a; Zeitpunkt des Vor- 
liegens der Beweiserheblidhkeit: I 62 Air. 3m. 


B. ren Gebraudhmakden: 

a) Fälfhlidh angefertigt erfcheint eine Urkunde, wenn ihr der Schein 
verliehen wird, als fei fie von einem anderen ausgeftellt, als von dem- 

jenigen, der fie in Wirklichkeit ausgeftellt hat. 

„Rührt fie dagegen von demjenigen ber, der fih in der Urkunde felbft als Nusfteller bes 
zeichnet, jo ift Diefelbe ‚echt‘, mag aud der Inhalt der Urkunde unwahr fein; in diefem Falle 
Hlegt eine echte Urkunde unwahren Inhalts vor. In dem vorliegenden Falle hat der An« 
geklagte gar nicht Über die Verfon Des Ausftellers, deifen Identität außer Zweifel war, 
fondern einzig und allein über ein der Urkunde zugrunde liegendes materielles Rechtsverhält- 
nis, nämlich darüber täufchen wollen, daß die von ihm als Vorfigenden unterfchriebenen 
Scheine innerhalb der ihm von der Gefellihaft zugeftandenen Befugniffe ausgeftellt wor- 


den jeien. 
(RO. 24. Juni 07, 3 D 1118/06.) 

b) Unterfchreiben einer Urkunde mit einem falfhen Namen ift dann 
Urkundenfälfhung, wenn dadurch Über die Tdentität des Unterjchreibenden 
getäufcht werden foll: das ift aber im Zweifel nicht der Fall, wenn eine weib- 
liche Perfon, lediglih um Über ihren Kamilienftand zu täufchen, fi an- 
ftatt mit ihrem richtigen Samiltiennamen mit dem ihres Geliebten unterfchreibt 
RE. 5. Dez. 06, BayZ. 3, 109 —= GSeuffßl. 72, 390 = IM. 36, 410). 
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ec) Wer an einen Dritten zum Zwede der Täufchung beweiserheblidhe 
Scriftftüce richtet, die er mit dem Namen eines anderen unterzeichnet, 
begeht aud dann eine Urkundenfälfhung, wenn der andere mit dem Ge- 
braud feines Namens einverftanden ift (NG. 11. Juni 07, BayZ. 3, 416). 

d) Unterzeihnung einer Urkunde mit einem Namen, den zu führen 
der Unterzeihner an fi beredtigt ift (Carl Schulze, weil der Unter- 
zeichner Carl Wilhelm Schulze heißt), [chließt die Verurteilung wegen fälfch- 
licher Anfertigung der Urkunde insbefondere dann nidht aus, wenn der n- 

alt der Urkunde felbjt auf einen Dritten als den Nusiteller (den Water des 
nterzeichners) hinweift (R®. 31. Tan. 07, Seuffßl. 72, 390). 

e) Zur Verfälfhung einer Urkunde ift notwendig, daß einer inhaltlich 
abgefdhloffenen Urkunde durd eine Anderung ein anderer Inhalt gegeben und 
dadurd der Schein erweckt wird, diefer habe fchon früher fo gelautet wie nad 
der Ünderung; daß bet Verfälfhung eines Kaffabudhs der Abändernde zur 
Führung des Buchs beredtigt ift, fchließt die Strafbarkeit aud dann nicht 
aus, wenn er mit der ÜÄnderung nicht einen materiell redhtswidrigen Erfolg 
erftrebt, fondern nur aus Bequemlichkeit fo handelt, um fidy weitere Einträge 
zu fparen (R©. 10. Dez. 06, IW. 36, 410). 

DD Die Verfälfhung einer Urkunde kann nidht nur in der Weife be- 
wirkt werden, daß an die Gtelle des feitherigen Inhalts oder eines Teils des- 
felben ein anderer Inhalt tritt, fondern aud) dadurd, daß zu dem bereits vor- 
hbandenen Urkundeninhalt ein Zufag gemacht wird, der der Beweis- 
Rraft der Urkunde eine veränderte Rihtung gibt (RMG. 26. Juni 05, 
NRUG. 9, 46). 

g) In der Abtrennung des die Unterfhhrift enthaltenden Papier- 
teils einer Urkunde und Ausfüllung des Plaßes Über der Unter- 
Ihrift aß! keine Verfälfhung, f[ondern eine Zuwiderhandlung gegen 
8 269 (R®. 5. März 07, IW. 36, 557 = R6Gt. 40, 53) 

h) „Das Begriffsmerkmal des Gebraudmakhens verlangt nit, daß 
die fälfchlich angefertigte oder verfälfchte Urkunde von dem zu Täufdhenden 
eingejehen wird, vielmehr ift es erfüllt, fobald der Täter fie ihm in einer 
die ungehinderte Einfichtnahme ermöglichenden Weile zugänglidd macht, ins- 
befondere zu Eigenbefig übergibt” (RG. 27. Juni 07, 1 D 349/07). 

i) 8 267 feßt Gebraudmadhen zum Zwede einer Täufhung voraus, die 
fih auf den u alt der Urkunde, auf redtserheblidhe Tatfachen bezieht, 


die dur die Urkunde im alle ihrer Echtheit erwiejen würden. 

„Auf eine folde Täufhung hat es der Angeklagte bei Begebung des gefälfchten Werhlels 
abgeiehen. fofern er dem Zeugen B. unter anderem vortäufhen wollte und vortäufdhte, der 
ganze chfel, tnsbejondere der unbefugterweife nom Ungeklagten beigefegte Vermerk über 
den DVerfalltag, laufe in Ordnung, und fofern Diefe zweifellos rechtserhebliche Zutfadhe Durch 
die Urkunde voll bewiefen würde, wenn fie echt wäre.” 


(RG. 3. Junt 07, 1 D 239/07.) 


k) Das Gebrauhmaden kann audb durch eine Mittelsperfon er- 
folgen, und zwar te dur eine von der Sadjlage unterrichtete, als aud 
durch eine gutgläubige (RG. 18. Juni 06, Seuffßl. 72, 27). 

l) „Zft von der ge- oder verfälfchten Urkunde zum Zwede der Täufhung 
Gebrauh gemadt worden, fo kommt neben dem das Vergehen zur Voll» 
endung bringenden Akte des Gebrauhmadens die Deo naeıe 
Sälfhyungshandlung nit mehr als etwas für fih Strafbares in Betradt. 
Menn von einer und derfelben oder mehreren wenn aud gleid- 
zeitig gefälfhten Urkunden zu verfhiedenen Zeiten Gebraud ge- 
madt wird, fo kann diefer Umftand zu der Annahme mehrerer felbftändiger, 
unter fih im Verhältniffe der NRealkonkurrenz jtehender Vergehen gegen 
die 88 267, 270 führen” (RO©. 20. Tunt 07, 3 D 257/07). 

m) Inhaltlih unridtige Urkunde: I 62 Wr. Aa; angenommener 
Name: daf. Ar. 4b; unleferlider Name: daf. Ar. 4c; Gebrauhdmakhen 
von ärztlihen Zeugniffen zur Erwirkung von Strafauffhub: Ddaf. 
Nr. Ad; von gefälihten Urkunden zur Beglaubigung: I 62 Ur. 3h; 
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Indoffieren von gefälihtem Wechfel Kein Gebrauhmaden: I 63 8 267 
Nr. 41; Ubänderungen im Raffabud: daf. Ar. 4g = GoltdArd. 53, 286; 
Yirmenzeihnung durh ausgetretenen Teilhaber: daf. Ar. Ah. 
6. Die Frage, wen das Eigentum an der verfälfhten Urkunde 
guftebt, ift für die Teftitellung des Delikts der Urkundenfälfhung in der 
egel ohne Einfluß. 

„Das Gefeß ftellt nicht Die Verfälfhung einer fremden Urkunde unter Strafe, fondern bie 
in rehtswidriger Abfiht vorgenommene Fällhung. Solche Ubficht jegt allerdings den Mangel 
der Befugnis zur Änderung voraus, und die fraglihe Befugnis kann unter Umftänden durch 
die Tatfadye des Eigentums gegeben fein: aber überall da, wo von der Urkunde als foldyer 
im Rectsleben Gebraud gemadht werden foll, und wo nicht alle, die an der Unverfehrtheit 
derfelben ein Intereffe haben, mit der Anderung einverftanden find, tft Die Anderung eine 
unbefugte ‚ und die Frage des Eigentums kommt in Diefer Niytung überhaupt nicht in 


Berragpt. 
(RO. 13. Juni 07, 3 D 155/07 —= Geuffßt. 72, 840.) 

7. Die Zueignung einer durd das Mittel der Urkundenfälfhung 
erlangten Sade kann nit außerdem no als Unterfhlagung beftraft 


werden, wenn von vornherein die Abficht auf die Queignung gerichtet war. 

„Hacd) den Ausführungen des Urteils kann es keinem YZweirel unterliegen, daß der An- 
geklagte Sc., der erklärte, ‚lein Vater dürfe nichts davan wilfen, daß er das Geld für fich 
haben wollte‘, und der, wie der Befcywerdeführer wußte, ‚Das empfangene Geld für fich 
verwenden wollte‘, Dur die fälfchlidhde Anfertigung der Quittungen nicht bloß den Be> 
jtß der Gelder erfirebte, fondern von vornherein die Hoftcyt verfolgte, fich Diele zugueignen. 
Mar aber dies der Fall, fo blieb für die Unmahme einer erlagung an dem im yalle M. 
on. Fälfhung erlangten und fchon angeeigneten Gelde kein Raum mehr (vgl. R6St. 


15, 426). 
le > Zuni 07, 5 D 330/07; vgl. au I 16 $ 73 Nr. Ab; I 64 $ 274 
r. 1d. 


8. Berfudh der Urkundenfälfhung: 


a) In der bloßen fälfhlihen Anfertigung der Urkunde in der Ub- 
Ttcht, fie zu einem beftimmten Zweke zu gebrauden, liegt ein Verfuch der 
Arkundenfälfhung aud dann, wenn Handlungen, weldhe auf ein Benußen der 
ax Ichließen laffen, nicht betätigt worden find (RG. 29. Juni 06, DI2. 
b) Verwahrt der Täter die von ihm gefälfchte Urkunde bei fi, um fie 
Ipäterhin nötigenfalls zu einem von ihm von vornherein in Ausficht ge- 
nommenen Zwede zu gebrauchen, fo liegt VBerfudh der Urkundenfälfhung 
vor; unerheblidy fit, daß die Urkunde der ausfchließliden Gewalt des Täters 
unterliegt und der Außenwelt unzugänglich ift (RG. 19. Okt. 06, DIZ. 12, 240). 


9. Beihilfe zur Urkundenfälfhung: 


a) Wer eine Urkunde fälfht und fie einem anderen übergibt, der 
davon zum Zwede der Täufhung Gebraud) maden will, zugleich aber den 
Erfolg der Täufhung durch rechtzeitige Aufklärung vereitelt, ift zwar nicht 
Mittäter, aber Gehilfe (RO. 28. Juni 06, IM. 35, 784). 

b) „Die bloße Kenntnis des Zwecks einer von einem anderen zu be- 
nußenden, auf defien Verlangen fäljhlich angefertigten Urkunde madt 
den Herfteller nicht ohne weiteres zum Mittäter, fondern nur dann, wenn 
diefer den verbrecherifchen Erfolg als eignes Ziel betrachtet und unbedingt 
und unabhängig vom Willen des anderen herbeiführen will; andernfalls liegt 
im Zweifel nur Beihilfe vor" (RG. 24. Juni 07, 1 D 509/07). 


Riteratur: 


Zint, Die Vollendung der Urkundenfälfhung (GoltdArd. 54, 55). — Ver- 
faffer führt aus, daß der Gebrauch der Urkunde zu feiner Vollendung ver- 
langt, daß die Urkunde in eine beftimmte Beziehung zum Beweisempfänger 
tritt und fo ihre Beweisfunktion auszuüben beginnt, und daß dies in dem 
Augenblicke der Fall ift, von dem ab die Kenntnisnahme nur nody im Willen 
des Beweisempfängers liegt, alfo in dem Augenblik, wo die Urkunde den 
Willensbereich des Fälichers verläßt und in den des Beweisempfängers ein- 
tritt. Er gibt Hierzu weitere Ausführungen. 
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8 268. 


1. Die in XUbf. 1 angegebene Abfiht braudt nicht das einzige Motiv 
zur Zat gewejen zu fein; es genügt, daß fie neben anderen Motiven be» 


tanden hat. 

„Der Vorderrihter hält für erwielen, Daß die Angeklagte den ., den fie nebft feinen 
Söhnen der Beftehlichkeit beichuldigte, aus dem Amte bringen und fomtt [hädigen wollte. 
Nicht im Widerfpruch Hiermit fteht Die Unnahme, die Angeklagte fet zu ihrer Handlungsweife 
durch das Beftreben veranlaßt, Ihrem Ebemanne förderlich zu fein, Denn dDiefes Ziel war auf 
anderem IBege, als Durch Entfernung des W. nicht zu erreichen.” 


(RO. 1. Tuli 07, 3 D 283/07.) 


2. Der Tatbeftand des $ 268 StGB. erfordert nicht, daß der erftrebte 


DELILO DENSUDL IE ein rehtswidriger fft. 

„Wach den Feftftellungen hatte der Ungeklagte (Zahnarzt) nur dann yaane zu erwarten, 
wenn er die Beicheinigung eines Arztes Über die vorgenommene Narkoje beibradhte, und es 
würde die Ortskrankenkalfe die Unterfchrift des Q. — der weder das ärztliche Stantsegamen 
abgelegt, noch die Doktorwürde erlangt Hatte — nicht als ausreichend angefehen, D. t. Die 
Forderung beanftandet haben. Dbne NRedıtsirrtum konnte der Vorderrichter einen Vermögens- 
vorteil für den Uingeklagten darin erbliken, wenn er (Infolge der Unterzeichnung der Be 
foheinigung mit ‚Dr.‘ 2.) ftatt einer ftreitigen Forderung eine unftreitige, fofort einziehbare er» 

telt (REST. 11, 155).“ 

(MG. 24. Sept. 07, 2 D 467/07.) 

8. Einen Bermögensvortetl erftrebt auch derjenige, der durch die Fül- 
Ihungshandlung einem anderen ein Beweismittel zu entziehen und fo 
feine Rechtslage in einem zwifhen ihm und dem anderen bevorftehenden 
Rechtsftreite, in dem die Urkunde als Beweismittel zu dienen geeignet ift, zu 
verbeffern beabfichtigt (RG. 18. Tunt 06, Geuffßl. 72, 27). 

4. Im Hinblick auf die mit einer Geldftrafe verbundenen wirtfchaftlichen 
Folgen Bann deren Verhängung einen VBermögensnadteil bilden. Daher 
kann audh in der Abficht, einen drohenden WVermögensnadteil abzuwenden, 
die Ubficht einer günftigeren Geftaltung der Vermögenslage gefunden werden. 
Die AUbftcht, einem Dritten einen foldyen Vorteil zu verfchaffen, fällt aber nicht 
notwendig mit der Abficht zufammen, diefen vor Strafe zu bewahren; find 
beide Motive maßgebend gewefen — was feltzuftellen ift —, To ift Beltrafung 
aus 8 268 gerechtfertigt (MO. 30. Okt. 06, . 86, 411). 

8. Die Ubficht der Erhaltung eines bereits erlangten Vermögens- 
vorteils genügt zur Anwendung des 5 268 (RMG. 22. Gept. 06, AWO. 
10, 225; vgl. I 63 g 268 Ar. 2). 

6. Idealkonkurrenz des $ 268 mit $ 246 ft dann gegeben, wenn 
die Urkundenfälfchung dem Täter als Wittel diente, fich dag Geld zuzueignen; 
trifft dies zu, jo wird regelmäßig aud $ 263 erfüllt fein. Erfolgt jedoch die 
Fäallhdung zunädft lediglich in der Abficht, ih in den Befit des Geldes zu 
fegen, und wird dann erft der Aneignungsvorfag gefaßt, fo liegt Neal 
konkurrenz vor (MG. 4. Jan. 07, DIZ. 12, 660). 

7. Bermögensvorteil: I 53 $ 253 Nr. 3, 4, 6; 155 $ 268 Nr. 5; oben 
8 253 Nr. 3, 8 263 Wr. 5. 

8. Empfangnahme beredtigter Leiftung als rehtswidriger Ver- 
mögensvorteil: 1 63 $ 268 Wr. 3. 


8 269. 


1. „Auf die Strafbarkeit der unbefugten Blankettausfüllung äußert eine 
etwaige nadhträglihde Genehmigung des Urhebers der Unterfhrift 
keinen Einfluß; vielmehr entfcheidet lediglich der Zeitpunkt des Gebraud- 
madens und, wenn VBerfud in Frage fteht, unter Umftänden fogar [on die 
Zeit der eigentlichen Fällhung” (RO. 17. Zunt 07, 1 D 310/07). 

2. DBgl. au $ 267 Nr. bg. 


8 270. 


a uamagen im Inlande genügt; Ort der Fälfhung gleihgültig: 
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8 271. 


1. Intellektuelle Urkundenfälfchung liegt nicht vor, wenn der Täter feine 
von ihm gefchiedene Jrau bei Aufnahme eines notariellen Akts über 
einen ‚Örundftühstaufh als feine Frau ausgibt, weil die vom Notar 
aufgenommene Urkunde für den Perfonenftand der Beteiligten nicht beweis- 
erheblich ift; insbefondere dann Ift die Tatfache, ob jene beiden Eheleute find 
oder nicht, unerhebli, wenn der Notar annahm, daß zwifchen ihnen Güter- 
trennung berride, da alsdann die beftehende Ehe auf die Gefdhäfts- und Ver- 
fügungsfreiheit der Srau ohne Einfluß wäre (LG. Konig 28. Febr. 07, Pof- 
MSdr. 10, 41). 

. 2 Eine vom Geridhtsfhreiber aufgenommene Alage hat für die 
darin feftgeftellte Tatfache, daß eine beftimmte VBerfon vor dem Geridts- 
[hreiber erfhienen ift, Reine urkundlidhe Beweiskraft, fondern ledig- 
lich dafür, daß diefe Perfon fich als die in dem Protokolle aufgeführte bezeichnet 
bat; wer daher unter dem Namen eines anderen eine Alage erhebt und das 
Protokoll unterfchreibt, bewirkt dadurch allein keine beweiskräftige Beurkun- 
nn Soweit jedod durch die Namenszeihnung unter der Öffentlichen Urkunde 
der Anfchein erweckt wird, die Über derfelben ftehenden Erklärungen feien von 
der den Namen tragenden PBerfon abgegeben, liegt zugleich fälfchliche Anfertts 
gung einer Urkunde mit felbftändigem, von der Beweiskraft des Protokolls 
nicht getroffenen Inhalt einer Brivaturkunde vor (NG. 22. Dez. 06, R6St. 

346 — IM. 30, 409). 

8. Verhältnis zu $ 273: f. dort Wr. 1. 

4. Baffives Verhalten: 163 $ 271 Nr. 1: Wirtfhaftsbüder einer 
NRegimentsküchenverwaltung Reine Öffentlichen Bücher: daf. Ar. 2: füch- 
fifhe Jagdkarte: daf. Ar. 3. 


' 


8 273. 


1. 8 273 ift dem $ 271 dergeftalt fubfidtiär, daß, wenn der Täter 
die Öffentliche Urkunde, in der eine von ihm bewirkte falfhye Beurkundung 
S 271) enthalten ift, fpäter felbft zwecks Täufchung verwendet, damit in der 

egel nur eine weitere, eine felbjtändige Handlung nidt darftellende Kon- 

fumierung des Delikts aus $ 271 begeht, bei dem der Täter von vornherein 

die Ubficht fpäteren Gebrauhmakens hat. Was vom Täter gilt, gilt aud 

vom Gehilfen. Realkonkurrenz zwifhen $ 271 und $ 273 tft demnad 

im Zweifel ausgefchloffen, falls nicht hinfichtli des Delikts aus $ 273 ein 

ne nn wird (RG. 19. März 07, GoltdArch. 54, 302). 
. au ; 


o 


Literatur: I 64. g 274. 

1. Ziff 1: 

a) Eine Urkunde kann nit nur dem gegenüber unterdrücdt werden, dem 
bereits ein Anfprudy auf ihre Benugung als Beweismittel zufteht, oder der 
Thon ein Redyt an ihr erlangt hat, fondern audy gegenüber dem, in deffen 
Intereffe fie errichtet oder für den fie beftimmt ift, und der kraft diefer 
Beitimmung Anfpruh auf Kenntnisnahme von ihr befigt oder ihre Einficht 
u eaung verlangen darf (RG. 11./22. Tan. 07, IW. 36, 557 = R66t. 


b) Derjenige, dem gegenüber die Urkunde unterdrückt wird, braudt 
mit dem Gefhädigten nicht identifch zu fein; dauernde Entziehung 
der Urkunde ift nicht erforderlih, vielmehr genügt Entziehung innerhalb 
eines gewiffen Zeitraums, namentlid) wenn das ntereife des Täters auf ein 
weiteres Vorenthalten nicht gerichtet ft (RG. 10. Tuli 06, ZW. 35, 789 = 
RO6St. 39, 80). 

c) Ob die Entzieyung durch die Vernichtung oder Beihädtgung der Ur- 
Kunde erfolgt oder ihre Verwendung bei Unverfehrtheit ihrer Subftanz 
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in anderer Weife dem Berechtigten unmögli gemadjt wird, ift gleichgültig. Eine 
Veränderung des Tatbeftands in diefer Richtung fällt audy nicht unter $ 264 
Abi. 1 StPO. (RG. 5. April 07, ZW. 36, 557 = R66t. 40, 114). 

d) Ein Nachteil liegt aud dann vor, wenn die Urkunde dazu geeignet 
tft, als Beweismittel in einem gegen den Belcdhuldigten einzuleitenden Straf 
verfahren wegen Beleidigung zu dienen; unbeadtlidy tft der Umftand, daß in 
diefem Verfahren aus fubjektiven Gründen Freifprechung erfolgte, fowie der, 
daß der Beichuldigte fich der Ausfichtslofigkeit des gegen ihn einzuleitenden 
Verfahrens bewußt war, denn die Befeitigung der Urkunde erfchwert den 
Verjuch der Durdführung eines Rechts, das dem Beleidigten zuftand, des 
FE er ein des Beleidigers herbeizuführen (RG. 21. Sept. 06, 

ay3. 8, 19). 

e) Das bloße Bewußtfein, die Benadteiligung könne eintreten, erfüllt 
den Tatbeftand nidht; die Benadtetiligung muß als Ziel des Handelns 
ins Auge gefaßt fein, wenn fi auch mit diefem ein weiterer Zweck ver- 
binden kann, der Endzwek und Beweggrund des Handelns darftellt (MO. 
27. April 07, SeuffßtL. 72, 785). 

f) „S 274 Ziff. 1 erfordert nit, daß Nachteil zugefügt ift, fondern nur 
die AUbficht des Täters, Nachteil zuzufügen.“ „Eine Urkunde 1. ©. der 
Ziff. 1 verliert diefen Charakter nicht Dadurdh, daß ein weiteres Beweis- 
mittel für dasfelbe Recht geeren wird“ (MG. 24. Sept. 07, 2 D 468/07). 

g) Zum Begriff des Gehörens: 1 64 $ 274 Nr. 1a, b; private Auf- 
zeihnungen: daf. Ar. 1c; Zufammentreffen mit $ 263: Nr. 1d. 

2. Ziff. 2: 

a) Das VWorrünken eines Grenzfteins feßt das Entnehmen und Wieder- 
‚einfegen desfelben an einer anderen Stelle voraus; in dem Ausgraben 
und Niederlegen des Steins an der Stelle, wo er ftand, ift ein Weg- 
nehmen zu finden (MG. 11. Okt. 06, GoltdArd. 54, 71). 

b) Das befeitigte Zeihen braucht zwar keinem dauernden oder länger an- 
dauernden Zwede zu dienen, immerhin muß es aber ein felbft zur Beurkun- 
dung der Grenze dienendes Merkmal jein; diefe Vorausfeßung trifft auf 
die nad) $ 5 des preuß. Enteignungsgeleges vom 11. Juni 74 angebradten 
Merkmale nicht a da diefe lediglih das [päter zu enteignende Land mar- 
kieren und Die teignung felbft erft vorbereiten follen (RG. 25. Sept. 06, 
IM. 35, 789 — Eifenb€. 23, 278 — GoltdArd. 53, 449). 

c) „Die Willenserklärung, durdh die von zwei Nahbarn ein Zeichen 
als Grenzzeihen anerkannt wird, kann aud eine ftillfhweigende fein 
und namentlih darin gefunden werden, daß die Beteiligten längere Zeit hin- 
durch ein beftimmtes Zeichen als Grenzzeihen haben gelten laffen” (MRO®. 
2. Zuli 07, 4 D 342/07). | 

d) Wer mit der Erwartung, daß der andere fi mit der der wirklichen. 
Orenzlage nicht entfprechenden Seßung von Grenzfteinen nicht einverftanden 
erklären werde, und mit dem Bewußtiein, daß dadurdh nidyt nur fein Land- 
befiß vergrößert, fondern auch der des Nadıbars verkleinert werde, Grenziteine 
verfeßt, handelt in der Abficht, dDiefem Nachteil zuzufügen; unter Ab- 
fit verfteht das Gefeg aud hier ledigli den auf Erreihung eines als. 
a en Erfolgs gerihteten Willen (RG. 30. Nov. 06, 


‚ 361). 
e) Eingriffin fremdes Eigentum nidt erforderlich: 164 8 274 Qr. 2. 


8 275. 
Stempelmarke; Gebraubhmaden: I 64 8 275. 


8 276. 


Abf. 2: WBefeitigung des Entwertungszeihens nah Wiederverwen-- 
dung: 164 $ 276 = GoltdArdh. 53, 286. 
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8 278. 


Zwilhen Angaben tatfähliher und gutadtlidher Art befteht Kein 
Unterichied; auch die unrihtige Angabe der Zeit der vorgenommenen 
Unterfuhung fällt unter $ 278 (RO©. 5. Febr. 07, GoltdXrch. 54, 292). 


8 279. 


8 279 will dem Mißbraud entgegentreten, der mit Gefundheits- oder 
Srankbheitszeugniffen zur Täufchung von Behörden oder DVerfiherungsgefell- 
Ihaften getrieben wird. Der Zweck des Gejeges trifft auch gegenüber Zeug- 


niffen, dte durh Täufhung des Arztes erfhlidhen find, zu. 

„Wie 8 273 in allen Fällen des 8 271 anwendbar tft, in Denen wiffentliher Gebrauch einer 
objektiv Öffentlihen Wahrheitsurkunde zum Zwedke der Täufhhung ftattgefunden 
dat, audy wenn der Qusfteller ohne rechtsverlegenden VBorfaß oder im Irrtum gehandelt bat, 
(RERIPr. 2, 300), fo umfaht Die Norm des 8 297 nicht nur die wilfentlih unrichtige Beurkuns 
dung, fondern au die ausfchhließlidh objektino unrihtigen Urkunden Diefer Art” 


(RG. 23. Sept. 07, 1 D 364/07.) 


Vierundzwanzigfter Abjchnitt. Bankrott. 
(88 239— 244 AD.) 


8 239 RD. 


1. „Der Begriff der Zahlungseinftellung erfordert nur das Vor«- 
liegen der Tatfadye, daß der Schuldner das Zahlen eingeitellt, aufgehört hat, 
tungen in der Allgemeinheit zu erfüllen” (RG. 20. Junt 07, 


2. Das Wort Abfiht ift hier in demfelben Sinne gebraudt, wie in 
8 241 AD., und bedeutet lediglich den auf Herbeiführung der Gläubigerbenad)- 
teiligung gerichteten Willen, nit etwa den Endzwerk oder den Beweggrund 
des Täters; der von den Gefchworenen auf die bezügliche Frage bei der be- 
jahenden Antwort gemadte Zufag: „aber nur in der Abficht, den X. zu be 
nadteiligen, er hat aber dadurd auch andere benachteiligt” läßt erkennen, daß 
das Wort „Abficht“ nicht in dem bezeichneten Sinne aufgefaßt worden tft, und 

ibt zu dem Zweifel Anlaß, ob damit hat feitgeftellt werden follen, daß der 

ille auf Benadteiligung der Gläubiger im allgemeinen, auf nen 
der zur Befriedigung geeigneten Maffe gerichtet war (R®. 21. Sept. 06, IW. 
3b, 795 = NRG66Gt. 39, 136). 

3 Ziff 3: 

a) Für die Eigenfchaft eines Kaufmanns als Vollkaufmann find nur 
die Größe und der Umfang des Kapitals und des Ertrags feines 
Re maßgebend. Diefe Umjtände bedürfen eingehender Würdigung und 

eftftellung. 
ö Mf ee henamie begründet die Vollkaufmannseigenfchaft des Uingeklagten ng mit 
den Morten, daß der Angeklnnle nad dem Geichäftskapitale, dem Gefchäftsertrage jowie 
dem Geichäftsbetrieb als Bollkaufmann angzufeben feti. Diefe Wendungen können als eine 


Begründung Im NRedtsfinne nicht in Betradht kommen. Denn fie ermangeln in ihrer Nil- 
emeinheit Vedes für die rechtliche Beurteilung des gegebenen Falles verwertbaren Inhalts.” 


(MO. 18. Tunti 07, 5 D 257/07; 2 165 8 240 Nr. 3b.) 

b) Eine Unterlaffung der Buchführung Legt nur vor, wenn jede Bud 
führung fehlt. Beitrafung wegen unordentliher Buhführung wird durd 
Anlegung neuer Bücher für die zurücdliegende Zeit nicht ausgeldhloffen; denn 
diefe Neuanlegung ift keine subreng von Büchern für jene Zeit nad den 
Grundfäßen ordnungsmäßiger Buhführung, die neuen Bücher find 
keine ordentlich geführten (RG. 26. Okt. 06, RO©6St. 39, 217 — IW. 36, 417; 
vgl. 165 8 239 unter c, I 66 $ 240 Nr. 3 

c) Wird neben einem Raufmännifchen Betriebe von derfelben Perlon 
ein Rleingewerbe oder ein Handwerk felbftändig betrieben, fo erftrect 
I ns zur Buchführung nicht auf diefes leßtere (MG. 4. Dez. 06 
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d) Wirkung der Eintragung ins Handelsregifter für die firaf- 
rechtliche EUREN: 165 $ 239 unter a; Handwerker als Vollkaufmann: 
daf. unter b. 


4 Ziff. 4: 

a) au ordentlihden Budhführung gehört aud, daß der Kaufmann 

in den Eintragungen in die Handelsbüder feine Vermögensitücde nad) beftem 

Milfen und Gewilfen bewertet; durch willkürliche oder gar wifljentlide Ein- 

[eöung falfher Werte madt er fi nad Ziff. 4 ftrafbar (NG. 26. Okt. 06, 
G6t. 39, 222 —= IM. 36, 416). 

b) Die Budhführung muß derartig unordentlich fein, daß fie zur Zeit 
der Zahlungsetnftellung oder Ronkurseröffnung eine Überfidht des 
MVermögensitandes nicht gewährt, die alfo, wenn fie einen zeitlih zurük- 
liegenden Gefhäftsabfehnitt betrifft, doch mit den fpäteren Büchern im 
Zufammenhange ftebt, fo daß fie ER ihrer Mängel auch deren Äberfidt- 
Bas uns (MG. 13. Dez. 06, SeuffßL. 72, 347 = IW. 36, 417; vgl. 

66 


tr. 3d). 
c) Verhältnis zu Ziff. 3: 165 $ 239 unter c. 
5. Vogl. auch $ 240 KD. 


8 240 RD. 


1. Ziff. 1: Vorausfegungen: 165 8240 Nr. 1a; fahrläffige Bankerott- 
handlung: daf. Wr. 1b. 


2. Ziff. 2: Zeitpunkt des Vorhandenfeins der Abficht: I 65 S 240 
Nr. 2a; Lombardieren: da]. Ar. 2b. 


8. Ztff. 8: 

a) Die Verjährungsfrift beginnt mit dem Tage der Aonkurseröff- 
nung, weil erft hierdurch der gefamte Tatbeftand der Ziff. 3 verwirklicht 
wird; wie a die Bücher unordentlich geführt wurden, ift gleichgültig (MG©. 
26. März 07, DI2. 12, 968). 

b) Vgl. oben $ 2389 AKAD. Ar. 3, 4. 

4 Ziff. 3, 4: 

a) Die vorgefchriebene Bilanzztehung ift an fi ein Teil der in Ziff. 3 
er arib Budhführung; während aber die Anwendung von Ziff. 3 unter 

mftänden ausgefchloffen tft, wenn der Schuldner zwar früher die Bücher 
unordentlih geführt hat, zur Zeit der a unssenteung oder KRonkurs- 
eröffnung aber infolge Befeitigung des Mangels ein genügender Überblick 
über den Geichäftsitand durd fie gewährleiftet tft, ift vermöge der in Ziff. 4 
gegebenen Sonderbeftimmung die frühere Anterlaffung der Bilanzziehung aud) 
ftrafbar, wenn zu dem angegebenen Zeitpunkte für die legten Jahre ordnungs- 
mäßige Bilanzen vorliegen (RG. 25. Sept. 06, R6St. 39, 165). 

b) Die Aufftellung von Bilanzen bildet einen Teil der Buchführung; eine 
falfhe Bilanz unterfällt daher der Beitimmung der Ziff. 3, wenn fie 
infolge der darin enthaltenen Fehler nicht mehr geeignet ift, eine Überficht des 
Vermögensftandes zu gewähren. Eine Verpflihtung von Witgliedern des 
BVorftandes einer Genoffenihhaft, die Bücher perfönlidh zu führen, beiteht 
nicht, wohl aber eine Verpflichtung, die ordnungsmäßige Führung und die 
Aufftellung der Bilanzen dauernd zu Überwachen, deren Verlebung ihre Straf- 
barkeit begründet (R&. 13. Dez. 06, Seuffßl. 72, 347). 

c) Der Mangel an eigener Einfidht und eigener Raufmänntfcer 
Bildung kann Reine Entichuldigung dafür fein, daß zur kaufmännifden 
Buchführung ufw. Verpflichtete fi über die Erfüllung diefer Pfliht dadurd 
hinwegjegen, daß fie diefe dritten Perfonen (Buchhaltern ufw.) überlafjen; 
vielmehr Itegt hierin mindeltens ein fahrläffiges Verfchulden (RG. 18. Febr. 07, 
BlOenoffiß. 54, 239). 

d) Wer die Leitung eines kaufmännifhen Geihäfts übernimmt, muß fid 
über die ihm nad dem Gefege obliegenden Pflichten vergewilfern; ein 
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perfönlih haftender Gefellihafter einer Rommanpdttgefellihaft 
kann fi) daher nicht darauf berufen, daß er aus mangelnder Gefeßeskenntnis 
dtefe Pflichten nicht erfüllt, insbefondere keine voridhriftsmäßige Eröffnungs- 
bilanz gezogen habe (RG. 17. Mai 07, DI3. 12, 1148). 

‘ bergang eines Handwerksbetriebs in einen Raufmännifcden: 
166 8 240 Wr. 3c; Täter = Schuldner: daf. Wr. 3e. 


8 241 RD. 


1. „Ob die Gläubiger aus dem vom Täter veräußerten Vermögensobjekt 
ihre Befriedigung hätten finden Können oder nicht, ift unerheblich; es genügt die 
seit on fonft unberechtigte Befriedigung des Erwerbers" (RG. 20. Juni 07, 
8 ; 

2 Menn aud bei dem feinen Schuldner zur vorzugswetfen Befriedigung 
beftimmenden Gläubiger hinfihtlih der Kenntnis von der Zahlungs» 
einftellung des Schuldners dolus eventualis genügt, fo muß doh — da 
andererfeits der Schuldner feine Zahlungsunfähigkeit Kennen muß — der 
anftiftende Gläubiger wilfen, einmal, dab der Schuldner zahlungsunfähig ift, 
fowte, daß er diefe feine Zahlungsunfähigkeit kennt. Der Wille des Schuldners 
muß auf Begünftigung des einen Gläubigers und Benachteiligung des anderen 
gerichtet fetn, oder muß mindeftens diefe Tatfachen als notwendige Folge, 
nicht bloße Möglichkeit feiner Handlung vorausfehen; diefen Willen muß der 
ihn anftiftende Gläubiger gleichfalls Rennen (R®. 15. April 07, Seuff®tl. 72, 657 
— GoltdArd. 54, 306). 

3. Da die Ehefrau gegen den Ehemann gemäß 8 1391 Abf. 2 BGB. 
einen Anfpruh auf Sicherftellung ihres Einbringens hat, fo begeht 
leßterer Kein Vergehen nad) 8 241, wenn er, nachdem er in Vermögensverfall 
geraten, feiner Ehefrau zur Sicherung eine ihm zuftehende Forderung abtritt 
(RG. 12. Tuni 06, Bay. 2, 425). 

4. Bevor der Konkursverwalter von dem ihm nah $ 17 zuftehenden 
Mahlreht Gebraud gemadt hat, fteht dem Gläubiger ein Anfpruh auf 
Reiftung des vollen Schuldbetrags nidht zu; Zahlung dur den Gemein- 
Ihuldner gewährt daher eine Befriedigung, die mindeftens zurzeit nicht 
beanfprucht werden kann. Auch nad Geltendmahung des Wahlrehts im 
Sinne der Aufredhterhaltung des Vertrags ift Vergehen nad) 8 241 nit aus- 
gefchloffen; jedoch wird in folden Fällen das Bewußtfein der Nechtswidrigkeit 
vielfad mangeln (NG. 3. April 07, IW. 36, 563 = RGGt. 40, 105). 

5. Zeitfolge der Zahlungseinftellung ufw. und der Vegünftigung: I 66 
8 241 Nr. 1; Sicherheit durch Briefhypothek: da. Ar. 2. 


8 242, 
Srageftellung im Schwurgerichtsverfahren: I 176 5 293 Ar. 2. 


Sünfundzwanzigfter Abichnitt. 
Strafbarer Eigennug und Verlegung fremder Geheimnilfe. 


Literatur: I 66. 8 284. 
1. ann im weiteften Sinne ift jedes Spiel, bei dem die Ent- 
Icheidung über Gewinn oder Verluft ausfchließlih oder dod in vom 
Zufall abhängt; wenn aud beim Poker die Möglichkeit des „Aaufens“ vor- 
banden fit und ein aufmerkfamer und vorfichtiger Spieler die Möglichkeit 
eines günftigen role des Raufens richtiger ausnugen wird, als ein An- 
fänger oder haftiger Spieler, fo hängt doch der Erfolg tatfächlich vom Zufall, 
von der Gefchicklichkeit des Spielers lediglih die Wahl zwifhen dem Ver- 
hbarren bei einer De getroffenen und dem Anrufen einer neuen ar 
entfheidung ab (NO. 11. Tuni 06, IW. 35, 789 = ShHolftAinz. 07, 46). 


Warneyer-Rofenmüller, Jahrbud. 2. Jahrg. 7 
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2. „Daß der Angeklagte feinen Lebensunterhalt in einem redlidhen Ge- 
werbe findet, fchließt rechtlich die Feftftellung nit aus: der Angeklagte be» 
treibe das Glücksspiel, um die Gewinne zu ziehen und diefe fortgefeßt mit 
aus feines Lebensunterhalts zu verwenden” (MO. 12. Juli 07, 
2 D 253/07). 

3. Das fog. Maufcheln ift ein Glücsfpiel (Dresden 26. Tuli 06, Säcdjf- 
ORG. 28, 122; vgl. 1 67 $ 284 Nr. 4). 

4 Desgleihen das fog. Tippen (Dresden 1.Nov. 06, SAHDLG. 28, 125). 
5. „Daß das vom Täter mit anderen betriebene Kartenfpiel ‚17 und 4‘ 
ein Glüdksfpiel im Sinne des Gefeßes ift, obihon Täter fih teilmweife 
gezeichneter Karten bedient und damit betrügeriih zu Werke geht, kann 
nicht zweifelhaft fein, da troßdem für den Gefamtcharakter des Spiels der 
Zufall ausfchlaggebend ift” (R®. 19. Cept. 07, 1 D 478/07; vgl. 167 8284 Nr. 3). 

i das Kegelfpiel als Glücksfpiel anzufeben, tft nad den tat- 
lächlichen Verhältniffen des gegebenen Falles, insbefondere danadh), wie und 
von welden Perfonen es gefpielt wird, zu beurteilen. Eine Ausfpielung 
liegt da nicht vor, wo von vornherein den Spielern die Wapl gelaffen ift, 
im Falle des Gewinns die gewonnene Sadhe oder den ihr gleihkommenden 
Mertbetrag in Geld zu fordern (MO. 2. Mai 07, Seufißl. 72, 786). 

7. Zandesgeleglidhe Spielverbote: I 66 $ 284 Nr. 1; Begriff des 
Glüdsfpiels: daf. ir. 2; Strafbarkeit des Veranftalters: I 67 8 284 Ar. 5; 
Verhältnis zum Rennwettengefeß: I 137 unten. 


8 285. 


Nicht ernftlih gemeintes Verbieten und Unterlaffen wirkfamer 


Verhinderungsmittel kommt einem Geftatten des Glüdsipiels gleich. 
„Das Urteil wird durch die BeRnellung getragen. daß der Ungehklagte troß gelegentlihen 
‚formellen‘, alfo nicht ernftlih gemeinten Berbots die Gäfte ftets rubig fortipielen ließ, und 
daß ihm die bewußte Nihtanwendung wirkjamerer Verbinderungsmittel zur Laft falle. Damit 

ift das Werkmol des ‚Öeftattens des Glüdsipiels’ rechtlich einwandfrei nachgewiefen.” 


(MG. 19. Sept. 07, 1 D 478/07.) 


“ 


1. Der Tatbeftand des 8 286 ift Shon voll begründet durch die öffentliche 
VBeranftaltung der Lotterie oder Ausipielung ohne Erlaubnis. Eine Lotterie 
veranftaltet, wer die Beteiligung einer Mehrheit von Perfonen an einem nicht 
Thon beftehenden Unternehmen ermöglidt, durch weldhes dem Publikum 
die Gelegenheit geboten wird, durch einen Einfag die Ausficht auf einen vom 
Zufall abhängigen Gewinn zu erwerben. Ift die Veranftaltung voll» 
endet, fo kann dur die Beteiligung als Spieler eine nad) 88 49, 286 
ftrafbareBeihilfe nit mehr geleiftet werden (AMOG. 25. Okt.05,RWi©.9, 136). 

2, Die Veranftalter fog.Serienlosgefellihaften find nad) $ 286 jtrafbar. 

„Der Angeklagte ftand als Unternehmer einer befonderen Lotterie den einzelnen Spielern 
egenüber; dDiefe Nehmer erwarben nur einen obligatorifchen Unfprud genen Ihn auf einen 
intel an dem Geminn, der auf die fog. Treffer der Serienlofe entfiel. — Nicht die Bildung 
von Serienlosgejelifchaften (BGB. $S 706 ff.) oder Gemeinichaften (BEB. $ 741), nicht ein 
fog. Rompaniefptel war der eigentlide Zwe, jondern der Handel mit Gewinndancen, 
der Spielbetrieb mittels des Epielplans und der Zugiehung der gekauften Prömieniofe. 
Die Form eines Vereins und die Bezeichnung der Witgiteder als Witeinentümer der Lofe 
er Der Angeklagte nur, um fih einer Beltrafung auf Grund des $ 286 SIEB. zu ent» 

A 5 
(MG. 16. Sept. 07, 1 D 303/07; f. dagegen hinfichtlih der Begründung der 
Gefellfhaft und des gemeinidaftlihen Spielens: I 67 $ 286 Ar. 2.) 

3. Die fog. Serienlosgefellihaften ftellen einen verfchleierten 
Handel des Unternehmers mit Lotterielofen dar und find in der Perfon 
des leßteren. im Zweifel nadı $ 286 StGB., fowie den 88 27 ff. AStempG., 
ev. au nad $ 263 StGB. ftrafbar (GenVd. des 1. StAnw. beim OLG. 
Dresden vom 5. April 07 Nr. 10751 = HeifIM. 23. März 07, Hefifipr. 
8, 54; ebenfo Darmftadt 22. Febr. 07, Hefifipr. 8, 42). 

4. Begriff der Lotterie: 1 67 8 286 Ar. 1; Ringfchleuderapparat, 

Beranftalter: daf. Nr. 3. | 
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8 288, 


1. Die Benadteiligungsabfidht wird dadurd nicht ausgefchlofien, daß 
die Veräußerung Des VBermögensbeftandteils an einen Dritten zum Zwecke 
‚von deffen Befriedigung erfolgt, no dadurd, daß der Benadteiligte zur 

Da VBeräußerungshandlung beredtigt ift (RG. 11. Juni 06, 

11, ; 

2. Db der veräußerte VBermögensbeftandtetl einen wirtfhaftliden 
Mert befaß, der es dem Gläubiger tatfächlich ermöglicht hätte, audy nur 
teilweife aus ihm Befriedigung zu erlangen oder nidt, ift gleihgültig; 
das Gefeß ahndet, um einer Gefährdung der Gläubiger vorzubeugen, 
Ihon den verbrederifhen Willen deffen, der mit der Abficht, die Befriedi- 
gung des Gläubigers zu vereiteln, handelte (MG. 29. Tuni 06, IM. 35, 790). 

3. Zur Anwendung des $ 288 genügt es, wenn durch einen vom Schuldner 
zum Scheine mit einem Dritten abgefchloffenen Kaufvertrag über der Zwangs=- 
vollftrekung unterliegende Saden deren Pfändung audh nur zeitweife un- 


mögli gemadt oder erfhwert wird. 
ı „Der Vorderrichter hat für erwiefen eradhtet, daB der zwilhen dem Angeklagten unb der 
in feinem Gefchäfte angeltellten Verkäuferin N. zuftandegekommene, zurücdkdatierte fchriftliche 
Vertrag, wonad der Angeklagte die fämtlihen in feinem Konfitürengelhäft vorhandenen 
Waren an die fl. verkaufte, nur zum Scheine und nur in der Abficht abgefchloffen worden ift, 
bei der ihm feitens feines Gläubigers W. drohenden Zwangsvollftrekung deflen Befriedigung 
zu vereiteln und . . . Den Gerichtsvollzieher zunächft von der Pfändung abzuhalten.“ 


(RO. 17. Sept. 07, 5 D 256/07.) 

4 Öemeinfhaftlihe Beifeitefhaffung gemeinihaftliden Eigen- 
tums ift tatfählih und rechtlih möglih. SIft der Benadteiligte eine 
DHandelsfirma, fo tft jeder vertretungsberechtigte Inhaber ftrafantrags- 
berechtigt; ift der Antrag nur mit der Firma gezeichnet, fo muß bis 
zum Beweife des Gegenteils vermutet werden, daß die Zeichnung durch den 
De reangeen Inhaber erfolgt ift (Dresden 4. Okt. 06, SAHOLTG. 

d, Ein gegen feites Gehalt, zahlbar In monatliden Nadzahlungen, an 
gejtellter Raufmann kann aus $ 288 nicht beftraft werden, wenn er, um Pfän- 
dungen feines Gehalts zu entgehen, fein Engagement löjt und hierauf mit 
demfelben Gefchäftsherrn auf defien Zureden ein neues unter Vereinbarung 
der Vorauszahlung des Gehalts auf die ganze Dauer des Engage» 
ments eingeht (Hamburg 25. Juni 06, Hanf63. 27, 284 a 

6. Anfprühe auf Herausgabe oder Leiftung von Sadıen, auf Er- 
wirkung von Handlungen: I 67 8 288 Ar. 1, 2; Täter, Mittäter: daf. 
Nr. 3; Ehefrau als Täterin vor Verurteilung des Ehemanns zur Duldung 
der Zwangsvolljtrekung: 168.8 288 Nr. 4; Abficht gleihmäßiger Gläubiger- 
befriedigung bei Veräußerung der gefamten Habe: daf. Ar. 5. 


Ä 8 289. 

1. Das DVermieterpfandreht wird durch die etwaige Geringwertigkeitt 

a u tl Gegenftände nicht berührt (Dresden 22. Nov. 06, Sädjf- 
rd. 07, 401). 

2: Gewahrfam des a 3wangsverwalter: 168 8 289 \r. 1; 
Zadeneinrihtung, $ 812 ZPOD.: daf. Ar. 2, 3; befondere une 
Pfandreddts nicht erforderlid: daf. Ar. 4 Verfudh: daf. Nr. 5; eg- 
nahme: daf. Wr. 6, 7; Kortfhaffen von Krüdhten durdh den Pädter: 
daf. Ar. 8, 9. 

8 291. 


Meffinghülfen abgefpoffener Gewehrpatronen: 8 242 Nr.1c,d. 


1. Zum Begriff der Tagdausübung vgl. 169 8 292 Air. 1, 2; unten 8 293. 

2, Mer ernftlihden Zweifel hegen muß, ob er auf dem Gebiete, wo er 

die Jagd ausübt, zu jagen berechtigt fei, handelt, wenn er es troßdem tut, 
7, 
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mit en und ift ftrafbar (BayObLG©. 7. Febr. 07, BayOhLNGCt. 
7, 216). 

3. Schießt ein Tagdgaft in Unkenntnis deffen, daß das Wild fih [hon 
jenfeits der Grenze des Sngdberechtigten befindet, diefes und bringt es als- 
dann Über die Grenze zurück, um es dem Berechtigten zu übergeben, jo liegt 
in der Annahme des diefe Unkenntnis des Tagdgaftes ausnüßenden Jagd» 
berechtigten keine Zagdausübung, da die erft in der Annahme des Wildes 
liegende Uneignungshandlung auf feinem Jagdgebiet ftattfindet. Ebenfowenig 
Itegt Unterfhlagung oder Diebftahl vor, da das Wild noch herrenlofe Sadıe tjt 
(BayObLG. 19. Dez. 05,.BayDbL56t. 6, 243), 

4. Die Unwendung irgend welcher Mittel, um Wild von fremdem auf 
eigenes TJagdgebiet zu loken, ijt dann nicht unbefugt, wenn fie auf dem 
eigenen Tagdgebiet erfolgt, mag aud ihre Wirkung über das eigene hinaus- 

eben (Blatten); dagegen ift es unftatthaft, auf fremdem Gebiet felbit 

andlungen vorzunehmen, die dazu beftimmt find, das Wild zur Ermöglichung 
des Abichuffes auf das eigene Jagdgebiet zu locken (Sutterftreuen auf beiden 
Setten der Grenze) und demgemäß einen Teil der Jagdausübung bilden 
(25. Frankenthal 10. Okt. 06, Bay. 3, 25, beftätigt durch BayObL®. 
28. Dez. 06, Bay. 3, 88 = Geuffßl. 72, 231). 

5. Das Aufluchen von abgeworfenen Hirfchjtangen fit in Bayern 
kein Tagdvergehben; dagegen tft es dort das fog. Hirfhenfprengen, d. i. 
das Auffuchen und Verfolgen von Wild en ee Oeweibftangen 
(RG. 14. Febr. 07, Bay?. 3, 237 = IM. 36, 557 = ROEt. 40, 7). 

6. Ein Jagdauffeher, der lediglich als Stellvertreter des Bered- 
tigten auf deffen Zagdgebiet zu jagen befugt ift, übt die Jagd jedenfalls 
dann unbefugt aus, wenn er das Jagdgebiet jchon mit der Abficht betritt, das 
Mild weder für den Jagdberedhtigten zu erlegen, noch auch für diefen zu okku- 
pteren, fondern das erlegte Wild zu feinem Vorteile zu verwenden (AMO. 
21. Zuni 06, AMG. 10, 127). 

7. Unter 8 292 fallen nit aud etwaige Zumwtderhandlungen gegen 

nur auf a Te LO Gründen berubende Verbote der Tagdausübung 
(Dresden 18. Okt. 06, SähfOLG. 28, 129). 

8, Unftellen der Schüßen bei der Treibjagd; 169 8 292 Nr. 3; MWild- 
folge: daf. Nr. 4; Vorausfeßung, daß das Wild herrenlos: daf. Ar. 5; 
Zaufenlaffen des Hundes: daj. Nr. 7; Zagen mit Einverftändnis, aber 
ohne Begleitung des Beredtigten: daf. Ar. 6. 


8 293. 


1. Der Begriff des gemeinihaftliden Jagens fit gleichbedeutend mit 
dem in MWittäterfchaft verübten Tagen; es muß auf feiten jedes Mittäters 
Die Abficht vorliegen, die Tat als eigene zu Arne und zur Vollendung 
gu bringen, ohne dag Mitwirkung bet jedem zur Vollendung erforderlichen 

ütigkeitsakte erforderlih wäre. Da der Begriff der Tagdausübung 
nicht nur die Erlegung des Wildes, fondern jede Handlung, die ein Auffuden, 
Verfolgen oder Stellen desfelben zum Zwere der Okkupation darftellt, um- 
faßt, fo tjt jede Mitwirkung bei einem diefer Tätigkeitsmomente beim DBor- 
en der erforderlichen fubjektiven Momente als MWittäterfchaft 1. ©. des 
47 en (RE. 8. Okt. 06, Seuffdl. 72, 247). 

2. Wald: 169 8 298 Nr. 1; Gemeinidhaftlihkeit, Zutreiben von 

Mild: daf. Wr. 2. 


8 294, 
Zum Begriffe der Gewerbsmäßigkeit: 169 $ 294. 


8 295. 


1. Die Anordnung des Urteils, dab zwei im Geridtsgewahrfam befind- 
liche NRehläufe „zu befeitigen“ feien, verfügt nicht ihre Einziehung, fondern trifft 
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lediglich eine der Rechtskraft nicht fühlge Verwaltungsmaßregel, die nicht ins 
Urteil gehört und deren Befeitigung der Angeklagte mittels der Revifion ver- 
langen kann (RG. 12. Nov. 06, Bay. 3, 66). 

2, Einziehung bei Gewerbsmäßigkeit: 15 $ 40 Nr. 2. 


8 297. 


Der Tatbeftand ift gegeben, fobald die Möglichkeit befteht, daß das 
Anbordbringen die Befchlagnahme oder Einziehung des Schiffs oder der Ladung 
veranlaffen kann, und das Bewußtfein von der Möglichkeit diefer Ge- 
fährdung von Sdiff oder Ladung dem Täter nicht fehlt. Beim Gebhilfen 
genügt Kenntnis des Schmuggelzweks mit dem Bewußtfein der Gefährdung 
von Schiff oder Ladung in dem bezeichneten Sinne (RG®. 2. Juli 06, Seuffßl. 
72, 29; vgl. 170 $ 297). | 


Siteratur: 1 70. 5 299. 


Anbefugtes Zurükbehalten und Eröffnen fremder Briefe ift nad 

8 246, nidht nach 8 299 ftrafbar, wenn die Ubficht des Täters von vorn« 

erein auf rehtswidrige Zueignung der Briefe als folcher, nicht bloß auf 

enntnisnahme vom Inhalt ging. Idealkonkurrenz mit 5 299 ift in folddem 
Talle ausgeichloffen (AMO. 24. Okt. 06, RWMG. 10, 250). 


8 300. 
Literatur: 1 70; oben ©, 8, Reform bes StGB. (Ulezgander-ffrige; Tellinek ; Hansberg). 


Begriff des Geheimniffes: 170 8 300 Nr. 1; ärztlide Schweige- 
und Dffenbarungspflidt: 1 70 8 300 Nr. 2—4. 


Riteratur: 


a) Hagen, Verftößt der Arzt gegen die Vorfchrift des $ 300 StGB., wenn 
er als Zeuge vor Geridht ein ihm kraft feines Berufs anvertrautes Privat» 
anne offenbart, ohne von dem Berechtigten von der Verpflihtung zur 

erfchwiegenheit entbunden zu fein? Standpunkt des NReichsgerihts? (Tujtizd- 
Bl. 2, 2). — Verfaffer ar im Anfhluß an das Urteil des NReichsgeridhts 
vom 16. Mai 05 (vgl. I 70 8 300 Ar. 2) und ein weiteres, in einer Zivil» 
fadye ergangenes Reichsgerichtsurteil (NGZ. 53, 317) aus, daß der Arzt in dem 
oben angegebenen Falle nur dann nicht unbefugt handle, wenn — was er 
felbft zu erwägen habe — die Erftattung der Ausfage gegenüber der Schweige- 
pfliht als durch eine höhere fittlide Pflicht geboten erfcheine. 

b) Qgl. 170 8 300. 


Literatur: I 71. 5 3022. 


1. Eine Notlage liegt vor, wenn eine gegenwärtige dringende, fei es 
dauernde oder augenblickliche Geldverlegenheit zur Aufnahme eines Darlehns 
um jeden Preis zwingt, mag audy der zur Erreichung des Ziels eingefchlagene, 
mit übermäßigen Opfern erkaufte Weg nicht der äußerfte und lebte oder der 
beitgewählte fein. Für die Frage des üblihen Zinsfußes tft die nad) Ort 
und Zeit begrenzte, tm übrigen aber allgemeine, auf redlihem Geihäftsgebraud 
fußende Verkehrsanfhjauung, nicht aber das gefeßwidrige Gebaren einzelner 
beteiligter und befangener reife, 3. ®. eines Geldgeberrings, enticheidend (NO. 
3. Qunt 07, JuftizdBl. 2, 49). 

2, Bei TSeftitellung des Merkmals der Notlage find die Tatfadhen an« 
gegeben, aus denen diefes Begriffsmerkmal entnommen wird; dabei ift auf 
die wirtfchaftlide Lage des Bewuderten zur Zeit des wucderifhen Nechts- 
gefhäfts, auf deffen Zwek und auf die Verhältniffe, die jenen zur Eingehun 
desjelben bewogen haben, näher einzugehen (RO. 4. Okt. 06, Seufißl. 72, 248). 

-8, Hinfichtlih des denfelben wirtihaftlihden Zweken wie ein Darlehn 
dienenden NRedtsgeihäfts kommt es nicht auf den vom Wucderer, fondern 
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vom anderen Teile verfolgten Zwek an. Die Befriedigung des Geldbedürf- 
niffes, der wirtfchaftliche Zweck des Darlehnes, kann auch mittelbar dur Hin- 
gabe eines in Bargeld umfeßbaren Gegenftands erfolgen; ob der Umfabß ge- 
lingt, und welden Verluft der Geldfucher dabei erleidet, ift bedeutungslos 
(RG. 3. Juli 06, ZW. 35, 70 — RN6Et. 39, 126 = SchlHolftAinz. 07, 92). 

4 Mißverhältnis bei Zinfenforderung: 171 $ 302a Wr. 1; Dolus: 
daf. Ar. 2; Hingabe von Wechfeln, Verjährung: daf. Ar. 3. . 


Riteratur: I 71. 


Biteratur: I 71. 8 302. 

Tür das Moment der Kenntnis vom Sachverhalt genügt nicht die 
den Tatfachen entfprechende Annahme, daß die Forderung infolge des in 
8 302 a näher bezeichneten Mißverhältniffes eine wucherifche ift; es muß viel- 
mehr nody die Kenntnis davon hinzukommen, daB das Redtsgeihäft unter 
Ausbeutung ne Notlage ufw. eines anderen eingegangen Ift (RG. 30. Nov. 06, 


DI2. 12, 427 


Sehsundzwanzigiter Abjchnitt. . Sachbeichädigung. 
8 303. 


1. Der Begriff der Befhädigung dert se nicht ohne weiteres mit 
dem der teilweifen Zerftörung. Durd die Zerftörung wird eine Sade 
derartig befhädigt, daß fie unbrauchbar, ihrem Wefen nad) aufgehoben wird. 
Zeilweife Zerftörung liegt vor fowohl, wenn einzelne Teile, denen felb- 
ftändige Gebraudhsbefttimmung innewohnt, hierfür unbrauchbar gemadht werden, 
als aud, wenn die Sade für einzelne ihrer Zwecbeftimmungen bzw. für eine 

ewiffe urfprünglih mit ihr verbundene Gebraudsart unmöglid gemadt ift 
Ya 8. Juni 06, IW. 35, 790). Ä 

2. Dur) 8 303 werden aud) zufammengefegte Sachen, die nit nur 

begrifflich, fondern auch körperlich miteinander verbunden find und infolge der 
körperlichen Verbindung unter Htnzutritt ihres gemeinfamen Zweks ein Sadı- 
ganzes bilden, gefhüßt. Wer demnah durd) Anbringung eines Metallbügels 
auf den Dräbten einer elektrifhen Anlage die Gefahr eines Kurzfchluffes 
berbeiführt und die Weiterleitung des Stroms hindert, beeinträdhtigt durd) 
diefe Einwirkung auf eine Körperliche Sade die Leitungsanlage und ftört die 
Braudhbarkeit der ganzen Einrichtung, erfüllt mithin den Tatbeitand des $ 303 
(Colmar 18. April 05, ElfLoty3. 31, 647). 


3. BVerfieht ein Wafferleitungsberechtigter den auf dem dienenden Grund- 
ftük befindliden, bis dahin unbedechten Brunnen mit einem lofe mit dem 
Mauerwerk zufammenhängenden Deckel, fo fchafft er damit keinen wefentlichen 
Beltandteil des Bodens des Beltgers des dienenden Grundftüks; für diefen 
bleibt der Deckel, felbft wenn man ihn als Zubehörung anfehen wollte, eine 
fremde Sade (Dresden 26. April 06, Sähfilrdy. 06, 548). 


4. Die Stellung von Strafantrag wegen Sahbefhädigung an einer 
unter öffentlider Verwaltung ftebenden Sade fteht, unbefchadet der 
Befugnis der zur rechtlichen Verfügung Über die Sache zultändigen Behörde, 
aud derjenigen Behörde zu, der, fei es auch unter Aufficht einer höheren 
Behörde, die Werwaltung des Gefhäftszweiges zufteht, dem die Sade 
zu dienen beftimmt ift. 

„Die Frage, in weffen Eigentum das Univerfitätsgebäude zu Königsberg fteht und bie 
zertrümmerten Fenfterfcheiben geftanden haben, tit nicht enticheldend für Die Srage der Bes 
tedhtigung zum Strafantrage. Es kommt aud) nicht darauf an, ob von felbftändigen Bes 
nugungsredhten der akademiihen Behörden geiprohen werden kann. Die Stellung von 
Strafanträgen gehört zu den Maßregeln, die zur ordnungsmäßigen Verwaltung der Sade 
erforderlich fein können.” 

(RO. 21. Juni 07, 2 D 286/07 —= IM. 36, 549.) 


2. Zeil. — 27. Abfchnitt. Gemeingefährl. Verbrechen u. Vergehen ($ 306). 103 


5. Begriff der Beihädigung: 1718303 Ne. 1, 2; Dolus: daf. \r.1; 
irmeninihriften auf Glasfdheiben: daf. Ar. 8; a eines 
aunes: daf. Ür. 4; Töten revierender Hunde: I 11 8 53 Ur. 8. 


8 304. 


1. Zur Erfüllung des Tatbeftands des 5 304 gehört das Merkmal der 
Dffentlihkeit; ein in einer Wohnung aufgehängtes Aruztfir ift 
daher kein der religiöfen Verehrung gewidmeter Gegenjtand im Sinne diefes 
Paragraphen (BayObLG. 5. April 07, Seuffdt. 72, 796 = BayDbLG56t. 7,284). 

2. Eine Sadhbeihädigung 1. ©. des $ 304 Liegt nicht vor, wenn der Täter 
in der Nähe einer Wafferfammlungs- und »leitungsanlage Vor. 
Rehrungen trifft, die, ohne die Körperliche Leitungsanlage irgendwie zu ver- 
legen, lediglich den Erfolg haben, daß das gefammelte Wafler einen anderen 
Abflug nimmt und fo dem nn: der Anlage on wird (RO. 
11. Dez. 06, R6St. 39, 323 = IM. 36, 411; a.M.: BayDbLG. I 72 $ 304 Ar. 3). 

3. Ein trigonometrifher Markjtein ift (in Preußen) ein dem öffent- 
lichen Tale dienender Gegenitand (RG. 15. Okt. 06, R5Gt. 39, 206 = TIW. 
36, 411). 

4, Verhältnis zu 8 168 Halbf. 2: 129 $ 168; oben $ 163 Nr. 1. 

5. Dem öffentliden Nußen dienend, Sprigenhaus: 1728 304 Wr. 2. 


8 306. 


1. Die teilweife Zerftörung einer Sade fegt entweder voraus, daß 
die ganze Sade für einzelne ihrer Zweckbeftimmungen unbraudbar gemadt 
wird, oder daß einzelne VBeitandteile der Sade, die für einen befonderen felb- 
Ttändigen Gebrauch beftimmt und eingerichtet find, 3. 2. a Abteilungen 
eines Haufes, der Bodenraum, gänzlich) vernichtet find. ehbrfadhe Durd- 
löcherung eines Strohbdadhs mit mäßig großen und fchnell wieder verfchließ- 
baren Böchern ijt daher Reine teilweife Zerftörung des Gebäudes (NG. 22. Febr. 07, 
Bay2. 3, 214; vgl. audy $ 303 Nr. 1, 8 125 Nr. 2). 

2. Ein Bauwerk tft eine durch menjchliche Arbeit geichaffene, mit dem 
Grund und Boden untrennbar verbundene und zum Zweke einer gewilfen 
Dauer hergeitellte Einrihtung; bierumter fällt ein aus Tonröhren hergeftellter 
Durdlab, deffen Rohrteile ohne feite Verbindung in mäßige Tiefe ins Erdreich 
eingelaffen find, nit (RG. 23. Wat 06, IW. 35, 790) 


3. Befeitigung von Bedahungsplatten eines Brükenpfeilers: 
1 72 $ 305. 


Stebenundzwanzigjter AUbfchnitt. 
Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen. 
Literatur: 


a) Schmölder, Die Reform des Strafrehts. IV. Gemeingefährlihde Wer- 
breden und Vergehen (DZ. 11, 1283). — Der Auffag enthält eine Kurze Be- 
en des in der Überfchrift bezeichneten Kapitels der „DVergleichenden 

arftellung”. 

b) Weinberg, Legislatorifche Erwägungen zum Kampf gegen das gemein- 
gefährliche Verbredhertum (DIZ. 12, 1051). — Verfaffer majt Gefegesvorfchläge 
für die Feftftellung und Behandlung der Gemeingefährlichkeit beftimmter Ver- 
brechen, und wünfdht insbefondere Feftitellung der Gemeingefährlichkeit in jedem 
einzelnen Falle durch das Urteil. 


8 306. 


: o. Muralt, Die Branbdftiftung im fchweizerifhen "Strafrecht mit Berüklichtigung des 
Deutfhen und frangöfifhen Nechts, 1906. 
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8 308. 


1. Landwirtfhaftlide Erzeugniffe find NRohprodukte der Aus- 
nußung des Bodens im Gegenfaß zu den der Subjtanz desfelben direkt ent- 
nommenen Öegenftänden, wie Sand, Ton, Torf ufw. Tene Eigenihaft 
fällt weg mit einer die Grenzen der Landwirtfhaft Üüberfchreitenden Be- 
arbeitung oder durd eine durd die Art ihrer Verwendung bedingte Ver- 
änderung ihrer Subftanz, nicht dagegen dur Übergang in den 
Handelsverkehr (RG. 28. Mai 06, IM. 35, 791 = R6EGt. 39, 22). 

2. Früchte auf dem Telde: I 72 8 308 Nr. 1, 2. 


8 311. 
Zum Begriff der Zerftörung vgl. 5 125 Ar. 2, 8 308 Nr. 1, $ 305 Qr. 1. 


Elektrifhe Bahn, Transport, Hindernis: I 72 8 315. 


1 e. 

1. gl. 8 315. 310 

2. Der ftraferhöhende Umftand des Abf. 1 bedingt nicht eine be- 
fondere Art des Kaufalzufammenhangs, vielmehr genügt jeder urfählide 
Zufammenhbang, mag aud ein anderer Umftand mit kaufal gewejen fein; 
daß der Tod dem Täter als Fahrläffigkeit zuzurechnen ift, wird nicht ver- 
langt, ebenfowenig, daß der Getötete fi auf dem gefährdeten Eifenbahn- 
transport befunden hat, Beltrafung trifft vielmehr jeden, der fahrläffig einen 
Transport dergeftalt in Gefahr feßt, daß durd) dtefe Bugetche eu der 
Tod eines Menfchen verurfadht wird (MO. 22. Okt. 06, Seuffßl. 72, 392 = 
EifenbE. 28, 288 — GoltdArdh. 54, 73). 

38. „Sgür den Tatbeftand des DVergehens i. ©. des Abf. 2 wird lediglid: 
eine für die Transportgefährdung urfählihe Pflihtverlegung 
einer zur Leitung von Eifenbahnfahrten oder zur Aufficht über die Bahn und. 
den Beförderungsbetrieb angeftellten PBerfon erfordert, weldhe auf ein Ver- 
Ihulden des Verpflichteten, fei es ein vorfäßlidhes oder ein fahrläffiges, 
en ift. Das fubjektive Moment der ‚„Fahrläffigkeit‘ und der diefe 
bedingenden Vorherfehbarkeit des Erfolgs jcheidet aus (R6St. 8, 66; 20, 191; 
22, 163)” (MG. 8. Okt. 07, 5 D 538/07). 

4. Zeitpunkt des Vorliegens eines Berfhuldens: I 72 $ 316 Ar. 2; 
Stehenlaffen von Pferdegefhirren: daf. Nr. 3; Abf. 2: Leiter, Auf- 
fihtsführender: I 73 8 316 Nr. 4. 


Riteratur: I 73. 
8 327. 


1. Der Strafrichter hat zwar den formridhtigen Erlaß der über- 
tretenen Polizeimaßregeln, nicht aber nahzuprüfen, ob im gegebenen alle 
eine Anftekungsgefahr vorlag; fchreibt das Landesgejeß den Erlaß der Maß- 
regel in Form der Verordnung vor, fo muß demnad das Geridt das DVor- 

andenfein und die formrichtige Bekanntmachung prüfen (Karlsruhe 7. Wai 07, 
adRpr. 73, 183; vgl. 1 73 & 327). 

2. Die Verlegung der Pflicht, Fletifh auf TZrihinen unterfudhen zu 

laffen, fällt nicht unter $ 327 (&O. 2. Mat 07, DI3. 12, 971). 


8 328. 


- 1. Wiffentlie Verlegung der Abfperrmaßregel liegt vor, wenn der 
Täter in Aenntnis des Inhalts und Zwecks der Maßregel gehandelt und bei 
Begehung der Verlegung das Bewußtfein gehabt hat, daß fein Tun gegen die 
verhängte Maßregel Den: (BayObLG®. 20. Sept. 06, Seuffßt. 72, 34; Bay- 
DbLG. 12. Dez. 05, BayopLG©Ct. 6, 233; f. aud) BayOhLG. 3. Tan. 06,. Bay 
DObLG5Gt. 6, 258; I 73 8 328 Nr. 2). | 
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2. Ronkrete Seuhengefahr nah dem Viehfeuchengefeß: f. dort, 8 12 
und I 73 8 328 Wr. 1; Irrtum über Nedhtsgültigkeit der Anordnung: 
daf. Nr. 3; Strafauswerfung bei Konkurrenz mit Zolldelikten: 
I 113 $ 158 B3®. 8 280 


1. Unter Bau verfteht $ 330 ein für fich felbftändiges, fi als Ganzes 
darftellendes Werk. Bauleiter ijt, wer die medhanifchen Kräfte für die plan- 
mäßige Geftaltung eines Bauwerks durch geijtige Urheberfhaft unmittelbar 
in Bewegung feßt, deffen Intelligenz und Wille die maßgebende Quelle für 
die Anordnungen und Maßnahmen en die zu diefem VBehufe zu treffen 
find. Eine befondere Befugnis zur Leitung ift nicht erforderlich; es genügt 
eine nur tatfüählihe Ausübung der Bauleitung; ift ein folder tatjäch- 
ltcher Leiter fich feiner leitenden Stellung bewußt, fo vermag ihn feine An- 
nahme, feine Anordnungen würden nicht befolgt werden, von der Beltrafung 
aus $ 330 nicht zu befreien (NG. 18. April 07, Seuffßtl. 72, 656 

2. Anter $ 330 fallen audy folde Zuwiderhandlungen, die durd) Vornahme 
von Einzelakten zur Herftellung des Bauwerks während des Baus 
begangen find, fo daß das Vergehen mit dem Zeitpunkt zur Vollendung 
gelangt, wo die Ausführung diefer Einzelteile eine Gefahr zur Entftehung 
gebradt hat (RG. 26. Juni 06, GoltdArdh. 53, 440). 

8. „Tür die Strafbarkeit aus $ 330 ift es unerheblidh, daß die vom 
Täter zu leitende oder auszuführende DVeranftaltung nur einen gering- 
fügtgen Teil eines Gefamtbaus betrifft, und daß der unmittelbare 
Z3wer feiner Tätigkeit — 3.3. die Errichtung eines Gerüfts behufs Weg- 
nahme von Gebäudeteilen — nur ein vorübergehender if. Zum Ver- 
Ihulden genügt lediglih jedes [huldhafte. Verftoßen gegen Regeln 
der Baukunft; der Erfolg, die Entftehung der Gefahr, er nur zum 
objektiven Tatbeftande”“ (MG. 3. Juni 07, 3 D 107/07 = Geuffßl. 72, 840). 

Wie das Baugerüft, fo fällt unter den Begriff des Baus aud) eine 
Leiter, die regelmäßig zum BBefteigen des Gerüfts dur die an dem Neubau 
befchäftigten Arbeiter und zum Transport von Matertalten auf das Gerüft 
benußt wird (RG. 31. Tan. 07, IW. 36, 557 — R66Gt. 39, 417). 

5. Bauleiter, Ausführender: 173 8330 Nr. 1, 2; Wirkung der 
Unfallverhütungsvorfdriften: daf. Ar. 3. 


AUchtundzwanzigiter Abjchnitt. Verbrechen und Vergehen im Amte. 


Riteratur: ’ 


a) v. Lippmann, Verbreden und Vergehen im Amte (DIZ. 12, 92). — 
Der Auffag enthält eine Befpredhung des in der Überfchrift bezeichneten Kapitels 
der „Vergleihenden Darftellung”. 

b) Kohler, Über die Amtsvergehungen (GoltdArd. 54, 16). — Verfajfer 
gibt Ausführungen zum Begriffe der Necdhtsbeugung (8 336), der Ausfagen- 
erpreffung (8 348), der Verfolgungsbegünftigung ($ 346), der Übergebührerhebung 
($ 353) und der Unwaltsprävarikation (8 356). 


8 332, 

1, Zur Erfüllung des Tatbeftands genügt es, daB nad; dem überein- 
ftimmenden Willen beider Teile der Beamte die Spende als Gegenleiftung für 
ein pflihtwidriges Tun oder AUnterlaffen annimmt und fi der Pflichtwidrig- 
Reit der ihm zugemuteten Handlung bewußt ift; es Rommt nicht darauf an, 
ob der Beamte die Begehung der pflihtwtdrigen Handlung aud be» 
ea und ausgeführt hat (RG. 22. Tunt 06, Bay3. 2, 461). 

2. Bei der paffiven Beftehung ift MWittäterfhaft eines Beamten 
und eines Nihtbeamten ausgeihloffen. Nicht notwendig ift ein un- 
mittelbarer Verkehr des Beamten mit demjenigen, dem gegen das zu ge- 
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währende Entgelt die pflihtwidrige Handlung zugute kommen foll. Befteht 
die Tat in dem bloßen Fordern eines Vorteils, jo tjt das Bewußtfein des 
anderen Teils, daß Entgelt für eine Amtshandlung gefordert wird, nicht 
notwendig, wogegen, wenn das UAnnehmen oder Sichverfpredhenlaffen in Frage 
kommt, Willensübereinftimmung beider Teile nötig ift, wenn aud der Geber 
fih des Wefens der vergüteten Tätigkeit als einer Amtsverlegung nicht 
bewußt zu fein braudt. Db der Beamte den ernftlihen Willen hat, die 
Pflihtverlegung zu begehen, oder nicht, ift unerheblich (NG. 5. Okt. 06, 
RSG. 39, 193). 

8. Zwifhen dem Verbreden der paffiven Beitehung und der Straftat, 
für deren Ausführung der Beamte Vorteile angenommen hat, liegt 
tedhtsgrundfäglid Realkonkurrenz vor (RG. 5. Febr. 07, GoltdArd. 54, 293). 

4. Nihtamtlihe Handlung unter amtlihder Autorität: 174 8 332. 


8 333. 


; a von Adreffen durdh Beamte des Einwohnermeldeamts: 
74 8 333. 
8 339, 


Abf. 3: Vgl. $ 2 EGSGL. Ar. 3. 


8 340. 


1. Die im Verwaltungswege gegebene VBorfchrift für Lehrer: „ein Schlagen 
der Schüler auf den Kopf würde einen on lan Mißgriff bedeuten”, tft 
rein inftruktioneller Natur und bindet den Lehrer nicht dergeftalt, daß ein 
en eine ftrafbare vorfäßliche Körperverlegung bedeuten würde. 

o vom Gefeße ein Zühtigungstreht dem Lehrer zugeltanden bzw. nicht aus 
drüklich verfagt wird, tft über Umfang und Urt der Ausübung diefes Nedts. 
im einzelnen Falle unter Berücfichtigung der konkreten Umjtände zu befinden, 
und nad) rihterlihem Ermeffen zu entfcheiden, ob eine erlaubte ZJüchtigung 
oder eine ftrafbare Überjchreitung des Züdhtigungsredhts vorliegt (RO. 30. Okt. 
06, GoltvArd. 54, 76; vgl. 174 5 340 Nr. 2 = IM. 36, 411). 

2. Unrehtmäßigkeit der Amtsausübung niht Vorausfeßung: I 74 
8 340 Wr. 1; Waffengebraud durdh Forjtbeamte: daf. Nr. 3; Ronkur- 
tenz mit $S 223, 223a: 143 5 223 Nr. 7a, 144 $ 223a Wr. 6. 


8 345. 


Db beim Erfudhen um Strafvollftrekung die erfudhende Behörde 
(Staatsanwaltfhaft) oder die erfuchte (Umtsgericht) die urteilsgemäße Dauer 
- Strafhaft feitzufegen bzw. nahazuprüfen Hat, richtet fih nad 

andesrtedt. 

„Zwar erfolgt nach 8 483 Abf. 1 StPO. die Strafvoliftrekung dur die Staatsanwalt« 
haft und erfhöpft fih, wo Freibeitsftrafen verhängt find, die Strafvollfirekung begrifflich 
nicht [don mit der Einlieferung Des Verurteilten in Die Strafanftalt, fondern umfaßt fie auch 
Die Verwirkliung der Strafoerbüßung felbft (MS. 5, 332; 21. 424; 30, 135). Allein damit 
tft nit eine allgemeine und ausnahmslofe Verpflichtung der Staatsanwaltihaft gefchaffen, 
auch Die Berechnung der Strafzeit, d. bh. Deren im Verhältnis zu ihrem tatfächlihen Beginn 
und zu ihrer u mäbigen auer rechtzeitige Beendigung nadzuprüfen, vielmehr überträgt 
8 483 Ubf. 1 StPO. an fi der Staatsanwaltfhaft nur die Fürforge für Die Einleitung des 
eigentlichen Strafvollzugs und die Iberwadhung feiner vollftändigen ... Durchführung. Da- 
gegen enticheidet fi nad Maßgabe Der landestechtlihen Vorfchriften die Frage, weldher Be- 
hördbe Die Begrenzung der Dauer der Strafhaft.. . obliegt und wann im Einzelfall Die Staats- 
anwaltichaft Die nad) der Entlaffung des Verurteilten immer ihr gebührende Nachprüfung der 
er anzunehmen hat.” 

(RS. 31. Mat 06, 1 D 1323/05.) 


8 847. 


1. Ein nad) $ 20 der Gefdhäftsordnung für die Kgl. fächl. Zuftizbehörden 
zur Ausführung von Gefangenentransporten angenommener Hilfstranspor- 
teur tft Beamter i. ©. des $ 347 (NG. 30. Okt. 06, R6St. 39, 232). = 

2. Ubf.2: Unkenntnis der Möglichkeit des Entweicdhens: I 74 8 347. 
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1. Abf. 1: 3 348. 

a) Die Abänderungsbefugnis des Urkundenurhebers erltifcht, wenn 
ihm durch) Begründung eines fremden Anfprudys auf Unverfehrtheit der Ur- 
kunde aud nur die rehtlidhe Verfügungsgewalt entzogen und vom Träger 
des Anfprudhs nicht wieder eingeräumt wird. Diefer Anfprud kann 3. 2. 
durh Eröffnung der äußerlich abgefchloffenen Urkunde an Beteiligte, bei 
Behörden fhon dDurdh Dienftoorfhrift oder Begründung des Witge- 
wahrfams anderer Beamter entftehen. DVerfügungs- und Anderungsredt 
einerfeits und der Gewahrfam andererfeits fallen nicht, am wenigften bei Be- 
amten, notwendig zufammen (RG. 1. Juli 07, IW. 36, 557). 

b) „Wenn ein Vollftrekungsbeamter das Brotokoll über eine vorzu>- 
nehmende Pfändung im voraus gefertigt hat in der nicht zur Ausführung 
gelangten Abficht, die Zwangsvollftrekung an einem beftimmten Tage vor- 
zunehmen, fo kann ihm der Wille gefehlt haben, eine Urkunde unrid- 
tigen Inhalts herzuftellen; bei folcher Sadıygeftaltung Kann aber der 
Vorjag darin gefunden werden, daß er fpäter das eine objektiv falfche Beur- 
Rundung enthaltende Brotokoll feiner vorgefegten Behörde einreidt. 
Der zur Erfüllung des $ 348 Abf. 1 nötige VWorfa erfordert übrigens nidyt 
nur das Bewußtfein des Täters von feiner Beamteneigenfhaft und von dem 
öffentlichen Charakter der Urkunde, fondern aud) davon, daß er feiner Ver- 
pflihtung zuwider eine redhtserheblihde Tatfade unridhtig beur- 
kundet, verbunden mit dem Willen, dadurd unter der Autorität des öffent- 
lien Ölaubens ein für und gegen Dritte beweifendes Schriftftük über einen 
tatfächlihen Vorgang herzuftellen” (R&. 14. Juni 07, 5 D 265/07). 

c) Pfändungsberidht, Pfändungsprotokoll: 174 8 348 Wr. 1a; 
Zahlungsbefheinigung: 175 8 348 Wr. 1b; Stempelaufdruk der 
Sleifhbefhauer: daf. Ar. 1c = ScdIHolftAnz. 06, 316). | 

2. Abf. 2: 

a) Urkunde t. ©. des AUbf. 2 ift jedes beweiserheblidhe Schriftftük; 
unter Betfeitefhaffen wird eine Verfügung verftanden, die vorfäßlich gegen 
die durch die amtliche Verwahrung gewährte Sicherheit für die Erhaltung der 
Unverjehrtheit und Gebraudysfähigkeit der Urkunde gerichtet und diefe auf- 
zubheben oder doch zu beeinträchtigen beftimmt tft, und durch weldye die Ur- 
kunde durd) Entfernung von ihrem er Aufbewahrungsorte der 
Verfügung des Berechtigten entzogen wird (NG. 17. Sept. 06, RMO. 10, 211). 

b) Prozeßregtiiter: 175 8 348 Nr. 2a; amtlich zugänglich: daf. Ylr. 2b; 
Beifettefhaffung: daf. Ar. 2c. 

8 350, 

1. Auch wenn ein Landbriefträger der Dienftanweifung für foldye vom 
1. Nov. 91 zuwider einen ihm zur Beförderung durch die Poft übergebenen 
Oeldbetrag ohne gleichzeitige Empfangnahme der ausgefüllten Poftan- 
wetfung angenommen bat, fo hat er ihn dennodh in amtlidher Eigenihaft 
erhalten, falls nur die Hingabe in der Meinung der Berechtigung diefes Bes 
amten geichehen tft und hiermit der urfächlihe Zufammenhang zwiidhen der 
dienftlichen Obliegenheit und der Empfangnahme beiteht (RO. 18. Juni 06, 
DF3. 11, 1375 = IW. 35, 791 = Seuffßt. 71, 627; ebenfo BayObLG©. 11. Okt. 
06, Seuffßl. 72, 164). 

2. Geridhtsvollzteher als Beauftragter mehrerer Gläubiger: I 75 
$ 350 Ar. 1; Verhältnis zu 8 263: daf. Ar. 3; VWorausfegung des $ 350: 
daf. Wr. 2. 

8 351. 


1. Das Tatbeftandsmoment der unrihtigen Buhführung erfordert, 
daß das einfchlägige Bud) zur Eintragung oder Kontrolle der von dem Un- 
gelangten bewirkten Einnahmen beftimmt fit, daß ihm die Sührung diefes 

udhs amtlich obliegt (BayObLG. 11. Okt. 06, Seuffßl. 72, 164). 
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2. Beleg t. ©. des 831 tft nur, was zur Rechtfertigung der Eintragungen 
in die Bücher ufw. dienen foll; es genügt nicht, wenn fi) der Beamte dadurd> 
in betreff der Ausführung eines aufgetragenen Einzelgefchäfts ausweifen, oder 
wenn das Schriftftük erft demnädft für einen anderen Beamten zum Aus- 
weije bei einer Buchführung dienen foll. Unridhtig tft der Beleg nur dann, 
wenn er inhaltlich in einem wefentlien Punkt etwas anderes befagt, als der 
(angebliche) Ausfteller in ihm zum Ausdruck gebradt hat; es ggerügt nidht, 
wenn das vom Ausfteller darin als geihehen Bekundete, 3. B. wenn die 
Zahlung, liber weldye quittiert tft, in Wahrheit nicht gefchehen tft (MG. 14. Mai 
06, GoltvArdy. 53, 285). 


8 353.2. 


Us Beamter des Auswärtigen Amts ift aud ein Angeklagter zu 
behandeln, der infolge Disziplinarurtetls zur Zeit feiner Aburteilung bereits 
aus dem Dienfte des Auswärtigen Amts ausgefchieden ift, wenn aud zwifchen 
feiner Tat und dem Urteil der Zweig des Auswärtigen Umts, dem er ange- 
hörte, einer anderen Behörde (Rolonialamt) zugewiefen worden tft, wenn anders 
nur das Ausfcheiden des Beamten aus dem Auswärtigen Amte vor deifen 
Teilung Stattgefunden hat. Die Umtsverfhwiegenhett betrifft nur eigent- 
lihe Amtsgeheimniffe, d. H. foldhe Gegenftände, deren unbefugtes Bekannt- 
werden dem Reiche oder dem Amte felbft zum Nachteile gereihen kann; daß 
diefe Tatfache dem Beamten aud fonft nod), d. h. von dritter oder anonymer 
Seite bekannt geworden, tft unerheblich. Die Mitteilung ift jedes Zurkenntnis- 
bringen der Schriftftücke, gleichviel, ob mündlich, fchriftlich, wörtlich oder im 
Yuszuge. Notwendig ift das Bewußtfein der MWiderrehtlidhkeit der 
Mitteilung (LG. I Berlin 5. Zunt 07 [Fall Pöplau], DIZ. 12, 976). 


Riteratur: 


a) PBreifer, Strafredtlider Schuß der Verpflichtung zur Amtsverfhwiegen- 
heit (DZ. 12, 874). — Verfaffer führt aus, daß die beftehenden Gefeße nicht 
ausreihen, um Beamte, die amtlich ihnen anvertraute ufw. Schriftftücke un- 
befugt anderen mitteilen oder veröffentlichen, zu beftrafen, und empfiehlt ent- 
[precyende Gefeßesvorfjhhriften, nötigenfalls im Wege der Erweiterung des $ 353 a. 

b) Stier-Somlo, Der Fall Pöplau und der Arnimparagraph (DIZ. 
12, 682). — Verfaffer unterzieht das Urteil des 2G. I zu Berlin im Böplau- 
Prozelfe vom juriftifchen Standpunkte aus einer abfälligen Kritik, insbefondere 
mit Rükfiht darauf, daß Pöplau mit Gründung des NReichskolontalamts, 
alfo [hon zur Zeit der am 5. Tunt 1907 erfolgten Urteilsfällung, nicht mehr 
Beamter des Auswärtigen Amts, fondern des neuen, felbjtändigen Kolonial- 
amts war, und daß demnady auf Grund von $ 2 Abf. 2 StGB. Freifprehung 
hätte erfolgen mülfen. 

c) Hamm, Zum Fall Pöplau (DI3Z. 12, 755). — Verfaffer ift im Gegen- 
fage zu Stier-Somlo der Anficht, daß, da der Geidhäftskreis der Beamten des 
Kolontalamts genau derfelbe fei wie der der LKolonialabteilung des Yus«- 
wärtigen Amtes war, lediglih eine Spaltung des leteren vorliege, und 
Pöplau daher Beamter des Auswärtigen Umts 1. -S. des $ 353 geblieben fet. 


8 354. 


1. Ein PBoftbote, der unbeftellbare Briefe mit fih nad Haufe 
nimmt, um fie fpäter durdh einen anderen Poftboten bejtellen zu laffen, ent- 
zieht dDiefe widerrechtlich der Poft, unterdrückt fie demnad). Die Unterdrükung 
einer Anzahl von Briefen ftellt, wenigftens wenn fie gleichzeitig oder an 
einem und demfelben Tage erfolgt fjt, eine einheitlihe Handlung dar 
(R6. 2. Mai 07, Seuff®t. 72, 786). 

2. Die Seftftellung, daB die Eröffnung ufw. der der Poft anvertrauten 
Briefe ufw. feitens des Poftbeamten „in anderen, als den im Gefeße 
vorgefehenen Fällen” ftattgefunden habe, braucht nicht mit den Worten 
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des a zu erfolgen; es genügt, daß aus den Gründen zweifelsfrei hervor- 
geht, daß es ih nidht um einen gefeglihen Ausnahmefall handelt (MO. 
. April 06, GoltdArdy. 53, 276). 
3. Dal. oben 8 299, fowie I 70 $ 299 (Literatur). 


8 356. 
Riteratur: I 75. 


$ 359, 


1. Liegt eine förmlidhe Anftellung vor, fo kommt es auf die Dienfte, 
die der Beamte zu leijten hat, nicht an. &n dies nicht der Fall, fo kann die 
Beamteneigenfhaft nur angenommen werden, wenn fie aus der Natur 
der geleifteten Dienfte hervorgeht; hierbei kommen nur folde Dienfte in 
Betradht, die nur unter der Vorausfeßung der Wahrnehmung durdy einen 
öffentlichen Beamten Wirkung gewinnen können. Ein preußifher Bahn- 
agent tft niht Beamter 1. ©. des $ 359 (KG. 23. Tan. 06, Eifenb€. 23, 31). 

2, Beeidigung ft im allgemeinen für die Beamteneigenfhaft nicht 
erforderlich; wo aber die Landesgefege fie vorfchreiben, fegt die Feftitellung 
Diejer Eigenihaft aud die Feitftellung der ejosten au voraus (NR®. 
29. Juni 06, IM. 35, 785 = R66t. 39, 95; . 23. an. 06, Eifenb®. 23, 31). 

3. Vorausfegungen der Beamteneigenihaft: I 75 3 359 Wr. 1; 
preußifhe Hilfsgefangenenauffeher: f. dafelbit; Poftaushelfer: daf. 
Nr. 2; zur a der Gewerbeordnung beftimmte Beamte: daf. 
Nr. 3; Jjähfifhe Kirhenrehnungsführer: daf. Ar. 4; Mitglieder der 
preußifhen VBoreinfhäßungskommiffionen: daf. Ar. 5. 


Neunundzwanzigiter Abjchnitt. Übertretungen. 
Biteratur: I 76. 

1. Die Bekanntmadung eines Gefeges oder einer polizetlidhen 
Anordnung muß den Wortlaut der Vorfdriften volljtändig zum Aus- 
druk bringen, die Verkündung auf den nad) Anfiht des WVerkündenden 
wefentlihen Teil zu beichränken, ift unzuläffig, und zwar aud dann, wenn 
dDiefe Urt der Bekanntmahung an dem betreffenden Orte ortsüblich ift [3. 2. 
dückenhaftes Ausrufen „mittels der Schelle") (AG. 25. Okt. 06, DIZ. 12, 362). 

2. Der Strafrichter hat nur die formelfe Gültigkeit, Bedeutung und Trag- 
weite poltzeilicher Gebote und Verbote, nicht aber deren fachliche Beredhtigung 
(innere Gefegmäßigkeit) nadhzuprüfen (Dresden 17. Mai 06, GoltdArdh. 54, 88). 

3. Bekanntmahung von Polizeiverordnungen: 1 76 (vor $ 360). 


Riteratur: 


a) Arndt, Über Art und Formel der Publikation von Verordnungen 
DI3. 12, 257). — Uusgehend von der Anficht des Neichsgerichts, nad) der 
— wenigitens für das Gebiet des NReichsrehts — fog. Recdhtsperordnungen 
dort zu verkünden find, wo es den TO ua LEN On gut dünkt, gebt 
Berfaffer weiter auf die vom Aammergericht vertretene Anficht ein, nad) der 
die Bublikationsformel alles enthalten müfjfe, was zur Beurteilung der Gültig- 
Keit der Verordnung notwendig fet, alfo insbefondere die Gefeße, auf Grund 
deren fie ergehen, wie alle ihre Gültigkeit fonft bedingenden Umftände, eine 
Unficht, der er in Übereinftimmung mit dem NReichsgericht entgegentritt. 

b) Rronedker, PBublikationsformel und Aammergericdht (DIZ. 12, 346). — 
Berfaffer polemifiert gegen die von Arndt in dem vorangeführten Auffaße 
gegebenen Darlegungen und rechtfertigt die Anficht des Kammergeridts, nad) 
der die Publikationsformel lediglich die [ahlihen Umftände angeben mülfe, 
von denen das Sin die Gültigkeit der Verordnung abhängig made, 3 2. 
die Zuftimmung der Gelbftverwaltungskörperihhaften u. ä., nicht aber das ihr 
Zugrunde liegende Gefeß. 
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8 360. 


1. Ziff. 2: „Unter Vorräten ift eine Über das augenbliklihe und 
nädjte Bedürfnis hinausgehende Menge zu verftehen, unter Auffammeln die 
der öffentlichen Sicherheit möglicherweife gefahrdrohende Vereinigung größerer 
Mengen in einer Hand, ohne NRücficht darauf, ob fie dDurdy mehr oder weniger 
zahlreiche Einzelerwerbungen zufammengebradht werden. . . . Der Begriff des 
Heimlidhen ergibt fi naturgemäß aus dem Gegenfaß zur Offenkundigkeit 
oder Erkennbarkeit und trifft zu, wenn der Täter beim Aufiammeln gefliffent- 
lich vermeidet, daß es offenkundig oder wenigftens nad) außen leicht erkenn- 
bar wird, d. bh. wenn er entweder ohne ln durdy zahlreiche, an fi un- 
verfteckte, Kleinere und deshalb unverdädtige Anfchaffungen zu einem größeren 
Vorrat zu gelangen fudht, oder aber bewußtermaßen die einzelnen Anihaffungen 
nit im ordnungsmäßigen Geichäftsverkehr, alfo durd Kauf oder ähnliches 
NRechtsgefchäft bei einem gewerbsmäßigen Händler, oder nicht wenigftens unter 
Umftänden vornimmt, welcde irgend einem Unbeteiligten die Möglichkeit ent- 
Iprehyender Wahrnehmung eröffnen” (MG. 8. Tuli 07, 1 D 1126/06). 


2. Ziff. 6: Ahnlichkeit: I 76 $ 360 Nr. 1. 


8. Ziff. 8: 

a) Ziff. 8 feßt das Bewußtfein der mangelnden Berechtigung und dem- 
gemäß vorfäglidhes Handeln voraus. Db jemand eine Uniform 
trägt, tft nad) der Qandesgefeßgebung zu beurteilen; ein Verbot des Tra=. 
gens fog. Phantafleuntformen und der dazugehörigen Ausrüftungsitüce, die 
denen der bewaffneten Wacht nicht ähnlich find, befteht für Bayern nit (Bay- 
DHLG. 30. April 07, Bay. 8, 281). 

b) Die vom Befiger einer Apotheke, der nicht im Befiße des Hofprädikats 
ift, auf Firmenfdildern, NReklameanzeigen ufw. für fein Gefhäft gebrauchte 
Bezeihnung „Hof-Apotheke* tft Titel 1. ©. der Ziff. 8 (VBadV56H. ohne 
Datum, NRegers®. 27, 145). ' 

c) Die Ehefrau eines früheren Nedhtsanwalts, der durd Disziplinar- 
urteil rechtskräftig von der Redhtsanwaltichaft ausgeichloffen worden ift, 
ift nicht beredhtigt, fih „Frau NRedytsanwalt ... ." zu nennen; hierin liegt die 
unbefugte Annahme eines Titels (Celle 27. Febr. 05, GoltdArch. 53, 304). ® 


d) Die Führung der von einem Schwindelinftitut (Wisconsin College 
of Dentistry in Milwaukee) verliehenen Doktorwürde (Doctor of Dental 
surgery) jtellt fich, auch wenn dem Inititute ftaatlicherfeits die formelle Befug- 
nis zur Verteilung von Doktorwürden verliehen ift, als unbefugte Annahme 
einer Würde dar (Celle 20. März 05, GoltdArd. 53, 455). 


e) Das Doktorat ift eine Würde 1. ©. der Ziff. 8 (Dresden 12. Zuli 06, 
SahfOLG. 28, 15 = Flihers?. 32, 290 —= GoltdArd. 54, 320). 

DD Ob jemand befugt ift, fih des Wortes „von“ als Teiles feines 
Namens zu bedienen, fofern dies nit in der Abficht gefchieht, ein Udels- 
prädikat anzunehmen, hat nicht das Heroldsamt, fondern das Geridht zu 
entfhetiden. Das Net, das Prädikat „von“ zu führen, konnte vor 
dem Bürgerlichen Gefegbudhe dDurh unvordenklihe Verjährung erworben 
werden. ft im Handelsregifter als Firma ein Familienname mit dem’ 
Morte „von“ eingetragen, fo tft der Firmeninhaber befugt, fein Hanbels- 
gefhäft betreffende Erklärungen mit diefer Firma zu zeichnen, folange 
ne nicht mit Erfolg angefochten ift (Celle 10. April 05, Goltd- 

rc. 53, 457). 
zn 9 Denayn ausländifcher ärztliher Doktortitel: $ 147 GewO. 
r.Ba, b. | M 

h) Falle Namensangabe bei na $ 108 Nr. 2. 

i) Baftor a. D. Titel: 1 76 $ 360 Ar. 2a = RegersE. 27, 146; falfcher 
une daf. Ar. 2c; Künftlername: daf. Ar. 3d; Udelsprädikate: 

48 31. 
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4 Ziff. 11: 

a) Notwendig ft, daB die Handlungsweife des Täters fi nicht auf 
einen abgefchlofienen Kreis beichränkt, fondern über diefen hinaus in die 
Allgemeinheit tritt; demnad liegt ruheftörender Lärm i. ©. der Ziff. 11 
nicht vor, wenn der Täter dur Singen in feinem Wohnzimmer den 
Unterricht in einer in demfelben Haufe befindlihen Schulklajfe ftört 
(MO. 3. Wat 07, DIZ. 12, 1088). 

b) Aud eine gegen einen einzelnen geridtete Handlung — Weg- 
nahme von Gegenftänden aus einem Privatgarten und Aufftellung derfelben 
auf einem öffentlihen Wege — kann als gegen die Allgemeinheit gerichtet an- 
gefehen werden, wenn fie dem Publikum wahrnehmbar und fo geartet ift, daß 
eine Beläftigung des Publikums als Folge des MWahrgenommenen eintritt 
Bayohr®. 13. Febr. 06, BayüObLG6&t. 6, 328). 

c) Bolizeiverordnungen, die eine Verurfahung von Lärm unter Strafe 
itellen, die nidht als ungebührliche bezeichnet werden kann, entbehren der 
Gültigkeit (K®. 5. Nov. 06, FrankfRundid. 40, 221). 

d) PBeitfhenknallen auf öffentlider Straße ift, auch wenn es nur 
eine oder na Perfonen beläftigt, als grober Unfug anzufehen (Kolmar 
17. Okt. 05, Eliloth3. 32, 438). 

e) Mutwillige Unterbrehung einer öffentlich gehaltenen Rede durd 
einen Dritten erihöpft nur dann den Tatbeftand des groben Unfugs, wenn 
die Unterbrehung eine Störung oder Gefährdung der Öffentliden Ordnung 
enthalten, insbefondere den Verlauf der Veranftaltung als foldyer geftört hat; 
die bloße Möglichkeit einer Störung oder Gefährdung reiht nit aus (KG. 
15. März 07, KG%2I. 18, 72). 9 

f). Die Strafbarkeit einer Flugblätterverteilung unter dem Gejidts- 
punkte des groben Unfugs feßt eine unmittelbare Gefährdung der Öffentlichen 
Ss im allgemeinen voraus (Dresden 28. Febr. 07, SAHOLG. 28, 346). 

g) Legen von Steinen auf Eifenbahnfdhienen tft auch ohne Trans 
portgefährdung als grober Unfug anzufehen, wenigftens dann, wenn der 
Meichenfteller die Steine bemerkt und entfernt; er ift durch die Tat beunruhigt 
und als Vertreter der Allgemeinheit anzujehen, gegen die die Tat gerichtet tft; 
der äußere Befland der Öffentligden Ordnung ft infofern gefährdet, 
als unter Umftänden der Zug zum Halten gezwungen worden und Dadurd) 
eine Beläftigung und Beunruhigung des reijenden Publikums eingetreten 
wäre (RG. 11. Tan. 07, Eifenb®. 23, 303). 

h) Borausfeßungen des groben Unfugs: I ©. 76, 77 8 360 Ar. 3a 
(BayohLG. 15. März 06 = BayopLGE&t. 6, 366), b; [ubjektive Erforder- 
niffe: 177 NQr. 3e, d; Stehenbleiben auf dem Bürgerfteige: daf. Ar. 3d; 
Mietbewohner als Publikum: daf. ir. 3e; Hundegebell: daf. Ar. 31, 
vgl. auh BayObL®. 15. Nov. 06, Seufißl. 72, 352; Nahgehen und Mit- 
fahren: daf. Ar. 3g = GewXtrd. 6, 177; Boykott: daf. Ar. 3h. 

5. Ziff. 13: 

a) Die Mikhandlung ift au dann als in Ärgernis erregender Wetje 
gefchehen anzufehen, wenn das Argernis nicht bei der Tat, jondern mittelbar 
durch den Erfolg der Tat, dur Ipätere Wahrnehmung ihrer Kolgen 
hervorgerufen wird (Frankfurt a. M. 8. April 07, Yrankjfundid. 41, 37; 
ebenfo 1 77 ir. 4a). 

b) Tierquälerei durh Unterlaffung von Shußmaßregeln: 177 Nr.4b. 


Literatur: 


a) Ziff. 8: Ä 
a. Dilerai Sft die Ehefrau beredtigt, den Titel ihres Ehemanns zu 
führen? Erlifht diefes Recdt mit der Entlafiung des Ehemanns aus dem 
Amte? DI 12, 226). — Verfaffer beipridht in zuftimmendem Sinne ein 
Urteil des OLG. Celle vom 27. tebr. 05 (NegersE. 27, 146), durd) das einer 
Ehefrau zwar kein Recht, aber die durd jahrhundertelange Sitte zugelprochene 


112 A. Moaterielles Recht. — II. 1. Strafgefeßbud. 


Befugnis zufteht, den Titel des Ehemanns zu führen, nad) der aber anderer- 

feits diefe abgeleitete Befugnis alsbald wegfällt, wenn der Ehemann des 

a, BELA „gebt, in weldem Falle aud) der Zufaß „a. D." unzuläffig tft. 
. Bol. : 

b) Ziff. 11: Goeße, Beläftigung durdy Teppichklopfen (GefuR. 8, 409). — 
Verfalfer befpricht in mißbilligendem Sinne das Urteil des RG. vom 17. Sept. 
06, das eine PBolizeiverordnung einer Großftadt für ungültig erklärt, die das 
Zeppichklopfen auf beitimmte Tage und Stunden befdhränken will und der- 
artige Beichränkungen hödjitens in Bädern und Kurorten aus gefundheits- 
polizeilichen Gründen für zuläffig erklärt. 

8 361. 
Bitsratur: 1 78. Dal. oben S. 3 unter Neform (Hübner). 

1. Ziff. 1: Das Gericht hat zu prüfen, ob die Vorausfegungen der An 
wendung der Ziff. 1 gegeben find, insbefondere ob die Unordnung der 
Polizetauffiht zuläffig war und ob die Aufenthaltsbefchränkung von der 
zuftändigen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuftändigkeit in 
gejeglih zuläffigem Maße verfügt tft, aud, ob das Straferkenntnis 
rehtskräftig if. Das NReviftionsgeriht Hat fih auf die rechtliche Nady- 

rüfung der vom Berufungsgericht getroffenen Feftftellungen zu beichränken 
Braunfhweig 15. Mai 06, DI3. 12, 776). | 

2. Ziff. 3: Dadurdh, daß der Täter ein nicht erlaubtes Gewerbe 
(Handel ohne Wandergewerbeichein, Handel mit Uhren im Umbherziehen) im 
Umpberziehen betreibt, wird diefem Tun das Merkmal eines erwerbs- und 
swecdklofjen Umherziehens nicht genommen [RGSt. 30, 438] (Bayüht®. 
16. März 07, BayObLG6t. 7, 272). 


3. Ziff. 3, 4: Begriff des Landftreihens, Sdealkonkurrenz zwifdhen 
Ziff. 3 und 4: 178 8 361 Nr. 1. 

4. Ziff. 4: 

a) Nicht in jeder Bitte um einen vermögenstedtlichen Vorteil liegt ein 
Betteln; vielmehr verfteht man darunter nur die Bitte um ein Almofen, 
um ein Geben von Geld oder geldwerten Sadhen; daher ift die Bitte um 
ein Nadhtquartier kein Betteln (Darmftadt 5. April 07, HeffXtipr. 8, 50). 

b) Begriff: 178 $ 361 Nr. 2a; Leichenbitten: da. Ar. 2b. 

5. Ziff. 6: 

a) Die Maßregel der Stellung unter Bolizeiaufficht liegt dem Inhaber 
der örtlihen VPolizeigewalt bzw. demjenigen ob, dem die Erledigung der 
Gelhäfte der Sittenpolizei von jenem Übertragen worben ilt. Die 
angeordnete Maßregel wird durch den Wegzug der Kontrollierten nidt 
hinfällig; kehrt fie zurück, fo unterliegt fie wieder den einfchlagenden Vor- 
Ihriften (AG. 14. Dez. 06, SchlHolftAnz. 07, 111). 

b) Die polizeilihe Maßregel, durdy die eine Frauensperfon unter Gitten- 
kontrolle geitellt wird, wirkt, folange nicht ein zuläffiges Rechtsmittel dagegen 
eingelegt tft; nad) rechtskräftiger Verwerfung desfelben lebt diefe Wirkung 
wieder auf. Soll das Rechtsmittel keine aufichtebende a palen fo bedarf 
es infoweit einer befonderen Beftimmung (KG. 23. April 06, Regers®. 27, 819). 


6. Ziff. 8: 
- a) Öejtraft wird der gegen die Auflage, fih ein Unterkommen zu ver- 
fhaffen, gerichtete Ungehorfam; Straflofigkeit hat aber einzutreten, wenn der 
Täter aus objektiven oder fubjektiven Gründen fi) kein Unterkommen zu 
verihaffen vermochte; daß er wirklid Bemühungen dazu getroffen, tft troß 
des Wortlauts der Gefeßesbeftimmung nicht erforderlich, vielmehr genügt der 
Nachweis des Nihtvermögens, ein Unterkommen zu finden (Hamburg 
30. Aug. 05, DI3. 12, 136). 

b) Begriff des Verfhaffens: I 78 8 361 Wr. 3. 
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7. Z1ff. 10: 

a) Ziff. 10 verlangt vorfäßlides Handeln, d. h. wiffentlidhe und 
willentliche Verweigerung des Unterhalts trog Kenntnis der gejeßlichen Unter- 
baltspflicht; ferner muß der Täter tatfählich leiftungsfähig fein und die 
behördlihe Aufforderung empfangen haben, er muß die Inanfpruch- 
nahme fremder Hilfe dur Vernüttelung der Behörde geichehen laffen (Bay- 
OHRGS. 233. Mat 07, Seuffßt. 72, 744). 

b) Ziff. 10 verlangt an fidy Be Nichterfüllung der Unterhalts- 
pflicht; doch genügt Eventualdolus Auch die außerehelihe Mutter tft 
dem Kinde gegenüber unterhalts-, mithin ernährungspflidhtig, aud 
wenn der Unterhalt des Kindes von der Armenbehörde beftritten wird; leßtere 
handelt infoweit lediglich als Geidhäftsführer der Mutter, die alsdann aud 
"N mehr berechtigt ift, den Unterhalt in natura zu gewähren (Frankfurt a. M. 
4. März 07, SrankfAundfch. 41, 31). 

c) 2 ufändige Behörde 1. ©. der Ziff. 10 ift in Bayern der Armen- 
pflegfhaftsrat der unterftügungspflidtigen Gemeinde (BayDpL6. 
23. Sebr. 07, BayObLG6Gt. 7, 235). 

d) $remd tft jede Hilfe, die dem Unterftüßungsbedürftigen nit vom 
Unterhaltspflidhtigen kommt, und nidyt bloß die, welche die zuftändige 
Behörde bei anderen auswirkt oder von anderen empfängt, um fie an jenen 
abzuführen; damit tft auch nicht ausgefchloffen, DR die Hilfe von der ver: 
mittelnden Behörde felbft kommt (Dresden 4. Dkt. 06, SAHTOLG. 28, 290). 

e) Die Strafvorfchrift findet au auf den außerehelihen Vater An- 
wendung. Ob Ungeklagter in der Lage tft, feiner Ernährungspflicht nach» 
zukommen, tft Sade tatfächlicher Feftftellung; es tft zuläffig, hierbei deflen 
dermalige Urbeitskraft und deren Verwertbarkett mit in Rüdkficht 
u ziehen; nicht notwendig ft, daß er zur Beftreitung nur des ganzen 

nterhalts unfähig tft. Die Aufforderung zur Erfüllung der Pfliht kann 
auch durch) Vermittelung einer anderen Behörde ergehen. Die Entziehung 
muß eine vorfäglicdhe fein. an Beltrafung nicht deshalb erfolgen, 
weil Ungeklagter bisher nichts zur Belhaffung des Unterhalts getan, fondern 
nur, weil Angeklagter ungeachtet der Aufforderung dies weiterhin unter- 
laffen Hat (BayObtG®. 9. Okt. 06, Seuffßl. 72, 74 = BayDbLG6Gt. 7, 80 = 
NegersE. 27, 320; BayDbLG. 23. Febr. 07, Seuffdt. 72, 449 = BayDbLG6t. 
7, 235; Braunfchyweig 6/15. März 06, DIZ. 12, 432; vgl. I 78 8 361 Nr. La). 

f) Ziff. 10 bezieht fih au auf außerehelihe Väter. Wenn der Unter- 
baltspflichtige feine Kräfte und Fähigkeiten nit fo anitrengt, daß er 
die zum Unterhalt nötige Summe verdienen kann, fo entzieht er fi damit 
der Unterhaltspflit; das tut insbejondere ein voll Urbeitsfähiger, der bei 
feinem Bater gegen ung nd ein geringes Tafchengeld in 
Stellung und Arbeit tritt (Dresden 18. Okt. 06, SAHfDLG. 28, 293). 

Ziteratur: 

a) Ziff. 9: I 78. 

b) Ztff. 10: 

a. Hampe, Gehört der außerehelihe Water zu den Unterhaltspflichtigen 
t. ©. des 8 361 Ziff. 10 St6B.? (DI3. 11, 1366). — Diefe Frage wird, ins- 
ee m Anflug an OLG. Braunfhweig 6. Wär; 06 (vgl. oben unter 

r. 7e) bejaht. 

B. Wunderlidh, Zu 8 361 Ziff. 10 St6%. (SähfArd. 07, 241). — Ver- 
faffer vertritt und begründet die AUnficht, daß Ziff. 10 auch auf den außer- 
ehelihen Vater Unwendung leide. | 

Y. Bgl. I ©. 78, 79 8 361 unter b a und P. 


5 368. 


1. Der Begriff des befferen Yortkommens umfaßt nicht bloß mate- 
tielle Vorteile, fondern die Verbefferung der Vebenslage im allgemeinen, 


Warneyer-Rofenmüller, Jahrbud. 2. Jahrg. 8 
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audy idealer Güter und Annehmlichkeiten, fo der äußeren Geltung der PBerfon, 
des konfeffionellen Friedens u. dgl. Daher fällt die Sallhung eines pfarr- 
amtlihen TZaufzeugniffes behufs Erreihung BILL IDEE rauung unter 
8 863 (MG. 22. Juni 06, IM. 35, 792 — RNG6t. 39, 7 
2, „Eine Fällhung zum Zwecke befieren eek nina liegt nur dann 
vor, wenn der Täter die Kälflhung in der unbeftimmten und ganz all- 
Ächunbe der Rihtung nad gehaltenen Abfiht vornahm, mit Hilfe der 
tkunde fih irgend welde günftige Ausfidht für fein Kortkommen zu 


Ihaffen 

Bei den Fehftellungen if überfehen worden, daB der Angeklagte, mag er auch zunädhft 
bei der Ver Allhung ledigiih im aan meinen eine Beil Ilerung feiner wirtfchaftliden Vebens- 
a n uge gehabt haben, Die Vorlegung des gefälfhten Vaffes Dod aus Anlaß und 

um Zwede der Bewerbung um eine befiimmte amtlihe Stellung Busgetl> eführt Hat. 
n doppelter Richtung Ift dDurdy das anne in konkrete nn nie ein, 
gegriffen, und daß auf eine fo geftattete Verfehlung die Vorichrift des B. nicht 
anmenDEsT in, ergibt ih aus der feftftehenden Nedtiprehung des Rei a (MESt. 


)“ 
RS. 20. ' Sept. 07, 5 D 380/07.) 

8. Wandergewerbefdein, Dberlaffen, Gebrauden: I 79 8 363 
Nr. 1 = Gewird. 6, 82; Diplomzeugnis: daf. Ar. 2; Zeugnis eines 
Beosinsteliaufkoltegiums: oben $ 267 Ar. 3d; milttärifche Urlaubs» 
päffe: daf. Ar 
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1. Unter dem Wirt ift, insdefondere in Ubf. 2, nicht nur derjenige zu 
verftehen, der das Schankgewerbe als Eigentümer, Nießbraucher, Pächter oder 
aus fonftigen Gründen felbft betreibt, fondern auch der, der die Schank- 
jftätte tatfählich leitet und tatfählich die Auffiht und Verfügungs- 
gewalt darüber hat, fo alfo 3. B. die im Schanklokal anwejende € Lo 
des Gewerbetreibenden, on diefer fi zur Ruhe begeben (Bayübt6 
27. Sept. 05, GewArd. 06, 252 —= NRegers®. 27, 146 = BayDbLGCGt. 6, 152). 

2. Die Bolizeiftunde "kann nur durch Gefet oder allgemein ver- 
bindlihe, nah den Worfchriften des Wolizeiverordnungsredhts erlaffene 
Polizeiverordnung, nidht durd polizeiliche Einzelverfügung angeordnet 
werden (Cöln 27. Okt. 06, RheinArdy. 103, 238). 

3. Ein Gaftwirt, für den durd) Verfügung der zuftändigen Behörde eine 
parte Polizeiftunde feftgejeßt worden ift, ift gleichwohl ftrafbar, wenn er 

äfte Über die allgemeine Polizetftunde hinaus in feinem Lokal verweilen 
läßt, folange er von der erwähnten angune noch keine Kenntnis bat (RG. 
12. Juli 06, DI3. 11, 1877 = GewXrd. 6, 416). 

4. Gine Gefellfhaft ift eine gef&hloffene, wenn fie aus einem nad 
außen hin abgefchloffenen Kreis von Perfonen befteht, die nad innen mit- 
einander verbunden find, mag die innerlicdhe Verbindung auf perfönlichden Be- 
ätehungen beruhen, die zwiihen den Mitgliedern bereits beftehen und durd 
die Vereinigun . bergeftellt werden follen, oder aber auf einer fadylichen Zweck- 
gemeinihaft. WAuf den Ort der Beranftaltung kommt nidhts an, wenn von 
diefem nur tatfädhliy nicht zu der a a e us ausgeichloffen 
find (KO. 9. Nov. 05, GoltdAUrdy. 54, 310 98 365 r. 4). 

5. Ein von einer gefchloffenen Sereliigen, ae Lokal ift Reine 
Schankftube oder Vergnügungsort 1. ©. de Hat ein Verein ein 
Lokal gemietet und hält er darin eine Vereinsiigung, 2 ift das Verweilen 
einzelner Mitglieder in dem Lokale nad Beendigung der Sikung Über die 
Polizeiftunde hinaus wenigftens dann nidyt ftrafbar, wenn das Lokal nicht 
bloß er) I die Dauer der Situng vermietet war (Breslau 24. Juli 06, 
Pal 19, 

Bahnfofsmirtfägften: 179 8 365 Ar. 1 (AG. 23. Okt. 05 = RegersE. 
27, 2 unten 5 6 Gewd.; Begriff der PBolizeiftunde: daf. Air. 2; zum Be- 
gen, dis We nee Daf. Ar. 3; des Duldens von Gäften 1. ©. des 
af. 
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1. Ziff. 1: | 

a) au Poltzetverordnung, welde die Abhaltung Öffentliher Verfamm- 
.. mit Rückficht auf die Zeit des Gottesdienftes verbietet, ift rechtsgültig 
(KO. 7. Juni 06, R6TF. 33 C 41). 1 | 

b) Die Äbertretung kann aud) fahrläfftig begangen werden; das ift der 
Tall, wenn ein auf feinem Gute anwejender Gutsbefißer es, weil er fi) nicht 
gehörig darum kümmert, geichehben läßt, daß fein Verwalter am Geliage 

rbeiten vornehmen läßt, die nicht als fog. Notarbeiten anzufehen find (Bay- 

DHLE©. 5. Febr. 07, BayüOhLGCt. 7, 209). 

c) Snhalt der Polizeiverordnung: 179 8 366 Ar. 1a = Gewird. 
6,330; Duldung der Störung durd) Betriebsunternehmer: 180 8 366 Nr. 1b= 
GewXrd. 6, 326 — BayDpL6Gt. 6, 203. 


2. Ziff. 2, 3, 5, 8-10: Als Straße einer Stadt tft jede innerhalb 
der Stadt gelegene Wegfläde zu verftehen, die für jedermann frei zu» 
gänglicdh ift und tatfächlih dem Ööffentlihen Verkehre dient oder zu 
dtenen beftimmt ift, gleichviel, in weilen Eigentum der Straßenkörper fteht, 
und ob diefem die Eigenihaft einer öffentlichen Straße dur den Eigentümer 
der Grundfläche jederzeit wieder entzogen werden kann oder nidt (BayObLG. 
31. Okt. 05, BayopL66t. 6, 195; BayOpLe®. 1. März 06, BayOhLGCt. 6, 352; 
vgl. I 80 8 366 ir. 2). 


8. Ziff. 2: Strafbarkeit des mitfahrenden Dienftherrn, Automobil«- 
befißers: I 80 8 366 \ir. 3. 


4. Ziff. 5 bezieht fih audh auf das Treiben von Tieren (Dresden 
15. März 06, SähfQlrdh. 06, 527). 

5. Ziff. 7: Diefe Strafbeftimmung feßt ihrem Zwedke nah ein Werfen 
im Sinne einer, die Gefahr eintretender Verlegungen oder Befudelungen von 
Verfonen und Saden hervorrufenden Handlung, alfo insbefondere die Tätig- 
keit des MWerfens im engeren Sinne (Schleuderns) voraus [RGGt. 21, 318} 
(25. Aachen 21. Dez. 05, GoltdArch. 53, 306). 

6. Ziff. 8: Werfen von der Straße jelbft aus: 1 80 8 866 Nr. 4. 


7. Ziff. 9: 
a) Es tit nicht erforderlich, daß beftimmte Perfonen, Fuhrwerke ufw. 
am Verkehr auf der Straße gehindert worden find, fondern es genügt die, 
tatjächliche Feftftellung der Verkehrsftörung als Zuftand ohne den Nachweis, 
daß diefer Zuftand audh im einzelnen Yalle feine Wirkung geäußert hat. 
Sahrläfftges Verfhulden genügt zur Strafbarkeit (Aolmar 16. Mat 05, 
Eilfkoth3. 31, 653). 

b) Ziff. 9 fegt ein objektiv rehtswidriges Tun voraus; ein foldes 
tft nicht gegeben, wenn eine Handlung vorgenommen wird, die nad den ob- 
waltenden konkreten Umftänden vorgenommen werden mußte, fei es nun im 
öffentlihen oder einem privaten Intereffe. Demnad kann 3.8. nit 
beitraft werden, wer feinen anmagen behufs Entladung in verkehrshindernder 
Meife auf der Straße vor feinem Grundftük auffahren aptı weil das Ein- 
bringen der Ernte in anderer Weife nicht möglih ift VBayObL®. 7. April 06, 
Negers®. 27, 323 = BayObLG6t. 6, 412). 

ce) Ziff. 9 bezieht ih nur auf beweglidhe Gegenftände; ein mit dem 
Boden in bleibende Verbindung gebradhter Pfahlzaun ift Beitandteil des 
Grundftüks (BayOpL©. 27. Sept. 05, RegersE€. 27, 147 = BayDOpLGEGt. 6, 150). 


8 Ziff. 10: 

. a) Ziff. 10 beftraft die Zumiderhandlung gegen alle polizeilichen WVerord- 
nungen, die den dort bezeichneten Zweck haben, ohne Nüdkficht darauf, ob die 
Störung der Sicherheit der Paffanten ufw. erheblich ift oder nicht (Darmftadt 
23. Nov. 06, Heiiffipr. 8, 10). . 

b) Die Beftimmung der Ziff. 10 trifft nicht nur Polizeiverordnungen, mit 
denen die Polizei das Ihr Übertragene Gejeßgebungstecht ausübt, fondern aud) 
8" 
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auf öffentlihden Wegen, wie 3. B. die jähf. VD. vom 9. Juli 72, den Verkehr 
auf Öffentliden Wegen betr. (Dresden 28. Febr. 07, SähfOLG. 28, 357). 

c) it in einer Straßenpolizeiverordnung lediglich die Strafe des $ 366 
Ziff. 10 unter ausdrüdklicher Verweifung auf diefe Vorfhrift angedrobt, 
fo kann die Übertretung foldher an fi gültiger Vorfchriften der Verordnung, 
die fih der Ziff. 10 nidht unterordnen Lafien, ey Mangel einer 
Strafandrohung nicht verfolgt werden (RG. 29. Dez. 06, KOT. 33 C 5). 

d) Eine Poltzeiverordnung, die in allgemeinverbindlidhen Normen des zu- 
ftändigen gefeßgebenden TFaktors ihre Grundlage hat, ift redhtswirkfam; ent- 
gegenitehende private Interelfen ändern hieran nichts, insbefondere vermag 
der Grundfaß der Unverleglichkeit des Eigentums Anordnungen, die im 
polizeilichen “Intereffe der freien Benußgung des Eigentums Schranken feßen, 
nicht auszufchließen, felbft dann nicht, wenn mit Dlolsung der Anordnungen 
Geldaufwand verbunden ift (BayOpLG©. 14. Nov. 05, BayV&bLGGt. 6, 210). 

e) Eine ortspolizeiliche Vorichrift, Durch die den Hausbefigern die WVer- 
pflihtung auferlegt wird, die Fußwege, Straßen und PBläße von Graswuds 

reizubhalten, tt redhtsgültig (BayObLG. 17. April 06, Negers®. 27, 324 = 
ayopN©Gt. 6, 419). 

f) Eine ortspolizeiliche Vorfchrift, derzufolge tg: eines öffentlichen 
Teldwegs gezwungen werden follen, mit Zäunen und Wauern ihrer Öarten- 
ey auf eine beftimmte Entfernung zurüdkzurüken, damit für das 

usweiden von Fuhrwerken auf dem TFeldwege genügend Plag geihaffen 
wird, ift maus (BayOpLG. 28. Febr. 07, Bay. 3, 217). 

g) Die Übertretung von Vorfchriften einer Straßenbahnpoltizeiord- 
nung kann nur dann mit der Strafe der Ziff. 10 belegt werden, wenn es fich 
um rein polizeiliche (Betriebsficherheit u. dgl. bezweckende) Beitimmungen 
handelt; hierzu gehört die Vorfchrift, Yahrkarten zu löfen oder vorzuzeigen, 
jedenfalls dann nicht, wenn hierin nur das VBertragsverhältnis zwilhen 
der un und dem YFahrgaft zum Ausdruk gelangt (Colmar 11. April 085, 
Eifenb®. 23, 236 = Elffoth3. 31, 595; vgl. 1 80 8 366 Wir. 5b, c). 

h) Streikpoftenftehen: I 80 $ 366 Ar. 5f (= GewXrd. 6, 169 = 
Tiihers3. 30, 363), g; unten 8$ 152, 153 Gewd. Nr. 7; Inhalt der Bolizei- 
verordnungen: I 80 8 366 Ylr. 5a; Befhränkung des Kahrverkehrs: 
daf. Ar. 5d; Hausnummerfdilder: daf. Ar. de. 


Ziteratur: 

Ziff. 10: Lieber, BVolizei und NRecdtspflege (DIZ. 12, 757) — Verfaffer 
führt im Anjchluffe an einen anläßlich der Automobilrennen im Taunus vor- 
gekommenen Fall, in dem feitens des Negierungspräfidenten die Straßen auf 
beftimmte Zeit für jeden Verkehr geiperrt worden find, aus, daß die Anficht 
der Polizeibehörde, dDiefes Verbot fei au gegenüber amtlihen Handlungen 
der Gerihte wirkfam, mit Nüdficht auf die einjchlagenden Vorjchriften der 
Reichsgefeße, Insbefondere der Strafprozeßordnung, falich fet, eine folche durch 
Kr gebotene Handlung vielmehr des Merkmals der Redhtswidrigkeit 
entbehre. 


allgemeine landespolizeiliche Vorfchriften zur vom 8. ul Sicherheit ufw. 
T 


1. Ziff. 8: 8 367. 

a) In der unentgeltlidhen Aushändigung von Arzneien feitens des Wor- 
figenden eines Homdopathifhen Vereins an deffen Witglieder, die 
jener für den Verein bezogen bat, liegt Rein UÜberlaffen t. ©. der Ziff. 3, 
da vn ein Inverkehrbringen gehört, dies aber hier nicht vorliegt (Cöln 
. Dez. 05, RheinAicch. 104, 182). 

b) In dem entgeltlihden VBerabfolgen von Arzneimitteln feitens eines 
Mitgliedes eines Vereins, das deifen Arzneimittel zu verwalten hat, an 
andere Vereinsmitglieder liegt ein Verkauf und ein Überlaffen der- 
felben t. ©. der Ziff. 3. Zur Strafbarkeit ift mindeftens Yahrläffigkeit er- 
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forderlih (Celle 13. Dez. 04, RegersE. 27, 149 = GoltdXrd. 53, 300; ebenfo 
Hinfitlih der Mitglieder des Vorftands von Krankenkaffen: Dresden 
29. Yug. 06, SAHTDOLG. 28, 30 = GewXrd. 6, 565 = Yildhers?. 32, 294; — a.M.: 
Cöln 6, Zuli 07, AheinArcdh. 104, 183). 

0) Fetlhalten: I 80 $ 867 Nr. 1a —= Gewäird. 6, 9; Heilmittel: I 81 
Nr. 1b (BayOpLG. 8. Aug. 05 = GewArd. 6, 14). 


d) BO. vom 22. Okt. 01 (RNGBL. ©. 380): 

a. Unter Arzneien find nit nur foldye Stoffe zu verftehen, die von der 
medizinifchen MWilfenfchaft als zu Heilzwecen dienend anerkannt werden, fon- 
dern es fallen darunter alle diejenigen Stoffe, die in einer derjenigen Sormen 
als Heilmittel dargeboten werden, welche in dem der BO. vom 22. Okt. 01 
beigefügten Verzeichniffe A bezeichnet find, ohne daß es darauf ankommt, 
ob dem Mittel oder feinen Beltandteilen arzneiliche, heilende oder lindernde 
Wirkfamkeit zukommt oder nicht. AUnlangend die in dem Verzeichnis unter 
Nr. 4 angeführten trokenen Gemenge tjt es gleichgültig, ob der Verkäufer 
deren Beitandteile felbft mifcht oder dies, mit oder ohne feine Anweifung, dem 
Käufer überläßt, und ob die Vermengung trocken gefchteht oder nad Zugießen 
einer Flüffigkeit; entfheidend ift, daß WVerkäufer die trockenen Beltandteile 
mit der Beltimmung ihrer Vermengung abgibt (BayObL®. 10. Febr. 06, Gew- 
Arch. 6, 380 = BayObLG6t. 6, 325). 

B. Das Verbot des $ 1 der BD. trifft alle Zubereitungen, die auf einer 
pharmazeutifchen oder ihr ähnlichen Tätigkeit beruhen; ob fie auf demifchemn oder 
phyfikalifhem Wege gewonnen find, ift gleichgültig. Erforderlich ift dagegen, 
daß fte im Verzeichnis A der Verordnung aufgeführt find und im einzelnen 
Tall als Heilmittel feilgehalten oder verkauft werden (Frankfurt a.M.22. April 07, 
StankfRundich. 41, 103). 

y. Ein zur Pflege der Haut dienendes (kosmetifches) Mittel, 3. B. Zink- 
falbe, wird diefer Eigenfchaft nicht dadurch entkleidet, daß es audy als Mittel 
gut Befeitigung oder Linderung von Krankheiten, die mit der Hautpflege in 

erbindung ftehen (Ekzeme und wunde Stellen), verwendet wird; den Cha 
takter als kosmetifhes verliert das Mittel nur dann, wenn es als Mittel 
gegen Krankheiten dienen foll, die mit den Zwecken eines kosmetifchen Mittels 
nit im Zufammenhange ftehen (BayOhLG. 13. April 07, GewäArdy. 6, 566). 

6. Aleinhandel: I 81 Nr. 1ca = Gewitd. 6, 9; VBechhpflafter: daf. 
Ne.1ch = Gewitrd. 6, 15. 

e) Ziff. 3 feßt ein Verfhulden, VBorfaß oder Fahrläffigkeit, beim An- 
geklagten voraus (Celle 13. Dez. 04, GoltdArch. 53, 300). 

2, Ziff. 5: 

a) Soweit Ziff. 5 die Nichtbefolgung polizeilicher Worfchriften über die 
Aufbewahrung von Sprengftoffen ufw. betrifft, ift fie durd $ 9 Abf. 2 des 
en eßes vom 9. Juni 84 außer Kraft gefeßt (NG. 19. März 07, 


b) Landesvorfchriften gegen das Ordinieren der Apotheker: 181 Nr. 2. 

3. Ziff. 7: Ä 

a) Ziff. 7 ift, foweit bloß fahrläffiges Handeln in Frage kommt, 
rniht durch das Nahrllittel®. außer rale gelen! (Frankfurt a. M. 
6. Mai 07, FrankfRundfdh. 41, 107; ebenfo BayühlG®. 5. Wat 06, Bay- 
DHLSSt. 7,6). | 

b) Verhältnis zu 8 10 NahrMlittel®.: 1129 $ 10 Wr. 1e; unten 
8 10 Nahrllittel®. Ar. 1i. 

c) Himbeerfaft als Getränk: I 81 Wr. 3a. 

4 zit 8: 

a) Daß die den Ort befuchenden Perfonen Kenntnis von der Legung des 
Gelbitgefchoffes haben, ift ohne redhtlicdhe Bedeutung, weil trogdem die Wög- 
lichkeit ihrer Gefährdung nicht ausgefchloffen ift (BayOpXLG©. 16. Okt. 05, Bay- 
DHLGSt. 6, 173). 
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 b) Zur Verurteilung wegen unbefugten Schießens bedarf es nicht des 
Nacyweiles, daß Tharf gefhoffen wurde (NO. 25. Juni 06, GoltdArd. 
53, 489; ebenjo 1 81 Nr. 4c; vgl. dagegen I 81 Wr. 4b). 

c) Unter Ziff. 8 fällt aud, wer in feiner Wohnung fdießt, vorausgefeßt 
nur, daß dort noch andere PBerfonen wohnen oder zu verkehren pflegen, oder 
daß dies für das Haus, in dem die Wohnung liegt, zutrifft (Celle 8. Ian. 06, 
GoltdArd. 54, 317). 

d) Bengalifdhe Zündhölzer find Feuerwerkskörper i. ©. der Ziff. 8 
(Kolmar 21. Febr. 05, Elfloth3. 31, 582). 

e) Selbftgefhoß, bewohnte Orte: I 81 Xr. da; Wirkung eines 
Gewehrs, VBerfhlagen von Schrot: daf. Nr. Ad. 

B. Ziff. 10: 

a) Wird die Waffe wirklid als Mittel der KRörperverlegung benußt, 
kann nur 8 223a als ae Gefeß, nicht Daneben nod 8 367 Ziff. 10 
zur Anwendung kommen (R©. 9. Okt. 06, DIZ. 12, 240). 

b) Angriff, Sihbedienen: I 82 $ 367 Ar. 5a; Notwehr: daf. Ar. 5b. 


6. Ziff. 11: Weitergehende Bolizeivorfohriften: 182 8 367 Nr. 6a; 
Bösartigkeit: daf. Ar. 6b; Verfhulden: daf. Ar. 6b, c. 


7. Die Pfliht, die in Ziff. 12 vorgefchriebenen Schugmaßregeln zu 
treffen, bezieht fih nicht bloß auf den Eigentümer des DHaufes; vielmehr 
wird regelmäßig den Inhaber oder Verwalter der gefährlichen Anlage die 
ns treffen [R©Gt. 25, 56] (Braunfchweig 2. April 07, Braunfhw?. 

8 Ziff. 15: 

a) Die in Ziff. 15 genannten PBerfonen haften felbftändig nebeneinan- 
der; eine Unweilung des Bauherrn, eine baupolizeilihe Bedingung nicht zu 
erfüllen, an den Baumeifter enthebt diefen daher nicht der Erfüllung der Be- 
‚dingung. Ein nad der Beendigung des Baues an die Baupolizeibehörde 
gerichtetes Gefucd) um Aufhebung der Bedingung hebt die Strafbarkeit der 
einmal erfolgten Übertretung nicht auf (Dresden 27. Dez. 06, SAHOLG. 28, 299; 
vgl. 1 82 8 867 Nr. 7a). 

b) Bauhandwerker t. ©. der Ziff. 15 find nicht foldhe, die ohne jede 
Selbftändigkeit und ohne eigene Verantwortung nur untergeordnete Bau- 
arbeiten verrichten; es tft vielmehr eine Tätigkeit erforderlich, die darauf 
gerichtet tft, den Bau oder die Ausbefferung oder wefentlihe Teile davon 
Durch planmäßige Verwendung der eigenen Arbeitskraft und 
Kenntniffe, fowie gegebenenfalls durch Zeitung der untergeordneten, mecda- 
0 arbeitenden Gehilfen zur Vollendung zu bringen (K®. 9. Juli 06, DI3Z- 

1). 


c) Die Verjährung beginnt mit der Vollendung und Abnahme des 
Baues (Darmitadt 27. April 07, ar 8, 71; vgl. 1 82 $ 367 Nr. 7c). 

d) Tdealkonkurrenz mit 83 16, 147 Ziff. 2 Gewd. ausgefdloffen: 
8 147 Gewd. Nr. 2a. 

e) Nihtbefolgung befonderer Anordnungen: I 82 8 367 Nr. Tb. 


8 368, 

1. Ziff. 4: Brandfiherheit, Verfhulden: I 82 8 368 Ar. 1a; Un- 
fiherheit eines erworbenen Grundftüks: daf. Ar. 1b = BanObLGSt. 
6, 160; weitergehende PBolizeivorfhriften: I 83 8 368 Wr. 1c. 

2. Ziff. 5: „Verwahrtes“ Licht: I 83 $ 368 Ye. 2 = NRegersE. 27, 149. 

3. Ziff. 7 trifft zu, wenn der Täter in feiner Wohnung in gefährlicher 
Nähe feuerfangender Saden fhleßt (Celle 8. Tan. 06, GoltdArdh. 54, 317), 

4. Ziff. 8: „Anordnung“: 183 $ 368 Nr. 3a; Vorfchrift für den Einzel- 
fall: daf. Nr. 3a, b. 
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b. Ziff. 9: 
a) Beftellter Ucker ift ein befäter oder bepflanzter Adker; dazu 
ap ein Dreefh- oder Brachader, auf dem fih nad) der Ernte natürlicher 
ahmwuchs bildet, nit, au wenn der Nahwudhes im Rommenden Sommer 
als Wiehweide zu dienen beftimmt ift (Roftock 26. Juli 06, Merckl3. 25, 97). 

b) Um einen Weg zu einem gefdhloffenen zu machen, tft keineswegs 
ein tatfächliher und völliger mechanischer Verfchluß erforderlih; es genügt, 
wenn duch hinreichend erkennbare Warnungsmittel am Wege kund- 
er tft, daß Ddiefer ir oder nur in gewilfem lange benußt werden 

Dürfe Warnungstafel] ( resden 1. Nov. 06, SähfArd). 399). 
i 0): Bazias erforderlich: I 83 8 368 Nr. 48; avoreanbaeneit daf. 
tr. 4 


. Siff. 10: Verfhulden: I 83 $ 368 Nr. 5a; DUO LLMaeL gen 
als Täter, Befugnis im Einzelfalle: daf. Ar. 5 
7. Ziff. 11: Die Strafvorfchrift richtet fih aud a den Jagd» 
beredtigten ohne Rückfit darauf, ob die Eier oder Jungen des jagdbaren 
Tederwilds Gegenftände des Tagdredhts find oder nit; jedoch handelt diefer 
nicht unbefugt, wenn Ihm durcd das in Betracht Kommende Yandesrecht das 
en Gier und ungen unbefchränkt geftattet ift (RG. 24. Tunt 07, 


' 


Siteratur: 

Zu Ziff. 6, 8: Bornfhein, NRaudpverbot in Waldungen (BadRpr. 
73, 268). — Verfaffer führt aus, voB das in vielen Waldungen zu lefende 
Rauchverbot weder in Ziff. 6 noch in Ziff. 8 des $ 368 — auf welde Be- 
ftimmungen es immer fid) berufe — feine Stüße finde. 


8 369. 
. Ziff. 2: Landwirte find keine Gewerbtreibende 1. ne der Ziff. 2 
(San 17. Juni 05, ae ui: 104, 184; vgl. I 83 $ 869 Nr. 2 [Darmftadt 
4. = 06] = GewäArd. 6, 206). 
2. Ziff. 2: Gewerbtreibender, Ööffentliher Verkehr ($ 68 EihD.): 
1 83 $ 369 Nr. 1; Möglichkeit alsbaldiger Benußung der Gewidte ge- 
nügt: daf. Wr. 3. 


8 370. 


1. Ziff. 1: Das Motiv des a ift N 08, insbejon- 
dere kommt es nidht darauf an, ob Schmälerung fremden dens und Zus 
legung des abgegrabenen Grundftüdsteils zu einem anderen Grundftüce 
Od tft; au nu ngeaa1 iQ! ift Rein Tatbeftandsmerkmal 
16. Aug. ee SchiHolftAnz. 06, 366). 


a) en aae: ob jemand unberedhtigt filcht, ift nach dem een 
Landes-Fifchereireht zu beurteilen (RG. 10. Dez. 06, KT. 33 C 39). 

b) Ziff. 4 erfordert Borfag, Beftrafung kann nur eintreten, wenn der 
Zäter mit dem Bewußtfein der angeln Beredtigung gehandelt hat (Bay- 
DRG. 27. März 06, DEE 6 ‚ 892). 

3. Ziff. 5: 
a) Der Begriff der Menge fegt nicht unbedingt unvertretbare Sadhen 
u... en ift auch auf Sadindividuen anwendbar (NG. 9. Tuli 06, 
oltdAr 
b) Die nrage, ob ein Rahrungsmittel von unbedeutendem Werte oder 
Bao enge vorliegt, tft lediglich objektiv und nidht etwa nad) dem 
edarfe und der Anzahl der an dem Verbraudy teilnehmenden Perfonen zu 
beurteilen. Andererfeits rechtfertigt aber die AUbficht des Täters, Waren auf 
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Vorrat und zum allmählihen Genuffe zu ftehlen, die Unwendung des 
8 370 Ziff. 5 (RO. 24. Tan. 07, GSeuffßtl. 72, 347). 
c) „Keuerungsmatertal kann als Nahrungs- oder Genußmittel i. ©. 
des $ 370 Ziff. 5 StGB. nicht angefehen werden“ (MG. 24. Sept. 07, 4 D 666/07). 
d) Täter und Genießender nicht notwendig identifdh: I 84 8 370 
Nr. 1; Wild zum Füttern der Schweine: daf. Ar. 3; Berechtigung zum 
Strafantrag bei Entwendung von Fradtgütern: daf. Ar. 2 = EilendbE. 


23, 182. 
Ziteratur: I 84 $ 370. 


2. Einführungsgefeß zum Strafgefeßbud). 


82, 
1. Dem StGL. ift eine „MWaterie” der Begehung ftrafbarer Handlungen 
dur Vertrieb von Schriften unbekannt; die kragficgen Delikte find deshalb 
darin nicht erfchöpfend geregelt (RG. 5. Wärz 06, AGT. 32 C 65). 


2. Die Landesgefeßgebungen find nicht gehindert, Verbote des Spielens 
in auswärtigen Lotterien zu erlaffen und hierbei aud von den all- 
gemeinen Normen des StGB. abweichende u zu treffen (MO. 
26. April 06, Negers®. 27, 312 = RG6Gt. 39, 1 = GewXlrd. 6, 384). | 

$. Durd) reichsgefegliche Strafbeftimmungen, die das Gebiet kirchlicher 
oder religiöfer Verhältniffe berühren, find die Laube FOeIROEDUNGEn nicht ge- 
hindert, Strafvorfdriften gegen den Mißbraud) der Bann gen mtsgewalt, 
3 3. bei vorzunehmenden Reidhstagswahlen, zu erlaffen. Die Materie un- 
zuläffiger Eingriffe in die Wahlfreiheit durhd MWißbraudb amtlidher Ge- 
walt tft durdy das Reihsrecht nicht erihöpfend geregelt (RG. 9. Juli 06, ROSE. 
39, 148 = RegersE. 27, 313). 

4, Urt. 30 des Helf. Polizeiftrafgefeßbudyhs, nah dem auch die Beihilfe 

u Übertretungen ftrafbar war, hat in den dur ©. vom 24. Dez. 66 mit 
reußen vereinigten Landesteilen feit dem en des Reichsitrafgefeh- 
bucdhs feine Geltung verloren (RG. 1. Okt. 06, AO%. 33 C 3). 


5. Bol. $ 353 a StGB., Literatur unter c. 


3. Einführungsgejeg für ElfaB-Lothringen. 
Art. IL 


Der Vorbehalt des Art. I Ubf. 2 (= $ 2 EGSIGB.) bezieht fi nur auf 
Preßpolizetfahen im engeren Sinne, nicht aber auf fonftige, durch die Preife 
begangene Delikte, nicht 3. B. auf Beleidigungen und andere Vergehen des 
gemeinen GStrafrehts; die Kurze Verjährung des Neichspreßgefeges kann 
daher dur Landesredht nur für jene Sachen eingeführt werden (Rolmar 
12. Dez. 05, ElfRothZ. 32, 503). 
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II. Strafrechtliche Nebengefebe. 
1. Berfaffung des Deutichen Reichs. 


Siteratur: 1 84. SHierüber: anne: aommenter: 8. Aufl., 1907; eh 9; Smimeglge ber 
Da es Deutihen N eis, 2. Aufl., 1906; Bannier, Tertausg nnerkungen. 
10. Au TE ROMORlIeh Sie deutfche Relipsnerfaffung: eine ne der Bertaffungs- 
V. Reichstag. 
Art. 22, 


Abdf. 2: Nur ein Bericht, der den Gefamtinhalt einer Reihstags- 
verhandlung Über einen beitimmten Gegenitand wahrheitsgetreu wiedergibt, 
nicht aber die Wiedergabe einer einzelnen Rede oder von Teilen hieraus 
genießt den Schuß des Art. 22 (Kolmar 28. März 05, ElflothZ. 31, 591). 


Art. 30. 
Res» d, DI nität der NReichsta tdnneten, 1907. l. 
Fr Beme en ite O6 eg er Reichstagsabgeo 1 Bgl. au 
Zeugnispflidt der Abgeordneten: I 151, Literatur. 


Art. 31. 
a SUMENENDER Verfahren, Unterfuhungshaft, Vorführung: I 84 
rt. 31. 


1a. Gefet über die Beurkundung des Perfonenftandes 
und die Cheichliegung vom 6. Februar 1875. 


yünfter Abfchnitt. Beurkundung der Sterbefälle. 


8 56. | 
Unter Wodhentagen find alle Tage, mit Ausnahme der Sonntage, zu 
verftehen, alfo auch Felttage, die niht auf einen Sonntag fallen, 3- 
Bußtage (Celle 10. April 05, GoltdAUrd. 53, 456). 


Achter Abjchnitt. Schlußbejtimmungen. 
8 69. 


Merden aufge ebot und Ehefhließung an demfelben Standesamt von 
verfhiedenen Beamten bewirkt, fo ift der die leßtere vornehmende 
Standesbeamte für das Vorhandenfein aller ihrer Vorausfeßungen ftrafrecht- 


ih allein verantwortlid. 

„Der Ungeklagte konnte fih mit Erfolg nicht bee berufen und durfte nicht von Den 
Sefihtspunkte aus freigefprohen werden, daß es Ihm nidht on ri abe, Die {frage 
Chemündigkeit der Verlobten nodhmals von fih aus nadzuprü en. nachdem fie von en 
Gtellvertreter fon im bejahenden Sinne entihieden worden war. Nllerdings bat er ns 

der tatfädhliden Auffalfung des Gerihts den in Betracht kommenden WBunkt nicht überleben; 
er hat der von feinem Stellvertreter berrührenden Erklärung, daB beide Beriobte in 
feten, feine Aufmerkfamkeit zugewendet. NWllein wenn ber ungeklagte, Dee felbft au 
SE ERmäBIgEn: Grundlagen zur Erlangung der Gewißheit über die Ehemündigkeit ber 
lobten d urücgugreifen, fidy nur zu eigen gemadt hat, was fein Stellvertreter als das Ergebnis 
feiner Nladforihung ausgab, jo kann das als eine IIDRämbtge Nahprüfung, wie fie das Gefeg 
verlangt, um fo weniger gelten, als der Vermerk in em Sragebogen keine Teftftellung von 
Tatfadıen, fondern eine hlußfolgerun aus len: eh 

MG. 1. Tuli 07, 1 D 223/07 = TOR 
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2. Gewerbeordnung. 


Siteratur: Sandbausgaben: I 85. SHierüber: Berger-Wilhelmt, 17. Aufl., 1907; zen 
mann, Gewerbeordnung nebft enloe, und preußifhen Ausführungsbeftimmungen, 6. Aufl., 
1907; Brenner, Gewerbeordnung Ausführungsbeftimmungen für das Neil und Württem- 
bg, 1. Hälfte, 1907. : 


ommentare: 185. Hierüber: Landbmann:Rohmer, 5. Aufl., 1. Bb., 1907. 


Zitel L_ Allgemeine Beltimmungen. 


1. 
1. Gewerbe: 3 

a) Ein Arankenpflegerinneninftitut, das nicht beabfichtigt, Gewinn 
zu erzielen, ift Rein Gewerbebetrieb; eine Anzeigepfliht nad 8 16 befteht 
weder für den Verein, noch für die Leiterin (Hamburg 12. März 07, Gew- 
Arch. 6, 576). 

b) Zum Begriff des Gewerbes und der Gewerbsmäßigkeit vgl. 
185 Nr. 1—6 (Nr. 4 = RegersE®. 27, 54); Verkauf zugunften Dritter: daf. 
Nr. 2, unentgeltliche Tätigkeit: daf. Ar. 3; Veräußerung zur Verhütung 
Des Berderbens: daf. Wr. 4 = Regers®. 27, 54; Automaten: daf. Ar. 5; 
dem Öffentlichen Intereffe dienendes Unternehmen: daf. Ar. 6. 


2. Nah 8 36 find auh Nahrungsmitteldemiker als Gewerbe- 
treibende anzufehen (SäHfONG. 15. Sept. 06, SAHTONG. 9, 309 = Gew- 
Arc. 6, 555). 

8. Befhränkungen des Gewerbebetriebs: 

a) 81 begieht fih nur auf die Zulaffung zum Gewerbebetrieb, nicht 
aber auf die Art der A desfelben; demnad ift eine PBolizeivor- 
Thrift, nach der jeder TFleifcher die Erhöhung feiner Sleifchpreife der Polizei- 
behörde mitzuteilen bat, gültig (BayübL®. 29. Jan. 07, Bay. 3, 133; vgl. 
185 Wr. 7 [RO®. 15. Febr. 06 nicht 05) = AG. 32 C 10 = GewXrd. 6, 372)). 

b) Un fih würde ein Gefeg oder eine Verordnung, die für einen oder be- 
ftimmte Gewerbtreibende eine ausfchließliche Gewerbeberedhtigung feftfeßte oder 
zu ihren Gunften Zwangs- und Bannrechte begründete, gegenüber den 1, 
7-10 Gewd. rehtsunwirkfam fein. WUnders aber liegt es, wenn eine Ge- 
meindeverwaltung innerhalb ihrer Zuftändigkeit aus gefund- 
no acer Gründen gewiffe Verrichtungen, 3. B. FJükalien- 
abfuhr, Übderkeret u. &., in den Areis ihrer Tätigkeit zieht und zur 
eigenen Angelegenheit macht, indem fie entweder felbft die nötigen Maß- 
nahmen und Einrihtungen trifft oder fich hierzu eines beftimmten 
en als verantwortlihen Organs bedient (Roftock 17. Nov. 
06, GoltdAUrd. 54, 104; f. unten unter d). 

c) Boltizeilihe Unterfuhung eines Betriebs wegen des gefundheits- 

gefährdenden Geräufhes von Mafchinen ift zuläffig; es genügt, wenn die 
Gefahr au nur für einzelne Witglieder des Bublikums (Bewohner 
des Nadhbarhaufes) befteht. Db durch die Unterfagung die Rentabilität 
des Betriebs in Frage geftellt wird, ift unerbeblih (PröoßdG. 17. Wat 06, 
2 6 ©. 1, 3). 
d) Eine Polizeiverordnung, die auf Grund eines gültigen Ortsftatuts 
beftimmt, daß Orundftüksbelißer die Entleerung der Abortgruben nur 
durd) die feitens der Stadt damit beauftragten Perfonen ausführen laffen 
dürfen, widerfpriht nit dem Grundfage der Gewerbefretheit (AG. 18. Ian. 06, 
GewXArd. 6, 4 = AGT. 81 C 48; f. oben unter b). 

e) Desgleichen nicht eine Polizeiverordnung, die allgemein vorjchreibt, daß 
Schaukäften, AUushbängefdhilder ufw., fobald fie von der Straße aus 
fihtbar find und an ftraßenwärts liegenden Gebäuden, Türen, Umzäunun- 
gen ufw. angebracht werden, polizeilidy erlaubt fein müffen (KG. 7. Dez. 05, 
GewXrd. 6, 5 = RAGT. 31 C 18). 
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f) Eine Polizeiverordnnung, die ganz allgemein die Abgabe von Brannt- 
wein und Spirituofen an fremde Arbeiter verbietet, ift ungültig (RG. 
26. März 06, AOT. 32 C 13 — Gewäird. 6, 411). 

g) Eine Bolizeiverordnung, die den Waffenhändlern die Pflicht auf- 
erlegt, ein Waffenbud zu führen, ift gültig, aud wenn fie zugleich vor- 
fchreibt, daB das Buch der a a jederzeit vorzulegen Ift (RO. 
12. April 06, AST. 32 C 59 = Gemlrd. 6, 374). 

h) Wufikautomaten: 185 Ar. 7 (f. oben unter a); polizeilidhe Haufier- 
verbote: daf. Ar. 8 = GewXrd. 6, 81. 


86. 
1. Die FZifcherei unterliegt (in Sadjfen) au als Gewerbebetrieb nicht 
den Beitimmungen der Gewd. (SAHUONG. 20. Dez. 05, NRegers®. 27, 7). 


2. Eifenbahnunternehmungen: 

a) Bahnhofsreftaurationen find fohledterdings nicht als Schank- 
ftätten oder Schankftuben anzufehen, auch foweit das dort verkehrende 
nichtreifende Publikum in Stage kommt (Jena 17. Ian. 07, ThürBl. 
54, 115; Tena 20. Sept. 06, Thürdl. 54, 139). 

b) PBolizeiverordnungen, weldye die VBolizeiftunde feitfegen, haben aud 
für Bahnhpofsreftaurationen infomweit Gültigkeit, als fie das nidt- 
teifende Publikum betreffen (RG. 22. Sept. 04, R6Gt. 37, 260 

c) Polizeiverordnungen, die den Ausichank von Branntwein in den frühen 
Morgenftunden verbieten, finden auf Bahnhofswirtfchaften nur infoweit 
une uls: als das dort verkehrende nichtreifende Publikum in iyrage 
kommt (A®. 8. Dkt. 06, GewXrd. 6, 407). 

d) Der Zeitungs- und Buhhandel auf Bahnhöfen fällt nicht unter 
g rn er Gewd. (SAHMT. 22. Okt. 06, Gewärd. 6, 386 — Fildhers?. 

’ : f. unter f). 

e) Der auf Bahnhöfen auch außerhalb der Bahnfteigfperre dargebotene 
Automatenbetrieb unterliegt nicht den Worfchriften der GewV. (KO. 
12. Nov. 06, GewäArd. 6, 379 — Filhers. 32, 280; vgl. auch I 90 $ 41a Nr. 2). 

f) Bahnhofswirtfhaften: 186 8 6 Nr. 1a (BagMT. = NRegersE. 27, 1; 
SAHTMT. = daf. ©. 3; Celle 19. Sept. 04 = dal. ©. 4; KG. 23. Okt. 05, Gew» 
Arch. 6, 254 — Regers®. 27, 4), daf. Nr. 1b —= TFilhers?. 32, 279; Bahn- 
bofsbuhhandlungen: I 86 8 6 Nr. 1a, oben unter d; Kantinen für 
Bahnbedienftete: I 86 8 6 Nr. 1c = GewAtrdh. 6, 205 = RegersE. 27, 5; 
Eilenbahnwerkftätten: I 86 8 6 Nr. 1d = RegersE. 27, 6). 

g) Vol. audy $ 365 StGB., fowie I 79 $ 365 Wr. 1. 


3. Ein die Maftviehzucht treibender Bauerngutsbefiger betreibt 
nicht auch ohne weiteres das Shlädhtergewerbe, wenn er zu wiederholten 
Malen Rinder [hlachtet und das Fleifh zum größten Teile verkauft; vielmehr 
tft nach Lage des Falls zu entfcheiden, ob nicht das Schladhten von Vieh im 
Intereffe des rationellen Vieh- und Landwirtfhaftsbetriebes für 
an erfcheint oder nicht, wobei Insbefondere der Umfang diefes Betriebs, 

es DViehbeftands und die Möglichkeit des jeweiligen Verkaufs lebenden 
Maftviehs in Betracht zu ziehen ift (AG. 3. Tan. 07, GewXrd. 6, 564). 

4. Eine Ausübung der Heilkunde liegt nur vor, wenn jemand ge- 

werbsmäßig mit beftimmten Perfonen, die wirklich oder angeblih an Krank- 

eiten, Schäden oder fonftigen Übeln des Körpers leiden oder anderweit zur 

egelung körperlicher Sunktionen fachverftändiger Beratung und Unterftüßung 
bedürfen oder zu bedürfen glauben, zu dem Zwecke in Verbindung tritt, um 
nach wirklider oder angeblicher Feititellung ihres Rörperlicden Zuftands die 
erforderlihen Schritte zur Befeitigung oder Linderung des Dbels oder zur 
Regelung der körperliden Funktionen zu tun. Bloße Ankündigung oder 
Unpreifung von Heilmitteln und die Verabfolgung von folden fft 
noch Reine Ausübung der Heilkunde (RG. 38. Mai 06, ROT. 33 C 69). 
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5. Ab]. 2: | 
a) Den ulate find keine Auszüge i. ©. der Wr. 3 des Verzeichniffes A 
ur RaifVD. vom 22. Okt. 01 und dürfen daher als Heilmittel außerhalb der 
Spotheken feilgehalten und verkauft werden (RG. 11. Iunt 06, Gewärd). 6, 8). 
b) Verkauf von Rognak durd Apotheken: $ 33 Nr. 6. 
c) Apotheke, Großhandel: I 86 8 6 Nr. 2a; Hoffmannstropfen: 
daf. Ar. 2b. 810 


Abf. 2: Ausdehnung des Umfangs eines Nealredhts dur bloße Anbauten 
(nit Neubauten) an die bisher zur Ausübung beftimmten Räume ift zuläffig 
(MWürtt MT. 8. Juni 06, RegersE. 27, 7). 


Titel I. Stehender Gewerbebetrieb. 


IL Allgemeine Erforderniffe. 
8 14. 


1. Wenn eine Brauerei an die Arbeiter einer Yabrik durch Vermittelung 
eines von der Brauerei beauftragten Arbeiters in der Weife Bier verkauft, 
daß in der Fabrik für die Lagerung der zu verkaufenden Flafchen ein be- 
fonderer Raum beftimmt tft und als Verkaufslokal benugt wird, fo liegt 
darin die Unterhaltung einer felbjtändigen Betriebsftätte der Brauerei, 
die der Anmeldung bedarf; in welder Weife die Verrechnung zwilhen Liefer 
en nn AUbnehmern erfolgt, ift unerheblich (LE. Gießen 26. Mai 05, Gew- 

th. 6, 23). 

2. Wer ein mit feinem bisherigen Gewerbe in keinem Zufammenhang 
ftehendes Nebengewerbe auf eigenen Namen und eigene Rechnung mit Ge- 
winnabfidt betreibt, muß leßteres als felbftändigen Gewerbebetriek 
anmelden (Dresden 6. Sept. 06, SAHDLG. 28, 22 = GewXrd. 6, 577). 

3. Vgl. aud) unten $ 133. 

8 15a. 


1. Berfonen, deren Vornamen auf Grund behördlidher Anordnung in 
tateinifher Dberfegung in das Kirhenbud eingetragen worden find, find 
nicht verpflichtet, die der wirklichen a nit ent[preddende latei- 
nifche Form des Vornamens zu gebrauden (PrOßo. 3. April 05, GewXArd. 
6, 25 = Regers®. 27, 8). 

2. Mehrere Verkaufsftellen: I 86 $ 15a. 


II. Erfordernis befonderer Genehmigung. 
1. Unlagen, welde einer befonderen Genehmigung bedürfen. 
8 16. 


1. Unter Errihtung einer Anlage verfteht man die Herjtellung der für 
den Betrieb erforderlichen Einrichtungen; find diefe [don vorhanden, fo ges 
nügt ihre Benugung zur Ausübung des Gewerbes in nicht bloß vorüber- 
gehender Meile (BayopLG. 14. März 07, Seuffßl. 72, 667; vgl. I 86 $ 16). 

2. Auch eine wefentlihe Erweiterung des Betriebs und Vergröße- 
zung der dazu none Bauanlagen kann nad) Lage des Kalls die Erriche 
tung einer neuen Anlage daritellen; vgl. $ 147 Ziff. 2 (RO. 27. Sept. 06, 
en. 6, 220). 

3. Die von der Behörde der Genehmigung einer Stauanlage beigefügte 
Bedingung, bei „Hochwalfer” feien die Schüßen rechtzeitig zu ziehen, bat 
nicht die Bedeutung, daß dies nur bei dem durch Naturereigniije eintretenden 

ohwajfer zu gefchehen habe. Der Begriff des Hocwaflers ift in folder 
Allen vielmehr, unter Umftänden abweihend vom landläufigen Sprad- 
gebraud, jeweilig unter VBerüdkfichtigung der im einzelnen Yalle vorliegenden 
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tatfählihen Umftände feftzuftellen (Dresden 28. Juni 06, Gewälrd. 6, 222 — 
SIHOLG. 28, 8 = SähfArd. 07, 164). 


4. Abf. 2: 

a) Die in AUbf. 2 aufgeführten Anlagen gehören unter allen Umftänden 

zu den in Abf. 1 cdharakterifierten; eine befondere TSeftitellung, daß bei einer 
folchen uoge die Vorausfegungen des AUbf. 1 gegeben feien, ift daher nicht 
erforderlih (BayübLG. 10. Mai 06, Gewilrdy. 6, 25). 
: b) ÜUbderkereien find Einrihtungen zum Töten größerer Tiere, deren 
Tleifh Für Menfhen nit mehr genießbar ift, zum „Ubdecen“ oder „Ab- 
ledern”, zur fonftigen Verarbeitung von Tierleihen, zum Verfharren von 
Zierkörpern oder Teilen davon und zum Werwerten der verwendbaren 
Beftandteile (Haut, Knochen, Fleifh zum Verfüttern an Vieh). Es ift nicht 
erforderlich, daß die Einrichtung alle diefe Verridtungen vornimmt, fhon ein- 
‚zelne derjelben verleihen ihr die Sigenfoft einer AUbdeckerei (BayObLO. 
14. März 07, Seuffß®l. 72, 667 = BayDbLG66t. 7, 268). 


8 25. 


1. Ob eine Anderung der Betriebsitätte wefentlidh fei, hängt davon 
ab, ob fie auf diejenigen Nückfichten einwirken kann, die im Eingange des 
8 16 als foldye hervorgehoben werden, die nad) dem gejeßgeberifhen Gedanken 
die Anlage überhaupt genehmigungspflichtig gemadıt Haben. Don diefem Ge- 
fihtspunkte aus wird der Erfaß eines eifernen Dampfkeffelfhornfteins 
Dur einen fteinernen als wejentliche Veränderung anzufehen fein (Pröoß®. 
18. Okt. 06, GewXArd. 6, 398). 

2. Die Erhöhung des MWehrs bei einer Stauanlage durdh einen 
(feften oder beweglichen) Auffaß ift eine wefentlicdhe Veränderung der Betriebs- 
ftätte (SAHONVG. 25. Non. 05, Regers®. 27, 18). 

3. Der Einbau einer Turbine an Stelle von MWafferrädern in eine Stau- 
anlage Bere eine wejentliche, genehmigungspflichtige Veränderung der Unlage 
dar Ost BG. 27. Sept. 06, GewArd. 6, 387). 


' 


2. Gewerbetreibende, weldye einer befonderen Genehmigung 
bedürfen. 
8 30. 

1. Zum Begriffe der Brivatkrankenanftalt gehört ein auf eine ge 
-wiffe Dauer berechnetes, in Privathänden befindliches Unternehmen, in dem 
Kranke in beftimmten dazu hergerichteten Räumen und Anlagen Behandlung 
ihrer Leiden oder Pflege oder beides zugleich in der Weife finden, daß ihr 
"Aufenthalt in jenen Räumen eine gewiflfe Dauer erreicht (SAHONG. 25. Okt. 05, 
GewXArd. 6, 33). 

2. Unter einer Entbindungsanjtalt ift eine durch bauliche und fonftige 
:ftändige Einrichtungen für eine gewiffe Dauer getroffene Veranftaltung zu ver- 
'ftehen, durch welche eine Anzahl befonderer Räumlichkeiten für die Entbindung 
einer Mehrheit von Schwangeren bejtimmt und eingerichtet tft. Ob diefe Vor- 
ausfegungen vorliegen, ilt Trage des einzelnen Falls (NRoftock 80. Nov. 06, 
"MeklZ. 25, 295 = GewXrd. 6, 586 — GoltdArd. 54, 105 = DZ. 12, 888). 

8 32, 

1. Schaufpielunternehmer ift nur, wer die Veranftaltung von Schau- 

anche: d. 1. von Vorführungen einer gedichteten Handlung mittels Nede oder 
efangs und Gebärde oder mittels Gebärde allein, auf eigene Rechnung und 
"unter eigener Verantwortung als Gewerbe betreibt; einmalige Aufführung 


ohne Abficht dauernden Erwerbs genügt nicht (Dresden 9. Aug. 06, Säd- 
"Arch. 07, 187 = GoltdXrd. 54, 321) 9 
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2. Die Erlaubnis zum Gewerbebetriebe als Schaufptelunternehmer er- 
ftreckt fich jedenfalls nicht über das Gebiet des Bundesftaats, deffen 
Behörde fie erteilt Hat (SähfMT. 4. uni 07, Filhers3. 32, 350). 


8 33. 


1. Zur Unnahme des Genuffes auf der Stelle genügt es, daß fi) der 
Plag, wo das Getränk genoffen wird, in unmittelbarer Nähe des Ausihank- 
lokals befindet, und der Plab au dDiefem Zwecke mit Willen und Willen des 
En benugt wird (BayVbXG. 17. März 06, GewXrd. 6, 414 = Bay- 
DbRE5Gt. 6, 369). 

2. Ein Speifewirt, der zu den von ihm gewerbsmäßig verabreidhten 
Speifen Flafhenbier zum fofortigen Genuß gegen Bezahlung verabreicht, 
übt au das Schankgewerbe aus (Rolmar 28. Nov. 05. ElfLothZ3. 32, 444; 
f. jedody I 87 8 33 Nr. 4). 

8. Der Inhaber einer Arämerei mit Jlafchenbierhandel betreibt das 
Schhankgewerbe, wenn er in feinem neben dem Laden gelegenen Wohnzimmer 
bei ihm gekauftes la Sc in erhebliden Mengen dur die Käufer 
trinken läßt (BayDbl©. 10. März 06, NegersE®. 27, 188 = GewXird. 6, 415 
— BayOpr66t. 6, 361). 

4, Die Iandesgefeglihen VWerwaltungsvorfähriften über die Abgren- 
gung des Großhandels vom Kleinhandel binden aud die Gerichte (Göln 
8. Yug. 06, Rheinirh. 103, 225; KG. 11. Yebr. 07, GewXrd. 6, 587). 

5. Dur 8 33 wird die Abgabe von Rognak aus Apotheken, wenn 
fie lediglich zu Heilgwecken auf ärztliche Anordnung erfolgt, nicht ae ne 
pflichtig gemadt (RO. 8. Okt. 06, GewArd. 6, 200 = RegersE®. 27, 177). 

6. Beifhränkungen der Erlaubnis: 

a) Es ift zuläffig, bei Erteilung der Erlaubnis zum Gaftwirtfdhafts- 
betrieb beftimmte Zweige desfelben, 3. B. den Branntweinihank, aus 
zufhließen (BayV6H. 20. Tuni 06, DIZ. 12, 887 = BayV6H. 27, 129 = 
GewArd. 6, 251 —= RegersE. 27, 25; Ahnlich KG. 24. Tan. 07, GewArd. 6, 590). 

b) Die Erlaubnis kann für einen beftimmt begrenzten Teil des 
Publikums (Baukantinen!) erteilt werden, fo daB die weitere Ausübung 
des Schankgewerbes unmögli wird, wenn foldhe Perfonen nicht mehr vor- 
handen find [3. 8. der Bau beendet ft] (PrOdG. 10. Alai 06, GewArd. 6, 37 
— Regers®. 27, 46 = DIZ. 12, 363). 

c) Die Erteilung der Erlaubnis zum Betriebe einer Raffeefhankwirt- 
{haft kann von der Bedingung, daß der Gefchäftsbetrieb täglich zu einer 
gemwilfen Stunde eingeftellt werde, nur dann abhängig gemadt werden, wenn 
an de einer der One BEE AUbf. 2 Nr. 1 oder 2 vorliegen würde (Bay- 
DObLG©. 5. Dez. 05, Gewilrch. 6, 246 = RegersE®. 27, 28 = BayVhLGEGt. 6, 228). 
; 97% a der Räumlichkeiten, in denen der Schank erfolgen darf: 

r. 7. 


7. Die Genehmigung zum Schankwirtfchaftsbetriebe erlifht nicht 
durh Zwangsverfteigerung des Grundftüks, das dem Gewerbtreibenden 
eigentümlih gehört, und in dem die Wirtfchaft betrieben wird. Eine wefent- 
lide Veränderung aud nur eines der Näume, für die die Genehmigung 
erteilt ift, berechtigt die Behörde, den feinerzeit unter anderen Vorausfeßungen 
genehmigten Gewerbebetrieb zu hindern (Pr&üßG. 24. Sept. 06, GewArd). 6, 242 
— Regers®. 27, 189). 

8. Gaftwirt, Shankwirt: 187 8 33 Ar. 1, 2; geiftige, nichtgetjtige 
Getränke: daf. Wr. 2, 3, f. au oben Nr. 6c; Ubgabe von Getränken 
in Bordells: daf. Ar. 5 und 116 8 73 Ar. Lc; Beförderung der Völlerei: 
1 87 8 33 Ar. 8, 10; Fremdenbüder: daf. Wr. 9. 


9. Ubf. 5: Vereine ohne Erwerbszgwerk: I 88 8 33 Wr. 11a; Umfak, 
von Bier Nebenzwerk: daf. Wr. 11b. 
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8 33a. 


Zur Zeranjtaltung der im $ 33a genannten theatralifhen Vorftel- 
lungen {ft außer der Erlaubnis aus $ 33a auch die im $ 32 vorgefchriebene 
Semenmisung erforderlih (VPrOßG. 17. Mat 06, GewArd. 6, 46 = RegersE. 
27, 21; vgl. 1 88 $ 33a — PıdVG. 48, 308). 

Literatur: I 88. 
8 33b. 


1. Öffentlihe PBläße find foldye, die dem allgemeinen öffentlichen Ge- 
brauche dienen und frei zugänglich find; hiernadı Ift ein im Privateigentum 
ftehender Plag nie ein Öffentlidher 1. ©. des 8 33b, mag das Grundftük 
au an der öffentlihen Straße gelegen und von ihr aus frei guaängtie fein 
BayOpLG®. 30. Okt. 06, Bay. 3, 68 = RegersE. 27, 197 = GewmXrd. 6, 417 
— BayObL66t. 7, 99; Darmftadt 25. San. 07, Hefffifpr. 8, 19 = Gewitd. 


1). 

2. Unter öffentlihden PBlägen find nur folde Räume zu verftehen, die, 
gleihhviel, ob im PBrivateigentum ftehend oder nit, dem Gemein- 
gebraud bejtimmungsgemäß dienen, nicht aber foldhe, die nur vorüber- 

ehend und nur zu bejtimmten Zwecken vom Beliger oder dem fonftigen 

erfügungsberechtigten dem Publikum zugänglid gemadt find (Dresden 
: 29. Aug. 06, SAHjOTG. 28, 16 = Gemird. 6, 599 —= FildhersZ. 32, 291 = 
GoltdvArd. 54, 324; VPLrOVGS. 23. Okt. 06, Fifchers3. 82, 250; Düffeldorf6. April 07, 
RheinArdh. 104, 186). 

3. Ein jedermann, wenn audh nah Erfüllung bejtimmter Bedingungen 
(Zahlung von Eintrittsgeld) frei zugängliher Hofraum einer Gaftwirt- 
Ihaft ift kein Öffentliher Ort oder Pla i. ©. des $ 33b; durd) diefe 
Beltimmung wird aber nicht ausgeichloffen, daß er nach einer einfchlagenden 
Beitimmung der Landesgefeggebung (Urt. 32 Ziff. 2 BayPolSt6%.) als 
folher anzufehen ift (BayObL®. 5. Dez. 05, Negers®. 27, 31 = BayOhLGCGt. 
6, 229; & dagegen I 88 8 33b Nr. 3). 

4, Dffentlihe Pläße: 188 $ 33b Nr. 2, 3; Aufführungen in Schank- 
wirtfhaften: daf. Ar. 4; weitergehende landespolizetlihe Vorfchriften: 
daf. Ar. 5 und oben Nr. 3; von Haus zu Haus: 191 $ 42a Nr. 1. 


5 34. 


1. PBfandleihgewerbe liegt aud vor, wenn jemand gewerbsmäßig 
Waren auf Lager nimmt und dafür ein angeblich zinslofes Darlehn hingibt, 
für weldhes das Lagergut verpfändet wird, während der Empfänger des Dar- 
lehns eine als „Lagergeld” bezeichnete monatliche Vergütung zu zahlen hat 
(AG. 27. Dez. 06, GewArdy. 6, 424). 

2. Die bloße Mitteilung von zu befegenden Stellen an Stellenfudhende 
dureh eine Lehranftalt ohne Hinzutritt einer weiteren vermittelnden Tätig- 
a keine Stellenvermittlung (Dresden 16. Mai 07, SAhfOLGO. 

3. Ankündigungen von Xrbeitsangeboten in Zeitungen: I 88 8 34. 


1. Abf. 2: Trödelhandel: 

a) Für den Begriff des Trödelhandels ift entfcheidend, ob der Ein- 
Rauf im kleinen erfolgt; es ift belanglos, ob der Ubfaß etwa nur im großen 
gelhtebt. Zum Trödelhandel gehört aud) der Kleinhandel mit RZumpen (Bay- 

b2O. 17. Ian. 07, Bay3. 3, 112 = BayOhL6Gt. 7, 184; vgl. I 89 Nr. da 
Een 48, 294 —= Gewitrd. 6, 440; daf. Ar. 4b [Oldenburg = Gew- 
cc). 6, i Ä 

b) Daß der einen Trödelhandel Betreibende im Übrigen Vollkauf- 

mann ti. ©. des HGB. ift, befreit ihn nicht von den ihm als Trödler obliegen- 
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den Pflichten (Dresden 3. Gept. 06, SAHfOLTG. 28, 20 = Gewiltrd. 6, 619; 
ähnlih AG. 12. März 06, RegersE. 27, 208). 

- c) Zum Trödelhandel kann aud der Handel mit gebrauhten Möbeln, 
aud mit Kinderwagen gerechnet werden (RG®. 27. Sept. 06, GewXArd. 6, 272). 
:  d) Umarbeitung nah Ankauf feitens des Trödlers: I 89 Ar. 4a = 
VrOVBG. 48, 294 = GewXrd. 6, 440; Bfandleiher als Trödler: daf. Ar.4c; 
alte Schuhe: daf. Ar. 4d. 


2. Abf. 3: Ben Rechtsangelegenheiten ufw.: 

a) Sremde Angelegenheiten beforgt aud) der Jorderungsaufkäufer, 
der fi Forderungen gegen Zahlung eines beftimmten hohen Prozentfaßes im 
ssalle der Beitreibung von den Gläubigern abtreten läßt; daß die Forderungen 
tatfählih in fein Eigentum übergehen, fteht dem nicht entgegen (BayVbt®. . 
22. zen, 07, BayOpLGGt. 7, 188). 

) „Die gewerbsmäßige Beforgung fremder Redtsangelegenheiten und bei 
Behörden wahrzunehmender Geidhäfte, insbefondere die Abfalfung der darauf 
bezügliden fchriftliden Wuffäge” bildet 1. ©. des Ab. 3 ein einheitlidhes 
Gewerbe; die Unterfagung wirkt daher für den ganzen in der gefeglicdhen 
Bezeichnung zufammengefaßten Gewerbebetrieb, mag audy nur eine Seite des- 
felben betrieben fein. Dasfelbe gilt von der „gewerbsmäßigen Auskunftertei- 
fung über er ll oder perfönlide Angelegenheiten (PrOnßo. 
8. Gebr. 06, PrOVG©. 49, 303). 

c) Wem die Beforgung fremder Rechtsangelegenheiten dur den Verwal- 
tungsgerichtshof unterfagt ift, ift zur Beforgung folder Angelegenheiten [yon 
dann nidht mehr befugt, wenn ihm die Enticheidung der genannten Behörde 

war 1. nicht augeftellt, aber fchon bekannt ift BaDn6. 14. Febr. 07, 
AyObLGGt. 7, 222). 

d) Es ift nicht erforderlich, daß die Vermittler von Smmobiliarver- 
trägen, um unter Ubf. 3 zu fallen, ausfchließlich oder in der Hauptfadhe ihren 
Erwerb aus diefer Tätigkeit ziehen; vielmehr fallen auh WVollkaufleute, 
deren fonjtiger Geihäftsbetrieb derartige Vermittlungsgelchäfte mit umfaßt, 
darunter, und find alsdann auf diefe au) die gemä 38 XUbf. 4 erlaffenen 
a Ne anwendbar (AG. 12. März 06, AGT. 32 C 7 = GewXArd. 6, 485 
—= SchiHolftäinz. 07, 141). 

dd) Gewerbsmäßiger Güterhandel kann bei Feltftellung der Abficht 
der Tortfeßung auch dann angenommen werden, wenn der Käufer erjt ein 
einziges Anwefen zum Zwecke der Zertrümmerung erworben hat (Bay- 
DpLO©. 21. Mat 06, BayDpLGCt. 7, 21). 

e) Büherrevifor, Raufmännifher Sahverftändiger: I 89 Nr. Ba 
= Gewäird. 6 ©. 277, 432 = RegersE. 27, 199; lediglid fremde NRedhts- 
angelegenheiten (ohne bei Behörden wahrzunehmende Gefdhäfte): daf. Ar. 5b; 
Vermittlungsagenten, Smmobiliarverträge: daf. Ar. 5c; Verfteige- 
uns 1% 8 35 Ar. 5d = Regers®. 27, 36; Auktionator: daf. Nr. Be. 

. Ab. 3, 6: Diefen Beitimmungen unterliegen Insbefondere auh PBatent- 
anwälte (26. Karlsruhe 12. Dez. 05, GewArd. 6, 61). 

s a 6: MWeiterbetrieb eines abgemeldeten Gewerbes: I 9 
r. 6. 

5. Unterfagung betrifft den Unternehmer: I 88 8 35 Ar. 1; Wirkung 

für das Reid: daf. Ar. 2; Badeanftalt: I 89 Nr. 3. 


Riteratur: 


a) Upt, Die gewerbepolizeiliche Kontrolle des Bankters (DWirtfH 3.3, 530). — 

Der Auffaß wendet fi gegen ein Urteil des OLG. Breslau vom 25. Sept. 06, 
dur das ein Bankier zu Strafe verurteilt worden ft, weil er, obwohl er in 
feinem Bankgeihäft aud) gewerbsmäßig die Vermittlung von Hypotheken- 
geihäften ausführt, es unterlaffen hat, dies gemäß 5 35 Ubf. 4 zur Anzeige 
m bringen und die für diefen Gewerbebetrieb vorgeichriebenen Bücher zu 
bren, und befürwortet eine Nusnahmevorfchrift, dahingehend, daß diefe Vor- 
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Ichriften auf Bankgefhäfte, bzw. auf Vollkaufleute überhaupt keine Anwen- 
dung zu leiden haben (vgl. oben Nr. 1b, 2d). 
b) Qgi. 190 8 35. 
8 38. 


1. Auf Grund des $ 38 find landesbehördliche Worfehriften möglich, die 
nit nur die öffentlichrechtlichen Verpflichtungen der dort N Verfonen 
betreffen, fondern aud in das Gebiet des bürgerlihen Kecdts übergreifen, 
auch, foweit fie vom gemeinen wie bürgerlihden Recht abweichen; demnad) it 
eine Vorfchrift, wonach Gefindevermittler die empfangene Gebühr bei Nicht- 
antritt des Gefindes zurückzuzahlen haben, redtsgültig, und im alle der 
Verweigerung der Rückzahlung aud ohne fonftiges Verfehulden des NVermittlers 
oder des Gefindes Beitrafung des erjteren nad) $ 148 Ziff. 4a gerechtfertigt 
(RS. 7. Juni 06, Regers®. 27, 205; vgl. I 90 $ 38 Nr. 2). 

2. Nah Ab. 4 find Iandesgefegliche Beitimmungen, wonad jeder Händler 
mit ländliden Grundftüken ($ 35 Ab. 3) die beabfichtigte Vornahme einer 
Gutszertrümmerung der zuftändigen Behörde anzuzeigen hat, redhtswirkfam. 
Die Pflicht liegt alsdann auch denjenigen Berfonen ob, die fi an diefem ein- 
zelnen Geihäft als Gefellichafter mit Gewinn und Zerluft beteiligen wollen, 
auch wenn der urfprüngliche Unternehmer das in Nede ftehende Gefchäft bereits 
angemeldet hat, dafern fie nur felbft gewerbsmäßige Güterhändler find (Bay- 
DHRG. 27. Dez. 05, BayüDhLGCt. 6, 254). 

3. Zuläffig tjt die Anordnung, dab ein Trödler auch foldhe Einkaufs- 
geichäfte, Die fi) nicht auf Gegenftände des Trödelhandels beziehen, falls jie 
in feinem Geihäftsbetriebe abgefchloffen werden, in das Geihäftsbud einzu- 
tragen habe (RG. 27. Sept. 06, GewXlrdh. 6, 272). | 

4. Die Vorfchrift, daß ein NRechtskonfulent auf Verlangen der Polizei- 
behörde jederzeit feine Gejhäftsbücdher diefer in deren Dienfträumen vorzulegen 
babe, ift rehtsgültig (AG. 13. Dez. 06, GemXrd. 6, 431). . u 

5. Theateragenten: 190 8 38 Nr. 1; Vorfehriften über Führung von 
Büchern: daf. Ar. 3; Vorfchriften betreffs des Hilfsperfonals einfchließlich 
der Zamllienangehörigen des Stellenvermittlers: daf. Ar. 4; 8 5 des preuß. 
©., betr. das Pfandleihgewerbe: daf. Ar. 5 = Gemitd. 6, 57. 

Ziteratur: 


Geftefeld, Können den Gefindevermietern, Stellenvermittlern und Auk- 
tionatoren dur die Zentralbehörden Marimalfäße für die Gebührentarife 
vorgefchrieben werden ($ 38 Gewd.)? — Merfaffer verneint die Stage im 
Gegenfag zu R5Gt. 28, 115. 


DI. Umfang, Ausübung und Berluft der Gewerbebefugntiife. 
8 4la. 


1. $ 41a findet auf das Gaft- und Schankwirtfhaftsgewerbe als 
foldhes Reine Anwendung; der Verkauf von Zigarren an Gäfte kann 
im Rahmen diefes Gewerbes liegen und muß nicht notwendig ein anderweites 
Handelsgewerbe des MWirtes darftellen, jedenfalls dann nicht, wenn die Ver- 
abreihung der Zigarren als eine Bewirtung der Gäfte fich darftellt, d. h. die 

tgarren noch im Lokal und zu Getränken oder Speifen genofjen werden 
ankfurt a. W. 24. Sept. 06, JrankfRundfch. 40, 156). 

2, Auch ein nit ausfhhließlih dem Verkaufe dienender Raum, 
3. 8. der Vorplaß einer Öffentliden Sammlung u. a., kann als „offene Ver- 
Baufsftelle” angejehen werden. Dem Verbote des $ Aia find auch öffentliche 
Bedienftete, foweit fie ein Gewerbe betreiben, unterworfen (BayopLG®. 1. Febr.06, 
Regers®. 27, 207 = BayObLG6ECt. 6, 317 = Gewmird. 6, 452). 

3. „Dffene Verkaufsftelle”: I 90 8 dia Ar. 1; Automaten: daf. 
Nr. 2; Rundenausbedienung: daf. Nr. 3 (ebenfo wie RG. und KG.: Bay- 
DHRGS. 5. Mai 06, GewArd. 6, 67). - 

4. ©. aud) $ 105e. 


MWarneyer-Rofenmüller, Jahrbud. 2. Jahrg. 9 
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8 42, 

1. Für einen Gewerbetreibenden, der eines ftändigen Geidhäfts- 
lokals nit bedarf, 3. 3. einen Viehhändler, der das eingekaufte Vieh 
fofort feinen AUbnehmern zuführt, hat als gewerblide Niederlaffung die 
MWohnung zu gelten WürttMT. 16. Dez. 05, NRegers®. 27, 48). 

2. Damit eine Zweigniederlaffung als gewerblide Niederlaffung 
i. ©. des 8 42 angefehen werden kann, ijt nötig, daß fie der Hauptnieder- 
laffung gegenüber eine gewiffe Selbftändigkeit befigt, insbejondere eine 
äußerlih felbjtändige Leitung, Ausftattung mit gefondertem Geidhäfts- 
vermögen, gefonderte Buchführung, die Möglichkeit, die Zweigniederlaffung 
nad den zurzeit beitehenden Verhältniffen felbftändig zu führen; andernfalls 
liegt Mandergewerbebetrieb vor (BayObtG. 18. Jan. 06, RegersE®. 27, 210 = 
BaygOhLGCt. 6, 2938 = GewXtrd. 6, 457; f. au) LO. Darmftadt 20. März 07, 
Hefifipr. 8, 39). 

3. „Sewerblide Niederlajfung“: I 91 8 42 Nr. 1, 2, 4; Beichäfti- 
Bu on SInfaffen einer Strafanftalt: daf. Ar. 3; Saifongeidhäfte: 

. Nr. 5. 


daf 
8 428. 

1. Feilbieten von Flafchenbier an Öffentlichen Orten zum Genuffe auf 
der Stelle fällt an fih und vorbehältlich der in Ubf. 1 u. 3 vorgejehenen 
Ausnahmen nicht unter $ 42a. Außerdem ift diefer dann unanwendbar, wenn 
ein von einem Gefdhäftslokale nicht losgelöfter Geichäftsbetrieb in 
Sage fteht, felbft wenn diefer unter Mitbenugung von „öffentlien Orten“ 
erfolgt; in diefem Falle können jedod) bei Gewerbsmäßitgkeit die 88 33, 147 
auf, 1 in Frage kommen (BayObtG©. 20. März 06, Regers®. 27, 193 = Bay- 

pLG6t. 6, 370 = Gewärd. 6, 464). 

2. „Bon Haus zu Haus“: I 91 $ 42a Nr. 1; Privatgehöft als 

öffentlicher Ort: daf. Nr. 2, f. au ir. 3. 


8 42b, 
Abf. 1: „Von Haus zu Haus“: I 91 $ 42a Nr. 1. 


8 48, 
„Bildwerk": 192 8 44 Wr. 4a, b. 


g 44. 


1. Abf. 3: Unter Auffuhen von Warenbeftellungen ift jede Tätig- 
Reit zu verftehen, die darauf gerichtet ift und fi bemüht, Beitellungen zu 
erreihen und zu fammeln; darunter fällt es aber, wenn ein Neifender fein 
Erfcheinen an einem beftimmten Tage und Orte vorher dur Zeitungsinferate 
ankündigt und nad feinem Erfcheinen von den (2 auf das Inferat Ein- 
findenden Beitellungen entgegennimmt (Stuttgart 20. Sept. 05, WürttT. 18, 338 
—= Gewürd. 6, 466 —= Filhers. 32, 275; vgl. 1 92 8 44 Nr. 2). 

2. Abf. 3: Perfonen, die Zumpen, Anodhen, altes Eifen fammeln, find 
nicht Produzenten 1. ©. des AUbf. 3 (AG. 4. Okt. 06, GewXrdy. 6, 280). 

8. Abf. 3: VWorgängige Aufforderung, Befltellung: 8 55 Ar. 7a—d. 

4, Abf. 3: Produzent, Landwirt: I 92 8 44 Wr. 1 = GewArd.6, 292 
— RegersE. 27, 50 — BayDbLG64t. 6, 198; Bildwerke: daf. Ar. 4a u.b 
(Stuttgart 3. Sebr. 04 = GewXlrd. 6, 281). | 

5. Zu Ubf. 3 und BeR. des Neihskanzlers vom 27. Nov. 96 (RG6BI. 
©. 745): Englifh-lederne Hofenftoffe: 1 92 $ 44 Nr. 3a; Korfette: 
daf. Wr. 3b. 

8 44a. 


Regitimationskarte über rohe Erzeugniffe der Landwirtihaft: I 92 
$ 44a Wr. 1; bei Auffuchen von Beitellungen auf Drukfchriften: daf. Wr. 2; 
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nicht nötig beim Einkauf von Schlahtvteh dur Fleifchermeifter: daf. Ar. 3 
(BayobLo®. 7. Dez. 05 = BayOhLG6t. 6, 223). 


S 45. 

1. Bon einer GStellvertretung Bann da nicht die Rede fein, wo der an- 

u Stellvertreter den DVertretungsvertrag mit dem VVertretenen nur zum 

heine und deswegen abgefhlojfen hat, um ihm entgegenitehende Gefeßes- 
beftimmungen zu umgehen, tatfädhli aber das Gewerbe auf feine Rechnung, 
wenn aud nidyt in feinem Namen ausübt; alsdann hat der angebliche Ver: 
treter als der Gewerbetreibende zu gelten (BayObLG. 1. Febr. 06, GewArd. 
6, 413 —= BayühL6Ct. 6, 315; vgl. 193 $ 45 = Gewäitrd. 6, 41). 

2, 8 45 findet auch auf das Apothekergewerbe Anwendung (PrOVG. 
2. Nov. 05, PraVG©. 48, 297 = BRegersE®. 27, 213 = Gewilrd. 6, 468 = 
Yifchers3. 32, 254). 

8 46. 

Das Redht zum Fortbetrieb eines Wirtfhaftsgewerbes fteht den 
minderjährigen Erben bloß dann zu, wenn der Erblaffer felbft bis zum 
Tode im Bell der Erlaubnis zum Wirtfchaftsbetrieb fi) befand (BayV5H. 
13. Zuni 06, Gewärd. 6, 247 — RegersE. 27, 22). 


8 48. 
Erlaubnis nad) 8 33 erforderlih: 193 8 48. 


8 9, 


1. Die Vorfchrift des $ 49 AUbf. 1 findet auf eine nad $ 33 a erteilte 
Erlaubnis, aud foweit fie ft auf theatralifche Vorftellungen bezieht, Reine 
Anwendung (Pr9oßo. 8. Jar. 06, Gewärd. 6, 423; vgl. 1 88 $ 33a). 

2. Eine erteilte Ronzeffton erlifcht außer in den 8 49 gedachten Fällen 
(NMihtausübung) dur einen ernftlichen und wirkfam erklärten Verzicht; wer 
einen folchen ausgefproden hat, bedarf daher, will er fpäter das Gewerbe 
wieder aufnehmen, erneut der Genehmigung (Roftok 17. Nov. 06, Wekl?. 
25, 98 —= GewäArd. 6, 469 = GoltdArd. 54, 105). 

3. Ein Verzicht auf die Konzeffion Liegt nicht Ihon darin, daß der Kon- 
zelftonsinhaber das Grundftük, für das die Konzelfion erteilt ift, veräußert, 
und der erber auf Grund eigener KRonzeffton feinerfeits die Gaftwirtichaft 
betreibt. Ein folcher liegt vielmehr nur vor, wenn aus einer Willensäußerung 
des Konzeflionsinhabers gegenüber dem zuftändigen Beamten in diefer feiner 
Eigenfhaft der Verzichtswille deutlich hervorgeht (PrOßG. 24. Sept. 06, Gew- 
Arch. 6, 283). 

8 51. 


Mit Ihon das Verbot der PBolizeibehörde, Tondern erft die redhts- 
kräftige Unterfagung des Betriebs feitens der höheren Verwaltungs- 
behörde macht den weitergeführten Betrieb zu einem konzefftonslofen (Frank- 
furt a. W. 3. Juli 08, GemXArd. 6, 75). 


Titel II. Gewerbebetrieb im Umberziehen. 


8 55. 


1. Niederlaffung: vgl. 8 42. 

2, Der Begriff des Wandergewerbebetriebs wird nicht dadurdh aus» 
gefchloffen, daß jemand Waren, die er auf Beftellung mit an einen Ort gebradt 
hat, nicht an den Befteller, fondern ohne deifen Wilfen und Willen an einen 
Dritten verkauft, weil fi) gerade die Gelegenheit dazu bietet (BayObLG©. 
30. Jan. 06, Bayübr6St. 6, 312 = GewArd. 3, 476). 

9* 
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3. Ein Wandergewerbebetrieb feßt regelmäßig eine Gewerbstätigkeit 
En des Ortes der Niederlaffung voraus; Yeilbieten von Haus 
u Haus, auf Öffentlichen Wegen ufw. an diejfem Orte fällt nicht unter $ 55 
a6. 26. Sebr. 06, RegersE€. 27, 221 = KG6T. 32 C 18 = GewäArd. 6, 461). 


4. Der Umftand, daß eine PVBerfon an ihrem Wohnorte ein ftehendes Ge- 
werbe treibt, madt nicht ohne weiteres jede außerhalb des MWohnorts aus- 
geübte, wenn auch gleidhartige Tätigkeit zu einer gewerbsmäßigen; vielmehr 
muß die im Umbherziehen entfaltete Tätigkeit [echt auh gewerbs- 
mäßig vorgenommen werden (BayObLG. 18. Nov. 05, NRegersE. 27, 55 = 
BayDbLGCGt. 6, 212). 

5. Der auf den Marktverkehr beihränkte Handel auf einem Vieh- 
markt {ft auch für einen auswärtigen Viehhändler Rein Gewerbebetrieb 
im Umbherziehen; diefer bedarf daher keines Wandergewerbeiheins (Kolmar 
3. Okt. 05, Elfloth3. 32, 428). 

6. Wanderlager: 193 8 55 Nr. 2. 


7. VBorgängige Beitellung: 

a) Vorgängige Beitellung bedeutet die an einen Gewerbetreibenden er- 
gehende Aufforderung, hinreihend beftimmt bezeichnete Gegenftände 
aus feinem Gewerbebetrieb innerhalb eines ausdrüdklidy genannten oder aus 
den Umftänden zu entnehmenden Zeitraums an einen beftimmten Drt 

ur Auswahl zu bringen (BayObR6. 21. Nov. 05, Gewilrdh. 6, 295 = 
egers®. 27, 52 —= BayOht6CGt. 6, 219 [f. 193 $ 55 Wr. 4]; vgl. auch Bay- 
DpRG©. 3. Jan. 06, GewXrd. 6, 301 = BayOhLGGt. 6, 258). 

b) Zum Begriff der vorgängigen Beftellung gehört nicht, daß der Gewerbe- 
treibende die Beitellung fon erhalten haben muß, ehe er feinen Wohnort 
verließ (BayObLG6. 31. Okt. 05, GewArd. 6, 292 = Regers®. 27, 50 = Bay: 
DHLSESt. 6, 198). 

c) Außert ein Kaufsliebhaber gegenüber einem Viehhändler die Abficht, 
von ihm „eine Kuh” zu kaufen, verbittet er fich aber die Zuführung einer 
folchen, bevor er fie gefehen, ausdrüklich, jo kann von Bejtellung der Kuh 
nicht die Rede fein BayOpL6. 26. Febr. 06, BayOpLGGt. 6, 349 = Gew- 
Arc. 6, 475). 

d) Vgl. aud) I 93 8 55 Nr. 3, 4. | 

8. El 1: Feilbieten: | 

a) Zum Begriffe des Feilbietens ijt ein förmlidhes Anpreifen der Ware 
oder eine Aufforderung zum Kaufe nicht erforderlich; es genügt, daß der Wille 
zu ee in irgend einer Weife Rundgegeben und verftanden wird 
(BayOhXG©. 30. Tan. 06, GewArd. 6, 476 = BayühLGGt. 6, 312; ebenfo KG. 
13. Dez. 06, DIF. 12, 485 = Gewärd. 6, 632; desgl. BayObL®. 20. April 07, 
Seuffßl. 72, 797). 

b) Das Auslegen von Waren in offener Verkaufsftelle zum Zwede 
des nad) 8 56c genehmigten Ausfpielens derfelben ift ein Feilbieten der- 
felben [pgl. au den Wortlaut des 8 56c] (AG. 18. Junt 06, GewArd. 6, 85). 

c) Hat der eine Ware zum Verkauf Vorlegende nicht die Abficht, diefe 
vorgelegte Ware als Raufsobjekt zu übergeben, fondern führt er diefe nur als 
Probe oder Mufter mit fi, fo liegt kein Yeilbieten, fondern nur ein Auf- 
fuhhen von Beitellungen vor (KG. 13. Dez. 06, DI3Z. 12,485 = GewArd). 6, 632). 

d) Der Begriff des Feilbietens wird nidht dadurd ausgeidhloffen, daß 
der Verkäufer nur ein Wufter der an Drt und Gtelle zur Übergabe 
bereit gehaltenen Ware vorlegt (BayOhLG. 20. April 07, Seuffßl. 72, 797). 

e) Begriff des Feilbietens: I 93 8 55 Nr. 3, 6. 

. u 2: Auffuhen von Beftellungen, Ankauf zum Wieder: 
verkauf: | 

a) Zum Begriff des Auffudhens ufw.: I 92 8 44 Nr. 2; oben $ 44 Nr. 1. 

b) Ankauf zum Wiederverkauf kann aud) vorliegen, wenn die Waren 
im Taufhwege, als Entgelt für anderweitige abgegebene Waren erworben 


2. Gewerbeordnung (88 55a—56c). 133 


worden find (BayObL®. 25. Jar. 06, NegersE. 27, 222 — BayDObLGGt. 6, 310 
—= GewXArd. 6, 475). 

c) Ankauf von Schladhtvieh dDurd Fleifher: I 94 8 55 Nr. 6d; Be- 
ftellungen auf gewerbliche Leiftungen: I 93 $ 55 Nr. 6a. 


10. Ziff. 3: Anbieten gewerblider Leiftungen: 

a) Begriff: I 94 $ 55 Nr. 7; f. auch I 93 $ 55 Ar. 6a. 

b) Wenn Photographen an einem außerhalb ihrer Niederlaffung ge- 
legenen Orte and aufnehmen, fo liegt, auch wenn fie die Platten 
erft am Orte ihrer Niederlaffung entwickeln und dort aud die Bilder fertigen, 
darin doc ein Darbieten gewerblicher Leijtungen (BayObL®. 7. Wärz 06, 
BayOpXGGt. 7, 258). 


8 ba, 


Abf. 2: Die Ausnahmen brauden nicht auf beftimmte gerne 
beichränkt zu fein. Der Irrtum, daß eine allgemein bewilligte Ausnahme 
vorliege, kann nah $ 59 StGB. als tatfächlicher Irrtum über den Inhalt 
einer behördlichen Einzelverordnung beadtlidh fein (KG. 11. Wärz 07, Gew- 
Arch. 6, 630). 

8 56. 5 


3, 11: Öleichgültig, ob alte oder neue Waren: 1 94 8 56 Nr. 1. 
8: Keine Unwendung auf den Marktverkehr: 194 $ 56 Nr. 2 
6, 310 = NRegers®. 27, 229. 

3. Ziff. 9: „Arzneimittel”: I 94 $ 56 Nr. 3 = BaydbLG6Ct. 6, 201. 

4. Ziff. 10: Für den Begriff des Futtermittels ift der Nährwert des 
Nüttels nicht entfcheidend. Ziff. 10 leidet nur auf künftlihe Futtermittel 
Anwendung (KG. 25. Okt. 06, GewäArdy. 6, 473). 

5. Ziff. 11: Schmudfaden ufw. = gebraudsfertiger Schmuk: I 94 
8 56 Nr. 4. 

6. Ziff. 12: : 

a) Der Inhalt der Schrift braudt nicht an fi unzüdtig zu fein; es ge- 
nügt, wenn die Art ihrer Darbietung im Zufammenhange mit ihrem In 
halte fie geeignet madıt, in fittlicher Beziehung Argernis zu erregen (KO. 
21. Juni 06, Gemwilrdh. 6, 69). 

b) Bolitifhes Argernis: I 94 5 56 Nr. 5a; Bildwerke: I 92 8 44 
Nr. 4a, b; Fahrläffigkeit: I 103 8 148 Nr. 3. 

7. AUbf. 4: Reifende im Buchhandel, die Beitellungen auf Drukfcriften 
gemäß 88 44, 44a auffuchen, brauchen das in XAbf. 4 vorgefchriebene WVerzeich- 
nis nicht bei fi zu führen (KG. A. April 07, Gewälrdh. 6, 626). 


8 56a. 

Ziff. 1: Iede auf Feftftellung eines Leidens und die Satans oder 
Linderung von Schmerzen und die Verhütung der Verfchlimmerung von Leiden 
gerichtete berufsmäßige Tätigkeit Ift Ausübung der Heilkunde; hiernad 
ift es einem Bandagiften nit erlaubt, das Vorhandenfein eines Bruds 
feftzuftellen und zu bejtimmen, welches Bruchband geeignet ift (BayObL®. 
3. San. 07, BayObL&6t. 7, 169; ebenfo I 94 $ 56a). 


8 56h. ' 
POLDEIIIDE Beihränkungen (Rontrollbud) beim Wieyhyandel:194856b 


8 56c. 


1. ft einem Haufierer die Verlofung von Galanteriewaren geitattet 
worden, fo ift er dadurch nicht berechtigt, Nikeltafhenuhren, die zwölf 
Stunden gehen, zur Ausfpielung zu bringen; diefe fallen nicht unter den Be- 
griff der Galanteriewaren, d. H. zum Buß und Spiel bejtimmter Gegenftände; 


rt 
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ein Irrtum des Haufierers über den Begriff der SOLERIEEIEmaEN it als 
Rectsirrtum belanglos (KG. 18. Juni 06, GewArd. 6 


2. Manderlager: 195 $ 56c = Gewärd. 6, a 


$ 59. 


1. Ziff. 1: Rohe Erzeugniffe, Saatgetreide, Saatfrudt: I 9 
8 59 Wr. 1. 


2. Ziff. 2: 

a a Begriff der gewerblidhen Leiftungen in Ziff. 2 tit gleich» 
bedeutend mit dem in 8 55 Abf. 1 Ziff. 3; a ungen gehören 
dazu hier wie in S 55 Ziff. 3 nicht BayObLG. 6 . März 06, NRegersE®. 27, 227 
— BayObLG6&t. 6, 355 —= GewArd. 6, 635). 

b) Ob die Waren dur den Gewerbtreibenden felbft oder Kamilien- 
angehörige, Dienftboten oder Gehilfen feilgeboten werden, ift gleidh- 
gültig ons 4. Wat 07, Mel. 25, 297). 

c) Auffuden von Beftellungen kein Teilhalten, daher Legtti- 
mationskarte: I 95 $ 59 

3. Die Befreiungen des z P gelten nicht für den Gehilfen: I 95 8 59 
Nr. 3; f. oben unter 2b. 


8 60a. 


1. Der Widerruf der von der on bedingungslos erteilten 
Erlaubnis tft zuläffig (BayDbRG©. 24. April 06, Negers®. 27, 227 = Bay: 
DIRLGGSt. 6, 423 — GemXtrd. 6, 491). 


2. Offentlihe Pläße: I 88 5 33b Nr. 2, 3; ei $ 33b Nr. 1, 2; 
re 195 8 60a Ar. 3 — Gem ch. 6 ‚ 88 (303) = Gettd, 
Ard. 54 DS oben $ 33b Nr. 3. 


8 60c. 
Schon das bloße Nichtbeifihführen des Wandergewerbeficheins ift nad) 
8 1 Ziff. 2 ftrafbar NRoftock 4. Mai 07, Mel. 25, 297). 


2. Pfliht des Abf. 1 entiteht erft mit Ausübung des Betriebs: 
195 8 60c. 
8 62. 


1. Als Begleiter find nicht felbft- oder mittätige Gewerbtreibende oder 
Gehilfen, fondern nur folche Berfonen anzufehen, die der Gewerbtreibende zu 
untergeordneten Dienften mit fi führt (BayOptG®. 18. Nov. 05, Gew- 
Arch. 6, 305 = BayObLG6&t. 6, 212). 


2. „Begleiter“: I 95 8 62. 


/ Titel IV. Mlarktverkehr. 
„Markt“: I 95 unter „Titel IV". 


8 64. 


8 64 leidet auch auf die befonderen Märkte des 8 70 Anwendung 
(Rolmar 3. Okt. 05, Elfloth3. 32, 428). 


8 66. . 

Ziff. 3: Pfefferkuden ift kein „Lebensmittel”, weil er zur Erhaltung 
und Ernährung des menfdlidhen Aörpers nicht beftimmungs emäß und auch 
nicht regelmäßig verwendet wird; er ift ein Genußmittel (AG. 30. Mat 07, 
DI2. 12, 1149; vgl. I 96 $ 66). 


2. Gewerbeordnung ($$ 59—105d). | 135 


8 67. 


Auch zum Feilbieten griffejter Meffer und Revolver auf Jahrmärkten 
a es keines Wandergewerbeicheins (BayObXG. 15. Mat 06, BayOhLGGt. 


8 69, 

1. Marktfhreierifhes Ausrufen kann aucd bezüglich der nicht im 
Umbertragen feilgebotenen Waren verboten werden (Bayobt®. 30. Okt. 06, 
RegersE®. 27, 229 = GewäArd. 6, 492; ähnlid” BayObLG. 27. Okt. 06, Gew- 
Arc. 6, 685 = BayDdbRG6Gt. 7, 91). 

2, Unterfagung des TFeilbietens im Umbhertragen: I 96 8 69 Wr. 1 
(SiHMT. = GewmXird. 6, 310); Einheimifche: daf. \r. 2. 


8 70. 


1. Die Abhaltung von fog. Vormärkten im Viehhandelsverkehr 
kann (in Preußen) wirkfam durd) PBoltzeiverordnung unterfagt werden (AG. 
15. Okt. 06, GewArdh. 6, 313). 

2, ©. aud $ 64. 


Titel V. Zaren. 


8 74. 

Die nad) 85 73, 74 erlaffenen Bolizeivorfchriften find aud für folcdhe Brot- 
bäder bindend, die die Brote nicht ausfchlieglich gegen Geld abfeßen, fondern 
hauptfählih taufhwetfe gegen Lieferung von Getreide (Dresden 21. Febr. 07, 
SäHhfOLG. 28, 336). | 


Zitel VI. Innungen, Innungsausihüfjfe, Handwerkskammern, 


Innungsverbände. 
Literatur: I 96. 


Zitel VI. Gewerbliche Arbeiter (Gefellen, Gehilfen, Lehrlinge, Be- 
triebsbeamte, Werkmeilter, Techniker, Sabrikarbeiter). 
I. Allgemeine Verhältniffe. 
8 105. 
Rehrlinge = Arbeitnehmer: 196 8 105a = Gewäird. 6, 9. 
Literatur: I %. 


Siteratur: I 96. 5 106b. 

1. 8 105b trifft nur den Ort der Ausübung des Gewerbes: 196 8 105b 
Nr. 1; Badeanftalten: daf. Ar. 2 (SihMIT. = Gewird. 6, 99); Ver- 
Raufslokal als Werkftätte: daf. Wr. 3. 

2. Ubf. 2: Raufmännifhe Angeftellte als Arbeiter: I 97 8 105b 
Nr. 4a; Auskunftsbureaus: daf. \r.4b = GewäArd. 6, 97; Bierverkauf 
über die Straße: daf. Ar. 4c und unten $ 105i Ar. 1 und unter „Literatur”; 
Aundenausbedienung: daf. Nr. Ad; Verhältnis zu $ 139 cc: 1101 $ 139c. 


8 105c. 


1. Zragweite des 8 105c: 1 97 8 105c Ar. 1 = Gemitd. 6, 323 —= 
GoltdAUrdh. 54, 84. ©. aud daf. Wr. 3. 

2. Ziff. 1: „Notfall”: 197 8 105 Nr. 2a, 2b = GewArd. 6, 110; 
Anfertigung von Militärbedarfsgegenftänden: daf. Nr. 2c. 


8 105d. 
Meiereigenoffenfhaft: I 98 8 105d. 


136 A. Materielles Recht. — TU. Strafrechtlihe Nebengefege. 


8 105. 


1. Wer in demfelben Haufe, jedoch in zwei verfchiedenen Läden eine 
Bäckerei und eine Konditorei betreibt, unterliegt bezüglich des Konditorei- 
betriebs ausfchließlich den für diefen Betrieb maßgebenden Beitimmungen, 
und zwar aud) dann, wenn die beiden Läden durch eine, jedoch von feiten des 
Bäckereiladens abgefperrte Zür miteinander verbunden find, und wenn für beide 
Gewerbe eine gemeinfame Badftube befteht (BayOhLE®. 23. Tan. 06, RegersE. 
27, 231 — BayOhLG6t. 6, 304 — Gewäird. 6, 454). 

2. Ausihluß fog. Wifhgeihäfte zuläffig: I 98 8 105e Ar. 1; Aon- 
ditoreien: daf. Ar. 2 = Gewilrd. 6, 9. 


8 105h. 


1. Eine Poligeiverordnung, die fchlechthin verbietet, an Sonn- und Teier- 
tagen: während der Zeit des Hauptgottesdienftes Theaterproben abzuhalten, 
tft ungültig (A®. 26. Febr. 06, Rx 32 C 43 = GewXltrd. 6, 500). 

2. Der Rarfreitag bat in Preußen allenthalben die Bedeutung eines 
allgemeinen, für die evangeliihde wie die katholiihe Bevölkerung maß- 
gebenden Felertags (RG. 27. Dez. 06, GewXrdh. 6, 649). 


8 105i. 

1. Schankwirtfhaften erlangen die Eigenihaft offener Verkaufs- 
jftellen, fobald die zum Genuß auf der Stelle feilgehaltenen Getränke über 
die Straße verkauft werden; es unterliegt infoweit der Gewerbebetrieb den 
kn 0710 we 139 c feitgefeßten Beichränkungen (RG. 3. Tan. 07, Schl- 

olftAnz. 07, 94). 

2. Es ft rechtlich denkbar, daß eine Bäckerei einen organifhen Be- 
ftandteil eines großen NReftaurationsbetriebs bildet. Ob ein foldyes 
Aufgehen des Bäckereibetriebs im Neftaurationsbetriebe üblich ift, kann nicht 
enticheidend fein, wenn es jih um einen Betrieb von ungewöhnlidher Größe 
handelt (R®. 8. April 07, GewXrd. 6, 645). 

Literatur: 


Mike, Müffen Schankwirte, weldhe Bier zum Genuß außerhalb der 
Mirtihaft verabfolgen, dies anzeigen und infoweit die Vorjchriften über Sonne 
tagsruhe und Ladenfhluß beobadten (Braunfhw3. 54, 20). — Verfaffer führt 
aus, daß die bezeichnete Tätigkeit der Schankwirte nicht unter das Schank- 
wirtsgewerbe falle, jondern ein felbftändiges Gewerbe neben diefem daritelle, 
und deshalb die Vorfchriften über Sonntagsruhe und Ladenfhluß, die an fi 
auf jenes nit anwendbar feien, auf diefes Unwendung zu leiden haben. 


8 111. 
Handihriftlihde Einträge: 198 $ 111. 
8 11l4a. 
5 re vom 9. Dez. 02 (RG6BI. ©. 295), Groß- und Kleinbetrieb: I 98 
2. 
8 115. 
Siteratur: I 98 $ 115. 
8 115a. 
Dur 8 115a betroffene Räumlichkeiten: I 98 $ 115a. 
8 120. 


1 Auch die Lehrlinge folder Gefchäfte, deren Betrieb in der Ein- 
ziehung von Forderungen für andere beiteht, haben die ae Tort- 
bildungsfchule zu befuchen tao. 27. Dez. 06, DI3. 12, 485 = Gewitd. 6, 651). 

2. Zaufburfhen, die in kaufmännifdhen Gefhäften tätig find, 
fallen unter $ 120 (8®. 21. Juni 06, GewXlrd. 6, 109). 


2. Gewerbeordnung (85 105e—120 c). 137 


3. Die Verpflihtung des Unternehmers, dem Arbeiter Zeit zum Befude 
der Yortbildungsichule zu „gewähren”, bejteht auch, wenn diefer diefe Zeit 
nicht beanfprudt (R®. 4. April 07, GewArd. 6, 650). 


4. Eine Beitrafung wegen Verfäumung des Unterridts kann fowohl 
für den fortbildungsichulpflichtigen Arbeiter, wie für den Arbeitgeber nur er- 
folgen, wenn die Fejtfeßung der vom Arbeiter zu befuchenden Unterrichts- 
ftunden durd Ortsftatut erfolgt und in der üblihen Form neröffent- 
licht tft; fog. Nachholeftunden, die der Leiter der Schule anfeßt, um Gelegenheit 
zur bon verfäumten Unterridts zu geben, fallen darunter nidht (AG. 
22. Nov. 06, GewXArd. 6, 502). 


8 120a. 


S 120a findet auf alle gewerbliden Betriebe Anwendung; die für 
das Baugewerbe notwendigen Betriebsnorridhtungen a zu den An- 
EN en u des $ 120 e (BayOhL©. 25. Mai 05, BayOpt®Ct. 6, 13 —= Gew- 

ch. 6, . 


8 120e. 


1. Die polizeilihde Anordnung, daß auf Bauten nur Leitern mit ein- 
gelaffenen, nicht aber foldhe mit aufgenagelten Holzfproffen zur Verwendung 
kommen dürfen, ift dur $ 120e gerechtfertigt; ihre Übertretung unterfteht 
der Strafe des $ 147 Ziff. 4 (BayObRE. 9. Tan. 06, BayObLG6Gt. 6, 270). 


2. Zur BeR. des Bundesrats vom 23. Ian. 02: Wenn ein Gaftwirt 
als Gejinde gemietete Perfonen auch zu Hilfeleiftungen im Gewerbe- 
betriebe verwendet, jo ijt zu unterfuchen, ob ihre Tätigkeit vorwiegend in 
Gefindeverrichtungen befteht oder mit dem Gaftwirtfchaftsbetriebe im Zujammen- 
bang Steht; für die Eigenfhaft als Gefinde Ift Rennzeichnend, daß es 
unter der Zudt und Hausordnung des Dienftherrn fteht und daß es Im wejent- 
lien nur den zur hberrfhaftliden Familie gehörenden oder darin aufgenom- 
menen Perfonen häusliche Verrihtungen leiftet. Als Köchin ift nicht bloß die 
Leiterin des Küchenbetriebs, fondern alle die Zubereitung der Speifen fördern- 
den — nicht bloß, 3. B. durch Heizen, Waflertragen ujw. vorbereitenden — 
Verfonen anzufehen (RG. 20. Zunt 06, Gewärd. 6, 114 = RegersE®. 27, 56). 


3. Zur BeRk. des Bundesrats vom 20. März 02: 


a) Die Bekanntmahung will den Schuß der in Steinbrüden befchäftigten 
Arbeiter nit erfhöpfend regeln; Polizeiverordnungen, die weitergehende Schuß- 
vorichriften enthalten, find zuläffig (RG. 17. Wat 06, GewArd. 6, 112). 


b) Zu 8 9: Die Beftimmung des Abf. 2, wonad) beim Boffieren beichäf- 
tigte Arbeiter nicht länger als 9 Stunden täglich beichäftigt werden dürfen, 
hat nicht den Sinn, daß das Boffieren 9 Stunden währen muß; vielmehr 
darf die Urbeitszeit, auch wenn nur tägli ein Bruchteil zum Boffteren ver- 
wendet wird, 9 Stunden nicht Üüberfchreiten (Raffel 19. Dez. 06, Gewilrch. 6, 655 
= GoltdArh. 54, 100). 

c) Biüldhaueret ift nicht Steinhauerei i. ©. der 88 1, 11: [198 $ 120e Nr. 1; 
um Begriff der Steinhaueret: I 99 $ 120e Wr. 2 = Gewärd. 6, 120; 

nakfchlagen als Rohaufarbeitung t. ©. des $ 10 Abf. 1: daf. Wr. 8. 


4. Zu $1 der BeRk. vom 26. Mai 03: Zu den hemifchen Vleiprodukten 
gehört auch die in Radelfabriken zur Herftellung der er roduzierte Maife, 
log. Wetallafche (ein Gemenge von Blei- und Zinnoryd). ebenprodukte 
im Sinne der Bekanntmadung find alle diejenigen Erzeugniffe, die außer dem 
den Endzwek des Gewerbes bildenden Hauptprodukte in einem Betriebe ' 
hervorgebracht werden, an ob fie zur Verwendung im Betriebe felbit 
oder zur anderweiten Verwertung außerhalb desfelben beftimmt find (K®. 
20. Dez. 06, GewXrd. 6, 504). - M 


138 A. Moterielles Recht. — II. Strafrehtlide Nebengejege. 


IH. Lehrlingsverhältniife. 
A. Allgemeine Beftimmungen. 


Schriftliher LXehrvertrag kein wefentlides Erfordernis des Lehr- 
lingsverhältniffes: I 99 vor $ 126b. 


8 126b. 


Die Schriftform ift kein wefentlihes Erfordernis für die Gültig- 
Reit des Lehrvertrags; das Einverftändnis des gefeglihen Vertreters 
des Lehrlings mit dem für diefen von einem Dritten (Mutter) abgefchloffenen 
Zehruertrag kann auh ftillfhweigend erteilt werden (GewG. Berlin 
20. Yebr. 02, GewArd). 6, 141; vgl. auch) I 99 vor $ 126b). 


8 127. 
VTahiıhule Statt Fortbildungsichule; Altersgrenze des $ 120 nicht maß- 
 gebend: 1 99 $ 127 Ar. 1 = GewäXtrd. 6, 189; notwendige Arbeit des Lehr- 
lings entfhuldigt die Verfäumnis der Fortbildungsichule nicht: da. Ar. 2. 


IIa. Meiftertitel. 
8 133. 


Zu Urt. 8 des ©. vom 26. Juli 97 (RGBI. ©. 663): Selbftändige 
Ausübung des Handwerks liegt nur vor bei einem Unternehmer, der das 
Gewerbe auf feinen Namen und Gefahr betreibt oder betreiben läßt; dies 
trifft nicht zu auf den Gefhäftsführer, der auf Namen und Rechnung 
eines anderen handelt, mag feine Stellung hierbei im einzelnen tatfählid) auch 
nod fo frei fein (AG. 1. März 06, Regers®. 27, 57). 


II. Verhältniffe der. Betriebsbeanten, Werkmeifter, Techniker. 
8 133a. 
ö une zwilhen Betriebsbeamten ufw. und Arbeitern: 1100 $ 134 
r. 1— 


ner ine: IV. Berhältniffe der Fabrikarbeiter. 


1. Ob Handwerksmäßiger oder Fabrikbetrieb vorliegt, hängt nicht 
von deffen Umfange, fondern von der Art und Weife des inneren Betriebs, 
von der Art der Betriebstätigkeit ab; es kommt insbefondere darauf an, 
weldye Bedeutung die Leiftungen der zur Anwendung kommenden Mafdhinen 
im Verhältnis zur perfönliden Tätigkeit der befchäftigten Gefellen 
und Lehrlinge für den Betrieb im ganzen haben (PrOVG. 20. Sept. 06, 
GewäArd. 6, 319; vgl. I 99 unter IV Nr. 2). 

2. Gemeinfame Arbeitsjtätte wejentliches Erfordernis einer „Sabrik“: 
199 unter IV Nr. 1 = Gewätd. 6, 320; Wafchhanftalt eines Hotels: I 100 
vor $ 134 Nr. 3. 

8 134. 


1. Ob eine Lageriftin Fabrikarbeiterin oder Handlungsgehilfin ift, hängt 
von der Art ihrer Beihäftigung ab, insbefondere davon, ob ihre Tätigkeit 
vorwiegend auf technifche Dienftleiftungen zur verkaufsbereiten Fertigftellung 
der Waren oder aber auf deren Umfaß gerichtet ift; auf die zaagmnz der 
Lageriftin beim Engagement kommt dem gegenüber nichts an (AG. 21. Mai 06, 
GewXrd. 6, 160; I 100 $ 134 Nr. 3). | 

2. „gabrikarbetterin”: 1100 8134 Nr. 1—= GewXrd. 6, 154 — RegersE. 
27, 58; Bakerinnen: daf. Ar. 2 = Gewärd. 6, 152 — RegersE. 27, 60; 
Chemikerin: daf. Nr. 4. 

8 134. 


„Regelmäßiger" Betrieb: I 100 $ 134a. 


2. Gewerbeordnung (88 126b—139e). 139 


8 135. 


VO. vom 31. Mat 97/17. Febr. 04, die Ausdehnung der $$ 135 ff. Gewd. 
betr.: Die Vorjchrift des $ 6 ift nicht dahin zu deuten, daß die Eintragung 
an dem Tage erfolgen müffe, an dem die Überarbeit ftattfindet. Die 
Eintragung muß nur vor Beginn der Überarbeit erfolgen, kann aber aud) an 
einem der vorausgehenden N oder fhon längere Zeit vorher, 3. B. zum 

ahresbeginn für beitimmte Wochentage gefchehen (BayObLG. 20. Dez. 06, 
euffßl. 72, 261 = BayOhLG6Ct. 7, 156). 


8 137, 


1. Auch foldhe Berfonen, die ausfchlieglih Austragsdienfte für ge- 
werbliche Betriebe verrichten, wie Laufmädcdhen ufw., find „in“ diefen Betrieben 
beihäftigt; $ 137 leidet jedodh nur infoweit Unwendung, als die betreffenden 
Betriebe Fabriken oder diefen gleichgeftellt find, wie 3. B. Werkftätten 
für Garnierung von Hüten (Urt. I Ziff. 3 der Bek. vom 17. Febr. 04, NO6BI. 
©. 62), nit demnadh im Falle der loan in ee 
auh wenn diefe mit dem Merkftättebetrieb in Berbindung ftehen (Celle 
20. s 05, Negers®. 27, 237 = GewXrd. 6, 518 = GoltdArd. 53, 454). 

2. Abf. 3: Die Mittagspaufe braudt den TFabrikarbeiterinnen - des- 
felben Betriebs nicht gleichzeitig gewährt zu werden (RG. 18. Okt. 06, 
Gewärd. 6, 517). 

3. „Beihäftigung in der Fabrik": I 100 $ 137 Ar. 1 = GewAlrd. 
6, 155 = Fidhers3. 32, 271; daf. Ar. 2. 


8 138. 
Militärbedürfniffe: I 97 8 105c Nr. 2c. 


VI Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter in offenen Verkaufsftellen. 
8 139. 


1. Dffene Verkaufsftelle ift jeder Raum oder Ort, der dem Publikum 
zu Raufszwehken allgemein und regelmäßig zugänglid ift; der Raum braudt 
nicht äußerlich abgefchloffen zu fein, es genügt jede dem Gefdhäftsverkehr 
dienende Gtelle, 3. 3. aud ein Auslagefeniter. Der gefhäftlidhe 
Verkehr umfaßt alle mit dem Geichäftsbetriebe zufammenhängenden Hand- 
lungen, fo aud die Aushändigung verkaufter Waren, aud wenn fie 
zeitlih vom Raufsabihluß getrennt ift Bat 6. April 07, Seuffßl. 72, 667). 

2. Die Filiale eines Bankgefhäfts, das Schek- und Wechfelverkehr, 
An- und Verkauf von Effekten betreibt, ijt eine offene Verkaufsftelle 
(RG. 19. Nov. 06, GewäArd. 6, 519). 

8. Filialen von Färbereien und Wäfdhereien: I 101 vor $ 139c. 

4. Abf. 3 erjtrect fih nicht auf Sonn- und Feiertage: 1101 $ 139c. 

5. Vol. auch oben $ 105i Ar. 1 und Literatur. 


8 139.d. 


Die Ausnahmebeftimmung der Ziff. 2 darf nicht erweiternd aus- 
gelegt werden; der Nidhter muß prüfen, ob eine im ordnungsmäßigen 
Gefhäftsgange bewirkte Aufnahme der Inventur die MWehrarbeit nötig 
gemadt hat. Nur denjenigen Gebilfen ufw., die gerade mit der Aufnahme 
der Inventur befaßt find, darf die Ruhezeit verkürzt werden (RG. 19. Nov. 06, 
GewXrd. 6, 519). 

8 139e. 


Die Ausdehnung der — erzeptionellen — Borfchrift des 5 139e Ubf. 1 
Sat 2 (Rundenausbedienung) auf die Fälle des $ 41a ift unzuläffig (Bay: 
DHLO. 5. Mai 06, BayüpLGCt. 7, 8; vgl. IM $ 41a Nr. 3). 


140 A. Moterielles Recht. — IN. Strafrechtlide Nebengefeße. 


8 1391. 

1. Eine VBerkaufsftelle ift nicht [chon deshalb als zu einem bejtimm- 
ten Geihäftszweige gehörig angufehen, weil in ihr einzelne Waren 
biefes Gefhäftszweiges geführt werden. DBielmehr kommt es darauf an, 
ob der Betrieb der Verkaufsftelle als folder als dem in der Anord- 
nung genannten Gefchäftszweige zugehörig anzujehen, was nad) Lage des 
Sallse nad) der Bezeichnung des Betriebs in der nad $ 14 erftatteten Anzeige, 
der und dem Spracdgebraud ufw. zu prüfen ift; ift Die Srage 
zu an fo kommt Ubf.4 & ur Anwendung (RG. 6. Dez. 06, Gew th. 6, 672). 

Die Anhörung der SGemeindebehörden vor Grlaß der Anordnung 
ilt ande, der Gültigkeit derfelben; daß fie erfolgt ift, muß mit 
bekanntgemadht werden. ft lebteres nicht geihehen, fo wird die Anord- 
nung gültig, wenn in einer nodmaligen a umaaung dem Mangel ab- 
geholfen wird (RG. 4. Okt. 06, GewArdh. 6, 355). 

3. Gibt die höhere Berwaltungsbehörde in einer gemäß $ 139 f ergebenden 
Anordnung bekannt, daß diefe auf Antrag von mehr als zwei Dritteln der 
beteiligten Geihäftsinhaber erlaffen fei, fo jteht es dem Gerichte nidht zu, 
ax Eiande Seftftellung der Zweidrittelmehrheit nadhzuprüfen (RG®. 

Rn ‚, Gewärd. 6, 672). 
. Gefhäftlider Merkehr i. ©. des XUbf. 1: 1101 $ 1391. 


Titel X. Strafbejtimmungen. 


Soweit Delikte gegen die zum Schuge von Kabrikarbeitern erlafjenen 
Beftimmungen in Srage kommen, kann ein Irrtum des Arbeitgebers darüber, 
ob die betreffende PBerfon Fabrikarbeiter oder Handlungsgebilfe ift, ihn nicht 
vor Strafe fhüßen. Jeder von mehreren Inhabern eines FJabrik- 
gefhäfts haftet für die Delikte des anderen im allgemeinen nur, wenn ihn 
gleichfalls ein Verfchulden trifft, nicht alfo, wenn er mit Grund annehmen 
kann, daß fein Rompagnon aud ohne fein Zutun die gefeglichen Vorfchriften 
befolgen werde (L®. 21. Mai 06, GewAtrd. 6, 160). 


S 144, 


0. und wohlfahrtspolizetlide VBorfchriften: 1101 8 144 
Nr. 1; Ordinieren der Apotheker: daf. Nr. 2 und I 81 Nr. 2. 


8 145. 

eehrung von Dauerdelikten: I 102 Nr. 2e, I 103 $ 148 Nr. 1c, 
I 104 8 150 N. 2. 

8 146, 

Ziff. 2: Ein Verfchulden eines Geichäftsteilhabers, der ih auf Reifen 
begibt, bei Verlegung des $ 137 kann nicht daraus hergeleitet werden, daß 
er die Pflicht gehabt habe, fih — neben dem zu ne Sozius — einen 
Vertreter zu beitellen (AG. 18. Okt. 06, GewXlrd. 6, 517 

Literatur: ©. 8 151. 
$ 147. 


Literatur: 1102. Hierüber: Zehnter, Die Führung SRDMESHIIDEE Titel, fowie des Doktortitels 

Dur im Inland nicht approbierte Verfonen, 2. Auft., 

1. Ziff. 1: „Beginn“ des Gewerbes: 110% Kr. 1a, b; Unternehmer: 
dal. Jr. ic; Schankvergehen, Beihilfe: daf. Ar. 1d; Einziehung eines 
Meinlagers bei Schankvergehen: daf. Wr. In ‚Fabzläffigkett: daf. Ar. 1b 
nn fe . 6, 40); Irrtum: daf. N 


Ziff. 2 
2 Die Errielung der in $ 16 gedadten Anlagen ijt erit mit dem Be- 
ginn der Benugung derfelben zu den Zwecken des bez. Gewerbebetriebs 
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vollendet; Idealkonkurrenz mit $ 367 Ziff. 15 StGB. ift daher ausgefchloffen 
(BayOpL®. 10. Mai 06, BayDbL6St. 7, 12 = GewXrd. 6, 52 [27)). 

b) Eine Zuwiderhandlung gegen die einem genehmigungspflichtigen 
Betrieb auferlegten Betriebsvorfhriften (88 16 ff. Gewd.) ift auch dann 
nah Ziff. 2 zu betrafen, wenn die Tat an fi) eine Übertretung landes- 
poligeiligen Vorfgriften darftellen würde (Rolmar 18. April 05, ElfLoth3. 


31 

c) Für Einhaltung der behördlich feitgefeßten Genehmigungsbedingungen 
ift aud der Befignadhfolger verantwortlih (KG. 27. Sept. 06, GewäArd). 
6, 220; vgl. 1102 Nr. 2b). 

d) Das Delikt ift Dauerdelikt; feine os läuft nidt, folange 
ber a törige Zuftand dauert (BayOpL& 10. Mai 06, BayOhLGECt. 7, 12 

‚ 25; ebenfo Frankfurt a. WM. 29. Aug. 06, SrankfRundfc. 

40, 160; St 1 102 Nr. 2e). 

€) Nadträglige Genehmigung nad) $ 25: 1102 Nr. 2a; Betriebs- 
ftätte, wejentlide u, 187 8 25; Irrtum über Genehmi- 
gungsbedingungen: 1102 Ar. 2d 


3. air 8: Arztlice Zitel find: 

a) „Dr. chir. dent.“, verliehen von dem German Medical College in 
Chicago (Marienwerder 2, San. 04, GewAlrdy. 6, 164); 

b) der Zufag „neo für Zahn- und Mundkrankheiten“ zum Namen 
(Stuttgart 29. Tan. 0 6, GewAltrdh. 6, 164); 

c) „in Holland approbierter Zahnarzt“ (Tena 30. März 05, GewXArd. 6, 164; 
vgl. dagegen I 103 $ 147 Nr. 3e); 

d) „Chir. Dentiste, likatiee des allgemeinen Verbands der Zahnärzte 
Srankreihs"; falls hier tatfächlich die en ma Ye tft der Zahn- 
künftler nad Ziff. 3 jtrafbar (LG. Hamburg 9. Jan. 05, GewAtd. 6, 164); 

e), der Gebrauch des Doktortitels in Verbindung mit dem Morte eine 
praxis"; unter „Alinik“ und „Poliklinik” werden ärztlid) geleitete Snititute 
veritanden (Hamburg 17. Mai 04, Gewätd,. 6, 165); 

f) die VBezeihnung als „Arztin“ auf Grund des in der Schweiz er: 
worbenen Titels eines Doctor medicinae et chirurgiae, ohne ärztliche Appro- 
bation (26. Hamburg 5. Juli 04, GewArd. 6, 165 

g) der Zufaß „PBrof.” zum Namen, wenn au. in viel kleinerer Schrift 
sugefügt ‚ft: „„oon der Schule für oh oe und en in Paris, Natur: 
an er" (KG. 20. Sept. 06, 

tofelfor der SHochfhule“; en een wird durdh das rechtlich 
Ne. Diplom als Professeur honoraire der Ecole de magnetisme et de 
massage in Paris nicht begründet (RG. 22. März 04, Gewärdh. 6, 359); 

i) Die Bezeichnung als Doctor of Dental Surgery, wenn auch mit dem 

Zufaße: a nloe 3a Na (BayohL®. 5. April 06, NRegers®. 27, 238 
— BayOhL66t. 6, Arc. 6, 527; vgl. 1103 8 147 Nr. 3a). 

k) Weitere Einzelfälle 1103 g 147 Ar. 3b, ce (= Gewätrd. 6, 163 —= 
BayüObLrGGt. 6, 324), d. 

4. Ziff. 8: Arztähnlide Titel find nid: 

a) Die Bezeichnung „Zahnatelier von U., in an Itaatlich approbierter 
Zahnarzt“ (RG. Dresden 2. Wat 05, Gewätd. 6 164); 

b) „Zahnatelter, bygien. -techmilches Snftitut "für Zahnleidende" (26. Ell- 
wangen 13. April 04, GewXrd. 6, 

c) „praktijcher oturheilkunbiger ao. 19. Zuli 04, GemArd. 6, 358); 

d) die en a ORUmE als „Munberboktor“ (SH6. Honnef 
18. uni 04, GewXtrd. 6, 528). 

e) Vgl. : 1103 8 7 Nr. 3e. 

5. Ziff. 3 
a) Der "Ziter" der Ziff. 3 ift nicht gleichbedeutend mit dem des 8 360 
Ziff. 8 St682.; es genügt vielmehr jede Ärztlihe Bezeihnung, durd die 
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der Glaube erwekt wird, der Inhaber fei eine geprüfte Medizinal- 
perfon. Bei Feititellung des Verfhuldens genügt es, wenn der Täter die 
ihm zur Laft gelegte Bezeichnung bewußt gebraudt hat; der Feititellung 
des Bewußtjeins der Nechtswidrigkeit bedarf es nidht (RG. 20. Gept. 06, 
Gewärd. 6, 356). 

b) Der Gebraud eines in Amerika erlangten ärztlichen Doktortitels ohne 
Genehmigung der tnländifhen Negierung jtellt eine WVerlekung fowohl des 
$ 147 Ziff. 3, wie auch des 8 360 m 8 StGB. dar (BayOhRG. 5. April 06, 
Regers®. 27, 238 = BayObL66t. 6, 407 = Gewärd. 6, 527). 

c) zen Arnd mit 84 UnIWE©.: f. daf. Wr. Sk. 

d) Standpunkt des unerfahrenen Teils des Publikums maßgebend: 
1108 8 147 Nr. 3t. 

6. Ziff. 4: 

a) Zum fubjektiven Tatbejtande des DVergehens nad) Ziff. 4 gehört ein 
mindeitens fahrläffiges Handeln (BayDbt6. 25. Mai 05, BayDpLGGt. 
6, 14 = GewXlrd. 6, 117). 

b) Verhältnis zu $ 120e: 1147 Wr. 4. 


8 148. 


1. Ziff. 4: 

a) a durch Ziff. 4 bedrohte Zumwiderhandlung gegen die behördliche 
Unterfagung der Ausübung eines Gewerbes ijt Rein Gefamtvergehen; die 
Beitrafung eines einzelnen Zalls, dafern er nur das Merkmal der Gewerbs- 
mäßigkeit erfüllt, ift zuläffig und hindert nicht die anderweite Beitrafung eines 
vor dem früheren Urteil liegenden Falls der Zuwiderhandlung (Marienwerder 
28. ee) 07, BoMSdr. 10, 57; vgl. 1103 8 148 Nr. 1b). 

s eiterbetrieb trog Abmeldung: 1108 8148 Ar. 1a; Verjährung: 
daf. Ar. 1c. 


2. Ziff. Aa: 

a) Zur Strafbarkeit genügt Fahrläffigkeit; die Meinung des Täters, 
fein Handel falle nicht unter den Begriff des Trödelhandels, ift Irrtum über 
das Strafgefeg (BayöDbLG. 17. aon 07, Bay3. 3, 112). 

b) Verhältnis zu $ 259 St6%.: 1171 8 263 StPO. Wr. 8. 


3. Ziff. 5: 

.. a) Yahrläffiges Verfhulden ift nicht ohne weiteres anzunehmen, wenn der 
Kolporteur die Brüfung unterlaffen hat; vielmehr muß in jedem ein- 
zelnen Salle nach den gegebenen Verhältniffen geprüft werden, ob der Kol«- 
porteur fi durch die AUnterlaffung ftrafbar gemadt hat. Lebteres wird nicht 
der Yall fein, wenn er keinerlei Grund zu der Annahme hatte, daß die Druck- 
Ichrift unter $ 184 Ziff. 1 StGB. oder 8 56 Ziff. 12 Gewd. falle (RG. 6. Dez. 
06, R5Gt. 39, 317 — RegersE®. 27, 226 — GewXrd. 6, 633 = IW. 36, 401; 
ogl. 1103 8 148 Wr. 3 und 133 Ar. 1fl. Uber: 

b) Sahrläffige Zumwiderhandlung gegen Ziff. 5 verb. m. $8$ 42a, 56 liegt 
vor, wenn der Kolporteur feine Drudfchriften vor dem MVertriebe nicht 
wenigftens oberflädhlidh auf ihren Inhalt hin prüft (RG. 21. Juni 06, 
GewäArd. 6, 69). 

c) Zu 1103 $ 148 Wr. 3 vgl. aud) RG. 25. Tuni 06, GewXAlrdh. 6, 70. 

4. Ziff. 7: Unzuläffigkeit der Erteilung eines Wandergewerbe- 
\heins einflußlos: 1103 8 148 Wr. 4. 

5. Ziff. 7, 7a: 

a) Ziff. 7, 7a: Es madt Keinen Unterfchied, ob derjenige, der den Ge- 
werbebetrieb ausübt, für eigne oder fremde Rechnung tätig ift (VBayOhL®. 
21. Nov. 05, BayObLG6t. 6, 217). 

b) Ziff. 7a hat perfönlidhe Ausübung des Mandergewerbebetriebs zur 
Vorausfegung; die bloße Beauftragung und die Hingabe von Geldmitteln zur 
Ausübung des Betriebs Kann daher nicht als Mittäterjchaft, wohl aber, ins 


2. Gewerbeordnung (88 148—153). 143 


befondere im Verhältnis zwifchen Unternehmer und Gewerbegehilfen als An» 
ftiftung in Frage kommen (BayObRG6. 18. Ian. 06, Regers®. 27, 210 = 
BayopLGCt. 6, 293 = GewAltrd. 6, 457). 
6. Ziff. 9: Fahrläffige Zuwiderhandlung: 1103 8 148 Ar. 5. 
7. Ziff. Ice: „Unbefugte” Titelführung; Baugewerksmeifter: I 104 
8 148 Wr. 6. 
8 149. 


1. auf 5: „Begleiter“: 195 8 62. 
2. Ziff. 6: „Markt“: 195 unter Titel IV. 


1. 3iff. 4: 8 150. 

a) Ein Irrtum über die Yortbildungsfchulpflicht des 8 120 Abf. 1 fhüßt 
nit vor Strafe (AG. 21. Tunt 06, GewXlrd. 6, 109). 

b) Schulordnungen gewerblidher Fortbildungsfhulen mülfen 
gemäß $ 142 Gewd. veröffentlicht en: wenn fie einer Beltrafung aus 
siff. 4 guarund gelegt werden follen (RG. 21. Ian. 07, GewXrd. 6, 658). . 

c) Lehrlinge in Bahnhofswirtfhaften: 186 $6 Nr. 1b. 

2. Ziff. 4a: Dauerdelikt, Verjährung: 1104 8 150 Nr. 2. 


8 151. 


1. Unter den polizeiliden VBorfhriften des $ 151 find nidt nur 
außerhalb der Gewd. erlaffene Polizeinormen zu verftehen; vielmehr fallen 
darunter auch die in der Gewd. felbft zum Schuße der gewerblichen Arbeiter 
erlaffenen Beftimmungen, fowte die auf Grund derfelben erlaffenen Bolizeivor- 
Ichriften (RO©. 7. Tan. 07, Seuffßl. 72, 442). 

2. Es genügt nicht, daß der AUngeftellte tatfählich die Funktion eines 
Betriebsleiters ausübt; vielmehr muß er vom Unternehmer dazu, wenn aud) 
nur ftillfehweigend, beftellt fein (A®. 17. Mai 06, GewArd. 6, 112). 

3. Haftung des Gewerbtreibenden: 1 104 $ 151 Ar. 1 = GewXtrd). 
6, 165; vorübergehende Abwefenheit desfelben: daf. Ar. 2; Befehl des 
gelesen daf. Ar. 3; $ 138 Abf. 2 Sab 3 polizeiliche Vorfchrift: daf. 

r. 4. 


Ziteratur: 


ZURLG. 14, 142 (Urtikel ohne Autornamen): Auf $ 151 Abf. 1 gründet 
fih aud die ftrafrechtliche Haftung des Hefhäftsführers einer ©efell- 
haft mit befhränkter Haftung; als felbjtändiger Gewerbtreibender i. ©. 
von $ 146 ft diefer nicht angufehen. 


88 152, 153. 
Literatur: 1104. Hierüber: yrey, Streik und Strafrecht, 1906. 

1. Berabredungen und Vereinigungen zur Erlangung günftiger 
Bedingungen: 

a) SRnnD. Bedingungen werden aud) da angejtrebt, wo der Arbeit- 
geber in der Möglichkeit der Ausübung feines Ründigungstedhts be- 
Ihränkt werden foll (BayObL®. 20. Juli 06, BayOhLGC&:t. 7, 65; vgl. 1105 
8$ 152, 153 Nr. 6). 

b) Es ift unerheblih, ob neben dem Zwedke der Erlangung günftiger 
Zohnbedingungen nod) ein andrer — Befeitigung eines mißliebigen Arbeiters — 
verfolgt wird. Das Vergehen des 8 153 tjt vollendet, fobald der Täter 
eine Handlung vorgenommen bat, die den Anfang der Ausführung feiner Ub- 
ficht enthält, Durch ungefegliche Mittel bejtimmend auf den Willen eines an- 
deren einzuwirken; ein VBerfucd des Delikts des $ 153 ift rechtlich undenkbar 
(BayOpt®. 10. Tuli 06, Seuffßl. 72, 35). 

c) Zu den. Verabredungen 1. ©. des $ 153 Ben aub die VBer- 
einigungen des $ 152. Ein einer ftreikenden Organijation angehöriger 
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Arbeiter, der einen nichtorganifierten arbeitswilligen Arbeiter zu veranlaffen 
ludt, nn die Arbeit niederzulegen, beabfichtigt diefen zum Beitritt zu 
einer Verabredung zu veranlaffen (BayOpLG. 5. April 06, BayObLG6t. 
6, 410; vgl. I 105 8$ 152, 153 Ar. 9). 

d) Unter die SS 152, 153 fallen auch die [os. Sympatbiejtreiks, das 
find Verabredungen der Arbeitseinjtellung zum Behufe der Erlangung günftiger 
Bedingungen durd die Arbeitnehmer eines anderen Gewerbszweigs (Bay- 
DbRGS. 26. Tan. 07, Seuffßl. 72, 196). 

e) Zu den VBerabredungen 1. ©. der $$ 152, 153 gehören aud foldhe, die 
zum Zwecke haben, die Wiederbefhäftigung ausgefperrter Berufs- 
genoffen zu erlangen (AG. 31. Dez. 06, GewäArd. 6, 676 [in ausdrüklichem 
Gegenfaß zu RG. 6. Tan. 98, GoltdArdh. 45, 447]; vgl. 1104 88 152, 153 Nr. 4). 

f) Vereinigungen, die den Zweck haben, den Arbeitgebern die Zurücdknahme 
der von ihnen an die Arbeiter geftellten Bedingung der MWiederaufhebung 
einer Ausfperrung, nämlid der Unterzeihnung eines NReverjes über Austritt 
aus der Örganifation, aufzugwingen, unterfallen den 88 152, 153 (BayObLG. 
12. u 06, BayDpLGCt. 7, 55; vgl. I 104 8$ 152, 153 Ar. 5 = GewmALd). 
6, 175). 

g) Der allgemeine, über ein Warenhaus zur Verbefferung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen feiner Gewerbegehilfen vereinbarte Boykott ijt eine 
— an fi geftattete — Verabredung i. ©. des $ 152; es Ift ftrafbar, wenn 
aud nur der Verfuch gemadjt wird, andere zur Teilnahme an der Verabredung 
durh Drohungen ufw. zu bejtimmen. Die Ankündigung des Boykotts 
dem a enthält alfo Reine Drohung 1. ©. des $ 153 (RG. 
29. Dkt. 06, Gewärd. 6, 679 = GoltdArdh. 54, 75 = Geuffäl. 72, 296 = 
ID. 36, 414). 

h) Es ijt nicht erforderlich, daß die Teilnehmer einer gewerblichen Ver- 
einigung es bei ihren Beftrebungen jtets darauf abfehen müffen, für [id felbit 
günjtige Arbeitsverhältniffe herbeizuführen. Ste können ihre Organtfation 
im gegebenen Yalle auch zugunften anderer, ihnen beruflid mehr oder 
minder nahe jtehender Kreije einfegen, und unterftehen, wenn das gejchieht, 
a 55 en 153 (NG. 11. Jan. 07, R6Et. 39, 380 —= IM. 36, 563 = Gew- 

rc. 6, 677). 

i) Öleihaültig ift, wer die „Anderen” find, ob Berufsgenoffen oder 
Arbeiter anderer Berufszweige, ob Arbeitnehmer, wie die den Zwang Ausüben- 
den, oder en ob umgekehrt von Arbeitgebern gegenüber foldhen oder 
aud gegenüber Arbeitnehmern der ‚Swang ausgeübt wird. Indefjen foll die 
Möglichkeit, eine ul an der Koalition, fowie die Abficht, eine 
folche Teilnahme zu erreichen, Vorausfegung für Unwendung des Gefeßes fein, 
durch das ein befonderer gejeglicher Schuß gewährt wurde; im Übrigen alfo, 
wenn es fih nur um zwangsweife Einwirkung auf andere zum Zwede der 
Erlangung von Vorteilen handelt, bleiben die allgemeinen Strafvorfchriften 
maßgebend (RG. 18. Juni 07, IM. 36, 563). 

k) „Sünftige* Bedingungen: I 104 88 152, 158 Nr. 3; $ 153 [hügt 
Arbeitgeber und »nehmer: 1 105 88 152, 153 Wr. 8. 


2. Der Begriff des Teilnehmens an einer Verabredung erfordert 
nicht eine unmittelbare Betetligung an dem Vorgange der Verabredung felbft; 
er ijt vielmehr auch mit der Mitwirkung bei der Ausführung ver- 
abredeter Waßnahmen gegeben (BayOhL®. 12. Juli 06, Geuffßl. 72, 35 = 
BayobLGCt. 7, 55). 


3. Drohung, Ehrverlegung, Verrufserklärung: 


a) Unter Drohung 1. ©. des 8 1583 Ijt die Bedrohung 1. ©. des $ 240 
StGB. zu verftehen, alfo die Ankündigung der zu bewirkenden oder zu ver- 
anlaffenden Zufügung eines Übels; darunter fällt jede Einwirkung, mittels 
der die Teilnahme an einer Verabredung erzwungen oder die freiheit des 
Nüctritts befhränkt werden foll, fofern dem Drohenden nit ein bejonderes 
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Zwangstedht zujteht. Die Drohung kann fi) gegen Arbeitnehmer oder Arbeit- 
geber richten; insbefondere ift es nach $ 153 ftrafbar, einen Urbeitgeber, der 
mit feinen Urbeitern einen von einem Streik betroffenen anderen Arbeitgeber 
unterjtügen will, dur Drohungen hiervon abzuhalten (BayObXG. 16. Tan. 06, 
BayüOnLGGt. 6, 20 —= Geuffl. 71, 489; vgl. I 105 $$ 152, 153 Nr. 11). 

b) Die Drohung, folche Arbeiter, die jih an einem Streik nicht beteiligten, 
würden photographiert und ihr Bild im Wirtshaus Öffentlid ausgehängt 
werden, ijt, wenn die Ausführung diefes Vorhabens nad) Lage der Sade zu 
erwarten ift, eine zur Begehung der Straftat des $ 153 tauglide Drohung 
Bayopte. 12. Febr. 07, Seuffßl. 72, 290 = BayObL6Ct. 7, 219). 

c) Die Außerung: „wenn der Arbeiter die Arbeit nicht mit niederlege, 
würden ihm alle Arbeiter ins Gelicht fpuken”, enthält eine Drohung 1. ©. 
des 8 153 und gleichzeitig den Verfuh, den Arbeiter durch Bedrohung mit 
dem Vergehen der Beleidigung zur Niederlegung der Arbeit zu zwingen, 
8 240 StGB. (BayOhXE. 1. Mai 06, BayOpL66t. 7, 1 = GewAtrd. 6, 680). 

d) Auch in dem bloßen Begleiten Arbeitswilliger zur AUrbeits- 
ftätte Bann eine Bedrohung derfelben dann erblickt werden, wenn die 
Abficht der Begleitenden in erfter Linie dahin geht, zu demonjtrieren und 
jenen das Arbeiten zu verleiden und fie fo mittelbar zur eDereNUnE der 
os zu veranlaffen (BayObL©. 5. März 07, Bay. 3, 260 = BayVpLGGt. 

, 251). 
e) Eine Beftimmung zur Arbeitsniederlegung liegt vor, wenn die aus- 
geijprodenen Drohungen die Wirkung gehabt haben, daß der Bedrohte 
die Arbeit niedergelegt hat, und wenn der Täter mit dem Willen, in diejer 
Meile auf jenen einzumwirken, gehandelt hat (Braunfchweig 5. Dez. 05, 
Braunfhw. 53, 193). 

N Der sa der Ehrverlegung tft derfelbe, wie in den 88 185 ff. 
StELB. (BayOpt®. 1. Febr. 07, Bayoht&Ct. 7, 207). 

g) Die Außerung: „Ihr müßt Euch fchämen, älteren Leuten in den 
Rücken zu fallen; ihr könnt wo anders Arbeit fuchen”, enthält den die Ehre 
der AUngeredeten kränkenden Vorwurf, fie legten mit dem Nadhfudhen um 
Arbeit eine mit den Eigenihaften eines ehrliebenden Arbeiters unvereinbare 
Gefinnung an den Tag, mithin eine Beleidigung nah 8 185 (Dresden 
18. Okt. 06, SähfArd. 07, 285). 

h) Zuruf „Streikbreder” als Ehrverlegung: I 105 88 152, 153 Ar. 5 = 
GewArd. 6, 175. 

i) Die Erklärung von Arbeitern, mit einem anderen Urbeiter nidt 
mehr zufammen arbeiten zu wollen, ift eine Verrufserklärung 1. ©. des 
8 158, weil damit gleichzeitig Rundgegeben wird, daß der betreffende Arbeiter 
als unwürdig angejehen werde, mit den anderen zufammen zu arbeiten 
(8. 3. Mai 06, Gemiltch. 6, 166). 

k) Drohung gegen bereits Entichloffenen: I 105 $$ 152, 1583 Nr. 12. 

4 Zäter niht Berufsgenoffe des zu Veftimmenden: I 105 88 152, 153 
Nr.13; „Verfuhen”: daf. Nr. 10 = GewXtd. 6, 166. 

5. Der Borfah des Täters nad $ 153 muß dahin gehen, dDurd eins 
der dort bezeichneten Mittel zu der dort bezeichneten Handlung oder Alnter- 
laffung zu beftimmen; wer duch Schimpfreden lediglich feinem Unwillen gegen 
Streikbredher Ausdruck gibt, fällt nicht unter $ 153 (BayObR©. 5. April 06, 
BayOhLGGt. 6, 411). 

6. Tdealkonkurrenz des $ 153 mit 8 240 StGR. ift rechtlich durd- 
aus möglih (BayOhL®. 10. Zuli 06, BayDpLGGCt. 7, 54). 


7. Die Verhinderung des Streikpoftenftehbens im ntereife der Sicher- 
heit und Ordnung auf oe Straßen verftößt mindeftens dann nicht 
gegen das Brinzip der Koalitionsfreibeit, wenn auf Grund bereits vor- 

ekommener Zufammenftöße von Xrbeitswilligen und GStreikenden weitere 
törungen zu befürchten find (Dresden 17. Mat 06, SähfArd. 07, 17). 


Warneyer-Rofenmülter, Jahrbud. 2. Jahrg. 10 
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8. Landesgefeglihe Beftimmungen über Vereins- und Ber- 
fammlungsredt: 1 104 $$ 152, 153 Wr. 1; ortspolizeilide Straf- 
beftimmungen gegen Boykott: daf. Ar. 2 = GewArd. 6, 170; Boykott 
als grober Unfug: 1 77 Wr. 3h. 


Schlußbeitimmungen. 
8 154. 


1. Abf. 3: Daß das Triebwerk ununterbroden in Benußung fit, ift 
nicht notwendig, ebenfowenig, daß die Mehrzahl der Arbeiten dur dasfelbe 
hergeftellt wird; es tft nur erforderlich, daß es nad feiner Zweckbejtimmung 
in den dazu geeigneten Fällen jeweilig als Triebkraft benugt wird 
(RG. 18. Sept. 06, IW. 35, 795 = RGEt. 39, 133 — NRegers®. 27, 240 — 
GewArd. 6, 531). 

2. Ad. 4: Urbeiterinnen dürfen in Werkftätten, in denen Frauen oder 
Kinderkleidung im großen oder auf Beltellung nad Maß für den perfönlichen 
Bedarf der Belteller angefertigt oder bearbeitet wird, am Sonnabend, fowie an 
Vorabenden der Teittage au dann nicht nach 57/2 Uhr nachmittags beichäftigt 
werden, wenn die Beltellung nicht direkt bei dem Inhaber der MWerkftatt, 
fondern bei einem andern erfolgt tft und diefer die Ausführung der a 
dem Inhaber der Werkftatt Übertragen hat (Celle 16. Ian. 05, NegersE®. 27, 62 
—= GewArd. 6, 362 = GHoltvArd. 53, 302). 


3. Gefeß, betreffend Kinderarbeit in gewerblichen 
Betrieben, vom 30. März 1903. 


I. Beichäftigung fremder Kinder. 


85 
Unter 8 5 fällt, foweit es fi um die hier erwähnten Betriebe handelt, 
auch das In $ 8 erwähnte Austragen von Waren; leßtere Vorfchrift kommt 
infoweit nit in Betradt (Tena 11. Jan. 06, Thürßl. 53, 278). 


8 6. 

Das Verbot des $ 6 bezieht fih nur auf gewerbliche Betriebe. Dur 
VPolizeiverordnung kann jedodh die Verwendung fchulpflichtiger Kinder zu 
öffentliden Schauftellungen aud) nicht gewerblidher Art verboten werben. 
Soweit es fih um gewerbliche Betriebe handelt, find dergleichen ältere Polizet- 
ae durh das Rinderichußgefeß erjegt (RG. 25. Juni 06, RO. 


8.7. | 
Duldung der Beifhäftigung von Rindern (Regeljungen): 1105 8 7. 


Riteratur: I 105. 


II. Beichäftigung eigener Kinder. 


8 17. 


Die Frage, ob jemand, der beim Austragen von Waren ufw. die eigenen, 
unter 12 Jahre alten Kinder beichäftigt, dies in eigenem Betriebe oder als 
Beauftragter eines größeren Unternehmens, von dem er abhängig ift, tut, ift 
nah Lage des einzelnen Falles unter Würdigung aller Begleitumftände zu 
entfheiden (Dresden 10. Jan. 07, SAhfOLG. 28, 332). 
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V. Strafbeitimmungen. 
8 23. 
1. Zur Beftrafung genügt Fahrläffigkeit (Sena 11. Tan. 06, ZHürßl. 
53, 218; vgl. 1106 8 23 Nr. 


2. Jpealkonkurreng a 8 24 Ziff. 1 ausgefdhloffen; Irrtum: 
1 106 $ 23 Wr. 2 g2. 


Verhältnis zu $ 23: 1106 8 24. 


4. Handelsgejegbud. 


Sedjiter Titel. Strafvorfchriften. 


8 313, 
Gutfohrift bei einer Bank keine Einzahlung: I 106 $ 313. 
Riteratur: 


ZURtG. 14, 121 (Artikel ohne Autornamen): Unter Ziff. 1 fällt si die 
wiffentliche Aber erjhägung von Sadheinlagen in der nach $ 191 von den Gründern 
abzugebenden Erklärung; Mitglieder des Vorftands oder Auffichtsrats, die 
von diefer Täufhung Kenntnis haben, in dem nad) $ 192 Ubf. 1 abzugebenden 
Bericht Über den Gründungshergang aber abfichtlicy nichts Ara a 
als Mittäter oder günftigerenfalls als Gehilfen aus $ 313 Ziff. i 


8 314. 
Ziff. 1: arans und Inhalt der DOffenbarungspflidt, Irrtum 
darüber: 1106 8 3 
er 


a) Die Spezifikation der Poften in der Bilanz. Inwiefern ift der 
Vorwurf der Verfchleierung wegen unterlaffener Ra gegen den für 
die Bilanz WVerantwortlien ungerechtfertigt? (ZUG. 14, 97). — Der Auffaß 
eigt an einer Reihe von Beifptelen, wie verjchieden OB Beritoß & gen die 
Rs 39, 40 HGB. der Inhalt der Pflicht zur Offenbarung dur die Bilanz in 
der Geihäftswelt aufgefaßt wird, und führt diefe Tatfadhe auf das an 
einer en in der einfhlagenden efeßgebung zurük. 

b) gl. 1 106 8 314 Literatur. | 


Riteratur: I 106. 


5. Gefeß, betreffend die Erwerbs: und Wirtichafts- 
genofjenjchaften, vom 1. Mai 1889, in der Saflung 
vom 20. Mai 1898. 


Literatur: 1106. Hterüber: Werzbader, SAID: 1907; Maurer-Birkenbiept, ne 
gabe mit Erläuterungen ufw., 2. Aufl., 


GSiebenter Abfchnitt. Konkursverfahren und Haftpflicht der Genoffen. 
$ 99. 

Die Vorftandsmitglieder find, da eine Ronkurseröffnung eine Mehrzahl 

von Öläubigern nit vorausfeßt, auh dann zum Antrage auf Ronkurs- 


eröffnung verpflichtet, wenn die ahlungsunfähi Reit der Genoffenfchaft durd 
eine einzige OR bewirkt ijt (R©. 31. Nov. 06, R66Gt. 39, 326). 


10* 
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Neunter Abichnitt. Strafbeitimmungen. 
8 146. 


Nachteil, Shyhädigung des Genoffenfhaftsvermögens: 16.106, 107 
8 146 Ar. 1, 2. 
8 147, 


Umfang der DOffenbarungspflidt: 1107 $ 147 Nr. 1; „unwahre 
Darftellung”: daf. Ar. 2; Beihaffenheit der Bilanz: daf. Wr. 3. 


6. Gejeß, betreffend die Gefellfchaften mit beiehränkter 
Haftung, vom 20. April 1892, in der Fafjung vom 
20. Aini 1898. 


Ziteratur: 1107. Hierüber: Barifius-Crüger, Kommentar, 4. Uufl., 1906. 


sünfter Abfchnitt. Auflöfung und Nichtigkeit der Gefellichaft. 
8 64. 

1. Der Begriff der Bilanz i. ©. des $ 64 wird erfüllt durch eine zu 
weldem Zwecke, bei welcher Gelegenheit und in welder Form aud) immer 
erfolgte Gegenüberftellung der Aktiven und PBaffiven, die den Vermögensitand 
der Gefellihaft zur Anfchauung bringt. Diefem Erfordernis entipricdht 3. 2. 
die Aufftellung in einem NAundfchreiben, die den Zweck verfolgt, Durch 
Gegenüberftellung der Aktiven und Paffiven den Gläubigern die Überjchuldung 
vor Augen zu führen, und die Aktiven und Te lowie die Grundftücks- 
werte nebft den DDRDEDERN einzeln aufführt (R®. 6. Wai 07, Seuffßl. 72, 787). 

2. Abf. 1: Antrag von anderer Seite entbindet nicht von der Pflicht 
des Abf. 1: 1107 8 64. . 


Secdjfter Abfchnitt. Schlußbejtimmungen. 
8 82, 


1. Die Worte „und Mitglieder” find nur dur ein redaktionelles 
Berfehen in das Gefeg hineingekommen, dem gegenüber die Befugnis des 
Richters gegeben ift, den wahren Willen des Gefeßgebers feiner Auslegung 
zugrunde zu legen (RG. 4. Juni 07, IW. 36, 564). 

2, Sadeinlagen als „Einzahlungen“: 1 107 8 82. 


8 83, 

1. Das Vergehen des $ 240 Ziff. 3 KO. tft vom Gefhäftsführer in diefer 
feiner Eigenfhaft begangen, wenn er durd [huldhafte Verlekung der ihm ob- 
liegenden Pfliht der Sorge für orbnungsmäßige Buchführung ($ 41 des ©. 
vom 20. Mai 98) die in israge kommenden Bankrotthbandlungen verurfacht 
hat. Einer befonderen eftftellung, daß die Gefellihaft mit beichränkter Haf- 
tung zur Führung von Handelsbücdern verpflichtet war, bedarf es nicht; Diele 
Pflicht ergibt fi aus $ 18 Abf. 3 des ©. vom 20. Mai 98 in Verb. mit 88 6, 
38 HGB. (RO. 25. Ian. 07, DI3. 12, 716). 

2. Wegen Bankrotts kann aud De ende Geichäftsführer beftraft werden, 
der zur Zeit der und eng oder Ronkurseröffnung nicht mehr Ge- 
Ihäftsführer war (RG. 26. Okt. 06, R5Gt. 39, 217). 


8 84, 
Sahriäffigkeit genügt: I 108 $ 84 \ir. 2. 
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7. Oefeß zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
vom 27. Mai 1896. 


Literatur: 1. ganbausgaben und Rommentare: 1108. Hlerüber: Finger, 2. Aufl., 1907; 
Meves, Urbeberreht (f. vor den Urb6.). 
2. Lehrbücher, [yufematifdhe Darftellungen ufw.: 1108. Hierüber: Bobe, Die 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs, 3 Bde., 1896 u. 1907; Waffermann, Der un- 
lautere Wettbewerb, 1907; Tolksdorf, Gewerblicher Redhtsihuß, 1906. 


Riteratur: 


a) Hoffmann, Zur Reform des MWettbewerbsgefeges (Uni. 6, 141). — 
Berfaifer beleuchtet die Mängel des Gefeßes und empfiehlt insbejondere Aus- 
dehnung der Strafbeitimmungen auf fahrläffiges Handeln, Erhöhung der 
Strafen, weitere Publikationsbefugntjfe, Strafverfolgung durd die Staats- 
anwaltichaft, falls der Antrag von einer antragsberechtigten Rorporation ge- 
ftellt wird, u. a. m. 

b) ©. 1 108 Literatur. 

84 

1. Befonders günftiges Ungebot: 

a) Ob der Täter feine Waren tatfächlic billiger oder zu denfelben, wie 
im redlichen Gejchäftsverkehr angemefjenen PBreifen verkauft, ijt für den Tat- 


beitand des S 4 bedeutungslos. 

„Das Gefeß erfordert lediglih, daß abfichtlich Der Schein eines befonders günftigen Ans 
gebots hervorgerufen worden fei. Es foll nad) Ubficht Des Gefeßes verhindert werden, daß 
das Publikum durch fchwindelhafte Neklame zum Kaufe angelokt und dDadurd der redliche 
Geihäftsverkehr geihädigt wird. Der Schug diefes, nicht fowohl der Des kaufenden 
Publikums tft der vom Gefeße Be Zwer.” 


(RG. 3. Juli 07, 4 D 369/07 

b) „Befonders" günftiges Angebot: I 108 $ 4 Nr. 1a; Abfiht auf 
Erwekung des Anfcheins genügt: daf. Ar. 1b = GewXrd. 6, 183; maßgebende 
Amftände und Kreife: daf. Nr. 1c. 


2. Bekanntmahungen, Mitteilungen: 

a) Die Mitteilung darf — anders als in $ 1 — nidt Lediglich in der 
Torm der Abbildung auftreten; eine foldhe muß vielmehr mit einem wört- 
lihen Gedankenausdruk verbunden fein, dem fie zu näherer Beitim- 
mung dient. Als Gegenftand der Verbreitung kann aud ein einziges Mit- 
teilungsftück dienen, fo 3. 3. wenn diefes im Schaufenjter ausgehängt wird. 
Es genügt, wenn die Mittellung in der gewählten Form zur Verbreitung 
bejtimmt gewefen ijt und leßtere bereits begonnen hat (R©. 12. April 07, 
IM. 36, 565 = N6St. 40, 122). 

b) Etiketten auf Weichkäfe, die durch die Stanniolumhüllung mit ver- 
deckt werden, können nicht als für einen größeren Perfonenkreis beftimmte 
Mitteilungen oder als Öffentlihe Bekanntmadhungen angefehen werden. Da- 
gegen fällt darunter ein Blakat im Gefhäftsraum, durd) das der Anfchein 
erweckt wird, der im Gefchäft verkaufte, vom Gewerbtreibenden felbit fabri- 
zierte Käfe fet echter Gervaiskäfe (Cöln 10. Nov. 06, RheinArch. 103, 235). 

c) Unterfhied zwifchen Bekanntmadung und Mitteilung: 1108 84 Nr. 2. 


3. Unwahre Behauptungen: 

a) Unter einem „Privatgelegenheitskauf” verjteht das Publikum eine 
Raufgelegenheit, bei der es, weil der Verkäufer aus irgend einem Grunde die 
Mare zu verkaufen gezwungen tft, billiger und deshalb günftiger einkauft, 
als in einem Erwerbsgeihäft; die Angabe, es handle fih um einen folden 
Kauf, ift an fih Schon tatfädhlicher Natur, der en des kKonkreten Anlaffes 
en Verkauf (Notlage u. &.) bedarf es nicht (R®. 1. Okt. 06, IM. 35, 796 — 

G6t. 39, 169). u 

b) In der Ankündigung eines Totalausverkaufs liegt dann eine un- 

wahre Angabe tatfädhliher Art über Anlaß oder Zweck des Verkaufs, wenn 
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zwar die ernjte Abficht der demnädjtigen Gefhäftsauflöfung beiteht, tatfäch- 
li aber hierbei dvurh Nahjhiebung gangbarer Waren in nicht gering- 
fügigem Umfange die Möglichkeit gelegentlihen Verkaufs einer anderen, 
minder gangbaren Ware offengehalten wird. Bei Beurteilung der Gering- 
fügigkeit darf nicht das Verhältnis der nachgefchobenen Maffe zum aus- 
en Beitande als maßgebend angenommen werden, [ondern jene 

affe ift in ihrem abfoluten Beitande zu [häßen und zu beurteilen (RG. 
26. Nov./15. Dez. 04, Gewärd. 6, 185). 

c) Nahfhiebungen im Ausverkauf fallen unter allen Umftänden 
dann unter 8 4, wenn der Täter die nachgefchobenen Waren in verhältnis- 
mäßig erheblihdem Umfange nur mit NRüdkfiht auf den von ihm bereits 
beichloffenen Ausverkauf beftellt hat, und zwar nicht in der Abficht, den Aus- 
verkauf des vorhandenen Lagers zu fördern, fondern lediglich in der Abficht, 
dur) deren Mitverkauf ein gutes Gefhäft zu maden (RO. 8. Nov. 04, DI. 
10, 172 = GewArd. 6, 180 

d) Db für die Herkunftsbezeihnung von Fabrikaten der Her- 
ftellungsort derfelben oder der Ort der Herkunft der Robhftoffe („Äägyp- 
tifhe Zigaretten“) enticheidend ift, ift im einzelnen alle, ev. auf Grund von 
a ua zu prüfen (RG. 27. April 07, Seuffßl. 72, 738 = 


: 2 
e) DOrtsbezeihnungen, die im Verkehr ihre örtlihe Bezeichnung 
verloren haben und aus Berkunfts- zu Beichaffenheits- und Gattungsbezeich- 
nungen geworden find, Rönnen dur Zufäge wieder Herkunftsbezeid- 
nungen werden, wobei es darauf ankommt, ob durd den Zufaß die Wor- 
jtellungen über die Herkunft tatfächlich erweckt werden. Diefe Vorftellungen 
brauden Reine allgemeinen zu fein; es genügt, daß fie aud) nur bei einem 
mehr oder minder großen Teile von Betetligten, insbejondere bei Käufern der 
Mare hervorgerufen werden (RG. 29. Tan. 07, IM. 36, 565 = N6G6t. 39, 410). 
f) Gegen $ 4 vergeht fi), wer behauptet, feine Arbeiten feien prä- 
mitert, um damit den Glauben zu erweken, daß er im Befiß der YAus- 
eihnung fei, während diefe tatfähli dem früheren Arbeitgeber des 
äters, wenn aud für von diefem verfertigte Arbeiten, erteilt worden ift 
(BayDOpR6. 21. März 07, BayOpLG6t. 7, 275). 


g) Die Behauptung eines Kaufmanns, fein NRechtsporgänger habe die 
Ware, die er anfertige und in den Handel bringe, erfunden, die Erfin- 
dung fei als Geheimnis auf ihn allein übergegangen, ift geeignet, 
den Olauben zu erwecken, es handle fi um ein befonders günftiges Angebot 
(RO6. 22. Tan. 07, GewXfhuß 12, 202 = Nedt 11, 262). 

h) Die Bezeichnung „Dr. med. &., praktifcher Arzt, Spezialarzt für Zahn: 
und Mundkrankheiten” kann unter Umftänden, namentlich wenn der betreffende 
Arzt Zahnärzte befchäfttgt, foldhye und Studenten ausbildet ufw., den Anicdyein 
erweren, der Anzeigende befiße die Approbation als Zahnarzt (RO. 36. 
5. März 07, Uni. 6, 190). 

i) Die Bezeihnung „geprüfter Zahntechniker” enthält, wenn der 
Techniker die Prüfung nur vor einer zonund der Zahntechniker abgelegt 
bat, eine unrichtige Angabe tatfächlicher Art, die den Anjchein eines bejonders 
günftigen Angebots deswegen hervorzurufen geeignet ft, weil es den Irrtum 
erweken kann, jener habe die Prüfung vor einer durd) die obere Verwaltungs- 
nn Rommiffton beftanden (RG. 18. Dez. 06, Gewfihuß 12, 202 

k) Nad $ 4 ift ftrafbar, wer fi als „Profeffor der Hodjchule für Magne- 
tismus und Maffage in Paris” bezeichnet, um den Glauben zu erwecken, er 
fei geprüfte Medizinalperfon; die Bezeichnung enthält eine Unwahrheit in- 
Be als es fih nur um die Fadhidhule eines privaten Vereins handelt. 
di er hier ideell mit 8 147 Ziff. 3 Gewd. (RG. 22. März 04, Gew- 

rd. 6, i 
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)) Strafbarkeit bei Bekanntmadung mit an fi) wahrem Inhalt: 
1109 8 4 Rr. 3a; „Ronfumgefhäft”“ als Erwerbsbezeihnung: daf. Wr. 3b; 
„Hamburger Importhaus” als Herkunftsbezeichnung: daf. Ar. 3c; Bes 
bHauptung, eine Sade fei patentiert: daf. Ar. 3d. 

4, „Bewerblidhe Leiftungen”: 1109 8 4 Nr. 4. 


5. VBerfhulden des Täters: 

a) Fahrläffigkeit nicht genügend: I 109 8 4 Nr. 5. : 

b) Zur Erfüllung des Tatbeftandes genügt aud) Eventualvorjag (NG. 
29. Jan. 07, ZW. 36, 565). 


Riteratur: 


a) Alerander Ra, Schwindelhafte Ausverkäufe (DIZ.12, 332). — Ver- 
Taffer beichäftigt ich mit dem Begriffe des „Ausverkaufs”, insbefondere der 
Anzuläffigkeit des fog. „Nachichiebens” von Waren, und befürwortet die Ver- 
ihärfung der die unreellen Ausverkäufe treffenden Strafbeitimmungen, ver- 
bunden mit einer beftimmten polizeilichen Kontrolle derfelben. 

b) Sranke, Ein Fall aus der PBraris zur Frage der Tdealkonkurrenz 
zwiihen 8A UntM6. und $ 40 Ziff. 2 Pat. (SähfArdh. 07, 238). — Verfaffer 
beipridht in abfälligem Sinne ein Nrteil eines nicht genannten Gerichts, das 
die Behauptung: eine in den Handel gebrachte Sadje jei „patentamtlich ge- 
Thüsgt”, nicht als eine Behauptung über den Befig einer „Auszeichnung” an- 
gejehen hat. 

(Bol. 1109 8 4 Nr. 3d). 8 

7. 

„Behauptung tatfählidher Art“: 11098 7. 


8 9. 
: ler, r ftra ti des Betriebs» d ijjes, a 
er u. s Sie ee ee ig a 

1. Was als Gefhäfts- oder Betriebsgeheimnis anzufehen, beant- 
wortet fich ftets nach den befonderen Umftänden des Einzelfalls. Regelmäßig 
werden es TZatfadhen fein, die einer Gefhäftsgebarung oder einem 
Betriebe eigentümlid, Dritten unbekannt, im Änterefje des Gefchäfts- 
hberrn und des Gefhäfts von dem Angejtellten zu verfhweigen und 
ohne Bruch der aus dem Wnftellungsverhältnis fließenden Treupflidht 
sremden nidht zu offenbaren find. Hierher gehören Bezugsquellen, 
Abfag, Schriftwechfel, Angebote, Projekte ufw. (Dresden 21. Juni 06, 
GoltdAr. 54, 92; vgl. 1109 8 9 Nr. 1). 

2. Eine Aufftellung, welche die Zahl der verfhiedenen Mafdhinen, 
die in einem gewilfen Zeitraume fabriziert wurden, und den Reingewinn 
an denfelben ergibt, enthält ein Gefhäftsgeheimnis. Die Mitteilung 
Diefer Zatfachen an einen andern in der Abficht, diefen zur gemeinfamen 
Gründung eines KRonkurrenzgefhäfts zu veranlaffen, tjt ftraffällig. 
Es genügt, wenn die Abficht des Wettbewerbs auf feiten des Mitteilenden 
vorhanden ift (Frankfurt a. M. 21. San. 07, Uni. 6, 155). 

3. Zt ein Verfahren für einen Geidhäftsinhaber patentiert, fo tft es 
offenkundig und kein u... (RO. 13. Von. 06, R66L.39, 321). 

Der Empfänger der Mitteilung muß nicht notwendig derjenige 
fein, der die unlautere Konkurrenz ins Werk feßen will, dies kann vielmehr 
auch der Mitteilende felbjt beabfichtigen (Uushändigung einer Form an einen 
Oteßer zweks Nadyguffes); je nadhdem der Mitteilende noch während feiner 
Beihäftigung im Betriebe des Gefchädigten oder nach Austritt aus demfelben 
die Mitteilung bewirkt, hat Abf. 1 oder 2 in Unwendung zu kommen. Un- 
erheblich ift, ob der Dritte [yon vor der Mitteilung von dem Geheimnis 
Kenntnis hatte, wenn er nur die Mitteilung nicht imftande war, .es 
ee 22. Juni 06, .35, 797 = R66t. 39, 83 —= Gew- 

re. 6, : 
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5. Mitteilung an befhränkte Perfonenzahl, „Geheimnis": 
1110 89 Nr. 2 = Gewitrd. 6, 536; Submiffionsofferten als Geheimmis: 
daf. Ar.3 = GewAtrd. 6, 181; Lifte gangbarer Mufter: daf. Ar. 4 = Gew- 
Arch. 6, 180; AUbnehmerkreis als Geichäftsgeheimnis: daf. Ar. 5; Her- 
een Kalkulation: daf. Nr.6; Realkonkurrenz mit $ 242: 

af. Ar. 7. 


8 10. 

1. Unternehmen 1. ©. des 8 10 ift jede Handlung, die zur Erreidhung 
des vom Gefeß verbotenen Erfolgs vorgenommen wird; es umfaßt danad) 
unter allen Umftänden die Handlungen, die nach $ 43 StGB. einen Verfud 
darjtellen, und es kommen bier daher gegebenenfalls auch die Grundjäße zur 
Anwendung, die das Reihsgericht hHinfichtlich des fog. untauglihen Verfuds 
entwickelt hat, dergeftalt, daß Hinfichtlich der Otrafbarkeit der auf Herbei- 
führung des Erfolgs gerichtete Wille entjcheidend if. Demnadh kommt nichts 
darauf an, ob im einzelnen Falle wirklich ein Betriebsgeheimnis vorliegt, 
fondern nur darauf, daß dies in der Vorftellung des Angeklagten vor- 
liegt (RG. 13. Nov. 06, RG6Gt. 39, 321 — IW. 36, 416). 

2. Subjektive Erforderniffe, Berfon des anderen: I 110 8 10. 


8 12, 
Ertenfive Interpretation: I 110 8 12 Nr. 1; ärztlider Bezirks- 


verein: daf. Nr. 2 = GewRfhug 12, 201; preußifhe Arztekammer: 
daf. Ar. 3. 


8. Gefeß, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei 
Aufbewahrung fremder Wertpapiere, vom 5. Tuli 1896. 


: I 111. 
Literatur 1 89. 


Abf. 2: Da der Abf. 2 Vorfäglichkeit erfordert, fo fchließt Unkenntnis 
der Gefeßesbeftimmung des $ 8 die Beitrafung des die Mitteilung unter- 
laffenden Kaufmanns aus (2O. Offenburg 14. Nov. 06, BadRpr. 73, 61). 

Riteratur: | 

a) gl. I 111 8 9 Depot®. Literatur. . 

b) Augenijtein, Zu 8 9 Abi. 2, $ 8 des Bankdepotgefeßes vom 5. Zuli 96 
(Recht 11, 961). — Verfafjer verlangt im Intereffe des Publikums mit Nück- 
fiht auf die vorjtehend angeführte Entfcheidung gefeßliche Beltimmungen, die 
die Einhaltung der Beitimmung des 8 8 beffer gewährleiften, als $ 9 in feiner 
jegigen, Vorfäglichkeit erfordernden Falfung. 


8 11. 
Trageftellung an die Gefhworenen: I 111 $ 11 Depot®. 


9, Gefeb über die privaten Verjicherungsunter- 
nehmungen vom 12. Mai 1901. 


Biteratur: I. Zertausgaben und Kommentare: I 1il. SHterüber: Nehm, 2. Uufl., 1907. 
DI. Lebrbüder, [yftematifche Darftellungen ufw.: I 111. 
Der von einer YFleifherinnung unternommene Geichäftsbetrieb eines 
GL ERINIE DD LI RTEUBO Ser eine ift eine private, den Vorfchriften des 
RO. vom 12. Mai 01 unterworfene DVerfiherungsunternehfmung (PrOdE. 
9. Zuli 06, PröVG. 49, 313). 


10. Vereinszollgefeß ($$ 2—134). 153 


vM. Strafvorfchriften. 
8 108, 

1. Für die Frage, weldyhe Behörde nad) 88 4, 2 die Erlaubnis zu erteilen 
bat, kommt es nicht darauf an, auf weldes räumliche Gebiet die Gefchäfte 
des Unternehmens tatfächlich ich beichränken, fondern darauf, ob der Betrieb 
durh die Saygung oder die fonftigen Gefhäftsunterlagen auf das 
Gebiet eines Bundesjtaats befchränkt tft oder nidht. Die Erlaubnis muß 
Thriftlich erteilt fein. Irrtum darüber, daß der Betrieb der Erlaubnis be- 
dürfe, oder welche Behörde zu deren Erlaubnis zuftändig fet, ift Irrtum über 
das Strafgejeg (RG. 4. Tan. 07, R6Gt. 39, 376). 

2. Abi. 1: Verfihderungsvereine, Irrtum: I 111 $ 108. 


10. Bereinszollgejeg vom 1. Juli 1869. 


Literatur: I 111. 
I. Verkehr mit dem Vereinsauslande. 


2, 
Riteratur: IT 111 8 2. 2 


V. Allgemeine Beftimmungen für die Wareneinfuhr, =ausfuhr und 


-durdfuhr. 
8 22, 
Bergen von Strandgut: 1112 8 22. 


VI Beitimmungen über die Wareneinfuhr, -ausfuhr und -duchfuhr 
Ä auf Landitragen, Slüjfen und Kanälen. 

8 44, 
Abf. 2: Warenführer = Fradtfünrer: [1112 8 44. 


XV. Kontrollen im Örenzgebiete. 
8 119, 


Der Legitimationsichein tft durdaus formaler Natur und [hügt 
unbedingt nur den, auf deffen Namen er lautet; ein Dienftherr wird daher 
nicht durch einen auf den Namen feines Dienftknechts ausgeitellten Schein 
gederkt (RG. 10. Dez. 06, Seuffßl. 72, 249). 


XX. GStrafbeftimmungen. 
8 134. 


1. „Die in 8 134 angedrohte Straftat ift ein „Unternehmen“, deifen Tat- 
beitand fich nicht etwa in der Überführung der Gegenftände der Konterbande 
über die Grenze erihöpft, Tondern vielmehr alle Sanblungen umfaßt, die 
in ihrer Gefamtheit auf pie Begehung der Konterbande abzielen; dazu 
gehören. auch joldhe, die für fih allein die Grenzüberfchreitung nur vor- 
bereiten oder erleichtern, und namentlich auch diejenigen Handlungen, die 
 zeitlih nach Aberfchreitung der Grenze vorgenommen werden, aber dazu 
dienen follen, die verbotswidrig Über die Grenze gebradten Gegen- 
fände fiherzuiftellen und gegen folde behördlide Mabßnahmen zu 
Ihüßen, die vor völligem Abfchluß der Einfuhr den Erfolg des Unternehmens 
vereiteln könnten” (RG. 19. Sept. 07, 1 D 468/07). 


154 A. Materielles Recht. — IH. Strafrechtliche Nebengefeße. 


2, Beitrafung nad) $ 134 hat einzutreten, au wenn die begangene Tat 
fh gleichzeitig als Abertretung nad) $ 27 Ziff. 4 FleiihbG. daritellt und die 
Strafverfügung wegen diefer Übertretung verjährt ift (RG. 3. Jan. 07, R66t. 
39, 353 = IM. 36, 562). 

3. Die Ronfiskation ift nit Neben-, fondern Hauptftrafe der Konter- 
bande; fie wird durch die Einziehung des $ 9 Süßft®. nicht erfegt. 

„Auf fie mußte, da feftgeftelltermaßen ein Teil der Tat des Angeklagten dem $ 134 BZ. 
wie 5 7 Übf. 1 SUBRG. zuwiderläuft, nad den vom erkennenden Genat (R66St. 38, 894) aus- 
geiprohhenen Grundfägen unbedingt erkannt werden, aud) wenn teilweife wegen ihrer Unvoll- 
ziebbarkeit aemäß $ 155 BZG. Verurteilung zur Erlegung des Werts Der Gegenftände ein- 
‚zutreten hatte. e in $ 9 SüßftG. vorgefchriebene „Einziehung“ konnte um fo weniger an 
Stelle der „Ronfiskation” des VWZG. treten, als fonft, weil die in $ 134 BIZG. weiterhin an- 
gedrohte „Geldbuße” durch die Hauptftrafe des $ 7 Abf. 1 SUBRG. zu erjegen war, die Ver- 
fehlung gegen das VBIZG. ganz ie geblieben wäre.” i 

(MG. 15. ApriV13. Juni 07, 1 D 1483/06.) 
4, Verhältnis zu 8 7 Süßft®.: f. dort. 


5. Bollfreie Verz rungsgegenftände, deren Einfuhr nad) dem PViech- 
feuchengefeße verboten: I 112 8 134. 


8 135. 


Zum Begriff der Defraude: I 112 $ 135 Nr. 1; Umfang der Konfis- 
Se Nr. 2; fubjektive Erforderniffe, Verhältnis zu $ 152: 
af. Ar. 3. 


8 136. 
1. Ziff. 5a ift auch anwendbar, wenn die Gegenfjtände nur für einen 


von vornherein bejtimmten Zeitraum ins Zollgebiet ein» und demnädjft wieder 
ins Ausland ausgeführt werden (RG. 19. Yebr. 07, GoltdUrdy. 54, 296). 


2, Ziff. 9: 

a) Eine Verurteilung aus Ziff. 9, zweite Hälfte, kann nur eintreten, 
wenn dem Angeklagten die Hinterziehungsabficht im vollen Umfange nadj- 
gewiejen ift; ift dies mangels Nachweifes des fubj kKtiven Tatbeftandes nicht 
möglid), fo kann immer nody Beftrafung aus $ 152 eintreten. Daß in $ 137 
AUbf. 2 der $ 136 Ziff. 9 nicht aufgeführt ift, ijt für die Anwendung des 8 152 
bedeutungslos (R&. 15. April 07, IW. 36, 562 = NG6Gt. 40, 135). 


b) „Unverzollt anvertraut”: 1112 $ 136 Nr. 2. 


8 137. 


Abi. 2: Einfache Unmwiderlegbarkeit von Schußbehauptungen des Un- 
geklagten wird nur unter ganz befonderen Umftänden zur Entkräftung der 
nah Wbf. 1 aufgeftellten Vermutung des Verfchuldens ausreichen; einfache 
Möglichkeiten oder Wahrfcheinlichkeit genügen im ae en zur Erfchütte- 
zung gefeßlicher Vermutungen nicht (RG. 3. Dez. 06. RGGt. 39, 298). 


8 144, 
. Verhältnis zu $ 134 und zu $ 7 Abf. 1 Süßft®.: 1112 $ 144. 


8 146. 


8146 fegt perfönliche Tätigkeit des am Bandenfchmuggel beteiligten 
Mittäters oder Gehilfen bei Ausübung des Vergehens voraus; die allgemeinen 
Grundfäße des StGB. leiden hier keine Anwendung (RG. 15. Zuni 06, IZW. 
35, 794 — NRN66t. 39, 53). 

er 8 148. 
Strafenhäufung: I 113 & 148. 
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8 158, 
8 158 trifft ideale und reale Ronkurrenz; Strafen bei Zufammen- 
treffen mit verjchiedenen anderen Gejegen: 1113 $ 158. 
8 162, 


s ou lammenerenen mit dem Branntweinfteuergefeß; $ 68 dafelbft: I 113 
162. Beurer ten 


11. Gejeß, betreffend die Ausführung des mit Öjterreich- 
Ungern abgefchloffenen Zollkartells, vom 9. Juni 1895. 


iteratur: I 113. 
8 7. 
Verjährung: 1113 8 7 = GoltdArd. 54, 82. 


12. Oejeß, betreffend den Spielkartenjtempel, vom 


3. Zuli 1878. 
8 10, 

1. 8 10 bezieht fich nicht auf Karten, die feinerzeit mit vorfehriftsmäßigem 
Stempel verfehen worden find, bei denen aber diefer Stempel fo undeutlid 
geworden ift, daß die Tatfache der Stempelung nicht mehr jicher erkennbar 
tft (NG. 13. Juni 07, IM. 36, 564; BadstnMin. 9. Juli 07, BadNRpr. 73, 250). 

2, Realkonkurrenz mit $ 11 vbd. 8 3: 1113 8 10. 


13. Gejeß, betreffend die Befteuerung des TZabaks, vom 
16. Zuli 1879, in der Safjung vom 5. April 1885. 


Biteratur: I 114. 
8 27 
Zabakfurrogate: I 114 5 27. 


13a. Gefeß, betreffend die Bejteuerung des Branntweins, 
vom 8. Zuli 1868. 


IV. Rechte und Pflichten der Steunerbeamden bei Ausübung 


ve& PDienffeg. 
8 46. 

Der 8 46 ift durch die neuere Gefeßgebung nicht aufgehoben. — Zum 
Zweke der Prüfung gemäß 5 44 unter b ift in fog. Abfindungsbrennereten 
der revidierende Beamte au zur Entnahme unreifer Waifdhe aus einem 
Bottich berechtigt, und der Unternehmer verpflichtet, ihm die durch $ 46 vor- 
gefchriebene Hilfe zu gewähren, fo insbefondere aud, die Maifche vor Ent- 
nahme der VBrobe durch einen feiner Arbeiter umrühren zu laffen (Darmitadt 
5. Okt. 06, Heiffipr. 7, 123). 


B. Bejondere Strafbeitimmungen. 
8 57. 
Zuführung frifher Waifhe nah Einmaifhung: I 114 $ 57. 
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14. Reichsftempelgejeg vom 27. April 1894, in Der 
salfung vom 14 Juni 1900. 


Riteratur: I 114. Hierüber: PBannier, Reichsftempelgefeg und Totalifatorgefeg (Reclam), 1907. 


II. Spiel und Wette. 
8 22, 


1. Der Begriff des Spielausweifes fordert nicht, daß der betreffende 
Gegenitand lediglich aus fich felbft die Beteiligung am Spiel beweilt; es 
genügt, daß er diefen Beweis in Verbindung mit anderen Umftänden erbringt, 
fo 3. B. dur) die Tatfache der Aushändigung an den Teilnehmer, wobei es 
gleihgültig ift, ob diefe Aushändigung den Zweck verfolgte, dem Spieler 
einen Nusweis in die Hand zu geben oder nicht, vielmehr das Bewußtfein 
genügt, daß die die Ausweife darftellenden Gegenjtände die Eigenfchaft haben, 
als Ausweife zu dienen (RG. 26. Juni 06, DI3. 11, 1320 = GoltdXArd. 53, 439). 


2. Eine beitimmte Form ift für den Ausweis über eine Spielein- 
lage nicht vorgefchhrieben; es ift nicht notwendig, daß er den Nachweis 
der Beteiligung am Spiel aus fidh felbjt Heraus erbringt, vielmehr genügt 


es, daB dies durdy ihn in Verbindung mit anderen Umftänden erfolgt. 

„Der Ungeklagte hat den Weg eingefchlagen, daß er den fi an der Yusfpielung beteili- 

an Einfendern der Nätfellöfung die Snenlage durh Boftnadnahme abfordern ließ. 

er die Üdreffe des Teilnehmers und den BODEN tragende Umfchlag follte von 

der Voft ge Zahlung des nadhgenommenen Betrags an den Empfänger ausgehändigt 

werden. bewies daher nach gefchebener Aushändigung, die poftordnungsgemäß nur gegen 

Datum der Nachnahme erfolgen konnte, daß der Empfänger den Einlap bezahlt, alfo 

am Spiel Std beteiligt Habe. Wit Recht hat Daher Das Landgericht In jenen Nachnahme- 
fendungen Spielausweife erblickt.“ 
(RO. 14. Zuni 07, 2 D 272/07.) 


3. Aushändigung des Ausweifes wejentlidh: I 114 $ 22. 


8 25. 


1. Abf. 2: „WVermitteln”: 1114 $ 25 Wr. 1a; für Saß 2 Abfhluk 
der Wette im Auslande nicht erforderlich: da. Ar. 1b. 


2. Abj. 3 verb. mit der AusfBeft. des Bundesrats vom 21. Juni 00: 
Zuwiderhandlung gegen Vorfhriften der Steuerbehörde Über die Bud- 
führung: 1115 $ 25 Ne. 2. 


8 27. | 


1, Wie 8 27 Abf. 2 Saß 2 auch gegenüber den in $ 23 Xbf. 2 genannten 
MWettunternehmern Pla greift, fo richtet er fich auch gegen denjenigen, der 
Metten der in $ 25 Abf. 2 bezeichneten Art vermittelt (RG. 27. Juni 07, 
IM. 36, 564; vgl. I 115 $ 27). 

2. Dal. $ 286 StGB. Nr. 3. 


V. Allgemeine Beitimmungen. 
g 4. . 
8 25 feßt einen erlaubten Gewerbebetrieb voraus, greift aber nicht Plaß, 
wenn die gewerbsmäßige Vermittlung von vornherein nur auf Begehung einer 
ftrafbaren Handlung fich befchränkt; deshalb kann bier aud die Ar. 56 der 
AusfBeit. nicht die Verpflichtung begründen, die Eröffnung des ftrafbaren 


Oefchäftsbetriebs der Steuerbehörde anzuzeigen (RG. 18. Tan. 07, Bay3.3, 132; 
vgl. I 115 $ 44). 


16. Schaumweinfteuergefeg ($$ 13—27). 157 


15. Gefjeß, betreffend die Mechfelftempeliteuer, 
vom 10. Zuni 1869/4. Juni 1879. 


Biteratur: 1 116. 
8 15. 


1. Wer eine von ihm akzeptierte Tratte, die bis auf den Ausjteller- 
vermerk ausgefüllt ift, an feinen Gläubiger, der als Ausjfteller zeichnen foll, 
ichickt, verwirkt, auch wenn er eine Wecdjfeljtempelmarke, ohne fie zu ver- 
wenden, beilegt, die Strafe mit dem Augenblicke, wo der Gläubiger als 
Yusfteller unterjchreibt; daB diefer fie feinerfeits felbftändig verfteuert, madt 
jenen nicht ftraflos (Dresden 12. Juli 06, SAHOLTG. 28, 13; ebenfo Dresden 
26. Zult 06, GoltdArd. 54, 320). 

2. Nichterfüllung der Verpflichtung zur Entrihtung der Stempelabgabe 
ift fchlechthin, d. hH. ohne Rükfiht auf das Vorliegen irgend einer 
VBerfhuldung unter Strafe geftellt; von mehreren a 
tigten Firmeninhabern ift daher jeder zur vorfchriftsmäßigen Entricdhtung 
verpflichtet und Im Falle der AUnterlaffung ftrafrechtlich haftbar, und fit die 
Strafbarkeit des einen nidht dadurdh ausgeichlojfen, daß ein anderer den 
MWechlel unverjtempelt giriert und weitergegeben hat (R®. 21. Sept. 06, DI. 
12, 132 = IM. 35, 799 = BadRpr. 73, 5 = BlGenofii®. 54, 86 —= Goltod- 
Arch. 53, 446; f. aud BadyinMin. 14. Nov. 06, BadRpr. 73, 5). 

8. Ausfüllung eines Wecfelblanketts; fubjektive Erforder- 
niffe: 1115 8 15. 

Riteratur: 
» Dr. 8., Wer wird dur die Diskontierung unverjtempelter Wechfel ftraf- 
fällig? (BlGenoff®®. 54, 71), — Der Auffaß behandelt die Steuerpflicht von 
der ftraf» und zivilrechtlichen Seite im Hinblick auf die Vorfchriften der SS 4, 
5, 11, 15 MWStempG®. 


16. Schaummwmeinfteuergejeg vom 9. Mai 1902, 


Steratur: I 116. 
8. Erhaltung der Steuerzeichen. 
8 18. 
„Händler, Wirte”: Befignadhfolger: 1115 $ 13. 


10. Strafbeftimmungen. 
b) Defraudation der Schaumweinfteuer. 
8 16. 
Adf. 2c: „Händler, Wirte“: 1115 $ 13. 


f) Haftung für andere Berfonen. 
hi 8 20. 
„Händler, Wirte’: 1115 8 18. 


j) Strafverfahren und Verjährung der Strafverfolgung. 
8 27. 


Adf. 2: Die Beitimmung des Ubf. 2, wonach die Verfolgung von De 
fraudationen in drei Jahren, von anderen Zuwiderhandlungen in einem Jahre 
verjährt, bezieht ih nicht auf alle im Bereich diefes Gefeges vorkommenden 
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Itrafbaren Handlungen, bejfonders nicht auf die $$ 22—26, fondern nur auf die 
88 15—21. Unter den in $ 27 Abf. 2 erwähnten anderen Zuwiderhandlungen 
find nur diejenigen zu verftehen, die in $ 19 mit Ordnungsitrafen bedroht find 
(Celle 27. Sebr. 05, GoltdArdh. 53, 452). 


17. Oefeß über das PBoftwefen des Deutichen Reichs 
n vom 28. Oktober 1871. 
teratur: I 116. 


Abjchnitt I. _ Grundfägliche Nechte und Pflichten der Boft. 


8 1. 

1. Bei Erörterung der Stage, ob eine verfchloffene Sendung fi) als ver- 
Ihloffener Brief daritellt, Rommt es auf den Inhalt der Sendung über- 
haupt nidht an. Auch der Umitand ift bedeutungslos, daß fih auf der 
ern keine Adreffe befindet. 

o 


> Igedeffen kommt es bier nicht darauf an, daß fi in den verichloffenen Briefen nur 
Drudfadhen befinden. — Allerdings würde die Boft die hier in Mede fiehenden Briefumichläge 
ohne Angabe von beftimmten Adreffen nicht befördert Haben. Daraus folgt aber nicht, da 
eine verfchloffene Sendung Dadurd die Eigenfchaft eines ‚verfchloffenen Briefes‘ verliert, da 
bei ihr nicht alle Hier in Betracht zu nehmenden Beftimmungen beobadtet find. Deshalb Hat 
Das Reichsgericht audh bereits Rage daß die Htnzufügung einer beftimmten Adreffe kein 
wefentliches Merkmal eines ‚Briefes‘ dDarftellt (M6St. 25, 20; vgl. au MGGSt. 34, 176 und 


35 ©. 138, 141). 
(R6. 2. Quli 07, 5 D 159/07.) 

2. Für den Unterfchied von Brief und Drudkfjade ift nicht die äußere 
Form, fondern die äußere Befhaffenheit des Inhalts der Sendung, 
der Einlage der Umbhüllung maßgebend. Auf den Gedankeninhalt der 
Sendung kommt es nicht an. Hiernad liegt ftets eine Drukfade vor, 
wenn eine durd) Druk oder ein ähnliches mechanifhes Verfahren bergeitellte 
Schrift verfandt wird. Eine unverfchloffene Sendung wird aud im ver- 
Ichloffenen ar niht zum Brief und unterliegt daher nidht dem Boft- 
zwange (RG©. 7. März 07, IW. 36, 562 —= RNGGt. 40, 72). 


3. „Bezahlung”; Freieremplar, Trinkgelder: IT 116 8 1. 


8 2. 
| Beförderung politifher Zeitungen duch BADLEBNONEN im Eifen- 
bahnwagen: 1116 8 2 \r.1; „Übfender”: daf. Ar. 2. | 


Abfchnitt. IV. Strafbejtimmungen bei Boft- und PBortodefraudationen. 


1. Wird mit einer Urkundenfälfchung gleichzeitig eine Bortohinter- 
iehung beabfidhtigt, fo tft do, wenn aud das Poftgefeß die Fälle der 
oft: und Portodefraudationen erihöpfend geregelt hat, Beitrafung wegen 

Urkundenfälihung gerechtfertigt, da der Tatbejtand derfelben fich nicht mit 
einem Tatbeftande des Poftgefeges det (RG. 18. April 07, IW. 36, 562 = 
DIZ. 12, 1028; f. auch 8 267 StGB. Wr. 3a). 

2. Verjährung: I 116 vor $ 27. 


| 8 27. | 
1. Ziff. 1: Unter Bezahlung verfteht das Gefeg eine Gegenleiftung für 
die im Befördern von Briefen beftehende Leiftung, die nad) der Abficht des 
Öebers und dem Bemwußtfein des Nehmers mit der Leiftung im Verhältnis 
des Öegenwerts, der Vergütung jteht. Ob gewilfe Leiftungen, wie Weih- 
nadhtsgefhenke, Trinkgelder ufw., darunter fallen, tft Zatfrage..: Un 
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erheblich ift, ob die Leiltung ausbedungen, verjprochen, verlangt oder nur 
ftillfhweigend vereinbart, in Ausficht gejtellt oder erwartet worden tft (RG. 
18. Sept. 06, DI3. 12, 69 = GoltdArdy. 53, 445). | 

2. Berfhulden: 1116 8 27 Ar. 1; Irrtum: daf. \r. 2; Zeitungs- 
beftellgeld kein Porto: daf. Wr. 3. 


18. Gefeß, betreffend einige Iinderungen von Beitim- 
mungen über das Pojtwejen, vom 20. Dezember 1899. 


Art. 3. 


1. Die Aufichrift des Empfängers der Sendung muß fih auf dem 
Beförderungsgegenftande jelbft befinden; es genügt nicht, daß die Perfon 
des Empfängers aus der Aufihrift eines anderen Stüks, das als Adreffe 
beigefügt ift, erfehen werden kann. Andererfeits genügt als Aufichrift irgend- 
ein auf dem Öegenftande angebradtes Merkzeichen (Bucdjitabe, Zahl), aus 
dem in Verbindung mit dem Inhalt irgend eines anderen Schriftftücks der 


Empfänger Renntlih wird. 

„Zwifchen der Uoreffe und der Sendung felbft muß jedenfalls eine derartige Verbindung 
hergeftellt fein, daß ihre Ablieferung an die für fie beftimmte Perfon ichon zufolge jenier Ber: 
nung gefichert ift, und es nicht von der EntichlieBung des betreffenden Boten abhängt, 
welches Stük er an den Ndreffaten abliefert. Eine folcye Sicherheit der Beftellung wäre nun 
nicht Schon Dadurch gewährleiftet, daß, wie vorliegend, die zu befördernden Gtüde einerfeits 
und die Adreffen andererfeits, wenn auch geordnet, in den LTafchen einer Wappe aufbewahrt 
werden. Als Uuffchrift kann es freilich genügen (R5St. 34, 176), wenn die Sendung feLbft 
nur mit irgend einem Merkzeihen verfehen tft,..... welches in Verbindung mit Dem R ihakt 
einer Beglettkarte den Adrerfaten für die Verkebrsanftalt jelbft erkennbar macht.” 


(RG. 8. Zuli 07, 3 D 350/07.) 
2. „Anftalt”; Botenfuhrwerksgefhäft: I 117 Art. 3. 


19a. Gejeß, betreffend das Urheberrecht an Schriften, 
Abbildungen, mufikaliichen Rompofitionen und Drama= 
tifchen Merken, vom 11. Juni 1870, 
I. Schriftftücke. 
e) Entfhädigung und Strafen. 


* 


„Beranftalter”“: 1117 8 18. | ni 


19b. Gefeß, betreffend das Urheberrecht an Merken : 
der Literatur und Tonkunft, vom 19. Juni 1901. - | 


Literatur: Tertausgaben und Aommentare: I 117. Hterüber: Meves, Das Urheberredt. 
Die Gefege zum Schuße des geiftigen und gewerblichen Eigentums und das Gefeß gegen den 
unlauteren Wettbewerb, erläutert durch Die Rechtiprechung (Seipgiger Zurift. HSandbibt.), 1907; 
Lindemann, Gefeg, betr. das Urheberredht an Werken ber Literatur und der Tonkunft; 


Tertausgabe mit Anmerkungen, 2. Uuifl., 1907. 
ftellungen ufw.: I 117. SHterüber: Burkas, Cigentumsrecht, 


yftematifhe Dar 
Urheberrecht und erfönlikeitsrecht an Briefen, 1907. | | 
Borausfegung der Anwendung des Gefeßes: I 117 vor „Literatur“. 
Riteratur: | 


a) Lindemann, Strafrechtliher Schuß gegen unbefugte Veröffentlichung: 
von Briefen (ZSMW. 27, 65). — Verfafler ftellt zunächft feft, daß ein folcher: 
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Schuß nad geltendem NRedt zurzeit nur infoweit befteht, als die Briefe als 
„Schriftwerke” anzufehen find, daß aber amndererfeits ein Bedürfnis des 
Schußes von Privatbriefen, die jener Eigenihaft entbehren, befteht, und macht 
in diefer Hinficht Vorfchläge. 

b) Vgl. 1117. 


Erjter Abfchnitt. Worausfegungen des Schußes. 


8 1. 

1. Zum Begriffe des Schriftwerks gehört die Verlagsfähigkett, d. 1. 
deifen Fähigkeit, dur Schrift mitgeteilt zu werden; daß es dazu beftimmt 
ift, ift nicht erforderlich. Auch Waren und Preisverzeichniffe können demnach 
Eye ein, wenn fie ein felbjtändiges individuelles Geifteserzeugnis 
daritellen (RO®. 5. Zuli 06, IM. 35, 798 = RGEGt. 39, 100). 

2, Ziff. 1: Theaterzettel, die eine fachliche, geihäftsmäßige Benach- 
rihtigung des Publikums über aufzuführende Stüde, Rollenbefegung, Breife 
der Pläße u. a. bringen, find nit Schriftitüdke im Sinne des Urheberrechts 
(RG. 27. Nov. 06, RAGGt. 39, 282 — IM. 36, 418). 

3. Ziff. 3: 

a) Der Schuß des Urhebers ift nicht davon abhängig, daß diefer aud) fub- 
jektiv den Zweck der Belehrung, nicht den der Schaffung eines KRunjtwerks, 
verfolgt hat; vielmehr kommt es lediglich darauf an, daß die betreffende Ab- 
bildung ihrer inneren Natur nad als Brodukt der Wilfenichaft oder Technik, 
nicht als das der Kunft fich darftellt RO. 28. Sept. 06, BayZ. 3, 18; ähnlich 
RO. 29. Okt. 06, R6Gt. 39, 229). 

b) Unter Abbildungen wiffenfhaftliher oder tehnifher Arti. ©. 
der Ziff. 3 find nicht folche zu verftehen, die auf einer, wenn aud) nur gering- 
fügigen geijtigen Tätigkeit des Urhebers beruhen; es wird vielmehr nur ein 
darfjtellerifher Gedanke erfordert, Über den hinaus die Abbildung kein 
Oeijteserzeugnis zu fein braudt; fie braucht auch weder von dauerndem fad)- 
wiffenfchaftlicdem Intereffe zu fein, noch einen dauernden belehrenden Wert zu 
haben (RG. 5. Tuli 06, St. 39, 100). 


Zweiter Abfchnitt. Befugniffe des Urhebers. 
8 11. 


: en des Aufführungstedts mit Auflage des Notenerwerbs: 
g 18, 


1. Abf. 2: Der Einwand des Täters, er habe fein Werk nicht als Nady- 
druk, fondern als neues, felbftändiges angefehen, fällt unter Abf. 2 und 
, Daher ausdrücklicher Erörterung im Urteil (NG. 21. Dez. 06, DF2. 

2 „Quelle”: I118 8 18 Nr. 1; „wiffenfhaftlide Ausarbeitung”: 
daf. Ar. 2 —= GoltdArd. 53, 281; Irrtum des Täters: daf. Ar. 3. 


Vierter Abichnitl. Nechtsverleßungen. 
8 38, 

i. An fih ift au beim Nahdruk eines Artikels Eventualdolus 
möglich; immerhin muß, um die Grundlage zur Verurteilung zu geben, der 
Wille des Täters gerade auf den Abdruk diefes Artikels gerichtet, oder 
wenigftens der Täter die Aufnahme des inkriminierten Artikels in feine Zeitung 
als möglih in feine Vorftellung aufgenommen haben, während die bloß 
pflitwidrige Unterlaffung der Prüfung der aufzunehmenden Xrtikel höchftens 
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eine en darftellen könnte (RG. 13. Nov. 06, DIZ. 12, 299 = IM. 
36, 418). 


2. Die Feititellung, der Verfaffer eines Werks fei „vor längeren Jahren“ 
verjtorben, fchließt die Möglichkeit des Beitehens eines Schukredyts nidht aus; 
das Fehlen eines folhen kann vielmehr ohne weiteres nur angenommen 
werden, wenn feitfteht, daß feit dem Tode des Urhebers 30 Jahre verjtrichen 
find, oder daß der Urheber erblos und ohne eine Übertragung feiner Nechte 
auf einen Dritten verjtorben tft; andernfalls muß das Nichtbeftehen des Schuß- 
rechts objektiv feftgejtellt werden (RG. 18. Juni 06, SeuffßL. 72, 157 


3. Gewinnfudt nicht erforderlich: 1 118 8 38 Nr. 1; Preisfchleu- 
derei im Buchhandel: daf. Ar. 2 = IM. 35, 798 = RGGt. 39, 108. 


Riteratur: I 118. 
8 41, 


1. Bartteller Nahdrum liegt nur vor, wenn ein irgendwie erheb- 
licher Teil der Schrift unbefugt vervielfältigt wird; die Erheblichkeit diefes 
Teils ift nad) feinem quantitativen und qualitativen Verhältnis zum 

anzen Schriftwerk zu bemeffen. Daß aus dem vervtelfältigten Teil die 

tgenart des Werks oder des Urhebers hervorgehen mülfe, ift nicht erforderlich, 
wenn fi der Teil nur als Ergebnis des geiftigen Schaffens des Ur- 
hebers darftellt (RG. 10. Zuli 06, SW. 35, 798 — R6Gt. 39, 152). 


2, Teile eines Sammelwerks: 1118 8 41. 


8 45. 


1. Urheber eines zu fehüßenden Werks, und mithin jtrafantrags> 
berechtigt ift derjenige, deflen Denken das Werk entfprungen ijt. Als Ur- 
heber eines Vortrags kann daher derjenige nicht angefehen werden, der 
lediglich das, was dem Denken eines anderen entfprungen und von diefem zu 
Papier gebracht worden ift, auswendig lernt und vorträgt; nur wenn der 
Niederfchreibende lediglid mecdhaniihes Werkzeug des VBortragenden war, 
„nach Diktat“ oder den Angaben des lebteren niederfchrieb, kann diefer als 
Urheber angefehen werden. WUndererfeits wird aber auch im erfjteren Jalle zu 
prüfen fein, ob in der Geftaltung des Vortrags feitens des Urhebers oder 
fonftigen Tatfachen nicht eine Übertragung des Urheberrechts zu erblicken 
ift (RO. 28. Febr. 07, Seuffßl. 72, 542 = DIZ. 12, 828 

2. UAntragsberedhtigter im Talle des 5 44: 1119 8 45 Ar. 1; bei einem 
Sammelwerk: 1118 8 41. 


19c. Gefeß, betreffend das Urheberreht an Werken 
der bildenden Künjte, vom 9. Januar 1876. 


A. Ausichließliches Necht des Urhebers. 


86, 

Ziff. 3: Auch ein Friedhof kann als öffentlier Plaß i. ©. der Ziff. 3 
anzujehen fein. Es tft gleichgültig, ob ein Öffentlicher Plaß innerhalb oder außer- 
halb bewohnter Orte liegt, ob er dem Verkehr im weiteften Sinne dient oder 
nicht, oder äußerlich eine bloße Erweiterung eines Straßenzugs ft; es ift auch 
unerheblih, daß der Verkehr etwa durdy obrigkeitlide Anordnung geregelt 
oder eingefchränkt ft. Unter allen Umftänden muß er aber der Dffentlichkeit 
ns auer gewidmet fein (RG. 12. April 07, IM. 36, 563 = R66t. 


Warneyer-Rofenmülter, Jahrbuch. 2. Jahrg. 11 
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19d. Gejeß, betreffend ven Schuß der Photographien 


gegen unbefugte Nachbildung, vom 10. Januar 1876. 
(Außer Kraft feit 1. Zult 1907.) 
84 

1. „Boitkarten find Werke der Indujtrie; befinden fih an ihnen die 
Nachbildungen, fo muß im Strafverfahren wegen unbefugter Nachbildung ge- 
prüft werden, ob die Abbildungen nur zum Zwede der Austattung der 
Rarten dienen, diefe alfo immer nodh als foldhe benußt werden follen 
— weldenfalls die YUusnahme des $ 4 gegeben ift —, oder ob die Nach- 
bildungen als Bilder in Verkehr gebracht werden follen” (RO®. 6. Juni 07, 
3 D 248/07). Ahnlid: 

2. „Nach den Ausführungen der Strafkammer erfcheinen die Nachbildungen 
des Angeklagten als felbftändige Photographien, die in Form einer 
VBoftkarte verfendet werden. Die photographiichen Bilder haben alfo felb- 
ftändige Bedeutung; der Karton, das Erzeugnis der Induftrie, tft zum un= 
trennbaren Beltandteil der VBhotographie geworden; er bildet nur das Mittel 
zu deren poftalifher Verbreitung“ (R®. 23. Sept. 07, 1 D 402/07). 


8 7; 

„Da der Beiteller eines Porträts von NRedhts wegen in die Rechte des 
DVerfertigers fukzedtert, ift der leßtere zur Stellung von GStrafantrag 
wegen unbefugter Nachbildung nicht ohne weiteres legitimiert; es bedarf 
vielmehr zunädft des Nachweifes, daß die Rechte des Beltellers auf ihn Über- 
gegangen find“ (RG. 6. Tuni 07, 3 D 248/07). 


19e. Gejeß, betreffend das Urheberrecht an 
Merken der bildenden Künfte und der Photographie, 


vom 9. Tanuar 1907. 


Literatur: Rommentare und Handausgaben. Allfeld, Kommentar, 1907; Müller, desgl. 
2. Bd. des „Deutichen Urheber» und Verlagsrechts”), 1907; Allfeld, Handausgabe, 1907 ; 
aude, desgl., 1907; Gareis, Tertausgabe, 1907; Dfterrietb, erläut. Tafchenausgabe, 
1907; Fuld, Handausgabe, 1907. 
Spfematifce Darftellungen ufw.: Hanlen, Das photographiiche Urheberreht 
er vom 9. Jan. 07, 1907; Spieß, KAritifhe Bemerkungen zum Entwurf Des 
efeßes, ; 


Riteratur: 


a) Wagnus, Der Entwurf des „Öeleßes, betreffend das Urheberredt an 
Merken der bildenden Künfte und der Photographie” nach den Beichlüffen 
der Reidhstagskommiffion (Recht 10, 1226), — Der Auffag enthält eine Be- 
Iprechung der Rommiffionsvorfchläge. 

b) a. Daude, Das neue Runjtichußgefeg (DIZ. 12, 327). 

B. Mittelftädt, desgl. (SähjArdh. 07, 197). 

y. Ekert, Das neue Urheberreht an Werken der bildenden KRünfte und 
der er Hrele Bay. 3 ©. 100, 119). 

. Müller, Das Gefeg, betreffend das Urheberreht an Werken der. bil- 
denden KRünfte und der Photographie vom 9. Jan. 1907 (Geuffßt. 72 ©. 89, 135). 

Die unter a—Ö6 aufgeführten Auffäge enthalten Beiprechungen bzw. [yite- 

matifche Zufammenftellungen der gefeglichen Beftimmungen. 
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20. Gefet, betreffend das Urheberrecht an Muftern und 
Modellen, vom 11. Januar 1876. 


Riteratur: 1119. 8 E 


El 2: Zum Begriffe der Nachbildung, teilweife Nachbildung: 
11 : 
8 7. 


Der Urheberfhug ift an die Anmeldung und die Niederlegung des 
Mufters geknüpft; die Eintragung in das Regifter ift für den Schuß an 
fih bedeutungslos. Gleihwohl unterliegt ein Strafurteil nicht um des- 
willen der Aufhebung, weil es lediglich die Tatjache der Eintragung, und 
nicht jene beiden Tatfachen fejtitellt; denn es muß angenommen werden, daß 
der Richter vor Feitjtellung der das ganze Verfahren abfchließenden Handlung 
auh die Vorausfeßungen für diefe Handlung geprüft Hat (RG. 30. Okt. 06, 
Bay3. 3, 66). S 14. 


Der Einwand des Angeklagten, daß das von ihm hergeftellte Mufter 
von ihm nidht als eine Nachbildung, fondern als neues angefehen worden 
fei, macht geltend, daB der Angeklagte fih in dem guten Glauben befunden 
habe, keine unerlaubte Nachbildung herzuftellen, und ift gemäß $ 18 Abf. 2 
Arh®. beadtlih (RG. 21. Dez. 06, DI3. 12, 600 = IM. 36, 414). 


21. Patentgefeb vom 7. April 1891. 


Literatur: 1119. Hierüber: Katfer, Das deutfche Vatentgefeg, 1.—3. Liefg., 1905; Fifcher- 
NMoediger, Die Patentgeiege, Syftematifhe Überficht, 2. Teil, 1907; Kay, Batentgefeg 
und Gefeß, betreffend den Schuß von Gebrauchsmuftern ; fyftematifch erläutert, 1903; Derfelbe, 
Uberficht über die Tudikatur und Literatur des Jahres 1903/04, betreffend das Vatent- und 
Gebrauhhsmufterrecht, 1905. 


Vierter Abfchnitt. Strafen und Entihädigung. 


8 36. 
1. Irrtum: 1119 8 36. 
2. Abf. 2: f. $ 61 StGB. Nr. Ob. 


8 40, 


1. Ziff. 1: Inhalt der Anpretifung: I119 8 0 Nr. 1; Ziff. 2: Be- 
zeichnung eines Begenfitands als patentiert bei Patentierung nur eines Teils 
desfelben: 1120 $ 40 Nr. 2a; „D.R. P. a.”: daf. Wr. 2b. 

2 Sir. 2: Keine Idealkonkurrenz mit $ 4 UniMG©.: f. dort Literatur 
unter b. 


22. Gefeß, betreffend den Schuß von Gebraucdhsmuitern, 
vom 1. Juni 1891. 
Ziteratur: 1120. Hierüber: Tolksdorf, Gewerblider Recdtsfhug, 1906. 


84 
Tat- und Redtsirrtum bei Vergehen nad) 8 10: 1120 8 4. 


11* 


v 
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23. Oejeß zum Schuß der MWarenbezeichnungen 
vom 12. Mai 1894. 


8 12, 


1. „Die vom Patentamte verfügte Eintragung des MWarenzeichens in die 
Zeichenrolle verleiht dem Anmeldenden endgültig das ausichließlihe Necht zur 
Benukung des Zeichens, ohne daß den Gerichten eine Nachprüfung zufteht, ob 
die Eintragung mit Recht erfolgt ift oder nicht” (RG. 13. Juni 07, 3 D 165/07). 
2. „Waren der angemeldeten Art“ = gleidhartige Waren; Begriff: 
I 120 8 12. as 


1. Wenn audh Angaben über die. Befchaffenheit von Waren, fei es aud 

in einem einfadhen Wortzeichen ohne anderweitige Beftandteile auf Waren 
anzubringen unbedingt erlaubt ift, fo darf eine folde Angabe doch nicht be» 
Dun. widerredhtlidh (8 14) in ein gefchligtes Warenzeichen eingreifen (RG. 
26. Okt. 06, IW. 36, 416). 
2 Läßt fih jemand zur Bezeichnung feiner Waren eine eigentümlidhe 
Mortbezeihnung [hügen, die zwar wohl für Eingeweihte vermöge der Art 
der Wortbildung erkennen läßt, welcher Sinn mit dem Wort verbunden fein, 
und welcderlei Hinweis auf die Art der Herftellung in ihm mehr oder 
weniger verborgen liegen foll, die aber als Angabe über die Heritellungsart 
nicht verkehrsüblich, fondern vermöge ihrer Neuheit und Eigentüm- 
lichkeit zur AUnterfhetdung der aus einem beitimmten Gefchäftsbetriebe 
ftammenden Waren redht wohl geeignet ft, fo jteht dies der Befugnis jedes 
Dritten, die Wortbezeichnung gemäß $ 13 zu benügen, entgegen (R©. 5. Okt. 06, 
RES. 39, 171 —= IW. 36, 415). Ä 

8. 813 fteht auch demjenigen zur Seite, der feine Firma nur deshalb 
gebraudt, um Verwedhflungen mit der Firma eines anderen hervorzurufen 
und diefem unlautere Konkurrenz zu maden (RG. 22. März 07, IW. 36, 565 — 
ROSt. 40, 81). 

4. 813 verfagt bei unredlihem Gefhäftsgebaren: 1120 8 13. 


8 14. 

1. Sür die Strafbarkeit aus $ 14 ilt die Eintragung des Zeichens 
gemäß $ 12 Ubf. 1 das Entfcheidende; dies ift aud) der Fall, wenn der Täter 
dasfelbe Zeichen bereits vor der Eintragung geführt hat. Irrtum über die 
Schugfähigkeit des Zeichens entihuldigt niht (RG. 25. ORt.06, Seuffß1. 72, 157). 

2. Strafbar ift, wer die Ware mit dem gefhüsten MWarenzeihen ver- 
fieht, gleichviel, ob fie im In- oder Auslande in Verkehr gebradt 
werden foll (RG. 16. Nov. 06, DIZ. 12, 360). 

3. „Das Merkmal der Wiffentlihkeit i. ©. des Abf. 2 wird durch das 
Bewußtfein des Täters erfüllt, daß das von ihm benußte Zeichen ein 
gejeglih gefhüßtes ift, und daß ihm felbft ein Recht zu der vor- 
genommenen Verwendung nicht zujteht" (RG. 16. Tuni 07, 4 D 291/07). 

4, Für den Begriff der Verwehflungsgefahr kommt es auf die An- 
Ihauung des Raufenden Durdhfhnittspublikums an, das nad dem 
Oefamteindrude zu urteilen pflegt. 

„Der Standpunkt der Vergleihung, auf den fi der Richter zu ftellen bat, darf nicht 
etwa der fein, daß er Das gefhüßte und das diefem nachgeahmte Zeichen nebeneinander hält 
und beide genau vergleiht; denn bei dem reellen Handel, der gefhüßt werden foll, find 
Tolhe Vergleihungen in der Hegel nicht möglich; es Darf aud) keinesfalls Die Auffalfung des 
erfahrenen Geihäftsmannes als maßgebend zugrunde gelegt werden, der fi) der Einzelheiten 
der ihm genau bekannten Zeichen oder Firmen bewußt ift, fondern ufw. 


(R5. 24. Sept. 07, 5 D 400/07; vgl. 8 20 Nr. 1). 
5. An fih kann die Farbe eines Zeihens für die Trage der Wer: 
wedflungsgefahr von Bedeutung fein. ft dies jedoh nad Art und Inhalt 


Ziteratur: I 120. 


% 
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der Anmeldung nicht der Fall, fo wird der Berechtigte auch gefhügt, wenn er 
jelbjt für fein Zeichen andere Yarben wählt, wie andererfeits die Herjtellung 
durch den Unberufenen in anderen Farben beim Vorhandenfein der fonjtigen 
Borausfegungen ftrafbar ift (RG. 25. Tuni 07, IM. 36, 565). 

6. Audh Werke der Literatur und KRunft können zu den Waren 
gehören; den Schuß genießt, wer fie als körperlide Saden in Verkehr 
bringt, felbft dann, wenn fie urheberrehtlihen Schuß nicht genießen, nicht 
der Erzeuger des Geifteswerks, deijen Name zwar als Zeichen der Herkunft 
der Geiftesfhöpfung, nicht aber der Sadhe als Ware zu gelten. hat (RG. 
10. Zuli 06, IW. 35, 797 = R66t. 39, 93). 

7. Wem vom Beredtigten die Benußgung eines Warenzeichens unter be- 
ftimmten Bedingungen gejtattet ift, madjt fich nach 814 ftrafbar, wenn er beim 
Gebrauch diefe Bedingungen bewußt nicht einhält (MG. 16. Dez. 06, SW. 36,416). 

8 „Miffentlihkeit": 820 Nr. 2. 

9. Mißbrauch einer Firma: I 121 814 Nr. 3; durch den Wortklang 
wirkendes Zeichen: daf. Ur. 4; „Verfehen“ mit dem Zeichen: daf. Ar. 5; 
Verfehen ohne Verbreitungsabfidt: daf. \r.6 (RG. 28. April 06 — Goltd- 
Arch. 53, 279); Irrtum über Ähnlichkeit: daf. Nr. 7; im Auslande begangene 
Tat: daf. Ar.8; Wirkung des Strafantrags, Beredtigter, Monopolift: 
daf. Ar. 9; Einzelfall: daf. Wr. 2. 


Riteratur: I 122 8 14. 
8 15. ? 


1. „S15 erfordert die Abficht der Täufhung in Handel und Verkehr; 
dolus eventualis genügt nidht, ebenfowenig bloße Vorfäßlichkeit, es ift viel- 
mehr notwendig die Feititellung eines auf Erreihung des Zweks der 
Zäufhung abzielenden Entihlufjes und eines dem entjpredhenden 
Handelns. Der zu Täufchende braudht nicht der unmittelbare Abnehmer 
zu fein; es genügt, daß irgend ein [päterer Abnehmer getäufht werden 
foll, fei es ein weiterer Zwifchenhändler, fei es der Ronjument. Gewinn- 
fühtige Adficht erfordert das Gefeg nicht” (NG. 13. Zuni 07, 3 D 158/07). 

2. „Ausftattung“: 1122 815 Nr. 1; räumlide Verbindung des 
Kennzeihens mit der Ware nicht erforderlich: daf. Nr. 2. 


8 18, 


Zerlegung der Buße unzuläffig: I 122 8 18 Nr. 1; Buße des Ge- 
bilfen: daf. Wr. 2. 
8 20. 


1. „Bei Beurteilung der Verwedhflungsfähigkeit kommt es nicht 
jo fehr auf die Bedeutung der Einzelbeftandteile, als vielmehr auf das Ge- 
jfamtbild an, weldes die Zeichen in ihrer Totalität auf den Beichauer zu 
maden geeignet find, und ijt hierbei das entjcheidende Gewicht auf den Ge- 
famteindruß zu legen, welden die jeweiligen Zeichen in ihrer gefamten 
äußeren Zorm und Erfheinung auf das kaufende Durdfchnittspublikum 
maden, das regelmäßig im täglichen Verkehr nicht in der Lage fein wird, bei 
Rollidierenden Zeichen miteinander zu vergleihen, fondern nur in der Er- 
innerung an das früher gefehene eine Zeichen die Vergleichung vornehmen 
und die Abweichungen herausfinden muß” (RG. 6. Zuni 07, 3 D 206/07; vgl. 
oben $ 14 Nr. 4 und 1 122 8 20 X. 1). 

2. Zur Erfüllung des Merkmals der Wiffentlihkeit ($ 14) ift in den 
ällen des $ 20 außer der Renntnis des Täters vom Beltehen des fremden 
Hußredhts und feinem Bewußtfein, zum Gebrauche des geihüßten Zeichens 

nicht befugt zu fein, erforderlih, daß der Täter fi) der Gefahr einer Ver- 
wedfelung bewußt war, aljo wenigftens mit der Möglichkeit rechnete, es könnte 
durh die Urt und Weile des Gebraudhs des Zeichens die Meinung erweckt 
werden, als ob feine Ware mit dem gejchügten Zeichen gekennzeichnet fei. 
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nun 9! ift Hier, wie in $ 14, nicht erforderlich (RO. 7. Tan. 07, 
Geuffßl. 72, 442). 

8. Berwegitungsgsfadt vom Standpunkte des Räufers im Klein- 
handel zu prüfen: I 122 8 20 Nr. 2. 


8 28. 
Schuß der Ware au im Ubfaygebiet Reine VBorausfegung des Schußes: 
1122823 Nr.1; au der Ausftattungsfhuß feßt Schuß im Heimatftaat 
voraus: daf. Nr. 2; Budftabenzeihen, Großbritannien: 1123 823 Nr. 3. 


24. Geje über die Prefife vom 7. Alai 1874. 


Riteratur: I 123. Hierüber: Bappafava-Stimon, Die moderne Aa a insbefondere 
der öfterreichifche Vreßreformentwurf, 1906 ; Zimmermann, Di dbegriffe des franzöfifch- 
beigifhen Preß-Strafrehts und ihre PenDestmng für die Beurteilung des deutfhen Reichs» 
preßgeleßes (9. 81 der firafe. Abhandl. v. Bennede), 1907. 


Il. Einleitende Beltimmungen. 

82 
1. Das Eingriffsredht der Polizei in das Preßgewerbe ift durch das 
Preßgeieß beihränkt. Sie kann daher nicht mittels Einzelverbots und Straf- 
androhung mit polizeiliden Zwangsftrafen gegen Störungen der Öffentliden 
Drdnung und Gefährdungen der GittlichReit dur ‚Rrebergeunnilfe, die den Tat- 
beitand ftrafbarer Handlungen nicht erfüllen, einfchreiten (SAHIONG. 12. Juli 05, 

anT 27, 153). 
, Anfihtspoftkarten: [123 82. 


U. Ordnung der Preffe. 


86. 
Der Druder it auch für die ordnungsmäßige Angabe des Namens 
SB. 36 Üobnort des Verlegers verantwortlich ( RG. 8. Okt.06, RO©Gt. 39, 202 —= 
nr Den bloßen Verbreiten ordnungswidriger Drukfdriften 
kann ein Zumwiderhandeln gegen 88 6, 18, 19 PreßG. nicht gefunden werden; 
ftrafbar ift vielmehr nur, wer infolge feines Berufs oder feiner befonderen 
Stellung bei der Druklegung phyfifh oder intellektuell mitwirkt und ver- 
De 00% ‘ ae gegen das Preßgefeg zu verhüten (RG. 
Rt 1 
8. „Druker‘: 1 123 8 6 Wr. 1 = BayDObLG6t. 6, 383; AUbf. 2: An- 
fihtskarten mit politifer Zendenz: daf. Wr. 2. 


87 
1. Unter dem Wohnorte ne Redakteurs tft Selen bäuslide Nieder- 
Laffung zu verftehen (RG. uni 06, IM. 35, 795 = NGGt. 39, 105; 
Bayoht®. 12. de 05, Bandit t. 6, 236). 
2. Erkennbarkeit der mal des Redakteurs; Begriff des verant= 


wortliden Redakteurs: 1123 87 Nr.1; unridhti : MW obnortsangabe, 
Verfhulden: daf. Ar. 2 = Bay bLSEt. 6, 236; Drukfchrift als Vei- 
lage: daf. Air. 3; AUbf. 2 verlangt nad rein dußerlihen Anter- 
Theidungsmerkmalen: I124 87 U 


Riteratur: 


a) Ap er Der Begriff des verantwortlihen Nedakteurs und Die 
Praris MW. 27, 657). — Verfaffer beleuchtet die verfhiedene Auffallfung des 
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verantwortlichen NRedakteurs In Theorie und Praris, insbefondere der des 
Reihsgerihts und entwickelt den Begriff in feiner vom Gefeß felbft gewollten 
Bedeutung. Ä 
b) 1124 87. 
8 11. 


1. Daß die Aufforderung zur Berichtigung die ausdrüklihe Bezug- 
nahme auf $ 11 enthalte, tft nicht erforderlich. Dagegen muß die vor: 
efhriebene Berichtigung von dem Einfender, d. i. dem die Berichtigung 
erlangenden, jelbjt unterfchrieben fein; ans duch einen hierzu 
bevollmädtigten Anwalt en t niht (BayObhLG®. 20. Okt. 06, Bay. 2, 464 — 
GSeuffßl. 72, 211 = BayobR66&t. 7, 86). 

2. Die Wahl der Sprache der Beridhtigung fteht grundfäglich dem 
Berihtigenden zu, foweit für die Drucerei die Möglichkeit des Gaßes be- 
fteht. Unter allen Umftänden hat aber der Redakteur einer in Deutfchland 
eriheinenden Zeitung die Berichtigung in der — deutfhen — Landes- 
Iprahe aufzunehmen, widrigenfalls er nad) $ 19 ftrafbar ift (Bofen 11. Mat 07, 
VPoilScdr. 10, 98). 

3. Berichtigung darf fih nur auf Tatfachhen beziehen: 1124 811 Nr. 1; 
Schreiben „an die Redaktion” genügt: daf. Tr. 2. 


Riteratur: I 124 $ 11. 


II. Berantwortlichkeit für die durch die Breffe begangenen 
Itrafbaren Handlungen. 


8 20. 
Siteratur: I 124. 

1. Bei Ab. 2 Handelt es fih um ein polizeilihes Gefährdungs- 
delikt; es genügt daher Fahrläfftgkett. Eine folde ift darin zu erblicen, 
daß fich der Redakteur nicht in genügender Weife vergewiffert hat, daß in 
feiner Zeitung angepriefene Heilmittel zu denjenigen gehören, deren öffentliche 
Ankündigung verboten ift (BayObLG. 3. April 06, BayOhLGGt. 6, 402). 

2. Die Umftände 1. ©. des AUbf. 2 müffen derart fein, daß fie die Redhts- 
vermutung tatfähliy widerlegen, daß der verantwortliche Nedakteur 
die Drukichrift mit Kenntnis und VVerftändnis des Inhalts vorfäßlid ver- 
öffentlicht Habe, und auch zugleich den Eventualvorfag ausfchließen. Für 
leßteren genügt nit der allgemeine Vorfag in dem Sinne, es könne durd 
die Schrift irgend eine ftrafbare Handlung begangen werden, vielmehr ift er- 
forderlih, da& der Redakteur die mögliche Veröffentlidung eines ftrafbaren 
Artikels ohne Kenntnisnahme von diefem gebilligt hat. Arbeitsüber- 
hHäufung des NRedakteurs vermag für fich allein die Wermutung, er babe 
gerade den inkriminierten Artikel in feinen Vorfaß aufgenommen, nicht aus 
en (RO. 29. Juni 06, IMW. 35, 795 = NRO6t. 39, 87; vgl. I 124 

1 


r.1). 

3. Abf. 2 leidet auf nit periodtiihe Drukfchriften, 3. B. Volks- 
kalender, Reine Unwendung; bet ihnen beftimmt fi nad) Abf. 1 die ftraf- 
Bar r u nad) den allgemeinen Strafgefeßen (RG. 27. April 07, 

euffßt. 72, e 

4. Wahrung beredhtigter Intereffen durh die Preffe: $ 1% 
StGB. Nr. 4g, 1. 

5. Widerlegbarkeit der Vermutung des Ubf. 2: I 124 $ 20 Nr. 2; 
Verfhulden: 1125 $ 20 Ar. 3; Mehrheit von Redakteuren: daf. Wr. 4. 


Literatur: I 125 $ 20. 


Siteratur: I 125. s 21. 
1. Ob der Nachweis des Abf. 2 zu einer Verurteilung des in Der ge- 
feßlihen Neihenfolge Vorbenannten führt oder nidt, it für die Gtraf- 


168 A. Moterielles Recht. — IH. Strafredhiliche Nebengefeße. 


©6t. 39, 408). 
2. Berfhulden: 1125 8 21 Ar. 1, 2. 


IV. Verjährung. 
8 22, 
Anwendung bei $ 184 Ziff. 1 StGB.: I 34 8 184 Nr. 4. 


v. 8 
Literatur: eihlagnahme 


a) Ziglaff, Zur Lehre von der Beihlagnahme von Drukfchriften (Goltd- 
Arc. 54, 42). — Verfaffer behandelt den Begriff der Beihlagnahme des Preß- 
gefeßes, ihre Vorausfeßungen, die Zuläffigkeit ihres Beginns, den Unterjchied 
zwiichen richterlicher und vorläufiger Belchlagnahme, die Zuftändigkeit für 
ihre eaoung und Aufhebung u. a. m. 

b) 1126 & 23. 


8 28, 


8 28 umfaßt jede Art der Beichlagnahme, nicht nur die der $$ 23 ff.; 
Beihilfe: 1126 5 28. we 


Sft außer Kraft gefeßt: 1126 8 29. 


eiheit der Nachhbenannten belanglos (RG. 29. Tan. 07, IW. 36, 563 = 


25. Invaliditäts- und AUltersverficherungsgejeß. 


Literatur: 1 126. Hierüber: Truger, Das Invalidenverfiherungsgeleg, mit Reichs- und Bayı. 
Zandes-Ausführungsvorfchriften, 1907; voedtke-sFollmann, Invalidenverficherungsgeieß 
mit Ausführungsbeflimmungen, 10. Wufl., 1906. 


I. Umfang und Gegenjtand der Verjicherung. 


81. 

Daß eine in einem kaufmännifchen Betriebe beichäftigte VPerfon am Schluffe 
ihrer Tätigkeit nur eine Weihbnadhtsgabe, nicht aber während derfelben 
fejtes Gehalt bezogen hat, fteht an fich der Verfiherungspflicht nicht entgegen; 
enticheidend fit, ob fie die Stellung eines Handlungsgehilfen einnahm, d. h. 
gemäß 8 59 H5B. zur Leiltung kaufmännifcher Dienfte gegen Entgelt an- 
geftellt war, ob alfo in der Weihnadtsgabe diefes, wenn audy vielleicht nicht 
vereinbarte, jo doch erwartete Entgelt zu erblidken war oder aber ein bloßes 
Gelenk (RO. 21. Sept. 06, R56Gt. 39, 161). 


IM. erfahren. 
8 142, 
Abf. 4 „Zwangsbeitreibungsverfahren“: 1126 $ 142. 


IV. Schluß-, Straf- und Abergangsbeitimmungen. 
8 181. 


Ziff. &: Der Arbeitgeber ift gegenüber dem Verlangen des Arbeitnehmers 
Ihhlechterdings zur Herausgabe der Quittungskarte verpflichtet, jo daß er nad) 
Ziff. 4 ftrafbar ift, wenn er dem Verlangen nicht nahkommt; $ 139 Abf. 2 
iteht dem nicht entgegen. Des Bewußtfeins, daß die Zurückbehaltung wider- 
Be fei, bedarf es nicht (AG. 25. Mai 06, GoltdXArd. 54, 311; vgl. I 126 

181). 


26. Rrankenverficherungsgefeß (8 1). 169 


8 182. 


1. Abi. 1 it auch auf folcye Arbeitgeber anwendbar, die den von ihnen 
beihäftigten Perfonen Lohnbeträge gemäß einer auf Grund von $ 143 er- 
laffenen Berordnung in Abzug bringen. Zur Strafbarkeit ift ar nicht Vor- 
ag, immerhin jedoch ein Verfhulden notwendig (BayDbLG®. 29. März 06, 
RegersE®. 27, 300 = Bay&bLG66t. 6, 398). 

2. Eine Aufrehnung gegen die eingeklagte Lohnforderung des Arbeit- 
nehmers mit der Hälfte der vom Wrbeitgeber während der Beihäftigungszeit 
jenes für ihn gen Kaffenbeiträge Stellt kein Inabzugbringen von Xohn- 
a 1. ©. der $$ 142, 182 dar (RG®. 8. Febr. 07, IM. 36, 566 = R6Gt. 
39, 435). 

3. „Inder nit rehtzeitigen Abführung der abgezogenen LYohnbeträge 
kann, audy bei der Art der Einziehung, wie fie in den 5 148 ff. des Gefeßes 
geregelt ift, eine Nichtverwendung derfelben i. ©. des Ab. 1 liegen, wenn das 
auch nicht notwendig der Fall ijt, vielmehr aus den Umftänden des Falles zu 
beurteilen ift, ob die AUnterlaffung der redhtzeitigen Abführung der Kohnbeträge 
eine [huldhafte, alfo mindeftens fahrläffige Nichterfüllung der Pflicht zur 
Verwendung diefer Beträge zu Zwedken der Verfiherung darftellt.“ 


— Das erfte Urteil hat nur das Vorhandenfein der erfhwerenden Momente des Ubf. 2 
verneint und die Prüfung der Frage, ob Ubf. 1 in Frage komme, unterlaffen. — 


(RG. 17. Sept. 07, 5 D 415/07.) | 
4. Abf. 2: Fortgefegtes Delikt, Tdealkonkurrenz mit $ 82b 
KDBG. f. dort Nr. 5. 8197 | 


1. Für die Strafbarkeit des Wiederverwendens ift es gleidhgültig, daß 
die Handlung fih auf Marken in einer nad) $ 135 ungültigen Quitttungs- 
karte bezieht (RG. 21. Sept. 06, RGSt. 39, 161 —= NRegersE. 27, 301). 

2. Der Begriff des (erftmaligen) VWerwendens befhränkt fi nicht auf 
die aus Anlaß der Verfiherungspflicht eingeklebten Marken, fondern erjtreckt 
ih aub auf die freiwillige Verfiherung; verwendet ift daher eine 
Marke, die in der Abficht der Entrihtung eines Verficherungsbeitrags oder 
— im Talle nadträglicher ngiehung derfelben — der Bezeugung erfolgter 
Entridhtung eingeklebt ift. Ein Wiederverwenden kann daher auch dadurd) 
erfolgen, daß auf die in die Karte eingeklebten, nicht entwerteten Marken 
rechtswidrig joldde Entwertungsvermerke gefeßt werden, dab dDadurd) der An- 
\chein erweckt wird, es feien die Marken für eine [pätere Verficherungsperiode, 
als tatfächlich der Fall, eingeklebt und verwendet (RG. 21. Sept. 06, R6Gt. 
39, 161 = Negers®. 27, 301 = IM. 35, 796). 

3. „Den Umftänden nad) annehmen muß”: I 127 8 187 Ar. 2; 
8 259 StGB. Wr. 3. 

4. Zum Begriffe des VWerwendens: I ©. 126, 127 8 187 Nr. 1 (= ZXrb- 
Verf. 20, 83), 3. 


26. Srankenverficherungsgejeß. 
Literatur: 1127. Hierüber: Gareis, Tertausgabe, 1907. 
A. Berfiherungszwang. 


81. | 

Ein Urbeiter, der lediglich gegen fejten Akkordlohn einzelne in feiner Be- 
haufung auszuführende Leitungen für einen oder mehrere Arbeitgeber über- 
nimmt, ift kein Heimarbeiter, und daher nicht verficherungspflichtig; war 
er vorher in verficherungspflichtiger Beihäftigung, fo hörte Doch die auf diefer 
beruhende Mitgliedfchaft zu einer Ortskrankenkaffe mit deren Aufgabe und 
Fe ee jener Beihäftigung Kraft Necdtens auf (RG. 22. Juni 06, 

t. 39, ; ' 


170 A. Moaterielles Net. — IL Strafredtliche Nebengefeße. 


82, 
Erjtrekung der Verfiherungspflidt durch Drtsitatut; Haus- 
arbeiterinnen als felbftändige Gewerbtreibende: 112782. 


D. Gemeinfame Beftimmungen für die Gemeindekrankenverfiherung und 
für die Ortskrankenkajffen. 


8 49. 


1. Das Unterbleiben der dem bisherigen Arbeitgeber obliegenden Ab - 
meldung des Arbeiters ift auf die Yortdauer bzw. Endigung des Ver- 
fiherungsverhältnifies ohne Einfluß (RG. 22. Tunti 06, R5Gt. 39, 55). 

2. „Arbeitgeber": 1127 849 Nr.1; Arbeitgeber felbft anmeldepflidhtig: 
daf. Ar. 2; Ubf. 3: Angabe ver Lohnklaffe ungenügend: daf. Nr. 3. 


8 53, 
Abs. 3: „Zwangsbeitreibungsverfahren”: 1126 8 142. 


J. Schluß-, Straf- und Übergangsbeftimmungen. 
8 82. 


1. Wer nad $ 52a Lohnabzüge nicht machen darf, dies aber trogdem 
tut, zieht höhere, als die nach 8 53 zuläffigen Beträge ab (RG. 6. April 07, 
IM. 36, 566 = NGGt. 40, 115). 

2. 8 53 Abf. 3 als ftrafredhtlihde Norm, Trrtum: 1128 $S 82 = 
GoltdArdh. 53, 285. 

8 82b. 


1. Der Begriff des Vorenthaltens erfordert nicht eine rehtswidrige 
Verfügung oder Zueignung der Beträge, die gefeßliche Nichterfüllung der 
AUblieferungspflicht genügt, felbjt dann, wenn dem Täter ein Dritter zur Be: 
\haffung der erforderliden Mittel vertragsmäßig verpflichtet if. Unter der 
Abjicht, fi einen Vorteil zu verfhaffen oder die Kaffe zu fchädigen, iit 
lediglih das Bewußtfein diefes Erfolges zu verftehen; Schädigung der 
Ralfe Tegt aber fhon bei Nichterlangung der Beiträge zur Zeit der Fällig- 
keit vor (RG. 28. Dez. 06, IW. 36, 415). 

2. Borausfegung der Strafbarkeit ift, DaB der Arbeitgeber den feinen 
verfiherungspflichtigen Arbeitern gewährten Lohn tatfählich um Beträge 
gekürzt hat, die ganz oder teilweije deren gejeglidhe Anteile an den für fie 
zu entrichtenden Rrankenverfiherungsbeiträgen darftellen, und daß diefe Ab- 
üge an die Kaffe nah Eintritt der Fälligkeit nicht abgeführt werden. Der 
Fall des 8 82b liegt demmnady nicht vor, wenn der Arbeitgeber wegen fchlechter 
DBermögensverhältniffe nit in der Zage war, den Arbeitern den Lohn oder 
den vollen Lohn zu zahlen und ihnen Übzüge für die Kaffenbeiträge zu maden 
(RO. 21. Dez. 06, R5Gt. 39, 333 —= IWW. 36, 415). 

3. Abficht ift gleichbedeutend mit Bewußtfein. Die Hoffnung des 
Arbeitgebers, er werde feinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber der Kaffe 
Ipäter einmal nadhkommen können, [chließt das Bewußtfein, dab er Dur 
Nihtabführung der gefchuldeten Beiträge fich einen rehtswidrigen Vermögens- 
anteil verfchaffe und die Kaffe fhädige, nicht aus; diefes Bewußtfein ijt ihon 
dann vorhanden, wenn er zu der Zeit, wo er die Lohnabzüge madt, weiß, er 
werde am nädhften Zahlungstermin die Beiträge nicht abführen können; 
felbft ein in diefer Richtung beftehender Zweifel würde genügen, wenn er den 
alsdann eingetretenen, als möglich erkannten rechtswidrigen Erfolg in feinen 
Willen aufnimmt (RG. 25. Febr. 07, Geuff®l. 72, 543). 

4, Bejißt der Arbeitgeber nur die Mittel, um die Arbeitslöhne abzüglich 
der Arbeiterbeiträge auszuzablen, nicht aber auch die Mittel zur Begleichung 
der Kaffenbeiträge, fo darf er, will er fich nicht der Veftrafung wegen wijjent- 
licher Vorenthaltung der Beiträge ausjegen, nur fo viel zur Lohnzahlung an 
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die Arbeitnehmer verwenden, als nit zur sung a Schuld der Kaffe 
gegenüber erforderlich ift (RG. 21. Zuni 07, IW. 36, 566). 

5. In der längere Zeit bindurd tanken Nihtabführung 
der Beiträge zur Kranken: und Invaltdenverficherung gi en een 
Vergehen gegen die ideell KRonkurrierenden 8$ 82b ArankVerf6 
und 182 InvVerfb. (NG. 22. Nov. 06, GoltdAcdh. 54, ” — IM. 36, 415). 

6. Sreiwilliges Überlaffen oder Zurüdgeben feitens des Arbeit- 
nehmers = Imabzugbringen: 1128 $ 82b Ar. 1; ftrafbar erjt die Nicht- 
abführung, nicht [bon der Abzug im Bewu tfein der Unmöglichkeit der 
Abführung: daf. Nr. 2 = GoltdArd. 53, 283; Vereinbarung, daß Arbeit- 
geber alle Beiträge zahlt: daf. ne 3 (ebenfo RO. 25. Febr. 07, Seuffßl. 
72, 543 = IM. 36, 566 = RG66Gt. 40, 42). 


26a. Gewerbe- Unfallverjicherungsgejebß. 


Riteratur: Rommentare und an Dausgan en mon Dolimeun; 8. Auft., 1908; Jlling, 1900; 
Mufer (für Baden), 1901; efele, 1902: Woedtke (Danbausgabe), 8. Aufl, 1904; ber- 
felbe, Kommentar, 1901; "Wörner, Nebengefeße, 2 Bde, 4. 

Franz, Führer Durch Das Gewerberinfalierfigerungsgefeb, 1903; Fudhsberger, Ent- 
[heidungen auf dem Gebiete der Unfallverficherung (2. Aufl. im Sefpeinen). 


Schluß- und Strafbeitimmungen. 
8 104. 

Abf. 3: Eine Schädigung des Auftraggebers kann jchon vorliegen, bevor 
er felbjt zur Zahlung der Beiträge genötigt worden fit; denn er haftet für Die 
Anternehmerbeiträge kraft Gefeßes und ohne weiteres und erlangt dafür einen 
unter Umftänden wertlofen Erjtattungsanfprud. Daß er dDurd fpäter erfolgende 
Zahlung des Unternehmers wieder befreit wird, kann an deflen Verantwort- 
lichkeit nichts ändern (RG. 4 März 07, IM. 56, 566 = RG56Gt. 40, 67). 


26b. Gefeß über die eingefchriebenen Hilfskafjen vom 
7. April 1876/1. Tuni 1884. 


Literatur: Handausgaben von Hahn, 7 . 2. Auff., 1886. 


Enthält das Statut Beine Bafingehene Beltimmung, daß die Beichluß- 
faffung über Angelegenheiten der Kaffe dem Vorftande zufteht, fo liegt darin 
das Verbot an die Vorftandsmitglieder, über Angelegenheiten zu beichließen, 
worüber die Belchlußfaffung nur der Generalverfammlung äufteht; wird gegen 
diefes Sa verftoßen, jo tjt dies nad 8 34 ftrafbar (RG. 25. Febr. 07, 


Bay. 3 


27. Impfgejeg vom 8. April 1874. 


8 12, 

1. Das amtlihe Erfordern hat den Charakter einer Spezialauffor- 
derung; eine Aufforderung durcd ae ekanntmadhung oder I EN 
Anfchlag genügt daher nicht (BayDbLG. 8. Nov. 06, GSeuffßl. 72, 308 = 
NRegers®. 27, 327 = BayDbL66t. 7, 111). 

2. Die Bei einigung, 2 ein gejegliher Grund zur Unterlaffung der 
Impfung vorlag, Bann jeder Arzt erteilen; impfärztliche se nn 
tft in den Fällen des 8 2 Abi. 2 erforderlich (Tena 28. Tan. 07, Thürdi 
54, 133 


2iteratur: 1138. 


172 A. Materielles Recht. — II. Strafrechtliche Nebengefeke. 


8 14. 


Gegen den, der wegen as des 8 14 Abf. 2 einmal beftraft worden, 
tft nohmalige Bejtrafung wegen Nichtimpfenlaffens desfelben Kindes troß 
erneuter polizeilicher Aufforderung unzuläffig nad dem Grundfage ne bis 
in idem (Düffeldorf 24. Nov. 06, AheinArdh. 103, 227 = DIZ. 12, 544 = 
GoltdArdh. 54, 92; f. dagegen I 128 $ 14 [Dresden 31. Mai 06 —= RegersE. 
27, 152 = SädfArd. 07, 44)). 
Literatur: 

a) Spohr, Iit die Impfung auf Grund des Reichsgefeges vom 8. April 1874 

erzwingbar? (GoltdAch. 54, 318). — Verfaffer befpridht in beifälligem Sinne 


das oben aufgeführte Urteil des OLG. Düffeldorf vom 24. Nov. 1906. 
b) ©. 1128 8 14. 


28. Gejeß, betreffend den Verkehr mit Nahrungs- 
mitteln, Oenußmitteln und Gebrauchsgegenftänden, 
vom 14. Mai 1879, 


Literatur: 1128. Hierüber: Lebbin-Baum, Deutihes Nahrungsmittelredht, für Zuriften, Wedt«- 
ziner, Chemiker und Gewerbetreibende, 2 Bde., 1907. 


8 1. 
Durdh den Kreis der Abnehmer (Bauarbeiter) und die geringen Mengen, 
in denen er bezogen wird, kann die Behandlung des Branntweins als 
Nahrungsmittel geredhtfertigt fein (RO. 26. April 07, Bay. 3, 297). 


8 2. 
Abs. 2: Kein Anfpruh auf fofortige Zahlung der Entfchädigung: 
1128 8 2 Qt. 2. 
8 5. 


Ausführungsvorfähriften zum Nahrungsmittelgefeg können auch dur) 
die Qandesgejeggebung erlaffen werden. VBorfchriften des in $ 5 Ziff. 2 
vorgefehenen Inhalts müfjfen fich jedoh im Strafrahmen des $ 8 halten 
und dürfen nur [huldhafte Verfehblungen mit Strafe bedrohen; 
Ausihließung des 8 59 StG2. If demnah nicht zuläfftg (Darmftadt 
3. Mai 07, Heffffpr. 8, 82). 


1. Ziff ı: 8 10. | 

a) In der Zubereitung von Fruhtlimonaden mit demifdhen Effjen- 
zen anftatt mit natürlichen Sruchtitoffen liegt ein Nahmaden i. ©. der 
Ziff. 1; in der Bezeihnung der Limonade mit dem Srudhtnamen liegt 
eine Täufhung des Publikums (NG. 10. Wat 06, GoltdArdh. 53, 282; vgl. 
I 129 8 10 Wr. 2b). 

b) Ein Nahrungsmittel wird verfälfcht, wenn ihm ein nicht zu feinen 
ordnungsmäßigen Beitandtetlen gehöriger Stoff zugejest wird, 
joweit dadurch feine Befhaffenhett. gegenüber der normalen verjchlechtert 
oder ihm der Schein einer befferen, als feiner wirkliden Befchaffenheit 
gegeben wird; daß der sugelegte Stoff feinerfeits felbft ein Nahrungsmittel 
ist, Schließt das Vorliegen einer Verfälfhung nicht aus. Die Übung einzelner 
Gewerbtreibender, die fih nicht nur mit den Gepflogenheiten der Üüberwiegen- 
den Mehrzahl ihrer Gewerbsgenoffen, fondern aud) mit den vom Publikum 
allgemein gehegten Erwartungen in Widerfprudh fegen, fteht der Unnahme 
eines von diefer Übung abweichenden allgemeinen Gebraudes nicht entgegen 
(BayohrRo. 5. Tuli 06, Seuff®tL. 72, 211). 
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c) Unter Verfälfihung ift aud diejenige Handlungsweife zu verjtehen, 
durch die die innere Befhaffenheit des Nahrungsmittels, und zwar 
diejenige, die das Publikum als normale vorauszufegen beredtigt ift und 
vorausfeßt, in einer diefen Erwartungen zumwiderlaufenden Weile ver- 
ändert, das Nahrungsmittel verfhlechtert wird; Zufaß des gefundheits- 
Ihädlichen Salizyl zum Biere, um es haltbarer zu machen, bedeutet eine 
lolche Verfchlehterung (RG. 3. Juli 06, IW. 35, 795 = R6Gt. 39, 90 —= 
SchilHoljtAinz. 07, 127; ähnlihy Hinfichtli des Zufages von Semmel zur 
Reberwurft: BayObR6©. 7. Sept. 06, Seuffßl. 72, 35 = BayObRG6t. 7, 67; 
von Mehl zur Leberwurft: RG. 24. Sept. 07, 5 D 332/07; von Mehl zum 
Reberkäfe: BayObL®. 3. Tuli 06, Bay&ObLGGt. 7, 46). 

d) Daraus, daß jüngere Gejege, wie das Weingefeß und das Fleifchbeihyau- 

ejeß allgemein den Zufag von Salizyl zur Herftellung von Wein und 

Hleifhzubereitung verbieten, tft nicht zu fchließen, daß das ältere Nahrungs- 
mittelgejeg die Verwendung desfelben für alle Nahrungs- und Genußmittel 
freigegeben habe (RG. 7. März 07, IW. 36, 566). 

e) Zufag von Tropfbier zu dem den Öäften vorzufegenden Bier ift Ver- 
fälfhung des legteren. 

„Es tft feftgeftellt, daß als normal beichaffenes Bier allgemein beim Ausfchank aus Dem 
Faffe nur das angefehen wird, was Direkt aus dem Yafle in das dem Gafte vorzufegende 
Olas gelangt, und daß die Verwendung des gefammelten Tellerbieres von den Gäften, ins 
befondere den Gäften ın einem Hotel erfien Ranges, nit erwartet und nicht genehmigt 
wird... . Wird, wie im vorliegenden alle vom konfumierenden Publikum vorausgefegt, 
daß derartiges Tellerbier beim Gläferausichank unbedingt keine Verwendung findet, fo fteltt 
die Verwendung als EDDIE EN De normalen Beichhaffenheit und fomit als Verfälfhung 

im Sinne des Gefeßes ji dar (R6St. 39, 92).” 
(RG. 1. Okt. 07, 2 D 476/07; vgl. 1129 8 10 Ar. 1b = BayobLGCt. 6, 156). 

f) Der Zufag von Preifelbeeren älteren Jahrgangs, die bereits einen 
übermäßig hohen Säuregehalt angenommen und an Yarbitoff, Frudtfleiich 
und Aroma wefentlic eingebüßt haben, zu friihen Beeren ftellt eine Verfäl- 
[hung der leßteren dar. Ob der Täter die zugejeßten Beeren für verdorben 
gehalten hat, ift rechtlich unerheblich; der Tatbeitand ijt erfüllt, wenn er er- 
Rannt hat, daß die zugelegten Beeren ungenügend aufbewahrt waren, einen 
unangenehmen Gerud und eine ungewöhnlidye Färbung angenommen hatten, 
und daß fie deshalb für fi allein und ohne Preisminderung nicht zu ver- 
wenden waren; welche Schlüffe er aus diefen Tatfachen gezogen hat, ift gleich- 
gültig (MO. 5. Febr. 07, SähfArdh. 07, 212). 

g) „Unter den Begriff des Verfälfhens fällt bei einem Naturprodukt, 
wie es die Milch ift, jede Weränderung des urfprüngliden Zuftands zum 
Ihlehteren duch Zufag von anderen Stoffen, 3.3. von Waffer. Ohne 
Bedeutung 1jt es, ob durch den Wafferzufag der & etigehalt der Milch fo 
herabgefegt wird, daß fie der Vorjchrift der einichlagenden Zokalpolizeivorfchrift 
in diefer Hinficht nicht entipridht (RG. 7. Juni 07, 4 D 273/07). 

h) Die Herftellung von Kaffee (Butter)brötdhen unter Verwendung 
von Wargarine tft eine Verfälihung; daß in den meijten Bädkereibetrieben 
des betreffenden Orts in derfelben Weije verfahren wird, ijt belanglos, denn 
Geihäftsgebräude, die den Zwecken eines Gefeges zuwiderlaufen, können, 
auch wenn fie in größerem Umfange ausgeübt werden, dadurdh niemals eine 
eg auf Beltehen oder an erlangen (BayObL®. 15. Tan. 07, 
Regers®. 27, 331 — Bayiht66t. 7, 181). 

Siehe dagegen: 

i) Der Verkauf von fog. Butterkuden, der mit Margarine hergeitellt 
it, erfüllt nicht den Tatbejtand der S8 10 und 11 Nahrlllittel®. oder des 
8 367 Ziff. 7 StGOB., wenn dem Publikum diefe Eigenfchaft des Kucdhens be- 
Rannt ift und es diefe für normal hält. Uber auch, wenn dies nicht der Fall, 
würde weder eine Verfälfchung vorliegen, da ein ganz anderer Gegenftand, 
als Butterkudhen, hergeftellt worden; ein Nahmakhen würde aud nicht vor- 
liegen, wenn der Täter angenommen hätte, dem Publikum fei die bezeichnete 
Eigenfchaft bekannt (Kiel 22. Dez. 06, SchiHolftAnz. 07, 61). 
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k) Weinrefter als Schoppenwein: 1129 8 10 Nr. 1a = Geufffl. 
72,115 = GoltdXUrd. 53,438; Zufaß von Ronfervierungsmitteln: daf. \r.1c; 
von Teerfarbitoff und Kitidi laft zu Himbeerfaft: daf. Nr. 1d; Seal: 
konkurrenz der Ziff. 1 mit $ 367 Ziff. 7 StGB. bzw. mit Ziff. 2 des $ 10 
Nahrlittel®.: daf. Ar. 1e. 


2. Ziff. 1, 2: ons und Verkauf regelmäßig eine und die- 
nn Sandlung: I 129 8 10 Ar. 2a = GoltdArd. 53, 289). 


Ziff. 2: 

s Ziff. 2 erfordert das Moment der zur Täufhung geeigneten Be- 
zeihnung nur beim Feilhalten, nicht aber beim Verkaufe verdorbener 
ae (BayOpt®. 7. Dez. 06, BayDbLGGt. 7, 141). 

er Vorbehalt, bei eintretendem Verkaufsfall über die wahre Beichaffen- 
beit = Mare Aufklärung zu geben, ift, wenn er in den Ankündigungen nidjt 
ausgefprochen ift, belanglos, weil unter einer se Zäufhung geeigneten Be- 
zeichnung feilgehalten wird (RO. 2. Wai 06, 7 564). 

c) VBerdorben ijt ein Nahrungsmittel, das vom urfprüngliden oder 
normalen Zuftand, wie ihn der Aäufer den Umftänden nad) erwarten 
darf, im Sinne einer Verihledterung derart abweicht, daß es nad) Anficht 
des Publikums oder beftimmter Kategorien desfelben, ohne die Gefundheit 
zu gefährden, zur Ernährung oder zum Öenuffe ungeeignet oder 
minder geeignet ift. Nicht notwendig ift Verichledhterung infolge innerer 
(hemifcher) Zerfegung. Auf den Zeitpunkt und die Urfadhe der na 
der das DVerdorbenfein bedingenden Mängel kommt nidts an (BayObLG6 
13. 2 06, Seufißt. 72, 261 = BayDdbtGCt. 7, 143; f. Tau BayVbLG. 
7. Dea. 06, daf. ©. 141). 

d) Ein Nahrungsmittel ift verdorben, wenn es nad feiner fertigen 
Herftellung oder bereits in feinem Entwiklungsftadtum nadteilige Ver- 
änderungen erlitten bat, duch die feine Zauglihkeit und Verwert- 
barkeit entweder ganz aufgehoben oder im Vergleich zum normalen Zu- 
ftande gemindert worden ift. Der Umftand allein, daß ein Tier an irgend 
einer Krankheit er bat, genügt nicht, das Tleifhy als verdorben zu be- 
zeichnen (BayoObR Gept. 06, Seuffßtl. 72, 211; Aula des Begriffs 
„verdorben“ ebenfo BayobL®. 7. Dez. 06, BayObLGGE. 7 41). 

e) Ein Nahrungsmittel fft verdorben, wenn es infoloe der mit ihm 
vorgegangenen Veränderung zum Genuffe ungeeignet wird, was 
namentlich der Sall ift, wenn es nicht bloß bei einzelnen nn nad deren 
individuellem Geifhmak, fondern nach der gemeinjamen Anfchauung der Be- 
völkerungsklaffe, dem . Kaufluftige angehört, Ekel erregt (BaydObto. 
5. Mai 06, BayDpLGCt. 7, 6). 

f) Vom Kleifhbeihauer als BINDE DEE. aber gentießbar befundenes 
Wleifh als verdorbenes; Irrtum: 1129 8 10 Nr. 3a; Rücficht auf den 
ne des Nahrungsmittels: 1130 $ 10 Nr. 3b; ‚Verkaufen‘: dal. 

Nr. 3c. 
Literatur: 

Galli, Zum L&apitel der Bierfälfhung (Recht 11, 369). — Der Auffas 
beipricht in beifälligem Sinne die oben unter 1c aufgeführte Reichsgeridhts- 
entfcheidung. 

8 11. 

Verkauf von gekalktem Pfeffer ohne Hinweis auf den Zufag von 
Ralk: 1130 8 11. 

8 12. 

1. Im Sinne der 88 12, 14 gefundheitsfhädlidh ift ein Gegenftand 
nur dann, wenn dDiefe Cigenfaft ihm objektiv anhaftet, die [hädigende Wir- 
kung alfo durd feine Beihaffenheit bedingt wird; es genügt nicht, daß 
durh die nad feinem Genuffe erfolgte Aufklärung Über feine Her- 
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ftellungsweife Ekel und infolgedeffen Gejundheitsftörungen verurfadt 
werden können (BayDbR6. 11. Tuni 06, BayObL66t. 7, 29). 

2. Für die Anwendung der Ziff. 1 ijt es gleichgültig, ob es fih um die 
. Lieferung aus einem Genuskauf oder um Grfüllung des Verkaufs einer 
Spezies handelt; in beiden Fällen hat der Verkäufer für gute Befchaffenheit 
feiner Ware einzuftehen, nicht bloß, wenn es fi um fofortige Erfüllung han- 
delt, zur Zeit des Vertragsabfchluffes, fondern aud dann, wenn die Erfüllung 
Be erfolgt. Nicht entfcheidend ift daher, ob die gelieferte Ware bereits beim 

aufsabichluß verdorben war oder nicht. Von Verfud kann nicht die Nede 
fein, wenn die Ware dem Käufer zugefendet und ihm dadurdy zugänglich ge- 
macht ift; das Delikt ijt damit vollendet, gleichviel, ob demnädjft die Abnahme 
vom Käufer verweigert wurde (RG. 21. Jan. 07, Seuffßl. 72, 443). 

3. Gefundheitsihädlic ijt ein Bier, das infolge fehlerhaften Einbrauens 
und mangelhafter Kellerbehandlung nicht haltbar tft. 

„Die Strafkammer erklärt den ... 812 Ziff. 1 deshalb für gegeben, weil in der Brauerei 
des Angeklagten an fih unfhädlidhe Stoffe ‚Durh Zufammenfegung und Behand» 
lung‘ zu gelundheitsihädlihen umzgeltaltet worden find. Wenn im Urteil Davon gefprochen 
wird, daß das Bier ‚Ihon von Haus aus fehlerhaft hergefteltt‘ gewefen fei, fo ift Das gleidy« 
bedeutend mit Den an anderer Stelle gebrauchten Worten, daB das Bier [don infolge einer 
‚alien Miichung‘ feiner Beftandteile ‚fehlerhaft eingebraut‘ und daher ‚an fidy nicht haltbar‘ 
gewejen fei. Zum Einbrauen... ilt jodann die weiter zur Herftellung eines nad) den Er» 
wartungen des Publikums genußfähigen Biers erforderliche Rellerbebanblung binzu- 
getreten, ‚die gleichfalls als fehlerhaft bezeichnet wird, weil der Keller zu warm war. 

(RO. 19. Sept. 07, 1 D 472/07.) 

4. Ziff. 1: Herftellen, Inverkehrbringen: 

a) Melken ijt Herftellen von Mil; zu deren Herftellung gehört aud) 
die gefamte weitere Behandlung bis zur Fertigftellung zum Genuffe, insbe- 
fondere das Durdhfeihben (RG. 24. Tan. 07, IW. 36, 564). 

b) Das Mifchen des Wehles dient deffen Herftellung; diefe Heritellung 
nimmt auch vor, wer fie durch einen Bedienfteten nad) feiner Anleitung be- 
wirken läßt (BayDbL6. 11. Juni 06, BayObLGEGt. 7, 29). 

c) Die Hinzufügung von Zukerfäure zum Teig einer Torte ift ein Zeil 
der Heritellung der Torte (RG. 9. April 07, DIZ. 12, 969). 

d) Borrätighalten zum ZJwede des Verkaufs tft no) Rein Inverkehr- 
bringen (X©. 5. Wärz 06, A6T. 32 C 65). 

e) Das Verbringen von Fleifh in die Räudherkammer jeitens des 
Angeklagten in der Abficht, es nad) Beendigung des Räudherprogeffes für fich 
und feine Ehefrau in feiner Hauswirtfhaft zu verwenden, bedeutet 
einen Beginn des Inverkehrbringens (NG. 19. Juni 06, IW. 35, 796). 

N) amaeue Lund von Robhftoffen: IT130 $ 12 Nr. 2a; Hinweis auf 
Verdorbenfein eines Teils: daf. Wr. 2b. 

5. Das Erfordernis der Wifjentlihkett tft nicht gleichbedeutend mit dem 
des Verfehweigens der Gefundheitsihädlichkeit in 8 10 Ziff. 2; es genügt, daß 
- = ä , e 2 Gefundheitsfhädlichkeit des Gegenjtands kennt (RG. 4. März 07, 

ay2. 8, ; 

6. „Seilhalten“: I 130 $ 12 Nr. 1; Tdealkonkurrenz zwildhen 
Ziff. 1 Halbf. 2 und SS 26 Ziff. 1 Ahf. 1, 2 Fleifhb©.: daf. Ar. 3. 


8 14, 

1. Wer fi) mit der Erzeugung und dem Inverkehrbringen von Nahrungs 
mitteln befaßt, hat auch ohne Anregung von außen fi um die Anforde» 
tungen, denen er in feinem Betriebe zu genügen hat, zu Rümmern 
und darauf zu fehen, daß die Nahrungsmittel nicht verdorben oder gejundheits- 
Ihädlich find; unterläßt er dies, jo handelt er fahrläflig, auch wenn er der 
Abergeugung ift, fein Betrieb fei ordnungsmäßig, denn alsdann beruht eben 
diefe feine Überzeugung auf Fahrläffigkeit (RO. 29. Sept. 06, IW. 35, 796 = 
Recht 10, 1211; ebenfo BayObtG. 27. Okt. 06, Seuff®L. 72, 163). 

2, Wer Milh in Verkehr bringt, hat dafür einzuftehen, daß diefe 
frei von gefundheitsfhädlichen Beftandteilen (Auhkot, Streu, Staub, 
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Sand ufw.) und nit verdorben ift. Hat er die Erfahrung gemadt, daß 
die von ihm zur Erfüllung diejer Eigenfhaften angewendeten Mittel nicht 
den at De Erfolg haben, jo handelt er fahrläffig, wenn er nicht weitere 
und andere Mabnahmen trifft und fi nötigenfalls durdy Anfrage bei Sad)- 
verjtändigen Über die ausreichenden Schußmittel erkundigt, und dies um fo 
mehr, wenn er [bon durch ein früheres Strafverfahren gegen ihn auf die Un- 
reinlichkeit der Milch Hingewiefen wurde, wenn aud in diefem Verfahren aus 
fubjektiven Gründen Yreifprehung erfolgte (BayObLG. 9. Tan. 06, Bay- 
DbLSGt. 6, 266). 

3. Die Fahrläffigkeit wird hinreichend damit begründet, daß ein Guts- 
befiger die Milhwirtfchaft zur alleinigen Verantwortung einem 
Schweizer überläßt, den er als unzuverläfftg insbefondere daher Bennt, 
daB Ion verfchiedene Strafverfahren wegen Vertriebs gefundheitsfchädlicher 


Milch gegen ihn eingeleitet worden find. 

„Ein Berihulden konnte in dem Umftande erblidkt werden, daß der Gutsbefiger es unter- 
laffen hat, dem R. die Vornahme einer legten Schlußprobe Dur Umfchütten der Wild an- 
DU EDIeN: Bergebens beruft fich der Verteidiger auf Die Erteilung eines allgemeinen 

uftrags zur ordnungsmäßitgen Führung der Wildwirtfhaft im Aindermildftall an R. Durch 
einen joldhen hätte Der Angeklagte feine NRedhtspfliht zur Unwendbung der für den Verkehr 
mit Nahrungsmitteln gebotenen Sorgfalt und Vorfiht nur dann ausreichend erfüllt, wenn 
er — was gerade nicht zutraf — den Schweizer ®. als erprobt und vertrauenswürdig ge- 


kannt hätte. 

(RG. 17. Juni 07, 1 D 393/07.) 

4. „Wird eine Gaftwirtfhaft von Eheleuten gemeinfchaftlich betrieben, 
und handelt die Ehefrau, foweit fie allein den Gäften gegenübertritt, zugleich 
im Namen und in Vertretung des Ehemannes, fo liegt dem Ehemann in 
folhen Fällen die Pfliht ob, Handlungen feiner Ehefrau, die den Gefegen 
zuwiderlaufen, zu verhindern; unterläßt er es, obfchon er Anlaß hat und es 
ihm möglich ft, aus Nadläffigkeit und Sorglofigkeit, feine Ehefrau von be- 
wußter Verabreihung verdorbener Speifen abzuhalten, fo handelt er fahr- 
läffig" (NG. 13. Juni 07, 1 D 287/07). 

5. „Sahrläffigkeit": 1130 8 14 Nr. 1; Wilhproduzenten: dal. Nr. 2. 
— R66t. 39, 2 — Filders3. 32, 272. 


29. Gejeß, betreffend die Abwehr und Unterdrückung 
von Viehfeuchen, vom 23. Juni 1880/1. Mai 1894. 


Ziteratur: 1131. 
I. Abwehr der Einjchleppung aus dem Auslande. 
a) Einfuhr- und Verkehrsbeihränkungen. 


87. 


1. Die polizeiliche ncnunS muß fih gegen eine Ronkrete Seuden- 


gefahr rihten und auf deren Dauer befhränkt bleiben. 

„Die Unordnung vom 27. Juni 1894 entipriht nicht den biermady zu fiellenden Anforde- 
rungen. Es find darin weder die Seuchen. jeder der dort genannten Tiergattungen bezeichnet, 
deren Einfchleppung oder Verbreitung gebindert werden foll, noch ft angedeutet, daß eine 
wirkliche befttimmte Gefahr foldyer Einfchleppung oder Verbreitung von den Niederlanden ber 
droät. Der bloße Hinweis auf die geistigen eftimmungen, die dem Grlaffe zur Grundlage 
dienen, wenn die Dort bezeichneten VBorausfegungen gegeben find, r unzureihend. Während 
bei dem Borltegen der fonftigen Vorausfegungen der Wusdruß, DaB das Verbot ‚bis auf 
weiteres‘ gelten folle, als gleichbedeutend mit dem geleglihen Ausdruk ‚für die Dauer der 
— betreffenden — Seuche‘ angefehen werden kann. ift er bei dem Mangel einer Dabingehenden 
Teftftellung, wie im vorliegenden Fall, inhaltsleer und darum rechtlich bedeutungsios.” 


(RO. 2. Zuli 07, 5 D 165/07; vgl. 1131 8 18 Nr. 1.) 

2. Bei einer auf Grund des 8 7 erlaffenen poltzetlichen Anordnung muß, 
ebenfo wie bei auf Grund von 8 18 erlafjenen, zum Ausdruck kommen, daß 
die Anordnung fich gegen eine beftimmte Seudengefahr richtet; die bez. 
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Bekanntmachung muß mindejtens nad) der objektiven Seite ergeben, daß die 

Anordnung beftimmt ift, der vorhandenen Gefahr der Verbreitung einer Seuche 

entgegenzutreten (RG. 19. Nov. 06, RGSt. 39, 273 — IM. 36, 415). 
3. Bol. $ 18 Nr. 2. 


I. Unterdrückung der Viehjeuchen im Inlande. 
1. Altgemeine VBorfdriften. 
a) Unzeigepflidht. 


8 9. 

1. Es ijt gleichgültig, ob der VBerdadt nad) Lage des Falles dem ob- 
jektiven Tatbeitand entfpridt. Allerdings legt niht [hon jede Beforgnis 
die Anzeigepflicht auf, wie auch umgekehrt eine beftimmte Überzeugung 
vom Ausbruh der Seuche oder der Gefahr nicht vorhanden zu fein 
braudt. Das zur Anzeige verpflichtende Waß der Überzeugung läßt fi nur 
nad den Umftänden des Einzelfalls bejtimmen; dabet ift zu berüdfichtigen, 
daß Abi. 3 nur PBerfonen mit einer gewiffen Sachkunde im Auge hat (RG. 
22. Zuni 06, DI3. 11, 1265). 

2. 8 9 verlangt Fernhaltung des Tiers von allen Orten, an denen die 
Gefahr der Anftekung befteht; damit ift nicht bloß die Gefahr unmittel- 
barer Berührung gemeint, fondern aud) die der Übertragung durd Ört- 
lihkReiten oder Gegenftände, mit denen zuerft das verdädtige Tier, 
demnädft aber andere Tiere in Berührung kommen (RG. 27. Mai 07, 


92. 12, 1149), 
8 10. 


Die nad Abf. 2 vom NReichskangler erlaffene Bek. vom 8. Sept. 98, betr. 
die Anordnung der Anzeigepflidt auch für den NRotlauf der Schweine „bis 
auf weiteres“, ift bis zur Wiederaufhebung und mangels einer joldden nocd) 
jegt rechtswirkfam (RO. 16. April 07, GoltdArch. 54, 307). 


b) Ermittelung der Seudenausbrüde. 
8 12, 

Die Hormvorfchrift des Abf. 2 Saß 2 ift derartig zwingend, daß von ihrer 
Befolgung die Verbindlichkeit und ftrafrechtliche Wirkfamkeit der Anordnung 
($ 328 StGB.) abhängt. Es genügt jedod, wenn der Tierarzt einmal die zu 
befolgende Maßregel inhaltlih in das Protokoll aufnimmt, bzw. wenn er 
irgendwie, wenn aud nur mündlich, feine Anordnung dem Beteiligten be- 
Ranntgibt und, daß dies gefchehen, dur Protokoll feftftellt. MWörtliche Wer: 
lefung oder eigenes Durdlefen des Protokolls dur den Tierbefiger ift nicht 
ne (R6. 28. Juni 06, IM. 35, 791 = RNG6Et. 39, 122 —= RegersE. 

8 17. 


Verbot des Schweinetreibens auf Öffentlihden Wegen gültig: 
1131 8 17. 


co) Schugmaßregeln gegen Seudengefaphr. 


8 18, 

1, al. oben 8.7. 

2. Da die Schußmaßregeln des Viehfeuchengefeges nur zugelaffen find für 
den Fall einer Seuchengefahr und nur für deren Dauer, und zwar je nad 
Zage des Falls und der Größe der Gefahr unter Berücfichtigung der be- 
teiligten Verkehrsintereffen, fo ift eine polizeiliche Schuganordnung auf nur 
gültig, wenn fie durdy einen konkreten all von Seudengefahr ver: 
anlapt ift und nur bis zum Wegfall diefer Gefahr Vorforge treffen und 
Oeltung beanfprucdyen will; beftimmte zeitliche Begrenzung der Unordnung ift 
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nicht notwendig, vielmehr fällt ihr Endpunkt mit dem Schwinden der Gefahr 
ER a Aufhebung der Anordnung zufammen (Darmftadt 25. Jan. 07, 
effXtipr. 8, 35). 

3. Ungültigkeit einer Vorfehrift, die Anzeige des Viehs nad defien 
Einführung anordnet: I 131 8 18 Wr. 2. 

4. Zu 8 21 der BD. zur Ausf. der 88 19—29 vom 27. Juni 95: 
Nah 8 21 der WO. find bei Tollwut die betreffs der Hundefperre getroffenen 
Anordnungen in ortsüblicher Weife und durd Bekanntmadhung im Amtsblatt 
u veröffentlichen, und es müffen beide Veröffentlidungen die auf Grund von 

20 der VD. getroffenen Anordnungen näher angeben und die gefährdeten 
Gemeinwesen im einzelnen bezeichnen; es genügt nicht die Anordnung „drei- 
monatiger Hundefperre”. Sind diefe Erforderniffe nicht erfüllt, fo entbehrt die 
Anordnung der Redtsgültigkeit; Übertretungen find dann ftraflos (LG. War- 
burg 8. Aug. 05, DF3. 12, 192). 


2. Befondere Vorfäriften für einzelne Seuchen. 
b) Tollwut. 


8 38, 


Die Anordnung der Hundefperre für „[ämtlihe Gemeinden des Be- 
zirks“ ohne deren namentliche Bezeichnung und ohne Rückficht auf die Ent- 
fernung der Gemeinden von den Orten, in denen wutkranke Hunde vorkamen, 
ift zuläffig und widerfpricht Insbefondere nicht den Vorfchriften der BeR. des 
Reihskanzlers vom 23. Zunt 80/1. Mai 94 (BaydbL6. 10. Tan. 07, Bay: 


DHL GG. 7, 178). 
II. Strafvorichriften. 
8 65. 
Ziff. 2 tft Dauerdelikt; Verjährung: I 131 8 65. 


8 66. 
Vgl. 1111 82. 


30. Gefeß, betreffend die Verwendung gejundheits- 

chädlicher Farben bei der Herftellung von Ylahrungs- 

mitteln, Henußmitteln und Gebrauchsgegenjtänden, vom 
5. Zuli 1887. 


8 12. 
Verhältnis zu Landesgefeßen: I 131 8 12. 


Literatur: I 131. 


30a. Gejeß, betreffend den Verkehr mit blei- und zink- 
haltigen Gegenitänden, vom 25. Juni 1887. 
84. | 

Aus dem polizeilichen Charakter des Gefeßes vom 25. Iuni 87, folgt, daß 


ur Beitrafung aus 84 Fahrläffigkeit hHinreicht (Frankfurta.M. 4. März 07, 
 rankfRundfe). 41, 93). | | 
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31. Gefeß, betreffend den Verkehr mit Butter, KRäfe, 
Schmalz und deren Erjagmitteln, vom 15. Juni 1897. 


Ziteratur: I 182. 
81 


Das Gefeß leidet auch auf foldhe Zubereitungen Anwendung, bie nicht 
für Be Ihlechthin, fondern für Butter in Verbindung mit einem anderen 
nicht fetthaltigen Stoffe als Erfagmittel dienen follen, und deshalb nicht der 
Butter fchledhthin, fondern diefer In Verbindung mit diefem Stoffe ähnlich 
find. Für die Annahme, daß der Stoff aud tn feiner Zufammenfegung die 
Eigenfdhaften eines Buttererfagmittels bat, ift dabei die Übereinftimmung des 
Gebraudhszwecks = Vorausfeßung. Das Gefeg wird auh dadurdh nicht 
eier. daB das Erzeugnis des Te überhaupt kein Milchfett enthält 

Mai 07, 36, 565 = R6Gt. 40, 148). 
2, Ab. 2: Die Gewinnung des og. Sennin dDadurd), daß der aus 
Stearin, PBalmitin und Dlein beftehende Nindertalg dergeftalt aus>» 
gejhmolzen wird, daß der Stearin bis auf einen geringen Prozentfaß aus- 
fipeidet und eine milhbutterähnliche Subjftanz entjteht, ftellt eine Zubereitung 
i. ©. des Xbf. 2 dar; Sennin ift demnah als Margarine anzufehen 
(Dresden 26. April 06, GoltdArcdh. 54, 86). 


82. 

Abf. 1 zwingende Vorfchrift: 1132 8 2 Nre.1; PBalmbutter: daf. 
Nr. 2; Zufäbße zur gefeglichen ng. daf. ir. 3; Abf. 3, 4: Verkauf 
der Würfel (Abf. 4) a N ung: daf. Ar. k: „Seilhalten”: 
1130 812 Nr. 1; 1132 8a N 


838 

„Verkaufen“, „Yeilhalten”: 1132 84 Q\r. 1, 2. 
85 

Zufäße zu den vorgejchriebenen Bezeichnungen: I 132 8 2 Wr. 3. 
8 12, 


Ziff. 1 u 89 der BeRk. vom 4. Juli 97: Verkauft ein Gefchäft 
Margarine in kleinen Stücken in einer Tabrikpakung, deren Anfchrift der 
Vorichrift des 8 9 der Bek. nicht entfpricht, To genügt der Geidhäftsinhaber 
do der bezeichneten Vorfehrift, wenn er beim Verkauf jedes Stük in 0% 
Co mit vorfhriftsmäßiger Inichrift einfchlägt (RG. 18. Sept. 06 

12 
8 14. 


Ziff. 2: Gewerbegehilfe niht Mittäter, fondern Gebilfe: I 132 8 14 
Nr. 1; fehlender Zufaß von Sefamdl: daf. Wr. 2 — NRegersE®. 27, 158. 


8 18, 
VBerfhulden: I 132 $ 18. 


32. Gejeß, betreffend die Schlachtvieh- und Fleifchbeichan, 
vom 3. Tuni 1900. 
81. 


Der Begriff der Shladhtung im Sinne des ei anelepaugzfenes umfaßt 
auch die jüdifhde Shädhtung (Pofen 11. Mat 07, BPoMScr. 10, 98). 


Literatur: I 183, 


ne 


180 A. Materielles Recht. — IU. Strafrechtliche Nebengefete. 


8 2. 
Abs. 3: „Speifewirt”: 1133 8 2. 


89. 
Abdf. 1, 2, 4: Entziehung aus der Beldhlagnahme ohne Inverkehrbringen: 
8 137 StGB. Wr. 4. g 10 


Abdf. 2: Irrtum des Fleifchbefhauers unerheblich: I 133 8 10. 


8 21. 
Adf. 1, 2: Zufäge behufs Ronjervierung: I 133 8 21. 


8 26. 


Ziff. 1: Idealkonkurrenz zwilchen Ziff. 1 verb. mit $ 21 Abf. 1, 2 und $ 12 
NahrMittelG.: vgl. 1 130 8 12 Nr. 3; Ziff. 3: Verhältnis zu $ 348 StGL.: 
1 75 8 348 Wr. 1c. .» 


Nach) S8 10, 11 minderwertiges Tleifh als verdorbenes i. ©. des 
NayrMittel®.: I 133 8 29. 


33. Gejeß, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten, vom 30. Juni 1900. 


Literatur: 1133. Hierüber: Tertausgabe nebft Inkraftfegungsverordnung und Nusführun 
beftimmungen, Berlin (Hirfdwald) 1907. R a r ne 


Anzeigepflicht. 
8 5. 
Eine Bolizeiverordnung, nad) der Gaft- und Schankwirte verpflichtet find, 


ärztliche Uttefte über den Gefundheitszuftand der bei ihnen befchäftigten 
Rellnerinnen en ift ungültig (A®. 19. April 06, RegersE®. 27, 337 — 


GewArd. 6, 409 
Schugmaßregeln. 
8 15. 

Ziff. & Die Verfügung der Landesbehörde, daß jedes einen beftimmten 
Fluß befahrende Schiff beftimmte Ylaggen bei fih zu führen habe, 
damit es gegebenenfalls fofort als choleraverdädtig gekennzeichnet werden 
könne (Grundfäße des Bundestats vom 21. Febr. 04, R6BI. S©.75 Nr. 5 Abf. 3), 
ift rechtsgültig (RG. 14. Tunt 06, DIZ. 11, 1210). 





34. Oejeß, betreffend den Verkehr mit Wein, weinhaltigen 
und weinähnlichen Getränken, vom 24. Mini 1901. 


Ziteratur: I 133. 

Riteratur: 
Krükmann, Zur Reform des Weinrehts (DIZ. 11, 1226), — Der Auf- 
jag BelScrig, fihy mit den verfchiedenen Gefihtspunkten, nad) denen die zu 
erwartende Neform des Weingefeges durchzuführen fein wird. 

81. 
Hefenpreßwein: I 134 $ 2 Wr. 2. 


34. ©., betr. den Verkehr mit Wein ufw. (88 1—7). 181 


82. 


1. Anerkannte Kellerbehandlung, Zufag von Zudkercouleur: 
I 12 8 2 Nr. 1a, b (= Regers®. 27, 335 = Bay EI 6, 373). 

: iff. 2: Hefenpreßwein: 1134 82 Nır.2 

3. Ziff. 2, 4: Verfhnitt nach der VD. vom 2. Quli 01 nit zuläffigen 
mit Naturwein: 1134 $ 2 NR. 3. 

4 Ziff. 4 Die tatfächlich eingetretene Verbefferung von Wein dur 
3utoß zuderhalttiger Löfung fchließt die Annahme einer Verfälfchung 
oder Nabhahmung nicht aus, wenn der Wein in feiner Menge erhebli ver- 
mehrt wird; Irrtum Über den Begriff der „erheblichen” Vermehrung ift Irrtum 
über das Strafgefeb (RG. 27. Okt. 06, RE6St. 39, 279 = IM. 36, 417). 


8 3. 

"\ a 1 bezieht fih auch auf fertigen Wein: I 134 8 3 Nr. 2.. 

a) Auch dur den Verfchnitt von an fich fertigen Weinen wird an 
der Herftellung des Weins, wie er fchließlich in den Handel kommt, weiter 
gearbeitet, und das durd) den Verjchnitt erzielte Erzeugnis wird, wenn aud) 
nur einer der Teile auf eine der in $ 3 Abf. 1 aufgezäblten MWeifen 
entjtanden, als Ganzes mittelbar ebenfalls auf diefe MWeife hergeftellt. 
Kommt das Be baren eines folden Gemifhs in Betracht, fo wird mit der 
Mifhung in ihrer Gefamtheit au) der darin enthaltene und ne D0R 
ne, nn feilgehalten we 2. Zuli 06, GoltvArdh. 53, 442). 

Zragweite der Ziff. 1: 1134 83 Ar.1 = IM, 35, 794. 


’ il > Schönung mittels Haufenblafe: I 134 $ 3 Wr. 2. 
a) wifchen 8 3 Abf. 2 diefes und 8 10 Ziff. 2 Nayrillittel®. befteht 
Gefegeskonkurrenz. 


e Annahme des Urteils, daB der ra RN überftre&ten Weins unter der Herr- 
Ihaft des Mein. von 1901 nicht nur den $ 3 Ubf. 2 diejes Gejeges, fondern aud den 
8 10 Ar. 2 NahrlMlittel®. verlegte, der unter dem Gefeß von 1892 ausihließli Unwendung 
fand, entipriht zwar niit ganz ber Nedtipredhung, die infoweit eine Gefegeskonkurrenz für 
vorliegend eradhtet und ar ausfchließlich den 8 3 Abf. 2 Wein. als die jveziellere Be- 
immung anwendet (NG5Gt. 88, 859)... .: allein, da nad $ 73 StGB. aud bei Zugrunde- 
legung der ae a nam die Strafe ausfhließlich aus $ 13 WeinG. zu entnehmen 

der Beftand 02 Entfheidung dadurd nicht gefährdet.“ 


ft, . 

(RO. 28. "Sept. 97, 1 D 446/0 

b) Verkauf von Aunftiwein auch zur Branntweinbrenneret unzuläffig: 
1 134 8 3 \r. 3 = RegersE®. 27, 336. 

Literatur: 

a) Göhrum, Sum ae (DI3.11, en — Verfaffer bekämpft die 
Entih. des RG. vom 19. Febr. 06 (R St. 38, 361), nad) der die gewerbs- 
mäßige Heritellung becteehten Meines für fi allein nicht nad) $ 13 jtrafbar, 
und daher aud die Einziehung erft hergeftellten folden MWeins nicht zuläffig 
Eu Toll. Vielmehr enthalte [yon die Herftellung eine Zumwiderhandlung gegen 


Da, Zum zerngeich (DI3. 12, 179). — Verfaffer fchließt fich der 


von Göhrum vertretenen Anficht an. 
8 6. 
„Teilhalten”, in Gaftwirtfhaften: 1134 8 6. 
8.7. 


1. Kür den Begriff des De ENELLIEN Getränks Verkehrsanfhau- 
ung maßgebend: 1134 8 7 Nr. 
Air, a find meindonlihe Getränke (RG. 29. Wai 06, Goltpd- 
r 
3. Rotwein-Bunfdheffenz weinhaltiges Getränk: 1135 8 7 Nr. 2 


182 A. Materielles Recht. — II. Strafrechtlicde Nebengefeke. 


4. Der Zufag von Salizyl zu füßem Moft verftößt nicht gegen das 
Meingefeß, da diefer noch Reine alkoholifhe Gährung durdhgemadt: hat, mithin 
nicht unter den Begriff Wein fällt; wohl aber fit das der Fall bei „feder- 
weißem" Moft (RG. 7. März 07, IM. 36, 566 = NR5Et. 40, 69). 


| 88. 
1. Weinähnlihe Getränke: 1 134 8 7 Nr. 1. 
2. Rotweinmoft, -maifche: 1135 8 8. 


8 12, 

Die Verfhwiegenheitspflicht befteht nur gegenüber unbefugten Dritten, 
nicht aber aud, foweit es fi um ungefeglihe Macdhenfchaften handelt, gegen- 
über dem zujtändigen Strafridhter. Im übrigen kommt jedod hinfichtlich 
der Zeugenpflicht des Sacverftändigen $ 53 AUbf. 1 StPO. zur Geltung; bier- 
nad hat die Ausfage des Sadverftändigen ohne die Genehmigung der vor- 

efeßten Behörde keine Nichtigkeit der darauf beruhenden Entidheidung zur 
Folge (RG. 29. Sept. 06, . 35, 798 = Recht 10, 1212 = GoltdArd. 58, 451). 


8 13. 


Ziff. 2: Rein pafftves Verhalten genügt nicht; es muß vielmehr 
der Täter in der Bezeichnung des Weines auf deifen Naturreinheit hinweifen 
oder diefe irgendwie zufichern, obwohl er deffen Befchaffenheit und die täu- 
Ihende Wirkung feiner Angabe erkennen muß (RG. 7. Wärz 07, IM. 36, 566 
—= R66t. 40, 44). 

8 16. 


1. Ziff. 2: Ein Gewerbtreibender, der im Rahmen feines Gewerbe- 
betriebs Schaummwein ohne die in 8 6 vorgefchriebene Bezeichnung verkauft, 
it ftrafbar, auch wenn er nicht die Abficht wiederholter Begehung diejes Delikts 
hat. Ein Gaftwirt, der bewußtermaßen folchen Wein durd) feine Kellner den 
.Gäften verabreichen läßt, ift als Täter zu ftrafen; welde Rolle die Kellner 
Dabei fpielen, ift unerheblich (Roftok 12. Mai 06, Mel. 25, 101). 

2. Ziff. 4: „Sahrläfftigkeit”: 1135 8 16. 


8 18. 


1. Auch in den Füllen der 88 13 Ziff. 2, 16 Ziff. 2, 4 ift die Einziehung 
niht davon abhännie, daß die einzuziehenden Getränke dem Täter ge- 
bören MRoftok 12. Mai 06, Met. 25, 101). 

2, Auf Einziehung muß felbit dann erkannt werden, wenn fi die Voll» 
ftreckung diefer Anordnung als undurdhführbar darftellt (RG. 27. Okt. 06, 
REEL. 39, 279). | 

3. Einziehung in den Fällen des $ 13 nur ag wenn Vorfaß aus- 
drüklich feitgeftellt: I 135 8 18 Nr. 1 = Goltdllrdh. 53, 278; Abf. 2: 
Tubjektive Erforderniffe, Einfuhr aus dem Auslande: daf. Ar. 2a; 
a der Strafverfolgung, fahrläffige Zumwiderhandlungen: daj. 

tr. 2b. 


Riteratur: DVgl. oben $ 3, Literatur. 


34a. Gejeß, betreffend die Bekämpfung der Neblaus, 


vom 6. Juli 1904. 
8 11. 


Ziff. 1: Wer an Stelle der Bolizeibehörde ermächtigt ift, Erlaubnisfcheine 
zur Anpflanzung von Neben auszuftellen, und dies unter Verlegung der be- 


37. Süßftoffgefeß ($ 2-9). 183 


ftehenden Vorfchriften aus Unkenntnis derfelben tut, kann, aud) wenn er nad) 

läffig feine Dienftpflichten hierbei verabfäumt hat, doc A aus Ziff. 1 beftraft 

Sen ae der dort angeführten Fälle zutrifft (QO. Mainz 23. Mat 07, 
eilftfpr. 8, 73). | 


35. Süßftoffgefeg vom 7. Juli 1902. 


Literatur: 1 136. 
82, 


1. Zu b: 

a) Der Unterjfhied zwifhen Ein- und Durdfuhr beruht nicht dar: 
auf, ob der Einführende die verbotenen Waren nad) kürzerer oder längerer 
Yrift wieder ausführen will oder nicht, fondern darin, ob Sicherheit beiteht, 
daß von der ins Inland gebradten Ware den durch das Verbot geichügten 
inländifhen Intereffen keine Gefahr erwädft. Die Durdfuhr muß ferner 
ein in einheitlidem, ununterbrodenem Zuge erfolgendes a 
der Mare von Ausland zu Ausland durh das Inland daritellen (RO. 
2 uni 2 IM. 35, 798 = RG6Et. 39, 66; RG. 13. Tuni 07, 1 D 42/07 = 

. 36, 566). 

b) „Es kommt nicht darauf an, ob der Ungeklagie etwa bei Degebung 
der Zat den Begriff der Einfuhr mißverftanden und nur eine ftraflofe Durd- 
fuhr von GSüßjftoff in feinem Beginnen erblikt hat, dafern nur die Ware 
mit Wiffen und Wollen desfelben nad Überfchreitung der Grenze im Inlande 
zur ARAuhe gelangt ift; nad allgemeinen Strafredtsgrundfägßen ift ein folcher 
Srrtum Über Umfang und Tragweite des Strafgefeges unbeadtlih”" (NO. 
15. ur unit 07, 1 D 1433/06). 

c) Ständig kontrollierte Durdhfuhr Reine Einfuhr: [1135 $ 2 Nr. 1. 

2. Zu c: 

a) Bloßer Raufsabidhluß gengt für den „Verkauf” nit; es muß die 
in Erfüllung des Vertrags erfolgende Übergabe hinzukommen; erfolgte diefe 
unter der Herrichaft des Süßft®., fo ift der Umftand, daß der Kauf vor deffen 
Ankrafttreten gefchloffen wurde, unerheblih (NG. 16. Juni 06, I. 35, 798 = 
ROSGt. 39, 66). | 

b) Im Inlande abgefdloffener, im Auslande erfüllter Verkauf: 
1135 $ 2 Ar. 1; „Setilhalten, Berkaufen”: daf. Ar. 2a, b. 


87. 

1. „S 7 enthält gegenüber $ 134 VZO. die höhere Strafandrohung, weil 
darin an erfter Stelle Freiheitsftrafe angedroht ift. In Fällen diefer Art ift 
daher auf Konfiskation aus dem VZO. und daneben auf die in 8 7 Süßjt®. 
beftimmten Strafen zu erkennen” (RG. 13. Tunt 07, 1 D 42/07). 

2. Bedeutung der Klaufel: „Soweit nidt..... Bla greifen”: 1135 
$ 7 Nr. 2; vgl. aud) I 112 8 144. 
88. 


Befig, Gewahrfam = unmittelbare Gewalt: 1136 8 8. 


89 
1. Abf. 1 enthält eine zwingende Vorfchrift; die Einziehung muß 
ausgefprochen werden, gleichviel, ob die einzuziehenden Sadren nody vorhanden 
oder auffindbar find oder nit (RG. 16. Tuni 06, IM. 35, 798). 


2. Verhältnis zu $ 134 BZG.: f. dort \r. 3. 


184 A. Materielles Recht. — IU. Strafrechtlihe Nebengejeße. 


36. Geje gegen den verbrecherifchen und gemeingefähr- 
lichen Gebrauch von Sprengftoffen vom 9. Tuni 1884. 


Ziteratur: I 136. 
. 81. 


Zu den Sprengftoffen gehören alle erplofiven Stoffe, die bei Ent- 
zundung eine gewaltfame Ausdehnung elaftifcher Jlüffigkeiten oder 
Oafe herbeiführen, die fih zur Verwendung als Sprengmittel eignen; 
ob ein foldyer Stoff vorliegt, enticheidet das Geridht nad freiem Ermeifen 
(NG. 22. Nov. 06, Seuffßl. 72, 389). 


1. Abf. 1: 39 

a) Der Begriff des Befiges deckt fi nit mit dem Befigbegriff des 
früheren bürgerlihen Nedts, joweit diefer neben der tatfächlichen Herrichaft 
über die Sade no den Befigwillen erforderte; er ift gegeben mit dem be- 
wußten tatfählihen Innehaben, fofern nur der Inhaber phufifch in der 
Rage ift, den Belt für fich felbft mit Ausfchluß jedes anderen auszuüben. 
Eine Einfhränkung erleidet dies nur für den Fall, wo infolge eines Ab- 
hbängigkeitsverhältniffes die Gewalt für einen anderen ausgeübt wird 
(Dienftbote für den Dienftherrn, Arbeiter für den Arbeitgeber u. &.) und diefer 
andere die Möglichkeit fortdauernder Kontrolle, der jederzeitigen Wieder- 
erlangung der Verfügungsgewalt beim Beftehen des Abhängigkeitsbewußtfeins 
auf der anderen Geite Hat (MG. 28. Tan. 07, Seuffßl. 72, 391 —= GoltdAlrd. 
54, 291; binfichtlich des Befiges ebenfo RG. 30. Okt. 06, Z3Bergr. 48, 293; 
vgl. 1136 $ 8 Süßft®©.). 


b) Das Merkmal des Überlaffens an andere muß die Begriffserforder- 
niffe des Vertriebs, als deffen Unterart es fich darftellt, erfüllen; Vertrieb 
ift jede Tätigkeit, durch die der Übergang von Sprengftoffen in den tatfäch- 
lichen Befiß eines anderen herbeigeführt wird, fofern diefer in die Lage ge- 
bradt wird, den Belig für fih auszuüben. Hiernad) feßt das Überlaffen 
Rein na ao). voraus, fondern ift mit der Einrdäumung tat- 
Tählidher Verfügungsgewalt erfüllt, fo daß Ichon in der Äbertragung 
der Verwaltung eines Vorrats von Sprengftoffen durdh einen Be- 
triebsleiter an einen beauftragten Stellvertreter ein Überlaffen liegen Bann 
(NG. 22. Nov. 06, Seuffßl. 72, 389 — GoltdArd. 54, 80 = IM. 36, 415; NE. 
28. Jan. 07, Seuffßl. 72, 3911 — IM. 36, 564). 

2, AUbf. 2: 

a) Eine bergpolizeilidhe Vorfehrift über Aufbewahrung der in einer 
Shit nicht verbraudten Sprengjtoffe geht Über den Rahmen der Beitim- 
mungen über bejtimmungsgemäße Verwendung von Sprengjtoffen, die die 
85 1 u. 9 Sprengft®. nicht treffen wollen, hinaus; fie regelt den außerhalb 
jener Verwendung gegebenen Belig von Sprengftoffen und ijt fomit als 
PBolizeivorfchrift een die 1. ©. des $ 9 Ubf. 2 den „Verkehr mit Spreng- 
Itoffen“ betrifft (R®. 30. Okt. 06, 3Bergr. 48, 293). 

b) BD. vom 19. Okt. 93, betr. Verfendung von Sprengitoffen ufw.: 
Kleinbahnen find nit Eifenbahnen im Sinne diefer Verordnung (NG. 
8. Okt. 06, IW. 36, 415). 

c) Verhältnis zu $ 367 Ziff. 5 StGB.: f. dort Tr. 2a. 

d) „VBerkehr”, „Vertrieb“: 1136 $ 9 Nr. 2; Verfhulden: daf. Ar. 3. 

3. Irrtum Über Zuftändigkeit der Bolizeibehörde: 1136 $ I Nr. 4. 


40a. ©., betr. die Prüfung der Läufe ufw. der Handfeuerwaffen (8 9). 185 


37. Gefeb über das Auswanderungswefen 
vom 9. Juni 1897. 
Ziteratur: I 136. 


Begriff Des Auswanderns: I 136. 


38. Strandungsordnung vom 17. Mai 1874. 
VI. Abfchnitt. Allgemeine Beltimmungen. 


8 43, 
Yahrläffigkeit genügt: 1136 $ 48. 


39. Seemannsordnung vom 2. Juni 1902. 


Literatur: I 187. 
Sünfter Abjchnitt. Strafporjchriften. 
8 122, 


8 122 begründet er a ale: Zuftändigkeit: 11378122 = 
IM. 35, 797 = R6Gt. 39, 129. 


40. Gejeg über den Teingehalt der Gold- und Silber- 


waren vom 16. Tuli 1884. 
® 8 2. 
Goldene Brillen- und Aneifergeftelle = Shmudkfaden: 1137 82 
— Regers®. 27, 158. 
85. 


89 
Sorm des Feingehbaltszeidhens: 1137 8 9 Nr.1; Ziff. 5: Neufilber; 
Zäufhungsabfidht nicht erforderlid: daf. Ar. 2 = GoltdArd. 54, 83. 


©82. 


40a. Gejeß, betreffend die Prüfung der Läufe und 
BVerfchlüffe der Handfeuerwaffen, vom 19. Mini 1891. 


89 

Der Begriff des Inverkehrbringens erfordert nicht see manliee 
Handeln; es genügt jeder Akt, dDurd den eine Waffe aus der Hand des bis- 
berigen nhabers in die eines anderen zum Zwecke des Gebrauds übergeht, 
ohne daß es auf die Natur des zugrundeliegenden Nedhtsgefchäfts ankommt. 
Subjektiv genügt Fahrläff Be Strafbar tft au, wer die Waffe durch 
einen Dritten, 3. B. den richtspollzieher, verfteigern läßt (BayDhRG. 
24. Tan. 07, Bay IHRE. 7, 198). 


186 A. Materielles Net. — IV. 1. Militärftrafgefegbud. 


41. Gejeß, betreffend die Beitrafung der Entziehung 
elektrifcher Arbeit, vom 9. April 1900. 


Riteratur: I 137. g 4 


1. Für den Begriff der Beftimmung zur ordnungsmäßigen Ent- 
nahme elektrifher Arbeit ift lediglich die anderen erkennbar gewordene 
Willenserklärung desBeredhtigten entiheidend (NG. 17. Zan./14. Febr. 07, 
IM. 36, 566 — NG66t. 39, 436). 

2. Wer die Zuleitung des Stroms ausführt, ft gleichgültig; das Merk- 
mal des Entziehens von Strom erfüllt fih fon in der bewußt redts- 
widrigen Ausnugung eines fremden Stroms für eigene Zwecke, ohne 
Nückficht darauf, daß die Zuleitung etwa von einem Dritten bewirkt wurde 
(RO. 19. Febr. 07, GoltdArd. 54, 296). 

3. Der Begriff der Abfiht rehtswidriger Zueignung ift derjelbe 
wie in $ 242 StG6%.; es Ift daher audy ftrafbar, wer elektrifche Kraft entzieht, 
um fie im Intereffe eines anderen zu verwerten (RG. 2. Nov. 06, Goltd- 
Arch. 54, 78; vgl. 1131 $ 1 ElektrG.). 


42, Gefeß, betreffend die Metten bei öffentlich ver- 
anftalteten Pferderennen, vom 4. Juli 1905. 


Siteratur: Bannier, Totalifatorgefeg (Reclam), 1907. 
81. 
Berhältnis zu $ 284 StG6B.: 11378 1. 


8 3. = 

1. Das gefhäftsmäßige Wermitteln i. ©. des $ 3 umfaßt nicht nur die 
auf Herbeiführung der ee anderer gerichtete Tätigkeit, fondern 
Darüber hinaus aud die weitere Tätigkeit, welde auf die Abwicklung 
des durch die Willenseinigung zwiihen dem Wettunternehmer und dem Wet- 
tenden zujtande gekommenen Gejhäfts abzielt, fo die Entgegennahme 
der Wetteinfäge und die Auszahlung der Gewinne; deshalb liegt eine 
im Inlande begangene Vermittlung aud dann vor, wenn zwar die Herbei- 
führung der Willensetintgung im Auslande, hierauf aber die weiteren 
Dermittlungshbandlungen im obigen Sinne im Inlande ftattfanden. 
Uber au wenn nur die erftere Tätigkeit als „Vermittlung“ anzufehen wäre, 
würde fie do als im Inlande erfolgt anzufehen fein, wenn ihre Wirkung 
im amuande in Eridheinung trat (RG. 15. Okt. 06, RGGt. 39, 209 = IM. 


2. Der Begriff der Gefhäftsmäßigkeit fegt nur voraus, daß es fidh 
um eine Tätigkeit handelt, der die Abficht zugrunde liegt, fie in gleicher Art 
für die Dauer auszuüben und fie zu einem dauernden regelmäßigen Beftand- 
teile feiner Befhäftigung zu machen; daß der Täter bei dem geihäftsmäßigen 
Bermitteln Gewinn madt, fft nicht erforderiih (NG. 20. Sept. 06, DI3. 
12, 187 —= GoltdArd. 53, 446). 

3 „Zur Erfüllung des Begriffs der Gefhäftsmäßtgkeit tft ein Han- 
deln gegen Entgelt nicht erforderlih. Geihäftsmäßig handelt vielmehr 
Ihon derjenige, der auf eine gewiffe Angelegenheit Zeit und Mühe 
Dauernd oder wiederholt aufwendet, ohne daß dadurd feine Tätigkeit 
ganz in Anfprud genommen zu werden braudt. Den Gegenfab dadurd 


Einleitende Beftimmungen (88 5, 6). 187 


ee nur gelegentliche Vermitteln von Wetten” (RG. 4. Okt. 07, 
7) 

4. Auffordern bzw. Anbieten muß Öffentlich erfolgen: 1138 8 3 
Ar. 1; Abficht des Täters: daf. Wr. 2. 


84, 

Da der Betrieb von MWettunternehmungen für öffentlihe Pferderennen 
anderen Berfonen als den in 88 1, 2 bezeichneten Vereinen fchlehthin und 
ausnahmslos verboten ft, für andere Fälle von Wettgefchäften bei Rennen das 
Stempelgefeß eine Steuerpflicht aber nicht feftgeitellt hat, jo Kann aud) die in 
S 4 bezeichnete Steuer, weil die Erhebung von Verkehrsabgaben nur hinficht- 
lich erlaubter Unternehmungen ftatthaft, von PBrivatperfonen felbjt dann nicht 
erhoben werden, wenn fie Ausweife über derartige Wetten beibringen, die 
von einem Wettunternehmer herrühren (RO. 28. Sept. 06, IM. 35, 799 = 
ROGt. 39, .186; ebenfo NG. 16. Nov. 06, AGGt. 39, 269 = IM. 36, 421; 
> 2 Tan. 07, R6St. 39, 395; ebenfo Bad Fin. 17. Zunt 07, BadRpr. 
id, . 

8 6. 


Gewerbsmäßiger unerlaubter Abfhluß von NRennwetten ift nit nad 
8 6 diefes Gefeßes, fondern nad) $ 284 StGB. zu Strafen. Sdealkonkurrenz 
zwifchen legterer Beftimmung und denen des AN&temp®. tft in folden Fällen 
len (BadFyinl. 21. Nov. 06, BadRpr. 73, 6; vgl. auch die zu 84 
zit. Entid.). 


IV. 1. Militärftafgef ebbud) für das Deutfche Reich. 


Siteratur: I. Handausgaben und Rommentare: 1138. 

U. Syftematifhe Darftellungen ufw.: 1188. SHierüber Schupp, Nechtslehre, ent- 

altend die Grundzüge des Militärftrafrechts, ferner einzelne Abfchnitte aus dem Militär: 

traiverfahren ufw., bearbeitet im Auftrage des 8. A. Neichskriegsminiftertums, Wien 1906; 

v. Shwarzkoppen, Entfheidungen des Neichsmilitärgerichts, betrachtet vom Standpunkte 
des srontoffiziers, 1906. 


Dauernd ganzinvalide Militärperfonen [heiden nit fehon mit 
dem Eintritt ihrer völligen Untauglichkeit zu jedem Militärdienfte, fondern erft 
mit der Anerkennung der ®anzinvalidität durd die zuftändige Militär- 
behörde aus allen Militärverhältniffen aus, fofern nicht Schon vor leßterem 
ae ihre gefeßliche Dienftpflicht abgelaufen ift (RMO. 6. Dez. 05, AMG. 


Einleitende Beftimmungen. 


85. 
Aktive Militärperfon: 1140 8 69. 


8 6. 

1. Perjonen des Beurlaubtenftandes, die von zuftändiger militärtfcher 
Stelle zur Verbüßung einer Freiheitsftrafe in eine militärifche Straf- 
anftalt beordert oder in militärgeridhtlide Unterfuhungshaft ein- 
geliefert find, befinden fih während diefer Zeit im Dienfte i. ©. des $ 6 
und find daher den Militärftrafgefegen unterworfen, obwohl fie nicht als i. ©. 
des 8 38 B1NRMIG. zum Dienfte einberufen anzufehen find und daher nicht 
zum aktiven Heere gehören, fich daher we, B. Reiner Sahnenfludt 
Ichuldig maden können (RMO. 6. Dez. 05, RUG. 9, 178; RMG. 3. Dez. 06, 
RWG. 10, 277). 

2. Bei Strafverbüßung beginnt das Impdienftefein fpäteftens mit 
dem Zeitpunkte, wo der Beurlaubte fich beim Vorgefegten zum Strafantritte 
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gemeldet hat und damit unter deffen Verfügungsgewalt getreten ift. Die- 
jenigen Vorgefegten der aktiven Perfonen des Soldatenftandes, mit denen 
der Beurlaubte während des Dienftes in dienftliche Beziehung tritt, find aud 
Vorgefeßte der nad $ 6 im Dienfte befindlichen Perfonen des Beurlaubten- 
Bu RMG. 6. Dez. 05, RMG. 9, 178). 
. Einberufung zur Kontrollverfammlung: 1138 8 6. 
Literatur: 

Grünwald, Wird dur die Einberufung zur Rontrollverfammlung für 
den Ginberufenen die Zugehörigkeit zum aktiven Heere für den ganzen Tag 
der Kontrollverfammlung begründet? (Recht 11, 626). — Verfaffer weift auf 
Die Bedenken hin, die der in der herrfchenden Prarig allgemein erfolgten Be- 
jahung diefer Trage (vgl. 1138 $ 6 MSLGB.) entgegenftehen. 


88. 
Gegenfeitigkeit: 119 8 102. 


8 12. 

1. Die irrtümlide Annahme des Täters, die Mannfihaft fei nicht 
zum Dienfte verfammelt, tft Rein Irrtum über einen Tatbeitand, fondern 
als Recdıtsirrtum unbeachtlich (MRMG. 28. Tuli 06, AMG. 10, 171). 

2. 8 12 erfordert objektiv die Feftitellung, daß mindeftens drei zu mili- 
tärifchem Sl verfammelte Mannfchaften bei dem Vorgange fo zugegen 
waren, daß fie ihn wahrnehmen kKonnten. Subjektiv ift erforderlich, daß 
der Täter die Gegenwart der Berfonen in vorerwähntem Sinne gekanni 
bat; eine Seftftellung, der Täter habe fie Rennen müffen, reiht: nit aus 
RWG. 28. Tuli 06, RMG. 10, 175). 


8 13. 
Beginn der Strafverbüßung: 1138 $ 13 Mr. 2. 


Erfter Teil. Bon der Beitrafung im allgemeinen. 


Erjter Abjchnitt. Strafen gegen PBerfonen des Soldatenftandes. 
8 22. 

Abs. 3: ft firenger Arreft nicht ausdrücklich angedroht, fo feßt feine Zu- 
läffigkeit voraus, daß der Täter vor Begehung der zur Aburteilung 
ftehenden Zat wegen militärifhen Verbrechens oder Vergehens bereits mit 
einer Sreiheitsftrafe beftraft und diefe — ganz oder zum Teil — verbüßt oder 
erlaffen ift. Diefe en müffen im Urteil feftgeftellt werden (ARMG. 
18. Dez. 05, RUG. 9, 210). 82. 


Eine befondere militärifche Dienftpflicht, fi) gerade auf Urlaub anjtändig 
zu benehmen, bejteht nicht, ebenfowenig ein befonderes ee Verbot, 
Zivilperfonen zu beleidigen (RNMG. 6. Sept. 05, AMG. 9 


8 30. 
Mehrere Ehrenitrafen nebeneinander: I 138 8 30 Nr. 1; Berufung 
gegen die Hauptftrafe jchließt die gegen die Nebenitrafe ein: 1210 8 383 Nr. 1 
8 37. 


Abf. 2: Der Ausfpruch der Ehrenftrafe hängt im Falle des Abf. 2 auch 
bei Eigentumsvergehen eines Unteroffiziers von pflichtmäßiger Prü- 
fung des gegebenen Falls ab; ein Grundfag, daß die Rüdkfiht auf die 
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Disziplin fie in folhen Fällen erheifche, ift dem MWSIGB. fremd (RMG. 
15. Aug. 06, AMG. 10, 184). Sa 


Adf. 2: In dem befonderen Verfahren des Abf. 2 ift die Vejtellung eines 

Berteidigers von Amts wegen aud dann nicht notwendig, wenn die zivil- 

un a wegen eines Verbrechens erfolgte AMG. 4. Aug. 06, 
. 10, 183). 


Vierter Abjichnitt. Teilnahme. 
Bal. 17 ff. SS 47 ff. und oben 88 47 ff. StGB. 


8 47. 
Bol. 110 8 52 Nr. 1; Abf. 2: 1140 8 92 Nr. 1. 


Ssünfter Abjchnitt. 


Gründe, weldjye die Strafe ausjchliegen, mildern oder erhöhen. 


8 49. 
Biteratur: Stier, Die akute Trunkenbeit und ihre ftrafrechtliche Begutachtung, mit befonderer 
Berükfihtigung der militäriichen Verbältniife, 1907. 
Adf. 2: Wirkung der Trunkenheit auf Schuldfrage und Strafzumej- 
fung: 1139 $ 4. 
8 54. 


1. Bal. $ 74 StGB. 
2. Verhältnis zwifhen Arreft und Zudthaus: 1139 8 54 Nr. 2; 
ftrenger Arreft = Gefängnis: 1195 8492 Nr. 2. 


8 55. 

1. Ziff. 2: Ausübung des Dienftes i. ©. der Ziff. 2 umfaßt alle 
militärifchen Verrichtungen, mögen fie auf befonderem Befehl oder allgemeinen 
VBorfchriften beruhen (ARMG. 28. Mai 06, RUMIG. 10, 110). 

2. Ziff. 2: Zu den Dienftobliegenheiten eines Stubenälteften gehören 
auh Nahforfhungen nad dem Täter eines Eigentumsvergehens unter der 
Stubenmannidaft; mißhandelt ein Gefreiter als Stubenältefter hierbet einen 
Stubengenoffen, fo tut er dies als WVorgefegter in Ausübung des Dienftes 
(RMG. 29. Aug. 06, RWG. 10, 191). 

3. Ziff. 2: Rorporalfhaftsführer beim Appell: 1139 8 55. 


Zweiter Zeil. Bon den einzelnen Verbrechen und 
Vergehen und deren Beftrafung. 


Erjter Titel Militärifhe Verbredhen und Vergehen der 
Perjonen des Soldatenjtandes. 


Dritter Abfchnitt: Unerlaubte Entfernung und Fahnenfludt. 


Bteratur: 1139. Hierliber: Bendir, Fahnenfluht und Verlegung der Wehrpflicht dur Aus- 
wanderung, 1906: Qelewer, Die Itrafbaren VBerlegungen der Wehrpflicht in rechtspergleichender 
und rechtepolitifcher Darftellung, 1907. 


8 64. 

Zatbeftand, Dauerdelikt; Beihilfe: 1139 Nr. 64 Nr. 1; Tdeal- 
konkurrenz mit 8 79: 1140 8 79; Begünftigung: oben $ 257 SGB. Nr. 4. 
8 66. 

Ende der Entfernung: I 140. 
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8 69. 


1. Der 8 69 fchließt die Abficht, niemals wieder zur Pfliht zurück- 
zukehren, als notwendiges Begriffsmerkmal in ji. Hatte der Täter von 
vornherein die Abficht, zu einem bejtimmten Zeitpunkte zu feinem Truppen- 
ee jo ift 8 69 nit anwendbar (RMO. 4. Okt. 05, RMGO. 


2, Ein unfiderer Deere su imftger, der ih eigenmädtig von der 
Truppe entfernt, um fi feiner Behandlung als Unficherer und deren Rechts 
folgen oder feiner bejonderen Dienftverpflichtung bis zum nädften Rekruten- 
einjtellungstermin zu entziehen, madt fi nur dann der Sahrrenfludt fchuldig, 
wenn er die AUbficht Hatte, fich feiner konkreten Verpflichtung zum Dienfte 
bei feinem Truppentetle dauernd zu entziehen. Die ihm obliegende be- 
fondere Dienftverpflihtung vom Zeitpunkte feiner Einjtellung bis zum nädhften 
Rekruteneinftellungstermin bildet nicht feine konkrete Dienftpflicht, fondern 
lediglih einen Teil feiner en Verpflihtung zum Bienft in feinem 
Truppenteil überhaupt (RMO. 4. Okt. 05, AMG. 9, 121). 

3. PBerfonen des Beurlaubtenftandes können fi der Fahnenflucht 
nur fhuldig maden, wenn fie gemäß $ 38 B 1 RMIIG. infolge ihrer Einbe- 
wufung zum Dienfte zum aktiven Heere gehören (RUIG. 3. Dez. 06, RUG. 
10, 277; vgl. au 8 6 Nr. 1). 7 


1. Sahnenfludht im Komplott kann mit einem Unzurehnungsfähigen 
nicht verabredet werden (RMG. 19. Sept. 06, RWG. 10, 221). | 

2. Zum Tatbeftande gehört außer der Verabredung aud die gemein- 
Ihaftlihe Ausführung der Sahnenfludt (RWG. 3. Dez. 06, RMG. 10, 277). 


8 79. 

Zur Vollendung der Selbftbefreiung ift die Herbeiführung eines tat- 
fächlihen Zuftands erforderlih, Dur welchen der Gefangene Kraft eigenen 
Millens fih der Gewalt desjenigen, unter deffen Herrichaft er fich befindet, 
entzieht. Db die Aufhebung der Gefangenfdhaft einen dauernden oder nur 
einen längeren oder kürzeren Zuftand der Freiheit herbeigeführt bat, ift un- 
erheblich, fofern nur der Gefangene fich tatfächlich der Gewalt feines Auffehers 
entzogen hat (RMG. 10. Juni 05, RMG. 9, 23). 


Literatur: I 140. | 
Vierter Abfchnitt. 
Gelbitbeihädigung und Vorihüßung von Gebreden. 
8 81. E Ä 
Das Vergehen ift vollendet, wenn die Gelbjtbefhädigung den Erfolg ge- 
habt hat, daß der Täter nicht mehr demjenigen Dienfte genügen kann, dem er 


vorher gewadjfen war; erreicht er diefen Erfolg nicht, fo liegt nur Verfud vor 
(RMG. 28. Mat 06, AMG. 10, 110). 2 


Ssünfter Abfchnitt. Feigheit. 
8 87, 
©. $ 147 N. 4. 


Sedjfter Abfchnitt. Strafbare Handlungen gegen die Pflichten der 


militärifchen Unterordnung. | 


1. Dekoffiziere find nicht ohne weiteres Vorgefeßte von Unteroffizieren 
ohne Portepee; ein Vorgefegtenverhältnis tritt nur unter beftimmten Vorauss 
feßungen ein (RWG. 13. Sept. 06, NRMG. 10, 205). u 
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2, Ein von zuftändiger Seite zum Unteroffizierdienfttuer ernannter 
Gefreiter erlangt erjt dur die dienftlihde Bekanntmadhung diefer Un- 
ordnung an die Mannfdhaften der Rompagnie, Eskadron ujw. die Vor- 
gefegteneigenfchaft. Die Art der Bekanntmachung ift dem Ermelfen der 
BUEENDIGER Vorgejegten überlaffen (RMG. 20. Nov. 05, RMG. 9, 160). 

3. Ein Öefreiter, der den Dienft eines Unteroffiziers vom Tage 
verrichtet, Hat Vorgefegteneigenjchaft nur dann, wenn er vom Kompagnie- ufw: 
Chef für den einzelnen Zag zu diefem Dienfte befehligt und feine Befehligung 
der Mannfhaft bekanntgemadt ift. Der Mangel diefer Erforderniffe wird 
durh die bloße Annahme, dab der Gefreite Vorgefeßter fei, nicht erfegt 
(RMG. 12. Okt. 06, RUG. 10, 244), 

4. Hah der allgemeinen Rafernenordnung wird der Stubenältefte 
gwar durh den Rompagnie- ujw. Chef ernannt, und muß die Ernennung 
den Mannfchhaften bekanntgegeben werden; leßteres kann aber auf UAn- 
ordnung jenes durd ein ihm untergebenes Organ, 3. B. den TFeldwebel, 
erfolgen. Ift die Bekanntmadhung erfolgt, fo wirkt fie — vorbehaltlich des 
8 59 StGB. — aud gegenüber denjenigen WMannikyaften, die bei der Be- 
Ranntmachung zufällignidht anwefend waren (RMG. 21. April 06, RMG. 10,74). 

B. ©. aud $ 97 Nr. 2. 

8 89, 

1. Der Tatbeftand ift nur dann gegeben, wenn die Perfon, gegen die fich 
die achtungsverlegende Kundgebung richtete, zur Zeit der Tat die Vor-, 
gefeßteneigenfhaft befaß (AMO. 5. Juni 05, RWG. 9, 5). | 

2, Beftreiten von Vorwürfen feitens des AUntergebenen; ver- 
fammelte Mannfcdhaft: 1140 8 89 Nr. 2. 

3. Abf. 2: 

a) Eine als Drohung fi darftellende Achtungsverlegung verlangt nit 
eine zu einer AUctungsverlegung hinzukommende Drohung, fondern beiteht 
darin, daß die Tat erft dDurdh die Drohung zu einer Adhtungspver- 
legung wird. Die Drohung muß fi) auf denjenigen Vorgefegten beziehen, 
dem gegenüber die Adhtungsverlegung on wird. Das angedrohte Übel 
muß für diefen Vorgefegten ein foldhes fein AMG. 29. Sept.06, AWG. 10,227). 

b) Unter dem Gewehr: 1 140 8 89 Nr. 2. | 

4 Verhältnis zu 891: IT 140 8 91 Nr. 1. 


8 @. 


Unwahre Ausfagen bei Vernehmung als Zeuge oder Beichuldigter 
dur den Geridhtsofftzier fallen nicht unter $ 90; Anftiftung Unter-. 
gebener hierzu tft nur dann nad) 88 115, 116 zu ftrafen, wenn fie als Un«. 
stiftung zur Begünftigung des Vorgefeßten oder zur Eidesverlegung 
ih darjtellt (RWG. 18. Tuli 06, RWG. 10, 152). | 

Riteratur: 3 

a) Hauk, Belügen eines Vorgejegten über eine vom lUntergebenen be» 
gangene, gerichtlich zu ftrafende Handlung (DIZ. 12, 231). — Verfaffer führt: 
aus, daB das Ableugnen einer ftrafbaren Handlung gegenüber dem Bor-: 
gefeßten dann nicht ftrafbar fein könne, wenn durdy die Befragung des Vor- 
gejegten dem Untergebenen gegenüber bereits der Vorwurf der Tat erhoben: 
werde; denn dann falle die Befragung nicht mehr unter die dienftliden Ob-' 
liegenheiten des Vorgeleßten, es könne demnadh von Ungehorfam gegen die: 
Disziplin keine Nede fein. Werde der Untergebene jedoch nur über dienftlihe 
Vorgänge gefragt, die mit der Tat zufammenhängen, dann fei die Ausfage: 
der Unwahrbeit ftrafbar. | 

b) Mayer, Die Wahrheitspflicht des milttärifhen Untergebenen mit Be«: 
zug auf die eigne ftrafbare Handlung (Recht 11, 607). — Der Aufjaß behandelt. 
das Thema im wefentlichen übereinftimmend mit dem voraufgeführten. 


192 A. Moaterielles Recht. — IV. 1. Militärftrafgefegbud. 


8 91. 


1. Militärbeamte im Dffiziersrange gelten gegenüber jfämtlichen 
Unteroffizieren und Gemeinen des Heeres aud für das Gebiet des 
Milttärftrafrehts als im Dienftrange Höhere (AMG. 9. Aug. 05, AMG.9,70). 

2. S 91 enthält fowohl den Tatbeltand des $ 185, wie den des $ 186 
StGLB.; der fahliche Unterfchied zwifchen beiden gilt aud) für die nad $ 91 
ftrafbare Beleidigung. Die Behauptung, von einem Vorgefegten mißhandelt 
worden zu fein, kann fich der Sadje nad) als Behauptung einer Tatjade 1. ©. 
von $ 186 StGB. darftellen, auch wenn formell $ 91 MSIGB. Anwendung 
findet (RMGS. 29. Nov. 05, RUMG. 9, 170). 

8. Die bloße Ungehörigkeit des Tons einer Außerung des Unter- 
an gegenüber dem MWorgejebten erfüllt ohne hinzutretende bejondere, im 

teile feftzuftellende Umftände, nicht den Tatbeftand der Beleidigung nad 
8 91, fondern nur den der Achtungsverlegung (AMGO. 29. Nov. 05, RAWG.9, 170). 
. „8193 StG2. findet nad) der feititehenden Nechtipredhung des Neichs- 
militärgerihts auf $ 91 MStGB. Keine Anwendung; allein die all- 
gemeinen Redtsgrundfäße, die dem $ 193 zugrunde liegen, alfo unabhängig 
von dem BBeltehen desfelben gelten, müffen audh auf 8 91 Anwendung finden. 
Danad liegt ..... im NRectsfinne eine Beleidigung nicht vor, wenn der Täter 
zur Ermöglidung der Ausübung eines ihm zuftehenden NRedts in gutem 
Glauben an die Wahrheit feiner Kundgebung eine nicht wahre, bzw. nicht 
erweislich wahre, für den Dritten ehrenkränkende Tatfache geltend macht“ 
(ARMG. 24. San. 07, nad) Glager im Nedt 11, 821). 

5. Unterfchied zwifhen Achtungsverlegung und Beleidigung: oben 
Nr. 3 und I 140 $ 91 Nr. 1; Eventualdolus: I 140 8 91 Nr. 2. 


Biteratur: I 140. 39. 


. 1. Ein Befegl in Dienftfahen feßt ftets ein von zuftändiger Stelle 
in Beziehung auf eine dienftliche Angelegenheit erlaffenes beftimmtes Gebot 
oder Verbot voraus. Auh allgemeine Anordnungen können fih als 
folche Befehle darftellen, aber nur infoweit, als fie ein beftimmtes Gebot 
oder Verbot enthalten. Die nur auf das allgemeine dienstliche Intereffe ge- 
ftügte Annahme des Vorhandenfeins einer Dienftvorichrift genügt nicht, um 
das Vorhandenfein eines folchen Befehls zu begründen (RMGO. 22. März 06, 
RWMO. 10, 40). 

2. Ein Befehl ift rehtmäßig, wenn das Befohlene an fi in den Kreis 
der Zuftändigkeit des Vorgefehten füllt. Liegen die tatfächlihen Boraus- 
fegungen der legteren nad Annahme des Vorgefegten vor, jo wird der 
Befehl auch dadurh nicht zu einem unrechtmäßigen, daß der Vorgejegte fich 
darüber in einem Irrtum befand (RMG. 6. Okt. 06, RUMG. 10, 228). 

+8, GSubjektiov tft Kenntnis des Täters von der ergangenen Anordnung 
und das Bewußtiein, daß feine Handlung oder Unterlaffung der Anordnung 
zumwiderlaufe, erforderlih. Der Wille und das Bewußtjein, gegen die Gehor- 
famspflicht zu verftoßen, tft nicht Tatbeftandsmerkmal des vorfäßlichen Un- 
gehorfams. Der Irrtum des Täters, der Befehl fei außer Araft gefegt, ift 
nah 8 69 StGB. beadtlih (RWIG. 18. Juli 06, RMG. 10, 158). 

4. Sit die genaue Befolgung eines auf den Transport bezüglihen Be- 
fehls infolge veränderter Verhältnijfe zur Zeit der Ausführung des Trans» 
ports nit möglich, fo ift der Transportführer nad) 88 92 ff. nicht zu be- 
trafen, wenn er infoweit den Befehl nicht befolgt. Er hat diefen dann fo 
auszuführen, daß der Zweck unter Anpaffung an die Verhältniffe möglichft 
erreicht wird (RMG. 7. April 06, AMG. 10, 61). 

5. Die Annahme, der VBorgefegte werde mit der Nidhtbefolgung 
des Befehls einverftanden fein, rechtfertigt diefe nicht. WUndrerfeits tft 
fie geftattet, wenn der Täter nad forgfältiger Prüfung die Überzeugung ge- 
winnt, daß die Verhältniffe, unter denen der Befehl gegeben, fich verändert 
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haben, daß diefer nicht mehr paffe und im Intereffe der Sache nidt aus- 

geführt werden dürfe, fowie, daß zur Einholung entfpredhend andrer Weifung 
Die Zeit fehle; Hierdurh wird vorfäglidher Ungehorfam überhaupt, fahr: 
Läffiger tnfoweit aus TH als nicht ur Aberzeugung felbft auf Jahr- 
läffigkeit beruht (RMO. 18. Tuli 06, RWMG. 10, 158). 

6. Die Einteilung der es n Poftennummern enthält nicht 
ohne weiteres den Befehl an den eingeteilten Boften, zur beitimmten Zeit den 
Voftendienjt anzutreten; fie ijt vielmehr eine den ordnungsmäßigen Betrieb 
des Machtdienfts bezweckende Maßnahme, deren Ausführung allein dem für 
das richtige Aufführen und Ablöfen der Poften ausjchließlich verantwortlichen 
Macdtbabenden obliegt (RMG. 31. Aug. 05, RWIG. 9, 94). 

7. Au nn fahrläfftig begangene Ungehorfam feßt ein Verfchulden auf 
feiten des eat. 16 voraus. Ein all enthält nicht notwendig ein 
DEN, sr G. 10. März 06, AMG. 10, 14). 


5. St 2 Aienntaden Vorgefeßter bei wugehörigkeit zur Öegen- 
art im Manöver; Prüfung ausgefdhloffen: I 140 8 92 Nr. 1; 
A Befehl: 1141 592 Nr. 2; gefeßlich verbotene Hand- 
ung: 


Riteratur: 


Mayer, Zur ag renaung be Milttärdisziplinarftrafredts vom Kriminals- 
en (832. 12, 851). — Verfaffer unterfuht im Wege der Interpretation 

des 8 92, unter welchen DVorausfeßun en der regelmäßig disziplinär beftrafte 
Ungehorfam gegen Befehle unter die Ariminalftrafe fällt. 


8 93. 


1. Unter Nadteil fjt die ee irgend eines Necdhtsguts zu 
verftehen. Mithin ift auh die Schädigung der Autorität des Wor- 
gefegten ein Nachteil. Ungehorfam eines Vorgefebten, der von Unter- 
gebenen bemerkt wird, it nur dann als Nachteil anzufehen, wenn durd den- 
felben das elaeı des ee erfchüttert wird (ARMG. 5. Juli 06, AMG. 
10, 144; vgl. 1141 8 98 N 

2, St der Ungehorjam fahrläffigerweife begangen (vgl. $ 92 Nr. 7), 
fo bezieht die erforderlihe Vorherfehbarkeit des rechtswidrigen Erfolgs fich 
ledtglih) auf die Nichtbefolgung des Befehls, nidht aber auf die weitere Tolge 
des Eintritts eines en Nacdteils bzw. der Gefahr eines folhen (RMO. 
10. März 06, RAWMG. 10, 14). 

3. Für die sanbıne des Abf. 2 tft die Seftitellung des urfählidhen 
Zufammenh on zwiichen der Gefahr eines Nachteils und dem Ungehorfam 
erforderlich (RM ärz 06, RMO®©. 10, 40). 

4, Abf. 1 und 2 Thließen einander aus: I 141 » 93 Nr. 2; Ideal» 
konkurrenz mit anderen Delikten: I 73 8 316 Wr. 4 


8 94. 

1. Beharren im Ungehorfam fegt voraus, daß bei Wiederholung des 
Befehls der erfte Befehl nodh in Kraft war. Wurde er inzwiidhen auf- 
gehoben, fo ift der zweite troß inhaltlicher Gleichheit nicht ein wiederholt 

egebener, fondern als neuer, felbftändiger, ZJuwiderhandeln daher nad 
92 ftrafbar. Subjektiv wird neben der Kenntnis der Wiederholung der 
VBorjak erfordert, auf diefen im Ungehorfam zu verharren. Einheitliher 
Borfag auf mehrfadhe Nichtbefolgung wird nicht erfordert; es können aud 
mehrere auf felbftändigen Vorfägen beru rei Zätigkeitsakte als „DBe- 
garen ftrafbar fein (RMO. 28. Juli 06, RMGS. 10, 175). 

2, Beharren im Ungehorfam ift auch gegeben, wenn ein wiederholt 
erteilter, auf Unterlaffung eines bejtimmten TZuns gerichteter Befehl vom Unter: 
gebenen jeweils zwar für den Augenblick befolgt, kurz nachher aber, folange das 
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jeweilige Verbot noch in Wirkung ijt, ihm wiederholt zuwidergehandelt wird 
(ARMG. 28. Juli 06, RAMO. 10, 171). 

3. „Zu erkennen geben“: 1141 $ 94 Nr. 1; Befehle von Sanitäts- 
offizieren zu Heilungszwerken: dal. \r. 2. 


8 9%. 


1. Eine DienfthHandlung liegt vor, wenn der Vorgefeßte durch fie einen 
dienftlihden Zwek zu erreihen ftrebt und die Handlung innerhalb 
feiner Zuftändigkeit liegt. Letere liegt jhon dann vor, wenn der Vor- 
gefeßte auf Grund pflihtmäßigen Ermeffens die Handlung für eine dienftlich 
gebotene hält, auch wenn er fi) infoweit in einem tatjächlichen Irrtum be- 
findet (RMG. 29. Aug. 06, NUIG. 10, 193). 

2. Die Widerfegung verlangt auf feiten des Untergebenen die vorjäßliche 
Herbeiführung einer Notlage des een und als gewolltes 
Mittel zur aut des beabfichtigten Zwerks Gewalt oder Drohung 
(ARMS. 6. Tan. 06, KMG. 9, 230). 

8. Abficht der Verwirklihung der Drohung ift nicht erforderlidh; 
nur muß diefe in dem Sinne ernjtlih gemeint fein, daß der Täter dem 
Vorgefegten in Wahrheit ein Übel als Mittel zur ann des beabjichtigten 
Zwerks in Ausficht ftellen will (RMO. 19. Febr. 06, RAMO. 9, 292). 

4. Durch die Feltftellung, daß der Täter durdy eine an den Vorgejegten 
erichtete Außerung nicht beabfichtigt hat, diefen an der Ausführung eines 
tenitbefehls zu hindern oder zur Vornahme oder Unterlaffung einer Dienft- 

handlung zu nötigen, wird nicht nur der direkte, fondern auch der Eventual- 
dolus ausgeichloffen (AMG. 21. Dez. 05, RUMG. 9, 213). 

5. Soealkonkurrenz zwijchen 96 und 97 ift möglid (RMGO. 4. Okt. 05, 
RUG. 9, 116). 

8 97, 


1. 8 97 verlangt auf fetten des Untergebenen ftets, daß das Berühren 
des Körpers des Vorgefeßten, aud) wenn es vorjäglid und rechtswidrig ge- 
fchehen, in aggreffiver Abficht erfolgt if. Tätliche Beleidigung eines 
Vorgefegten fällt nur dann unter $ 97, wenn fie eine dem Vorgefeßten ab- 
fichtlich zugefügte ift (NRMO. 6. Tan. 06, RUG. 9, 230). 

2. Der ordnungsmäßig als MWadhthabender der Stallwadhe be- 
fehligte Gefrette ift gegenüber den die Wade bildenden Mannidhaften für 
Die Dauer des gemeinichaftlihen Dienftes Vorgefegter, und zwar ohne 
Rükficht darauf, ob er die von dem Truppentetle befohlenen äußeren Abzeichen 
feiner Dienftftellung trägt oder nit (RMO. 28. Mai 06, AUG. 10, 108). 

3. Sdealkonkurrenz mit $ 96: f. dort Wr. 5. 

4. Steinwurf als tätliher Angriff: I 141 Nr. 97. 


8 98. 


1. Das Tatbeftandsmerkmal „auf der Stelle" deckt fi nicht mit dem 
Begriffe „Tofort”. Das Gefeg will zum Ausdruk bringen, daß der Täter 
unter dem Drude des durd die vorfchriftswidrige Behandlung ufw. hervor- 
gerufenen Erregungszuftands gehandelt hat. Neizung ijt ein jelbftän- 
diger Strafmilderungsgrund und darf nicht für die Annahme eines minder 
Ihweren Falls verwertet werden; bei der Annahme eines foldhen hat das 
Gericht fi) darüber auszufpredhen, ob es den Fall des eriten oder zweiten 
AUbfages diefer Vorichrift an erachtet (AMOS. 30. März 06, NUG. 
10, 53; AMO. 13. Dez. 06, RWG. 10, 294). 

2. $ 98 fhüßgt nur gegenüber demjenigen Worgefegten, der den Unter- 
en zuio OEN DAS Behandlung ufw. gereizt Hat (RMOG. 13. Dez. 06, 

3. Menn ein Unteroffizier zur Aufrechterhaltung der Disziplin, 3. 8. auf 
dem Marfche, eine vom Rommandoführer nicht bemerkte disziplinwidrige Hand- 
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fung des Untergebenen von fi aus verbieten zu müffen glaubt, überfchreitet 
er nicht feine Dienftbefugniffe AMOS. 28. Zuli 06, AMG. 10, 175). 

4. TZatfählidher Irrtum des Täters Über das Vorliegen der Borauss 
feßungen des $ 98 kommt diefem ebenjo zuftatten, als wenn fie objektiv 
vorlägen. $ 98 findet auf den Fall, daß der Untergebene nit vom Vor- 
gejegten, fondern von einem im Dienftrange höheren durd vorfchrifts- 
widrige Behandlung oder Mißhandlung gereizt und dadurch zur Beleidigung 
desjelben hingerijfen worden tft, Reine Anwendung (RMG. 29. Nov. 05, 
RMO. 9, 170). 

5. „Borihriftswidrige Behandlung”; Einzelfall: I 141 $ 98. 


8 9. 


Abs. 2: Zur Vollendung des Delikts des Abf. 2 bedarf es nicht des 
Nahweifes, daß die VPerfon, an welche die Aufforderung gerichtet war, die 
auffordernden Worte gehört oder von ihnen Kenntnis erhalten hat; es 
genügt, dab eine Kenntnisnahme der Worte von dem Auffordernden unter 
den obwaltenden Umijtänden als möglich an worden ift, und diefe 
Möglihkeit aud tatfählih vorlag (RMO. 5. Juni 05, RWMIG. 9, 9). 


8 106. 


1. Die Annahme eines militärifhen Aufruhrs fegt außer der Zufammen- 
rottung und der Begehung einer der in $ 106 bezeichneten Infubordinationen 
voraus, daß leßtere mit vereinten Kräften begangen werden. Diefer Be- 
griff erfordert nicht die Begehung der Infubordination dur fämtliche Teil- 
nehmer; es genügt vielmehr, wenn die Tat nur von einem einzelnen vor- 
genommen wird, fofern nur die Zufammengerotteten im übrigen billigend 
dahinter ftehen, bereit, den Täter phyfifch oder intellektuell zu unterftüßen. 
Eine derartige Abfiht muß jedoch eine gemeinfame, aud) auf feiten der die 
Tat nicht ausführenden Aufrührer vorhandene fein (RMO. 4. Okt. 05, 
NRMGO. 9, 116). 

2. Der militärifhe Aufruhr kann begrifflid audh von zwei PBerfonen 
des Soldatenftandes begangen werden. Zur Begehung genügt nit die Aus» 
führung eines der im $ 106 bezeichneten Einzeldelikte mit vereinten Aräften; 
es muß vielmehr noch eine Zufammenrottung der Teilnehmer hinzu- 
kommen. Lebtere bejteht nicht allein in dem äußerlich erkennbaren räumlichen 
Zufammentreten oder Zufammenhalten zu einem gemeinfchaftlichen rechts» 
widrigen Zwerke, fondern verlangt überdies au die Äußere Erkennbar- 
keit a. NRehtswidrigkeit der Verbindung (RMG. 21. März 06, RUG. 

3. Zur Unterftüßung des WVorgefeßten zugezogene Mannfidhaften: 
I 141 8 106. 


8 107. 
Gewalttätigkeiten gegen zugezogene Mannfdhaften: 1141 8 107. 


8 111. 


Ein mit Verbringung eines lazaretikranken Militärgefangenen aus deffen 
Zelle in das Worzimmer des Operationsfaals dienftlic beauftragter Bolten 
der Lazarettwadhe ift als militärifhe Wache anzujehen, wenn er in Aus» 
übung diefes Dienftes begriffen und als folcher äußerlich erkennbar ift (RMO. 
6. Okt. 06, RMG. 10, 228). 

8 113. 

1. Eine Berfon des Beurlaubtenftandes tft wegen einer Zumwiderhandlung 
gegen die Pflichten der militärifchen Unterordnung nad $ 113, infoweit diejer 
zur Strafbarkeit dienftlihen Verkehr mit dem Vorgefeßten voraus- 
legt, nur dann nad) $ 113 ftrafbar, wenn die Zumiderhandlung gegen den- 
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jenigen Vorgejegten begangen ift, mit dem der Täter in dienftliden Ver- 
Behr getreten ift (RAMG. 29. März 06, RWMG. 10, 50). 

2. Dienftliher Verkehr; Zivtikletdung: I 141 $ 113 Nr. 1; zu» 
ftändiges Bezirkskommando: I 142 $ 113 Nr. 2. 


Siebenter Abfchnitt. MWißbraud) der Dienftgewalt. 


g 114, 


1. Dienjtgewalt ift das aus der Vorgefeßtenftellung herrührende Recht, 
an Untergebene Dienftbefehle zu erteilen; 8 114 bezieht fich daher auf 
alle VBorgejegte, Die nach den bejtehenden Vorfchriften folche Befehle zu erteilen 
befugt find. Der Mißbraud der Gewalt erfordert objektiv ein Handeln, 
das erkennen läßt, daB der Vorgefebte rechtswidrig auf den Untergebenen 
einen Druk ausübt, um bejtimmend auf deffen Willen einzumwirken, fubjekttv, 
Ban der ade fih diefes rechtswidrigen Druks bewußt ift (RMG. 
1. März 06, RMGO. 9, 302). 

2. Unter Forderungen, die in Reiner Beziehung zum Dienite ftehen, 
begreift das Gefeß jede, auch nicht in Befehlsform gekleidete, ernftlich gemeinte 
Einwirkung auf den AUntergebenen, wodurd diefer zu einem audh nicht 
mittelbar zum militärifchen Dienfte in Beztehung jtehenden Tun oder Laffen 
bejtimmt werden foll. Etne folde Jorderung kann aud in einer an den 
Untergebenen gerichteten Frage liegen. Die Tat ift mit Stellung der For- 
derung vollendet; nadträgliche, wenn aud freiwillige Abftandnahme des 
Täters von Erfüllung der Forderung hebt die Strafbarkeit nit auf (RMO. 
29. Nov. 05, RWG. 9, 169). 

3. Die Beltimmung des Breifes für einen vom Vorgefegten dem Unter: 
gebenen zum Kauf geftellten Gegenftand kann für fih allein als eine Jor- 
derung 1. ©. des $ 114 nicht angefehen werden (ARMO. 1. März 06, AMO. 


302). 
4. PBreußifher Gendarm: 1142 $ 114 Nr. 1; „Gefhenk": daf. Wr. 2. 


8 115. 


1. In $ 115 ift Begehung der Tat durh Mißbrauch der Dienjtgewalt oder 
des dienftlichen Anfehens Tatbeftandsmerkmal. Es muß ein Handeln feftftehen, 
welches zu erkennen gibt, daß der Vorgefegte In rechtswidriger Weile fein 
dienftliches Anfehen gegen den Untergebenen zur Öeltung bringt, um bejtim- 
mend auf deffen Willen einzuwirken. GSubjektiv tjt das Bewußfein des Täters 
erforderlich, daB er durch diefes Handeln zu dem gedachten Zwecke fein dienjt- 
liches Anfehen mißbraude (ARMO. 31. Okt. 05, NWUG. 9, 144). 

2, Der Tatbeitand feßt nicht eine in die äußere Erfheinung ge- 
tretene, ausdrüklidhe Geltendmadhung der dienjtlihen Autorität 
voraus. Er liegt vielmehr fhon dann vor, wenn der Vorgefeßte bei feiner 
Einwirkung auf den Untergebenen jtillfhweigend mit dem Übergewicht 
rechnet, das die Vorgefegtenftellung feinem Willen erfahrungsgemäß gegenüber 
dem Untergebenen verleiht, und wenn der Untergebene auch tatfächlidy durch 
die Rücficht auf die more en une des Anftifters fi) zur Begehung der 
Tat hat bejtimmen laffen (RMG. 28. Okt. 05, AMG. 9, 141). 

3. Zwifhen dem Mißbraud) der Dienftgewalt oder der dienftlichen Stellung 
und der Handlung des Untergebenen muß der Raufalzufammenhang vor- 
handen, der ae are ufw. muß das den Untergebenen beftimmende 
Mittel fein AMG. 21. Febr. 06, RUG. 9, 293). 

4 Auf das felbftändtge Militärdelikt des $ 115 leiden die zwingenden 
allgemeinen Vorfchriften des WSIGB., insbefondere $ 17 Abf. 1, Anwendung. 
Es kann daher, auch) wenn das für den Täter oder Anftifter in Betracht 
kommende Seele ein folches des allgemeinen StGB. Ift, bei Anwendung 
des $ 115 auf Gefängnis nur erkannt werden, wenn dejfen Dauer mehr 
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als fehs Wochen beträgt. Bei kürzerer Dauer muß auf Arreft erkannt 
werden (RMO. 15. Juli 06, RWMG. 10, 164). 

5. Dal. $ 90. 

6. Verhältnis zu 8 48 StG6B.; Erzeß des Angejitifteten: I 142 
8 115 Nr. 1; AUnftiftung zur Beihilfe zur eignen Tat: daf. Nr. 2. 


g 116. 


1. 8 116 ift nicht fchon dadurdh ausgefchloffen, daß die Handlung, zu 
welcher der Vorgefegte den Alntergebenen zu bejtimmen unternommen, übers 
haupt von legterem begangen wurde; er kann vielmehr auch zutreffen, wenn 
der Untergebene die Handlung zwar begangen hat, aber nicht infolge 
ELDER Einwirkung des Vorgejegten (RMG. 21. Febr. 06, AMO. 


2 Vol. $ 115 Nr. 3; 8 90. 
8 117. 
Dolus; Oberredung: IT142 8 117. 


8 120, 


1. Durch die irrtümliche Annahme des Täters, zur Erteilung eines 
Befehls oe zu fein, wird der von $ 120 erforderte VBorfaß aus- 
gefhloffen (RMO. 17. Jan. 06, RUIG. 9, 240). 

2, Zäter braudt nit Vorgefegter zu fein: I 142 8 120. 


8 121, 


1. Borfchriftswidrige Behandlung: IT141 8 98. 

2. Die an fi befugt vorgenommene Öftere Heranziehung beftimmter 
Untergebener zu NRetnigungsarbeiten wird zu einer vorfhriftswidrigen, wenn 
fie aus Schikane erfolgt ( RMG. 17. Tan. 06, RAMG. 9, 240). 

3. Zu dem durd die „Zumvorfchrift für die Infanterie” verbotenen Über- 
treiben der Anforderungen gehört auch das Übermüden der Mannfdhaft, 
felbfi wenn diefes nur dur eine übermäßig lange Gefamtdauer der nad)» 
einander, nicht in einer und derfelben Haltung vorgenommenen Übungen ent» 
Itanden tft (RMG. 24. Yuni 05, RMGO. 9, 35). 

4. Sahrläffige KRörperverlegung als vorfchriftswidrige Behandlung: 
1143 8 121 Nr. 3. 

5. Bal. $ 147 Nr. 4. 

& 122. 


1. $ 122 erfordert vorfäßlidhe, nicht unerhebliche widerredhtlihe Ein- 
wirkung des Täters auf den Körper eines anderen dur unangemeffene 
üble Behandlung. Aus der Unerheblichkeit ver Berührung folgt aber nicht 
ohne weiteres, daß eine nicht unerheblihde Einwirkung nidt ftattgefunden 
bat; in diefer Hinfiht muß das gefamte Verhalten des Täters bei der Ein- 
wirkung in Betradht gezogen werden RMG. 21. Dez. 06, RUIG. 10, 302). 

2. Sür den Begriff der körperlichen Wißhandlung i. ©. des $ 122 ift die 
rc nd Schmerzgefühl nit erforderlih (RMG. 10. Aug. 05, 


Neunter Abjchnitt. | 
Andere widerrechtliche Handlungen gegen das Eigentum. 


8 138, 


1. Der Diebftapl der erften Alternative des $ 138 verlangt, daß er 
an Sachen begangen ift, die dem Täter vermöge desfelben PDienftverhält- 
niffes zugänglich oder anvertraut waren, unter dejfen Verlegung die Tat be- 
gangen ijt. Der Diebftahl gegen einen Vorgefegten erfordert auf deifen 
Seite entweder Gewahrfam oder Eigentum an der GSade; an militär- 
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fiskalifhen Saden muß er den Gewahrfam haben; andernfalls ift nur die 
erjte Alternative des 8 138 möglih (ARMG. 3. Nov. 06, RUGO. 10, 255 


2, Für Annahme der Verlegung des miltitärtfhen Dienftverhält- 
niffes kann unter Umftänden aud die Verlegung des allgemeinen, durd die 
bloße Eigenfchaft als VBerfon des GSoldatenftandes bedingten Verhältniffes 
genügen. Stets aber feßt jene Verleßung eine dur befondere Umftände 
bergeftellte Beztehung des Täters zu der Sadje voraus, vermöge deren 
Die Zueignung eine bejondere, d. h. eine jolche Pflichtverlegung des Täters in 
feiner Eigenfhaft als Perfon des Soldatenftandes enthält, die über die in 
jedem Eigentumsvergehen eines Soldaten an fi [hon liegende Wflicht- 
verlegung hinausreiht (RAMG. 15. Tunt 06, RWG. 10, 124). 


8. Ein Diebftahl gegen den Vorgefegten ift auch dann verübt, wenn 
dDiefer zwar nit Eigentümer, aber doh Gewahrfamsinhaber war. 
Saß 1 verlangt neben der aa der Sadje vermöge des militärti- 
hen Dienftverhältniffes weiter die Verlegung diefes Verhältniffes dur 
die Tat; hierzu genügt nicht fhon, daß die geftohlene Sadye fich in fiskalifhem 
Eigentum oder tn der vom Täter bewohnten Kajerne befand, es ift vielmehr 
eine dur befondere Umftände hergeitellte Beziehung des Täters zu der 

eftoblenen Sache erforderlich, vermöge deren die Zueignung eine bejondere 
flihtverlegung enthält. Liegen foldhe Umftände vor, jo kann aud die Ver- 
legung des allgemeinen, durd die bloße Eigenfhaft als Perfon des Sol- 
Sa nlen enge Dienjtverhältniffes genügen (RMG. 17. Febr. 06, 


4 Ein militärifcher Diebftagl zum Nadteile von Hausgenoffen 
eines Vorgefegten kann, da Xbf. 1 Saß 2 fih nur auf Hausgenoffen des 
DQuartierwirts bezieht, nur bei Vorhandenfein der VWorausfegungen des 
AUbf. 1 Sab 1 begangen werden. Da es zu den dienftlihen Pflidten 
eines Dffiztersburfhhen gehört, rechtswidrige Zuelgnungen an Sadıen, 
die fih in der Wohnung feines Herrn befinden, nad Kräften zu verhindern, 
einerlei wem die Sachen gehören, fo madıt fi} der Burfche, der felbjt eine 
te Te fttehlt, des militärifchen Diebftahls fhuldig (RMG. 4. Nov. 05, 


5. Unbefugtes Zurükbehalten und Eröffnen fremder Briefe ift 
nad $ 246 StGB. bzw. $ 138 WSLGLB. zu trafen, und nicht nad) $ 299 
StOB., wenn des Täters Abficht von vornherein auf Zueignung der 
Briefe als foldher, nicht bloß auf Kenntnisnahme vom Inhalt ges, deal-» 
konkurrenz mit $ 299 StGB. ift dann ausgefchloffen (AMO. 24. Okt. 06, 
RMO. 10, 250). 


Zehnter Abjchnitt. Verlegung von Dienjtpflichten bei Ausführung 
bejonderer Dienftverrichtungen. 


8 139, 


Abftattung der Meldung Ift die Handlung, welche fi ihrem Inhalte 
nah als Melden darftellt, bei [hriftlihder Meldung alfo nicht die Her- 
ftellung der wiffentli Talfhen Urkunde, fondern die Tätigkeit, durch die der 
Zäter zum Zwedke der Meldung von der Urkunde Gebrauh madt. 
MWird der falfhe Inhalt vor diefem Zeitpunkte befeitigt oder berichtigt, fo 
Itegt Vergehen nad) 8 139 nicht vor. Für die Renntnis des Täters vom 
unrichtigen Inhalt der Urkunde tft der Zeitpunkt des Gebrauhmadens 
maßgebend (ARMG. 9. Tunt 06, RWIG. 10, 113). 


g 141. 


1. Die ala: als Befehlshaber einer militärifhen Wade 
ufw. oder als Schildwade oder als Poften wird nicht durch die Verpflich- 
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tung zur Ausübung des fraglichen Dienftes, fondern vielmehr durch die Aus- 
übung felbft bedingt (RAWMG. 31. Aug. 05, RUIG. 9, 94). 

2. Der Führer einer Truppenabteilung, die weder in Ausführung einer 
beftimmten Dienjtverridtung, nod) eines milttärifchen Auftrags ficy befindet, 
ift weder Befehlshaber einer Abteilung, noch eines Aommandos (RWMG. 
2. Dez. 05, AUG. 9, 176). 

8. Posten im Sinne der zweiten Alternative des Abf. 1 tft auch der 
Befehlshaber militärifcher Kommandos und Abteilungen. Ein Unter- 
offtzter bat eine von ihm befohlenermaßen ausgeführte Abteilung 
auh wieder zurükzuführen, falls nicht allgemeine oder befondere Be- 
ftimmungen oder milttärdienftliche Grundfäge eine Ausnahme zulaffen (RMG. 
7. Sunt 05, RMO. 9, 12). 


4 Abf. 2: 

a) Unter Nachteil i. ©. des Abf. 2 ift jeder, auch der mittelbare Nadı- 
teil zu veritehen. “Tedoch ift ein Nachteil nur gegeben, wenn zu dem aus dem 
Zatbeftande des Ad. 1 von felbft fich ergebenden Nachteile noch ein weiterer 
le der durch die Pflichtverlegung verurfacht wird (RMG. 26. Juni 06, 


, 48). 

b) Unter die dur die Pflichtverlegung verurfadhten Hadıteile fallen 
auch foldhe, weldhe auf felbftändigen Entfhließungen dritter Berfonen 
beruhen und den Zatbeftand ftrafbarer Handlungen darftellen, fofern nur 
zwifchen ihnen und der Pflichtverlegung ein urfählidher Zufammenhang 
befteht (RMG. 7. Junt, AUG. 9, 12). 


8 144. 
„Gefangener“: I 143 $ 144. 


Elfter Abjchnitt. 
Sonftige Handlungen gegen die militärifche Ordnung. 
8 147. 


1. $ 147 feßt nur die VBerabfäumung der Beauffidhtigung voraus. 
Der Borgefegte ift jedoh audh, wenn Infolge Nichtbeobachtung einer auf die 
Beauffihtigung bezüglihden Vorfehrift eine foldye Verabfäumung eingetreten 
tft, auf Grund des 8 147 nur dann jtrafbar, wenn er diefe verfhuldet hat. 
Liegt Yahrläffigkeit vor, fo entfcheiden die allgemeinen Grundfäße 
über die Begehung von Fahrläfligkeitsdelikten (RUIG. 7. April 06, RUMG.10, 61). 

2. S 147 jeßt vorfäglihes oder fahrläffiges Verfchulden voraus. 
In leßterem Falle ift Anführung aller Umftände erforderlich, aus denen hervor- 
geht, daß der Täter durch fein Verhalten das nad) Yage der Sade von ihm 
zu fordernde Maß von Sorgfalt und Umficht außer acht gelaffen hat und bet 
Anwendung pflichtmäßiger Aufmerkfamkeit die mangelnde Beauffichtigung als 
mögliche Folge feines Verhaltens hätte porausjehen können und müffen. Die 
VBorherfehbarkeit des wirklich eingetretenen weiteren Erfolgs, 3. B. einer 
Verlegung eines Untergebenen, ift Rein Erfordernis des $ 147, fondern nur 
des 8 148 (RMO. 19. Mai 06, RMG. 10, 90). 

3. Kortdauerndes Nihteinfhreiten gegen mehrfadhe Straftaten 
Antergebener bildet nicht ohne weiteres eine einheitliche Tat. Jeder felb- 
ftändigen Straftat eines Untergebenen, die der Vorgefeßte verüben läßt 
oder zu melden unterläßt, entfpridht, fofern nicht die Vorausfegungen des 
fortgefeßten Delikts zutreffen, eine rehtlich felbftändige Anterlaffung 
t. ©. des 8 147 (RWME. 17. Tan. 06, AMG. 9, 240). 

4. Ein Vorgefeßter, der gegen eine in feiner Gegenwart verübte 
Mißhandlung eines feiner Aufficht unterftellten Untergebenen durch einen 
Dritten vorfäßlich oder fahrläfftg nicht einfchreitet, madt fi außer nad 
$ 147 auch nad $ 121 ftrafbar. Handelt er mit dem Vorfage, die Tat 
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des Dritten zu fördern, fo madt er fi der Beihilfe zur Mißhandlung 
eines AUntergebenen [huldig. Unterläßt er das Einfchreiten aus Furdt vor 
een Gefahr, fo trifft $ 87 MSEGEB. zu (RME. 17. Tan. 06, 


5. Seder zur Yührung von AUntergebenen befehligte Vorgefegte hat, 
ohne daß es eines beftimmten Befehls in diefer Richtung bedürfte, die Pflicht 
zur Beauffichtigung feiner Untergebenen und ift bet fchuldhafter Verabfäumung 
derfelben, auch wenn er auf fie bei Übertragung des Rommandos in Form 
der Ermahnung ausdrüdklich hingewiefen ift, lediglih nach $ 147, nicht außer- 
dem De Ungehorfams jtrafbar (RMG. 2. Dez. 05, RUMG. 9, 176). 

6. Nihtbeobachtung einer auf den Transport bezüglichen Vorfchrift feitens 
des Transportführers ift nicht ohne weiteres nad) $ 147 ftrafbar, vielmehr nur 
dann, wenn infolge diejer Nichtbeobachhtung tatfählih) aud) der Mangel einer 
Beauffihtigung der Untergebenen eingetreten ift. Im erfien Falle kann 
jedody Ungehorfam gegen einen Befehl in Dienftfachen (8 92) vorliegen (RMG. 
7. April 06, RUMG. 10, 61). 

7. Die Auffihtspflidht des Öffiziers ufw. beim Schießen (Ziff. 123 
Abf. 1 d. Schießvorfdhr. f. d. Infant.) dauert au während einer Unter- 
bredhung desjelben fort und hört erft mit dem Verlaffen des Schieß- 
re oder Abgabe des Kommandos auf (ARME. 19. Wat 06, AMOG. 
10, 9%). 

SE EBENEN bei einem Transport; Überwachung der Getränke: 
Ts 


I 143 
8 148. 


1. Bei Anwendung des 8 148 ift die gleichzeitige Anwendung des $ 222 
StGB. auf diefelbe Tat dur) 8 10 StGB. ausgeihloffen (RMO. 1. Febr. 06, 
AMOS. 9, 260). 

2. „Waffe; „Wunition”: I 143 $ 148. 


8 149. 


8 149 ftatutert einmal ein [elbjtändiges mtlitärtfhes Delikt, durd 
das der rechtswidrige Waffengebraud als folder, unabhängig von der Ver- 
legung anderer Strafgefege unter Strafe geitellt wird. Weiter aber geht aus 
ihm und 8 17 hervor, daß auch dann, wenn durd den redtswidrigen Waffen- 
gebrauc, gleichzeitig ein anderes Strafgefeß mit höherem Strafmari- 
mum verlegt wird, nie weniger als 43 Tage Gefängnis oder Feltungshaft 
erkannt werden darf; zwiihen 8 149 und dem anderen Gefeß beiteht als- 
dann TIdealkonkurrenz (RM. 10. Febr. 06, RAMGO. 9, 282). 


2. Oefeb gegen den Verrat militärifcher Geheimnifje 
vom 3, Juli 1893. 


1. 
Riteratur: 3 


Ebermapyer, Eine Kühe im Neichsgefeße gegen den Verrat militärifcher 
Geheimniffe vom 3. Juli 1893 (Seuffßt. 72, 269). — PVerfalfer rügt, daß durch 
die Streihung der Strafbarkeit der Mitteilung von „Nachrichten”, wie fie bei 
Beratung des Gefeges gegenüber der Negierungsporlage auf Vorfchlag der 
Kommiffion vom NReihstage bewirkt worden jet, nad) dem jegigen Wortlaute 
des Gefeges Mitteilungen über Anordnungen, Vorkehrungen, Vorgänge, bloße 
Zatfachen, an deren Geheimhaltung unter Umftänden das erheblichite Intereife 
bejtehe, mindeitens dann jtraflos geblieben feien, wenn die Nachrichten münd- 
lich weitergegeben würden, da fte dann keinen „Öegenitand” im Sinne des 
Gefeßes darftellen. 


B. Prozeßrecdht. 


1. Serichtsverfaffungsgeieh. 


Literatur: 1. Handausgaben, Rommentareufw.:1144 unter I. Hterüber: BöwesHellweg, 
Kommentar, zugleich zur StPO. ufw., 12. Uufl., 1907. ©. aud Hellweg vor StWOD. 
1. Shmtdt, Das Umt eines Gefhworenen und Schöffen Im Deutihen Neih, gemein- 
Ihaftliche elehrungen, 1906; Detker, Das Verfahren vor den Schwur- und Schöffengerichten 
(3. Bd. von Glafers Handbudh; Binding, Handbuch, 9, 4), 1907. 
II. Reform des DEELOTSSERTOTIUNDEDEIEBEB: Mittermater- Liepmann, 
Schwurgerihte und Schöffengerichte. Bd. 1 H. 4: Kriegsmann, Das [hwurgeridhtliche Be- 
rihtigungsperfahren,; Schäfer, Beiträge zur Schuld» und Straffrage. Vgl. audy I 144 unter Il. 


Literatur zur Reform des Geridhtsverfaffungsgejeßes: 


a) Krauß, Die Laien bei den Strafgerihten BadRpr. 73 ©. 189, 216). 
— Berfaffer verficht den Sag: Die Schwurgerichte müffen fallen, die Schöffen 
gerichte müffen kommen. 

b) Leeb, Zur Strafprozeßreform (DIZ. 12, 527). — Verfaffer wendet fich 
gegen die Beteiligung des Laienelements an der Redtfprehung, weil unter 
den jebigen Zeitverhältniffen unabhängige und objektive Necdhtfprechung von 
diefem nicht zu erwarten fei. 

c) Brettner, Tres faciunt collegium. Ein a re 11, 494). 
— Berfajfer madht und begründet den Vorfchlag, daß jedes Kollegialgericht, 
ei es LZand-, Oberlandes- oder Neichsgericht, in der Belegung von nur drei 

tchtern arbeiten habe. 

d) Meyer, Das Drei-Männer-Rollegtum (Recht 11, 625). — Berfaffer 
bekämpft den Brettnerihen Vorfchlag. 

e) Die zukünftige Berufungsinftanz In Straffadhen (ohne Autor- 
namen, SähfArdh. 07, 401). — Verfaffer wendet jich gegen den Vorfchlag des 
Reichsjuftizamts zur Strafprozeßreform, an Stelle der Strafkammern Schöffen- 
en zu fegen und die gegen deren Urteile einzuführende Berufung fünf 

erufungsrihtern desjelben Gerichts zu Überweijen. 


Zweiter Titel. Gerichtsbarkeit. ; 
8 13, 

„Der Umitand, daß eine vor ein Sondergericht gehörige Übertretung 
im rehtlihen Zufammentreffen mit dem Vergehen der la Zötung 
verübt tft, begründet für das die lebtere aburteilende ordentliche Gericht nicht 
die Befugnis, die einheitliche Tat auch unter einem rechtlichen Gefidhtspunkt 
zu würdigen, unter dem fie der Gerichtsbarkeit des Sondergeridhts zugewiefen 
ift (REGSt. 33, 405)" (RO. 20. Tunt 07, 1 D 423/07). 


Mierter Titel. Schöffengeridhte. 
Riteratur: 


Reinhard, Über Schöffenwahlen (Bay2. 3, 5). — Verfaffer befpridht das 
Verfahren bei der Auswahl der Schöffen, insbefondere die fich mitunter aus 
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der Unvollftändigkeit der Urliften ergebenden Wißjtände, vertritt auch u. a. die 
Anficht, daß der Wahl eines nicht in die Urlifte aufgenommenen Mannes zum - 
Schöffen dur den Vertrauensausfchuß nichts entgegenftehe. 


Literatur: 8 27. 

Schülein, Su bei rechtlihem Zufammenfluffe mehrerer Straf- 
taten (Bay3. 3, 275). — Verfaffer berichtet Über einen praktifchen Yall, in dem 
emäß $ 27 Ziff. 6 wegen Betrugs in idealer Konkurrenz mit $ 14 Ziff. 2 
argar®. und 8 10 Ziff. 2 NahrMittel®. bei der Strafkammer angeklagt 
und beantragt war, die Sadje dem Schöffengericht zu überweifen, die Eröff- 
nungskammer aber ihre Zuftändigkeit verneint hatte, weil für die Beurteilung 
der Zuftändigkeit das fchwerfte der Delikte, alfo der Betrug, maßgebend, für 
diefen aber bier das Schöffengericht zuftändig fei. Er billigt die abändernde 
Entfheidung des BayObLG., die auf Veichwerde hin .die Strafkammer für 

zuftändig erklärt hat. 


sünfter Titel. Landgeridhte. 


8 60, 
Ziteratur: I 144. 
8 61. 
ra des Präfidenten in den Bräftdialbeifhluß unzuläfftig: 
8 62. 


Es verftößt nicht gegen das Gejeß, wenn das Präfidium ($ 63), falls für 
die während der Gerichtsferten zu bildende Rammer verfügbare Mitglieder 
des Landgerichts nicht in genügender Zahl vorhanden find, der Kammer auch 
weniger als fünf ftändtge Mitglieder des Landgerichts zuwelft und 
Ergänzung durd) Zuztiehung eines dem Namen nad) nit beftimmten Amts- 
ridhters als Hilfsrichter anordnet, während die Beftimmung der Reihenfolge, 
in der die Amtsrichter N werden follen, dem Bräftdenten überlaffen 
bleibt (RG. 22. März 07, IW. 36, 561 = RN66Gt. 40, 84). 


8 64. 

Halbf. 2 findet finngemäß audh auf foldhe Fälle Anwendung, in denen 
duch Beihluß des Präfivtums während des Geihäftsjahres die Be- 
feßung der Aammer abgeändert worden ift (RG. 24. Aug. 06, DI3.12, 68 = 
GoltdArdh. 53, 445). s6 


Die Beurlaubung eines vom PBräfidium mit dem Borfig in einer Straf: 
kammer betrauten Landgerichtsdirektors von allen Gefchäften diefer Kammer 
dur den Präfidenten, weil der Direktor durdy andere Amtsgeihäfte zu Ttark 
in Anfpruch genommen fet, tft eine unzuläffige Abänderung des Präfidtal- 
beichluffes und unterliegt der Rüge des 5 377 Ziff. 1 StPO. (RO. 11. Juli 06, 
IM. 35, 794). ” 


Entfheidung über in der Hauptverhandlung vorgebradte Ableh- 
nungsgefude: $ 27 StPO. g 78 


Bol. 1163 8 217 Nr. 3. 


Sedjfter Titel. _ Schwurgericdte. 
Literatur: 


MWurzer, Ein VBorihlag zur Verbefferung des SOmude Mecht 
10, 1173). — Berfaffer fpriht fih zwar für Beibehaltung des Schwurgeridhts 
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in feiner jegigen Jorm aus, wünfcht aber, daß, in weiterer Ausbildung einer 
Vorichrift der Schweizer Gefeßgebung, der Vorfißende an der Beratung und 
Abftimmung der auf elf Mitglieder befchyränkten Gefchworenenbank teilnimmt. 


8 82, 


Unter der Sigungsperiode 1. ©. des $ 82 ift nur diejenige zu ver- 
ftehen, in der die Sache bei dem Shwurgeridht anhängtg ift, nicht aud) 
jede [pätere Sigungsperiode (BayObLG. 23. Dez. 05, BayObLG6t. 6, 252). 


Riteratur: I 144 8 82. 


8 86. 

Eine allgemeine Vorfchrift, daß die Gefhworenen im Bezirke des 
Zandgerihts wohnhaft fein mülfen, eriftiert nicht; lediglich die Aufnahme 
in die Ur» und Vorfchlagslifte ift Hiervon abhängig ($$ 36, 38, 85, 88, 89). 
Nachträglihes Verziehen des Gefhworenen oder eine Veränderung 
des Land A Rs it ohne Einfluß auf die einmal feftgeftellte 
Tahreslifte (RG. 22. Nov. 06, R5Gt. 39, 277 = IW. 36, 412; RO. 7. den, 06, 
ROGt. 39, 306). 

8 98, 

Mie nad) $ 98 Verhandlungen außerhalb des Gericdhtsfiges abgehalten 
werden können, fo fteht auch nichts entgegen, im fchwurgerichtlichen Verfahren 
einen Zeil der Hauptverhandlung, insbefondere der Beweisaufnahme, er- 
forderlihenfalls außerhalb der Gerichtsftelle abzuhalten (RG. 22. Dez. 06, 
NROGt. 39, 348 — IM. 36, 412). 

| 8 99, 

Das Landgericht, bei welhem das gemeinfhaftlide Schwurgericht feinen 
Sig hat, bzw. die richterliyen Mitglieder diefes Schwurgerichts haben vom 
Zeitpunkte der Eröffnung des Hauptverfahrens an in allen dadurdy anhängig 


gewordenen Schwurgeridtsfahen die in $ 82 gedahten Entfheidungen 
zu treffen BanOnLe. 13. März 06, BayühLG6t. 6, 364). 


Achter Titel. UOberlandesgeridhte. 


8 128, 


1. Ziff. 2, 3: Bei Erridtung eines neuen Revifionsgeridts be- 
km lich die Zuftändigkeit nad) dem Zeitpunkte, zu welchem die Akten dem 
evifionsgericht zur Entjcheidung über die Befchwerde nad) 8 386 Abf. 2 oder 
über die Hauptfadhe nad) 8 387 AUbf. 2 vorgelegt werden (Cöln 22. Sept. 06, 
GoltdArdh. 54, 315). 
2, Verlegung ausichließlih Iandesgefeglicher Normen mangels entgegen- 
tehender Behauptungen des Nevidenten anzunehmen: I 144 $ 123. 


Zehnter Titel. Staatsanwaltichaft. 
2ireratur: 1145. 


‚Literatur: 

Crönert, Suum cuique in der Staatsanwaltichaft (Recht 11, 605). — Ver- 
fajfer empfiehlt allgemeine Durdführung des für Preußen bereits maßgebenden 
Grundfages, daß in der Hauptverhandlung derjenige Staatsanwalt die An- 
klage zu vertreten habe, der die Anklagefchrift verfaßt habe. 


& 153, 
Durhfuchungen nur von Hilfsbeamten der Staatsanwaltihaft; preuß. 
Gendarme find dies nicht: I 145 8 153 Nr. 1; preuß. Yorftfhußbeamte: 
1155 8 98 Nr. 2. 
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Dreizehnter Titel Nechtshilfe. 


Volljtrekung von Haftbefehlen dur den Generalkonful in China: 
1145, vor $ 159. 


8 157. 


Zuftändtigkeit für Erledigung von Gefuhen um Vernehmung von 
Milttärperfonen: EGWELGED. $ 13. 


8 189, 


1. Ublehnung des Erfudens ift nur zuläffig, wenn die vorzunehmende 
Handlung an fi, in abstracto unzuläflig tft. Darüber, ob im einzelnen Falle 
die gefeglichen Worausfegungen ihrer Vornahme zutreffen, hat nur das er- 
judende Gericht zu entiheiden; dem erjuchten fteht eine Nachprüfung nicht zu, 
insbefondere nit nad der Richtung, ob die Übertragung der betreffenden 
Handlung ungehörig tft und vom erfuchenden Gericht felbft Hätte vorgenommen 
er har (Frankfurt a. W. 19. Jan. 07, Frankfundfch. 41, 47; vgl. 1145 

1 r. 1) 

2, Für die Ablehnung eines Erfuhens können Lediglich die im Abf. 2 
aufgeführten Gründe maßgebend fein; ob 3. B. die Vorausfeßungen zur An- 
wendung des $ 222 StPO. gegeben find, ob die Beeidigung des zu vernehmen- 
den Zeugen zweckmäßig ift oder nicht, hat der erfuchte Richter nicht nachzu- 
prüfen (Dresden 7. Dez. 05, SähfArd. 07, 67; vgl. 1145 $ 159 Nr. 1). 

3. VBerfhiedenheit der Rechte an den Orten des erfuchenden und des 
erfuchten Geridhts tft nicht Worausfegung der zweiten Alternative des Abf. 2; 
vielmehr tft diefe auch [hon bei verfhiedener Auffaffung von Reidhs- 
gejegen durd die beiden Gerichte gegeben. Verboten ift auch eine Hand- 
lung, die, mag fie aud nicht ausdrüklid vom Gefeß unterfagt fein, doch 
nad) defjen Sinn und Geijt als unftatthaft angejehen werden muß. Beeidi- 
gung eines unter $ 56 Ziff. 3 StPO. fallenden Zeugen muß vom erfudten 
oe g an werden (Dresden 29. März 06, SähfArdy. 07, 68; vgl. I 145 

9 Ur. 4). 

4. Erfuhen um Beiziehung eines eine Zeugenausfage ergänzenden 
VBerzeihniffes: I 145 g 159 Nr. 2; Ladung nit im Bezirk des erfuchten 
Oerihts wohnhafter Zeugen: daf. Wr.3; Erfuchen auf Grund der MStGD.: 
daf. Ar. 5. 

8 160. 


Erfuden um Strafvollftrekung kein Redhtshilfeerfuden; Redts- 
mittel gegen Ablehnung: 1145 $ 160. 


Vierzehnter Titel. Öffentlichkeit und Sigungspolizei. 
8 170. 


1. Zur Aufrechterhaltung der Drdnung in den Sigungen gehört auch die 
Verhütung der Überfüllung des Zuhörerraums; ob eine foldye vor- 
liegt, beurteilt der Vorfigende nad) freiem Ermeffen (RG. 30. Okt. 06, Sädjf- 
Arc. 07, 15; RO. 15. April 07; Geuffßl. 72, 661). : 

2. Der auf Anordnung des Vorfligenden an der Tür des Verhandlungs- 
raums angebradte Anjhlag, Daß der Saal überfüllt fei, in Verbindung 
mit dem zeitwetligen Abfchließen der Tür ftellt keine unzuläffige Be- 
Ihränkung der Öffentlichkeit, fondern nur eine felbftverftändliche Folge der 
Zatfahhe dar, daß infolge des Zudrangs des Publikums für weitere Zuhörer 
tatfähhlih Kein Pla mehr vorhanden ift (RO. 24. Aug. 06, SW. 35, 794). 

8. Beichränkung der Zuhörer auf die En bl der Stigpläße: I 146 $ 170 
Ar. 1; Eintrittskarten: daf. Nr. 2 = IM. 35, 794 — SchIHolftAnz. 07, 48 
— GoltdArd. 53, 443. 
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Ziteratur: 
Hoegel, Die Stellung der Tagesprefje zur Strafredtspflege (Nedht 11, 861). 
— VBerfaffer befürwortet Erweiterung der Beftimmungen über Ausichließung 
der Öffentlichkeit und gefegliche Einfchränkung der öffentlichen Berichterftattung. 


8 173. 


AYusfhluß der Öffentlichkeit für die Dauer der VBernehmung eines 
Zeugen; Borhalte an andre Zeugen auf Grund jener Vernehmung: 
I 146 8 173. 

8 175. 


1. „Die Nihtangabe des Grundes der Ausihließung bildet nad) 
8 377 Ziff. 6 StPO. einen Nevifionsgrund, und zwar kommt dabei nichts 
darauf an, ob im einzelnen alle der Grund der Ausichließung der Offentlich- 
Reit fih aus der Natur der zu verhandelnden Sache erkennen läßt (R5Gt. 
25, 248)" (RG. 9. Zuli 07, 4 D 422/07; vgl. 8 377 StPO. Nr. 4b). 

2. Der Angeklagte kann aus der Nihtausführung des Befdhluffes, 
die Öffentlichkeit auszufchließen, Reine Befchwerde herleiten, da die Öffent- 
lichkeit die Regel bildet, und ihr Ausfhluß nur zuläffig, nicht geboten ijt 
(RG. 10. Zuli 06, Bay. 2, 462). 


Literatur: 
Heinsheimer, Zur Frage der Berichterftattung in Straffaden (DI3. 
12, 711). — Berfaffer empfiehlt folgenden Zufag zu $ 175 Abf. 2 GVBG.: „Das 
Gericht kann ferner den anwefenden Perfonen die Veröffentlidung des Namens 
des Angeklagten, fowte fonjtiger Umjtände, die die Identifizierung ermög- 
lihen, verbieten.” 
8 178, 


8 179, 


1. Umwandlung der Geldftrafe in Haft tft unzuläffig (Dresden 
15. März 06, SähfArdh. 07, 142; — a. W. Marienwerder: I 146 8 179 Ar. 2 = 
AuftizdBl. 06/07, 186 = GoltdArd. 54, 101). 

2. Ein Vertreter der Steuerbehörde im Verfahren wegen Zoll» 
defraudation ift nicht amtlich Veteiligter, fondern Partei, folglich der Dis- 
ziplinargewalt des Gerichts unterworfen (Rolmar 4. Aug. 06, Elfloth3. 31, 660). 

8. Bolnifhe Antworten als Ingebühr: I 146 8179 Nr. 1 = PojMCSdr. 
9, 180 = DI2. 12, 248. 


Vgl. I 208 8 290. 





ai 
EEK ie 


8 180. 


1. Die lediglih zum Zwecke der Verteidigung und aud nidt in be- 
leidigender Form getane Yußerung des Verteidigers in der Hauptver- 
verhandlung, ein Zeuge habe wiffentlidh unter feinem Eide die Aln- 
S ahrh eit gefagt, enthält Reine Ungebühr (Dresden 29. Nov. 06, SiHfOLG. 


2 Gefpräd des WVerteidigers mit dem Angeklagten: I 165 
8 239 Nr. 2. 


8 183. ml Be: 


1. Die Vefchwerde tjt der fofortigen Vefchwerde der StPO. nacdıgebildet, 
und diefer entfprechend zu behandeln; Selbjtabhilfe durd) das Alntergericht ijt 
demnadh ausgeichloffen, eine Zwifchenverfügung desfelben, daß es der Be- 
Ihwerde ungeadtet bei der Straffeltfegung zu verbleiben habe, tft rechtlich 
belanglos, vielmehr ift die VBefchwerde fofort dem Oberlandesgeridht einzu- 
berichten (Dresden 15. März 06, SähjArd. 07, 142). 

2. Wird ein von einem Beteiligten geftellter Antrag auf Verhängung 
einer Ordnungsftrafe zurückgewiesen, fo tft der dies ausfprechende Be- 
Ihluß des Vorfigenden unanfehtbar (Jena 11. Mat 06, DIZ. 12, 832). 
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8 184. 

1. Die Beranlaffung muß fih aus dem Sigungsprotokoll für fidy 
allein ergeben dergeftalt, daB das Belchwerdegeriht ohne weitere Er- 
hebungen in der Lage fit, auf zuperläffiger objektiver Grundlage nadyzu=- 
prüfen; erforderlichenfalls müffen daher au der fubjektive Tatbeftand 
und die Strafgumef[ungsgründe zu erkennen fein, es wird alfo im Einzel- 
fall unter Umftänden eine möglihit genaue Wiedergabe des Falls vorliegen 
müffen. Wiedergabe bloß in dem die Strafe verhängenden Beichluffe genügt 
nicht (Darmjtadt 7. Dez. 06, Hefifipr. 7, 146; BayOpL®. 21. Febr. 07, Seuffßl. 
72, 451 = BayObLGGt. 7, 234). 

2. Es ift unzuläffig, den zur Verhängung der Strafe Anlaß gebenden 
Vorfall nur in der Begründung des in das Protokoll aufzunehmenden Be- 
Thluffes über Auferlegung der Strafe und nicht außerdem in das Protokoll 
felbft aufzunehmen (BayOhL®. 21. Febr. 07, Seuffßl. 72, 451). 

3. Begründung außerhalb des Protokolls unzuläffig: I 146 $ 184. 


Sünfzehnter Titel Gerichtsiprache. 


8 187. 
Vgl. 1 168 8 250 Nr. 1. 


Sechzehnter Titel. Beratung und Abjtimmung. 
Siteratur: I 147 vor $ 19. 


8 194. 
Gerihtsbefhluß nicht nötig: I 147 8 194. 


8 195. 
Anwefenheit des Geridhtsfchreibers: I 209 $ 3285. 


8 199. 


Berichterftattung Über den Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens: 
I 147 8 19. 


2. Oejeß, betreffend die unter Ausfchluß der Öffentlichkeit 
Itattfindenden Gerichtsuerhandlungen, vom 5. April 1888. 


Literatur: I 147. 
Literatur: gl. $ 175 GVO. 


Art. II. 
Bericht über Teile der Verhandlung: I 215 8 18 EGMESEED. 


3. Strafprozeßordnnung. 


Literatur: I. Rommentare, Hand» und Tertausgaben: I 147 unter I, II. SHterüber: 
ge twes. Strafprogekordnung und a efeg nebft Entihädigungsgefegen, 
ertausgabe mit Unmerkungen, 14. Uufl., 1907; we eliweg, Die Strafprozeßordnung 
u: das Deutiche Meich, nebft dem Gerichtsnerfaffungsgejeß und den das Strafverfahren betr. 
eflimmungen der übrigen Neichsgefege; Aommentar, 12. Aufl., 1907; Dale, Strafreht 

und Strafprogeh, Gefegfammlung, 10. Aufl., 1906; Gareis, Text, 3. Aufl., 1907. 
U. Sehrbüder, Syfematifhe Darftellungen ufw.: I 147 unter III. SHtierüber: 
Pabr, Einführung in den Sraforeseh, 1907; Detker, Das Verfahren vor den Schwur- 
und Schöffengerihten (Glafers Handbuch Bd. 3), 1907; Anoop, Die Strafprogeborbnung, 
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kurz zufammengefaßt ufw., 1907; Maas, Der unbe der Unmittelbarkeit in der Neichs- 
Reafeeöieborbinung (77. Heft der frafrehtl,. Abhandl. v. Bennede), 1907; Schwarz, Strafs 
recht, Strafprogeß; Hilfsbuch für junge Juriften, 4. u. 5. Uufl., 1906; iSraeb, Beitrag zur 
Lehre vom Barteibegriff und der Parteivertretung im modernen Strafververfahren, 1905; 
Bohfing, Über bedingten Straferlaß, 1906; Voetfh, Die fubfidiäre Haftung für fremde 
Geldftrafen, 1907. 

Reform der Strafprozebordnung: 


Biteratur: 1 147 unter IV. Hierüber: Löwenthal, Grundzüge zur Reform des deutfchen Straf- 
rechts und Strafprogefles, 2. Uufl., 1905; Udikes, Grundlinien Durcgreifender Juftizreform, 
1906; Hartmann, Die Strafrehtspflege in Umerika. Wit ellbrungen zur Deutichen 
Strafprozeßreform, 1906; Wittermayer, Die Neform des Verfahrens im Strafprozeß, 1906; 

totokolle der Aommilfion für die Neform des Strafprozelles, 2 Bde., 106; Wonfchott, 
ur Neform des deutfchen Strafprozelfes, 1905; Beling, Informativprozeffe; Unregungen zu 
A a anauns der Prozeßgeleggebung (Teil der Weltichrift zum Gießener Univerfitäts- 
u m), , 


Riteratur: 


a) Benedikt, Der Strafprozeß der Neformkommilfion (GoltdArch. 53, 247). 
— Die Abhandlung behandelt die Beichlüffe der Kommiffion Über das ftaats- 
anwaltihaftlide Worverfahren, die Vorunterfuhung, die Vorhaltung des 
Schuldbeweifes und die Eröffnung des Hauptverfahrens, das abgekürzte Ver- 
fahren und das Hauptverfahren. 

b) Henfchel, Strafprozeßreform und Staatsanwaltichaft (ZSMW. 27, 432). — 
Verfaffer befpriht in Geftalt einer Parallele zwifhen Zivil- und Militär 
Itrafverfahren den Vorfchlag der Neformkommiifion, das Vorverfahren aus- 
Ichließlich in die Hände des Staatsanwalts — nicht feiner Hilfsorgane — zu 
legen, in zuftimmendem Sinne, wünfdht aber Beigabe eines Protokollführers 
und Beilegung richterlicher Befugniffe an den Staatsanwalt. 

c) Arojdhel, Die fogenannte abfolute Nichtigkeit der Strafurteile (Ger©. 
69, 137). — Berfaffer wendet fi) gegen die von Binding, Beling u. a. ver- 
tretene Nichtigkeitstheorte, beleuchtet deren Konfequenzen und empfiehlt als 
Heilmittel gegen tatfächlich abfolut nichtige Urteile, daB dem Wiederaufnahme: 
verfahren der Strafprozeßordnung, wie im Zivilprozeß, eine Nichtigkeitsklage 
zur Seite gefegt werde. Vgl. auch I 148 oben Wr. 1. 

d) Löwenjtein, Eine Lücke der StPO. (DIZ. 12, 284). — Verfaffer ftellt 
feft, daß Reine Vorjchrift beiteht, die das Verfahren für den Fall regelt, daß 
nad Aburtetlung einer Straftat in erjter Inftanz und Einlegung von NRevtfion 
die Öerichtsakten abhanden kommen, wünfht gejegliche Regelung diefer Frage 
und [chlägt vor, dem bezeichneten alle bis dahin tunlidft dadurd) vorzu- 
beugen, daß die Akten in doppelten Eremplaren — beim Geriht und der 
Staatsanwaltihaft — angelegt werden. 

e) Gadow, Berlujt der Unterfuhungsakten (DI3. 12, 587) — Verfaffer 
polemiftert gegen die Ausführungen Löwenfteins. 

DD Wulffen, Der Strafprozgeß ein Runftwerk der Zukunft (Gefutt. 9 ©. 7, 
48, 64). — Berfaffer wünfdht eine „Rünftlerifch”" fchaffende Gefeßgebung auf 
u a des GStrafrehts und Strafprozeffes, wie überhaupt auf jedem 

echtsgebiete. 

g) Fifcher, Slofjen zum Prozeffe des „Hauptmanns von Köpenik”" (DI3. 
12, 60). — Berfaffer wünfht u. a. Wegfall jeder Erörterung der BVoritrafen 
eines Angeklagten in der Hauptverhandlung, fomweit diefe nicht für die Felt- 
jtellung des Nückfalls notwendig. 

h) Vgl. 1 148 unter „AUbhandlungen”. 

i) Abhandlungen allgemeiner Natur: [148 Nr. 2, 3. 


Gries Buch. Allgemeine Beflimmungen. 


Erjter Abfchnitt. Sacliche Zuftändigkeit der Gerichte. 


82 
Kein Verbindungszwang: I 148 8 2. 
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Zweiter Abjchnitt. Geridhtsitand. 
Ziteratur: I 148. a 


1. Eine Straftat, deren Tatbeftand aus verfhtedenen Handlungen 
befteht, ift überall da begangen, wo eine diejfer Handlungen vor- 
genommen wurde; dabei ift es gleihgültig, daß der Täter zur Verwirk- 
lihung des naar Vorhabens fremde Kräfte, & a die Poft, in Bewegung 
feßte (BayOhL®. 15. März 06, BayOprG6Ct. 6, 

2. Öericditsftand bei Müngdelikten .$ Er 68, Ar. 1. 


Dritter Abjchnitt. Ausfchliegung und Ablehnung der Gerichtsperjonen. 
;8 22. 


Ziff. 1 
5 Ein Richter tft nur dann ausgefchloffen, wenn er felbjt durch die zur 
AUburteilung ftehende Handlung verlegt ift; daß ein als Beweismittel für 
die Beleidigung eines Dritten dienendes Buch gleichzeitig eine Beleidigung 
eines erkennenden Nichters enthält, macht diefen nicht zur Ausübung des 


agaens „unfähig. 
dem Inhaite der a DeBen und Des Solange D LDENTEen bildet lediglich eine 
gegen u Raufmann W., als Verlegten, gerichtete firafbare Handlung den Gegenftand der 
ka loeTo Jung; nic, bie "Beleidt gung eines Richters.” Cs wäre ae für die Anwendbarkeit 
der 88 22 Zıff. 1 ff. 2 StPO. ohne alle Bedeutung, wenn das lediglih als Beweis» 
mittel zur hell u Or EN en ftrafbaren Handlung benugte Manufkript eine Be- 
mine der legtgedadten Urt enthielte.” 


(RG. 20. Sept. 07, 5 D 437/07.) 
b) Verlester: I 160 8 170 Re. 1; unten y nn = 1; Mitinhaber ver- 

EeBiee De Sa I 148 sen 

2, Ziff. 5: Die bloße Ladung als Zeuge ag den Richter zur Aus» 
übung des Nichteramts nicht unfähig (NO. 4. ehr. 07, GoltdArdh. 54, 292). 

Die Ernennung eines fog. Berichterftatters durch den Borfi enden 
sen nicht gegen das Gefeß; daß diefer vom Akteninhalte vor der Haupt- 
verhandlung Kenntnis nimmt, madt ihn nicht zur us an der Verhand- 
lung unfähig (RG. 3. Wat 07, IW. 36, 558 = NGGt. 40 


8 28, 

1. Abf. 2: Die Tätigkeit eines beauftragten Nidhters, der auf Grund 
eines in der Hauptverhandlung erlaffenen Gerichtsbefchluffes Beweife erhebt 
und Ermittelungen anftellt, um die erneute Verhandlung vorzubereiten, tft 
weder eine Borunterfuhung, noch einer folchen gleichauftellen (RO®. 14. Tan. 07, 
Bay. 3, 213), ebenfowenig 

.. Die Satigheit desjenigen Richters, der den Angeklagten lediglich 
gemäß 8 8 115 St als Verhafteten vernommen, nahdem nad Ein- 
reichung der nklanaift auf Antrag der Staatsanwaltichaft von der befchließen- 
den Strafkammer Haftbefehl gegen den Angeklagten erlaffen worden war” (RO. 
14. Qunt 07, 5 D 392/07). gs. 


Riteratur: I 149. 
8 27. 


1. Zur GEntfcheidung Über das Ablehnungsgefuch genügen, audh wenn 
diefes in der Hauptverhandlung vor der Strafkammer vorgebradt wird, drei 
Richter ($ 77 GLBG.); die Beratung kann im Stungsfaale erfolgen, 
dafern I nur in einer den Nichtbeteiligten unverftändlihen Weile erfolgt. 

Strafkammer hat aber ned: daß fie offenftnttie mit nerüberge ender Unter 
brejung der Hauptverhandlung in der Bef fegung mit nur drei Witgliedern über das Ub- 
lehnungsgefudh entfchied, nicht gegen den $ 77 GVO. verftoßen (M6St. 21, 250; 13, 302).” 

6. Sept. 07, 3 D 469/07. 

2, Sand gericht entfcheidet, folange — nötigenfalls durch Heranziehung 

der Stellvertreter — befhlußfähig: I 149 $ 27. 
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8 28, 

AUbf. 2: Erkennende Richter find diejenigen, die von der Eröffnung 
des Hauptverfahrens an mit der Sache befaßt find, gleichgültig, ob das Ab- 
leynungsgefuh in der Hauptverhandlung oder fon vorher angebradt if. 
Daß bei Ablehnung eines Einzelridters nad $ 27 Abi. 2 das Land- 
gericht, alfo das audy für die Berufung zuftändige Gericht zu enticheiden hat, 
vermag die Zuläffigkeit der Befchwerde gegen den das Ablehnungsgelud zurüc- 
ana Beichluß nicht zu begründen (Braunfcdhweig 5. April 06, Braunfhw3. 
53, 194). | 


r 


Siteratur: I 149 8 30. 


31. 
Riteratur: 3 


MWanfch, Inwieweit ift ein als Amtsanwalt oder als deffen Stellvertreter 
aufgeitellter Gerichtsfekretär in den dur ihn amtsanwaltichaftlich vertretenen 
Sadıen von Gerichtsfchreiberamtsfunktionen ausgefchloffen? (JuftizdBl. 2, 82). — 
Verfajier führt aus, daß dies nur infoweit der Tall fei, als es fih nidht um 
eine rein formale Tätigkeit des Gerichtsfchreibers, wie die VBewirkung von 
Zuftellungen u. ä., fondern um eine folche Tätigkeit handle, bei der auch der 
Gerichtsfchreiber einen gewiffen Spielraum in der Auffaffung der Sadje walten 
laffen könne und müffe, wie 3. 3. bei der Aufnahme von Brotokollen. 


8 32, 
Die Anwendung der 88 23 ff. auf Gefchworene ift ausgefchloffen; für die 
Ablehnung von folden ift lediglich $ 282 maßgebend. 

„Die Ablehnung des vom Verteidiger 2. geftellten Antrags, die Gefhworenen zu befragen, 
ob fie Mitglieder des Neichsverbands zur Bekämpfung der Soztaldemokratie feien, als un- 
ftatthaft tft nit zu beanftanden. Nacd) 8 279 Abf. 1 StPO. find die Gefchworenen lediglich 
aufzufordern, etwaige uelOleBunasge me anzugeben, wie fie in 5 22, 32 StPO. einzeln 
und erihöpfend aufgeführt find. Die Beftimmungen in &s 233 ff. StPO. beziehen fih nicht auf 

- Gefhworene. Hat der Verteidiger Anlaß, zu vermuten, daß ein vom Gefeße nit aus- 
eichloffener Gefhworener befangen fet, jo gibt ibm 8 282 StPO. die Möglichkeit, dDiefen Ges 
morenen abzulehnen. Für das Geriht befteht weder Anlaß noch Befugnis, Erhebungen 
er Des Vorhandenfeins etwaiger Befangenheitsmöglichkeiten zu pflegen.” 
(RG. 11. Qult 07, 3 D 503/07). 


Vierter Abichnitt. 
Gerichtliche Enticheidungen und deren Bekanntmachung. 
8 33. 


Mird ein Gerichtsbefchluß in der > erkündet, fo fit 
er aud) als in diefer ergangen anzufehen; in welder Weife die Richter fich 
über diefen Beihluß verjtändigen, namentlid ob eine folhe Verjtändigung 
bon vor Beginn der Hauptverhandlung erfolgt ift, tft belanglos (RO. 
25. Tan. 07, SähfArdh. 07, 138). 

8 35 


Entiheidung über Erteilung von Abfchriften: I 149 8 35 Nr. 1; Wirk- 
famkeit einer VBollmadht zur Empfangnahme von Zuftellungen: daf. Ar. 2. 


Literatur: I 150 $ 35. 
8 36. 
Revifionsbegründung der Staatsanwaltfchaft: I 150 $ 36. 


8 37. 


1. Beitellung eines Zuftellungsbevollmädtigten durh den An- 
geklagten tft zuläffig (Roftock 1. Febr. 07, MWerkl3. 25, 319). 


Warneyer-Rofenmüller, Jahrbuch. 2. Jahrg. 14 
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2. Zuftellung an Haushälterin, die fih als Ehefrau ausgibt: I 150 

3 og — YuftigdBl. 1/06, 136; Nichtangabe des Zujtellungstags: 
af. Ar. 2. 

3. Dal. $ 139 MStED. 


Sünfter Abfchnitt. Yrijten und Wiedereinjeßung in den vorigen Stand. 


Riteratur: I 150. 
8 43. 


AUbf. 2: Allgemeine Feiertage: I 204 $ 146; unten $ 146 MStGD. 


8 44. 

1. ISrtrtum über die Vorausfegung der Einlegung eines NRedıtsmittels ift 
kein unabwendbarer Zufall (Dresden 21. Dez. 05, SähfArd. 07, 92; vgl. aud 
1150 8 44 Nr. 1). 

2. VBerfhulden des Verteidigers bildet einen unabwendbaren Zufall 
im Falle der notwendtgen Verteidigung, da hier der Angeklagte auf die 
Auswahl Keinen Einfluß übt; ift zum Verteidiger ein Neferendar beftellt, 
der aus Öefeßesunkenntnis Friften verfäumt, fo tft die TE BIDUNG itatt- 
ker 9. April 07, IM. 36, 558 = NGGt. 40, 118; f. aber 1 150 8 44 


r. 1, 2). 
3 Plöglihe Erkrankung ift au dann als unabwendbarer Zufall 
anzufehen, wenn der Säumige an Krankheitsanfällen der fraglichen Art fchon 
von früher her letdet; das AUnterlaffen einer fohleunigen Meldung der Er- 
a Ihadet ihm nicht (Dresden 8. März 06, SähiArdy. 07, 116). 

4. Geldmangel ift Rein unabwendbarer Zufall i.©. des $ 44 (Bay- 
DOHRG. 17. Ian. 07, Bay3Z. 3, 112). 

5. Eine unauffhtiebbare Reife tft Kein unabwendbarer Zufall. Die 
Beftimmung des Sag 2 bezieht fih nur auf eine mit der Verfäumung 
einer Zrift oder eines Lermins im inneren Zufammenhange ftehende Zu- 
Stellung, alfo nur auf eine foldye, die entweder den Lauf einer Frift eröffnet 
oder die die Vorladung zu einem Hauptverhandlungstermine betrifft; darunter 
fällt nicht der ablehnende Befchetd auf ein Gefuh des Angeklagten um Ver- 
legung des dem Angeklagten bereits bekanntgegebenen Hauptverhandlungs- 
termins. Ein Verfhulden des Angeklagten würde aber — aud wenn 
Sat 2 anwendbar wäre — darin liegen, daB er bei der Abreife nicht für Be- 
Ranntihaft der mutmaßlichen Erfaßzuftellungsempfänger mit feinem Aufenthalt 
geforgt hat (VBayOhL®. 26. Okt. 05, BayDpL56t. 6, 190). 

6. Wer mit der Nehtsmitteleinlegung am legten Tage bis nad 
Beendigung der Gefhäftsftunden wartet, kann fich bei verfpäteter Be- 
händigung an die empfangsberedhtigte Gerichtsperfon nicht auf einen unab- 
wendbaren Zufall berufen, felbft wenn er das Nechtsmittel dur ein „Dring- 
liches“ Telegramm einlegt (Kolmar 9. Dez. 05, EljRothZ. 32, 501). 

7. Gegen Verfäumnis eines Termins zur Verhandlung Über eine 
u, Me MWiedereinfeßung nicht zulälfig (Dresden 2. Aug. 06, Sädjf- 


8. Verfehen bei der Boft: I 150 8 44 Wr. 4; Verfehben bei der Zu- 
ftellung: daf. Ar. 3; Wißverjtändnis: I 151 8 44 Nr. 5; Unregelmäßigkeit 
Fr Fr Aa daf. Ar. 6; verfhhuldete Unkenntnis von der Zujtellung: 

af. Ar. 7. 
9. DBgl. au) I 182 $ 370 Nr. 4; unten $ 147 MSLED. 


8 45, 

1. Das Erfordernis der Glaubhaftmadhung gilt au für Nedts- 
anwälte in eigenen Angelegenheiten (Dresden 12. Okt. 05, Sädjf- 
Ar. 07, 18). 

2. Sriftbegtnn: I 151 8 48. 
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Sedhjiter Abfchnitt. Zeugen. 
Riteratur: I 151. 


Unwendbarkeit der Vorfchriften der 88 48 ff. auf Erfudhen in PDis- 
ziplinarfaden: 1151 Nr. 1; „ Zeugnis": daf. Wr. 2. 


Riteratur: 


a) Thiefing, Zeugnisperweigerungsreht und Immunität der Abgeord- 
neten (GefuR. 8, 105). — Verfaifer verneint das Zeugnisverweigerungsredt, 
das fih aus u un eh Beitimmung, insbefondere nicht aus $ 49 StPO. 
oder Art. 30, 31 . herleiten laffe, während 

b Lippmann, Die Zeugnispflicht der Abgeordneten (AGBI. 18, 51), es 
auf Grund von $ 11 StGB. und Xrt. 30 N. bejaht. 

c) Wal. Hierzu auch I 151, AbH., unter a—c. 

d) Mangler, Die Vernehmung des AUnterfuhungsridhters als Zeugen 
(SähjArdh. 06, 551). — Verfaffer begründet, entgegen einer vielfach geltend 
gemadten, die Anjiht, daß die Vernehmung des Unterfuhungsrichters nicht 
nur zuläffig, fondern tn vielen Fällen fogar geboten fei, um ein klares Bild 
von der Sachlage zu geben, und bezieht fich zur Bekräftigung auf eine Entid. 
des AG. vom 10. Juli 06, die fi insbefondere gegen den Einwand richtet, 
daß die bezügliche Vernehmung einen Verftoß gegen $ 249 StPO. bedeute. 


k 8 50. 

Die Feftlegung der dem freigefprocdhenen Angeklagten vom Zeugen zu 
eritattenden Koften erfolgt im Wege des $ 496 Abf. 2. Zu erjtatten find nur 
die zur zweckentfprehenden WBerteidigung notwendigen RKoften, alfo tin 
einfach gelagerten Saden nidht die Gebühren eines PVerteidigers (Dresden 
28. Nov. 06, SAHjDLG. 28, 101). 

8 51. 

1. Ziff. 1: Verlöbnis: 110 8 52 Nr. 4. 

2. Ziff. 2: Das Zeugntisverweigerungstedt des Ehegatten befteht, 
jowte eine formell gültige Ehe vorliegt, felbjt wenn diefe als Doppeleche 
nichtig fft; in dem alle, wo die Ehe als Doppelehe für nichtig erklärt ift, 
fteht daher dem gewefenen Ehegatten gleichfalls das Zeugnisperweigerungs- 
ER aM era Tebr. 07, GoltdArdh. 54, 294). 


a) er Ehemann der Adoptivtodhter des Angeklagten ift auch nad 
dem Inkrafttreten des BGB. mit diefem weder durch Adoption verbunden, 
nod mit ihm verfhwägert (RG©. 9. April 07, GoltbArcch. 54, 305). 

b) Shwägerfhaft; Stiefvater der Ehefrau: I 152 8 51 Nr. 2. 

4. Liegen die Vorausfegungen des $ 51 nur hinfihtlih eines Mit- 
angeklagten vor, fo darf der Zeuge, wenn es fih um eine unteilbare 
Vernehmung handelt, im Falle feiner Verweigerung des Zeugnifjfes nicht 
seh ae defüp D der Sohn d d einfhaftlih 6 

„ T : 
Aörperlegung er B- A naeklag Don = a die ohörung De RE ehe 
dem Nedhte, Zeugnis zu verweigern, Gebraud gemacht hatte, auch Über die Beteiligung des 
Angeklagten 3. an der Straftat nicht erfolgen. Wenn aud die den Grund des Ublehnungs- 
rechts bildende gefeßlihe Vorausfegung nur in dem Verhältnis des Zeugen zu dem einen 
Ungeklagten zutraf, jo mußte Doch bei Der Unteilbarkeit der diefelbe ftrafbare Handlung zum 
Oegenftande Babenben Bernehmung des Zeugen die Vorfchrift des $ 51 ihre Wirkung aud 
für das Verhältnis derjenigen Angeklagten äußern, bezüglich deren, wenn fie allein in Betracht 

gekommen wären, diefe Vorausfegung nicht vorgelegen hätte (MGSt. 8, 161; 16, 154).” 
(RO. 4. Okt. 07, 4 D 519/07.) 

5. Ladung im Falle der Verweigerung vor der Hauptverhand- 
lung: 1166 $ 248 N. 6. 

8 52, 


1. „Ziff. 3 gibt den Arzten ufw. nur das Recht der Zeugnisverweige- 
rung. Das Gefeß beftimmt weder, daß der Arzt auf diefe Befugnis aufmerk- 


14* 
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fam gemacht werden müffe, noch aud, daß eine. Ausfage ohne Entbindung 

von der Verpflihtung zur Verfchwiegenheit nicht abgegeben werden dürfe“ 

(MG. 4. Juli 07, 1 D 273/07). | 

: re des Arztes nah dem Tode des Patienten: 

1 h 

3. Eine analoge Ausdehnung des 8 52 auf Redakteure, Verleger und 

Druker einer Zeitung hinfihtlih des fog. Nedaktionsgeheimniifes tft 

unzuläffig (Karlsruhe 13. April 07, BadNpr. 73, 141). 


Literatur: 
a) MWulffen, Das Zeugniszwangsverfahren gegen die Preffe (DIZ. 
12, 383). — Verfaffer wünfdht zwar kein uneingefchränktes Zeuanisverweige- 


rungstedt, [chlägt aber unter eingehender au folgende Gefeßesbejtim- 
mung vor: „Soweit den Gegenjtand einer Strafverfolgung der Inhalt einer 
‚ pertodifhen Druckfchrift bildet, für weldhe nad) 885 20 u. 21 des ©. Über die 
Preffe vom 7. Mai 74 der verantwortliche Redakteur haftet, find Redakteure, 
Verleger und Drucker fowie deren zur Herftellung der Druckichrift verwendetes 
Hilfsperfonal beredtigt, das Zeugnis Über die Perfon des Verfaffers oder 
Einfenders zu verweigern.“ 
b) gl. I 152 $ 52. 
8 53. 


1. Unter 8 53 fallen auch die Shiedsmänner (Friedensridhter); die 
Verfagung der Genehmigung ihrer Abhörung als Zeugen im Privatklage- 
verfahren ft gerechtfertigt, weil im alle ihrer WVernehmung ihre Vertrauens- 
ftellung erichüttert und die onen der Schtedsmannseinridhtung gefährdet 
würde (AO Präf. 19. Sept. 06, LGBI. 17, 110). 

2. Umtsverfchwiegenheit der MWeinfahverftändigen; Folge der Yus- 
Tage ohne Genehmigung: $ 12 MWeinG. 


8 54. 


Sein NReht des Angeklagten auf Nichtbeantwortung der TFragen- 
falfhe Belehrung des gen: 1152 8 54 Nr. 1; Verweigerung des Zeug; 
niffes überhaupt: daf. Ar. 2; Belehrung nicht erforderlich: daf. Ar. 3; 
Oefahr dDisziplinargerihtlidher Verfolgung: 1151 Nr. 1. 


5 56. 


1. Ziff. 2: Ift die Verurteilung wegen Meinetds unter der Herrihaft 
früherer Strafgefeßge, als des NReichsitrafgefegbudhys erfolgt, fo leidet die 
Beitimmung Ziff. 2 Anwendung, wenn jenes Strafgefeg gleichfalls an die 
Verurteilung die Unfähigkeit zur Beeidung einer Zeugenausfage knüpfte; 
Dies T u nien Strafredte der Fall (RG. 10. Tan. 07, Seuff®l. 72, 391 


2, Ziff. 3: 

a) „Die Begriffe ‚Tat‘ und ‚Teilnehmer‘ find im weiteften Sinne zu 
verftehen; es ift demgemäß als Tat der ganze Vorgang angufehen, inner- 
halb deffen der Tatbeftand verwirklicht wurde, und als Teilnehmer jeder, 
der bei dem Gefamtvorgange ftrafbarerweife in derfelben Nidhtung, wie 
ee aoale, mitgewirkt hat” (RG. 21. Zunt 07, 2 D 494/07; vgl. I 152 

rt. 1a). 

b) Der Begriff der „Tat“ umfaßt den ganzen, die Tätigkeit der 
einzelnen Beteiligten in fi [hließenden Vorgang, auf den die 
Unterfuhung fich bezieht, und innerhalb deffen der Tatbeftand des dem An- 

eklagten zur Laft gelegten Vergehens realifiert wurde, während durd die 
undheng einer anderen Perfon, welde an dem Vorgange teilnimmt, möglicher: 


weife der Tatbejtand eines anderen Dergebens verwirklicht werden kann. 
„WUllerdings tft bei der Urteilsfindung eine Underung des bet der Nichtbeeidigung mit 
Net eingenommen Standpunkts, daß die Zeugen ‚als Mlittäter wegen der zur Anklage 
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ftehenden Tat verurteilt‘ feien, infofern eingetreten, als die Angeklagten nit wegen Wider 

ftands, fondern nad $ 111 Abf. 2 StGB. verurteilt worden find. Diefer Umftand madt aber 

eine nadträglihe Beeidigung der Zeugen nicht notwendig, da dadurch die Tat i. ©. des $ 56 
r.3 StPO. nicht verändert wurde.” i 


N 
(RG. 28. Tuni 07, 5 D 346/07.) 

c) Die „Tat“ 1.©. der Ziff. 3 reicht Über den Umfang der für den Tat- 
beftand in Betraht kommenden Tatfadyen hinaus und umfaßt die Summe 
derjenigen . Handlungen, die in ihrer Gefamtheit den dem Eröffnungs- 
g a liegenden konkreten Vorgang bilden (RG. 28. Juni 06, 

d) Wenn auch die Teilnahme der Ziff. 3 nicht tdentifch tjt mit der Teil- 
nahme aus 88 47 ff. StG62., vielmehr jede Mitwirkung bei der Haupttat 
genügt, jo kann fie doch nur als vorhanden angenommen werden, wenn eine 
ftrafbare Mitwirkung, eine [huldhafte Beteiligung vorliegt (RG©. 
1. Okt. 06, Seuff®l. 72, 298). 

e) „Die Beurteilung der Frage, ob ein Zeuge der Teilnahme ver: 
dpädhtig ift, unterliegt dem Ermeffen des Geridts, ift alfo der Nevifion 
nur zugänglih, wenn bei der Annahme, ein foldher Verdacht liege vor oder 
nicht, ein Recdhtsirrtum untergelaufen wäre” (R®. 14. Juni 07, 5 D 303/07). 

f) „Beiteht anfänglich der Verdackht der Mittäterfchaft, erweift er fich aber 
im Laufe der Verhandlung als unbegründet, fo ift das Gericht, da die Be- 
eidigung der Zeugen die Regel tft, nicht nur berechtigt, Tondern verpflichtet, 
den zu beeidigen. ... Der Vorjigende hat die nachträgliche VBeeidigung 
des Zeugen vorzunehmen; eines Gerihtsbejchluffes bedarf es erjt, wenn die 
Maßregel von irgend einer Seite beanftandet wird" (RG. 11. Juli 07, 3 D 503/07). 
8) „Aud troß früherer rehtskräftiger Sreifprehung kann ein Zeuge 
als der Teilnahme verdächtig erklärt werden“ (RG. 17. Juni 07, 1 D 360/07). 

h) Dte Beeidigung eines früher der Teilnahme angeklagten, aber außer 
Verfolgung gefeßten Zeugen tjt zuläffig, wenn ein Verdadht gegen ihn nicht 
mehr Deuebr 

„Die Vereidigung durfte, nachdem der Zeuge außer Verfolgung gelegt war, nur dann 


unterbleiben, wenn das erkennende Gericht auf Grund der Ergebniffe der Hauptverhanblung 
einen Verdacht der in $ 56 Ar. 3 StVD. bezeichneten Urt für gegeben eradytete (RGSt. 8, 382). 


(RO. 26. Sept. 07, 1 D 502/07.) 

ji) Tat und Teilnahme bei Fahrläffigkeitsdelikten: 1152 8 56 Wr. 1c; 
Dieb als Teilnehmer im Verfahren wegen Hehlerei der Sade: daf. Nr.1d; 
Hehlereti, Verleitung zum Weinetid: daf. Ar. 1e;5 Polizeibeamter, 
oe neigen daf. Ar. 11; verkuppelte Berfon: daf. Ar. 1g = Seuff- 

k) Vgl. au $ 19 MStSD. 

8 Frühere Mitverurteilte im Miederaufnahmeverfahren: 1153 

8 56 Nr. 2; Mitdvefhuldigter, binfichtlih dejfen das Verfahren ein- 
geftellt ft: daf. Ar. 3; abwefender, früher eidlih vernommener Zeuge: 
daf. Ar. 4; Ungabe des Grundes in der Hauptverhandlung: daf. Wr. 5. 


8 57. 


1. Ein nur mit einem der mehreren wegen einer einheitliden Tat 
(gemeinichaftlicher Körperverleßung) Angeklagten verwandter Zeuge darf 
entweder nur zu feiner ganzen WUusfage vereidigt werden, oder muß ganz 
unbeeidet bleiben; ihn nur, foweit die Tat der anderen Angeklagten in 
Trage kommt, zu beeiden, fit unzuläffig (R®. 9. April 07,.DI3. 12, 1027; 
ebenfo R®. 30. Sept. 07, 1 D 547/07; vgl. au $ 51 Wr. 4 und 1153 $ 57). 

2, Die nah Abf. 2 erforderlihde Belehrung wird nicht durd die vor 
der Vernehmung erfolgte Belehrung über das Zeugnisverweigerunggs- 
re&ht erfegt (NG. 15. März 07, DIZ. 12, 968). | 


858 


1. „Ab. 1 enthält Reine zwingende Vorfchrift, deren Verlegung die 
Revifion zu begründen vermödte” (RG. 23. Sept. 07, 1 D 446/07). 


214 B. Brozeßredt. 


2. Ift ein Arzt zugleih Zeuge und Sachverftändiger, fo ift er nad $ 80 
Ab. 2 berechtigt, der ganzen Verhandlung beizumohnen (RG. 23. Nov. 06, 
AuftizdBl. 06/07, 201). 

3. Der Umftand, daß ein Zeuge vor feiner Vernehmung einem Teile 
der Beweisaufnahme beigewohnt, läßt feine Vernehmung keineswegs 
gefegli unzuläffig erfcheinen (R56t. 1, 366; 2, 53); lediglich Sadje richter- 
liher Würdigung tft es, ob und ev. inwiefern dadurd diefes Zeugnis an 
Glaubwürdigkeit etwa eingebüßt hat (RG. 26. Sept. 07, 3 D 469/07). 

4. Bol. I 205 $ 192. 


8 60. 


1. Wird ein im voraus vereideter Zeuge nad Schluß der Beweisauf- 
nahme entlaffen, dieje jedoch fpäterhin in demfelben Termin nochmals 
eröffnet und der Zeuge „unter Hinweis auf den bereits geleifteten Eid" noch» 
mals vernommen, fo muß die Wirkung des geleifteten Eides wenigftens 
dann als fortbeftehend angenommen werden, wenn der Zeuge bis zu feiner 
anderweiten Befragung von feinem Nedhte, fich zu entfernen, keinen Gebraud) 
gemadt hat; a Beeldigung oder Unwendung des $ 66 kommt als- 
dann nicht in Frage (RG. 16. Juni 06, BayZ. 2, 443). 

2. Es tft unzuläffig, die Ausfage eines Zeugen nad der Zeitfolge der 
bekundeten Tatfachhen zu trennen und den Zeugen nur bezüglich einer begrenzten 
Gruppe von Vorgängen zu beeidigen, bezüglich einer anderen aber unbeeidigt 
zu laffen (RG. 30. Nov. 06, GoltdArdh. 54, 81). 

3. Vol. $ 196 MESLGSdD. 


8 65. 
AUbf. 3: Disziplinarverfahren: I 151 At. 1. 
Literatur: 


Molff, $ 65 StPO. und die NRectshilfe in der Vorunterfuchung (Redt 
11, 965). — Berfaffer empfiehlt mit Nüdficht auf den verfchtedenen Zweck der 
Fälle des Abf. 2 eine redaktionelle Anderung diefes Abfages dergeftalt, daB 
nad „erfchwert fein wird" ein neuer Sag zu beginnen hat: „Dasfelbe gilt, 
wenn die Beetdigung als Mittel” ufw., damit in ev. Erfudhfchreiben diefe Fälle 
zum befjeren Verftändnis des erfuchten Richters (wegen Bewertung oder Unter- 
laffung der Benadirihtigung der Parteien vom Termin) beffer auseinander- 
gehalten werden können. 


8 66. 


Berufungsgeridt als erfte Injtanz: I 153 $ 66 Nr. 1; vgl. $ 201 
MSLSO. 


8 67. 


1. Der PBrotokollvermerk „ad gen. nein” entbehrt der Verftändlich- 
Reit, weil fi aus ihm nicht ergibt, welche Fragen dem Zeugen vorgelegt und 
von ihm verneint worden find; er bildet überhaupt keinen Beweis dafür, daR 
die fo gekennzeichnete Befragung einen Teil der VWernehmung bildete, und 
daß es fich nicht lediglih um rein informatorifche Vorfragen handelte. Es ift 
daher unfhädlich, wenn fi) aus dem Protokoll ergibt, daß die fo feitgeitellte 
Verneinung nit mit beeidet worden fft, da foldhe Vorfragen der Beeidung 
nit bedürfen (RG. 5. Febr. 07, DIZ. 12, 772). 


2. Eine Gefeßesverlegung liegt nicht vor, wenn eine Befragung gemüß 
S 67 als bedeutungslos vom Richter unterlaffen wird (NG. 7. Mat 07, 
IM. 36, 558 = RN66t. 40, 157). 


3. Bol. $ 193 MESLGD. 
Riteratur: I ©. 153, 154. 
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8 68. 
Erheblide Zatfadhen, rihterlihe Befragung: 1154 8 68 Wr. 1; Vor- 
lefung des Protokolls aus der Vorunterfuhung: daf. Ar. 2; Urteil 
des Zeugen Über Tatfadhen: daf. Ar. 3. 


8 69, 
Beftrafung in derfelben Sade nur einmal: 1154 8 69. 


Giebenter Abfchnitt. Sachverjtändige und Augenjchein. 


Literatur: 

a) Beterjfon, Die Bedeutung der Sachverjtändigen (DIZ. 12, 908). — 
Verfaffer plädiert für eine dem Grundfaße der freien Beweiswürdigung ent- 
Iprechende. freiere Stellungnahme des Nidhters zu Sadhperjtändigengutacdhten, 
insbefondere, foweit der Geifteszuftand eines Angeklagten in Frage fteht. 

b) Zal. 1154, vor 8 174. 


8 74. 


1. Die analoge Anwendung des $ 22 auf den Sadverftändigen fit 
ausgefhloffen; es bedarf in allen Fällen der Ableynung durch die Prozep- 


beteiligten. 

„Die Ablehnung kann in Unwendung des $ 24 Ubf. 1 fowohl auf das Vorliegen eines 
AusichlieBungsgrunds — 88 22 und 23 — als aud) auf die Beforgnis der Befangenheit geftügt 
werden, fie fegt aber ftets voraus, daß ein Prozebbeteiligter von dem Nechte der Üblehnung 
Gebrauh mad, denn eine von Amts wegen zu verfügende Nusfhließung des Sachverftändigen 
kraft Gejeges kann nicht in Frage kommen, und Deshalb möülfen foldhe Tatfadhen, Durdy welche 
Die Ausfchliekung eines Richters kraft Gefeßes bedingt wird, gegenüber einem Sadverftändigen 
ftets im Mege der Ablehnung geltend gemacht werden.” 


(RO. 18. Suni 07, 5 D 158/07.) 

2, Der Befchluß, durdh den vor der Hauptverhandlung die Ablehnung 
eines Sadpverjtändigen feitens des Angeklagten für unbegründet erklärt 
wird, tft gemäß 8 347 mit der Befchwerde nit anfehtbar; 8 28 fchlägt 
nit ein, da nad) $ 74 die Sadverftändigen nur hinfichtlich der Gründe der 
mung: nicht Hinfichtlic” des Verfahrens den Nichtern gleichgeftellt find 
(BayObRG. 16. März 07, BayDbL66t. 7, 274). 

3. Gewerbeauffidtsbeamter bei fahrläffiger Tötung in einem Be- 
triebe: 1154 8 74. 

8 76. 


Abdf. 2: Der Begriff der dienjtlihden Intereffen ift im weiteften 
Sinne zu verftehen; es fällt darunter auch das ntereffe, das eine Behörde 
daran hat, daß das Gericht Über Fragen der ihr unterftellten Verwaltung von 
geeigneten Sacdpverjtändigen gutadhtlic unterrichtet werde (RG. 29. Tunt 06, 
GoltdArdh. 53, 441). 

8 79. 


1. Gibt eine Zeugenausfage erft in ihrem Verlaufe zu der Trage Anlaß, 
ob in Überfchreitung der Grenzen eines Zeugniffes ein Gutachten abzugeben 
lei, fo tt die nadhträglihe Beetdigung des Vernommenen als Sad 
verftändigen ftatthaft (RG. 13. Aug. 06, Bay. 2, 443). 

2, Menn ein fahhverftändiger Zeuge in feiner Ausfage gleichzeitig 
ein Outachten abgibt, fo tjt die Tatfache, daß er nur den Zeugeneid geleiftet 
bat, Rein Revifionsgrund; der Zeugeneid dDekt den Sadverftändigenetd 
(26. Aachen 10. Ian. 05 [vom RO. beftätigt], GoltdArch. 53, 306). 

3. Zur Vorbereitung des Gutachtens dienende tatfählihe Wahr- 
nehbmungen: 1154 8 79 Ar. 1; Abf. 2: Dienfteid: I 155 $ 79 Nr. 2a, b. 


8 80 
Abs. 2: Vgl. unten $ 147. 


216 B. Prozebredt. 


Riteratur: I 155 8 81. 3 8. 


1. Dem Zwedke des 8 81 können nur Öffentliche, das find vom Staate 
oder feinen Organen verwaltete — nit Privat: — Irrenanftalten dienen 
die dazu beftimmt find, geilteskranke Perfonen zu ihrer Beobachtung, Pflege, 
Heilung oder dauernden Verwahrung aufzunehmen Die in einer Gtraf- 
anftalt eingerichtete Srrenabtetlung fällt nit darunter (RG. 15. Tunt 05, 
PomSscr. 10, 57). 

2: Ubf. 2: Wirkung der Beftellung, Gebühren: I 155 8 81 Nr. 1; 
I 201 8 67 Ar. 1; Rechtsmittel: I 155 $ 81 Nr. 2; für aan 
der Beichwerde weiter: Tena 8. Febr. 06, Thür. 53, 281; Marienwerder 
9. Nov. 06, GoltdArh. 54, 102. 

3. MWiederaufnahbmeverfahren: 8 445 Nr. 2 WSIGD. 


5 84. 

Mer zwar als Sadjverftändiger geladen tft, aber nur als Zeuge ver- 
nommen wird, hat nur Anfprud auf Zeugengebühren (Rolmar 29. Aug. 05, 
ElfRoth3. 32, 326). 

8 85. M 


1. Für die Frage, ob ein Arzt die Zeugen- oder Sadverftändtgen- 
gerıyı beanfprudyen kann, c nicht Die Ladung, fondern der Inhalt der 
ernehbmung entideidend. Wusfagen i. ©. des $ 85 find Zeugenaus- 
fagen; ein Arzt, der fih darüber en hat, ob eine von ihm be- 
handelte Verlegung eine Stidh- oder Shußwunde tft, gibt jedoch ein 
Gutachten ab (BayübL©. 21. Tuli 06, BayObLGSGt. 7, 66). 
2. Vgl. 1154 $ 79 N. 1. 


Literatur: I 155 8 86. 5 86. 


Eine Vorfchrift, nad der der Beichuldigte zu belehren wäre, daB er zu 
körperlicher Witwirkung im Beweisaufnahmeverfahren (3. B. Bewirkung eines 
AUbdruks feiner Hand) nicht verpflichtet fei, befteht nicht, ift insbefondere aud) 
aus 8 86 nicht zu entnehmen (RG. 22. Dez. 06, Bay. 3, 173). 


Siteratur: I 155 $ 87. 8 87. 


Riteratur: 


Dr. med. Kornfeld, Ein Abänderungsvorfchlag der $$ 87 und 89 StPO. 
(Mecht 11, 489). — Der Auffag empfiehlt die Anordnung der Zuziehung eines 
Gerichtsargtes zur Leihenihau, fowie der Zuziehung nur eines Arztes mit 
einem tüchtigen Gehilfen zur Leichenöffnung — falls der Richter nicht mehrere 
Arzte für erforderlih Hält —, fowie Ausdehnung der Leihenöffnung nur fo- 
weit, als zur Feftjtellung der Todesurfadhe erforderlid) ift. 


8 89, 
©. $ 87, Literatur. 


Achter Abfchnitt. Beichlagnahme und Durcdjfuchung. 
Literatur: 1 155, vor 8 94. 
5 9. | 
Art der Verwahrung beftimmt Landesredt: 1155 5 94 Nr. 1; Rück 
gabe: I 156 8 111. er 


1. Sefahr im Verzuge liegt ftets vor, wenn der Richter nicht fofort zu 
erlangen ift und zur Wahrung des Ergebnifjes der Unterfuchung fofortige 
Sicherung notwendig fit. Das Merkmal der Verzugsgefahr tjt gegeben, wenn 
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es von dem die Beihlagnahme vornehmenden Beamten auf Grund 
pflihtmäßiger Erwägung feftgeftellt wird. An eine beftimmte Jorm 
ift die Beihlagnahme nicht gebunden; es genügt jede Anordnung, durch die 
dem Betroffenen zu erkennen gegeben wird, daß die Sache nunmehr zur Ver: 
fügung der Behörde gehalten werden müffe. Die Nihtberükfihtigung 
von tatfächlich vorliegenden Strafausfhließungsgründen madıt die Be- 
on nicht ungültig (Dresden 21. Tuli 06, SähfArd). 07, 286; vgl. I 155 
98 Ar. 1 


2. Breußifce Foftauffeher nit Hilfsbeamte der Staatsanwaltfchaft: 
1155 8 98 Wr. 2; Beichlagnahme einzuziehender Gegenftände: daf. Wr. 3 
— BayDbLG6EGt. 6, 282. Eis 


Eine Anordnung aus 8 99 ift im Strafvollftrekungsverfahren nidt 
mehr zuläfftg, da bier weder ein „Beichuldigter” vorliegt, nody die Voraus- 
fegung zutrifft, daß die Briefe ufw. für die „Unterfuhung” Bedeutung haben 
(Roftok 19. Okt. 06, Mec13. 25, 116 = GoltdArch. 54, 104). | 


8 100. 
„Befahr im Verzuge": 8 98 Ne. 1. 
8 102. 
Betreten zur Nachtzeit zur Ermittelung von Zeugen: I 156 8 102. 
Ziteratur: I 156 g 102. 
8 104. 
„Gefahr im Verzuge‘: $ 98 Nr. 1. 
8 105. 
„Gefahr im Verzuge": $ 98 Nr. 1. 
8 111. 


1. Über die Rückgabe von Affervaten entfcheidet die Behörde, zu deren 
Verfügung fte gehalten werden; werden widerfprehende Anfprüde 
nes jo entiheidet Das Gericht (Düffeldorf 13. April 07, NheinArdh. 

2. Es ift nicht Sade des Strafridters, im Wege des $ 111 darüber zu 
befinden, ob dDurh Verarbeitung bergeftellte neue, bei Gericht ver- 
wahrte Sadhen nad) den 88 946 ff. BGB. Eigentum des Eigentümers der 
durch Verarbeitung untergegangenen gejtohlenen Sade geworden find; der 
BenobIne ift auf den Zivilweg zu verweifen (Kaffel 26. März 06, GoltdArdh. 


3. Gegenjtände, die niht aus dem Beftt des Befhuldigten, fondern 
aus dem einer dritten PBerfon in den Gewahrfam der beim Strafverfahren 
beteiligten Behörden gelangt find, können nur im Falle der ausdrüklidhen 
ee diefer Berfon dem Verlegten ausgeantwortet werden (Kaffel 
19. av 06, GoltdArdy. 53, 299). 

4 Act unter 8 111 fallende WBeweisftücke: 1156 8 111. 


Neunter Abjchnitt. Verhaftung und vorläufige Feitnahme. 


Es ift zuläffig, gegen einen wegen Übertretung rechtskräftig zu Haft- 
trafe verurteilten Angeklagten diefe Strafe während der über ihn in einer 
anderen Unterfuchungsjacde nn. Unterfuhungshaft zu vollftreden; 
der Haftbefehl bleibt bejtehen, die Unterfuhungshaft wird unterbroden. Vor- 
ausfegung fit die Zuftimmung des nad $ 124 zuftändigen Geridts 
(BayOpL6. 31. Mai 07, Zuftizdl. 2, 41). 


218 B. Brozepredit. 


Literatur: 
| a) Winter, Verhaftung und vorläufige Feftnahme, Haftbefehl und Gted- 
brief (GefuR. 8, 69). — Der Auffag gibt eine gemeinverftändliche Darftellung 
der einichlagenden ftraf- und zivilretlihen Beltimmungen. 
b) gl. I ©. 156, 157. 


8 118, 
Literatur: I 157 8 118. 


8 114. 


Adf. 3: Eine vom Beihuldigten gegen den Haftbefehl eingelegte Be- 
Ihwerde wird mit Nedtskraft des Urteils wegen der Straftat, Hinficht- 
lih deren die Unterfuhungshaft verhängt worden, hinfällig; mit der Nedjts- 
kraft beginnt der Strafvollzug und fteht nicht mehr dem Gericht, fondern der 
Staatsanwaltfchaft die Entiehließung über Unterbredung oder Fortjegung der 
Vollftrekung zu (Rolmar 11. Febr. 05, Elfloth3. 31, 575). 


8 116, 


Nah Abf. 2 ift es unzuläffig, die Ubfendung eines Briefs eines 
Unterfuhungsgefangenen davon abhängig zu machen, daß in dem Briefe 
angegeben werde, daß und wegen welder ftrafbaren Handlungen fidh der 
Schreiber in Unterfudungshaft befindet (BayDbLG©. 13. Dez. 06, BayDbLG6Ct. 


7, 149 
Literatur: 


a) Hümmer, Hausarreft und StPO. (GoltdArdh. 54, 64). — Werfaifer be- 
zeichnet Die Volljtrekung der Unterjuhungshaft in der Form des Hausarrefts 
in beftimmten Fällen (4. B. Krankheit des Befchuldigten) für zuläffig, und 

führt aus, daß die Vorfehriften Über die Unterfuchungshaft auch auf diefe Art 
der Haft Anwendung leiden, daß die Vollftrekung durch Bewadung in der 
Mohnung oder ähnlichem erfolgt, und daß ein folder Unterfuhhungsgefangener 
einem im Gefängnis inhaftierten auch hinfichtlich der Vorfchriften der 88 347, 
60, 120, 121 StGB. und 88 125, 126 StPO. gleidjfteht. 
b) Vgl. I 157 8 116. 


g 121. 


Mit Antritt der Freiheitsitrafe wird die Sicherheit ipso jure frei; fie Bann 
insbefondere wegen noch nicht fälliger Geridhtskoften nicht zurüdkbehalten 
werden (BayohL2G. 11. Mai 07, Seuffßl. 72, 475). 


Riteratur: 5 123. 


a) Hümmer, Zur Auslegung des 8 123 StPO. (Recht 10, 1369). — Sit 
der im Haftbefehle angegebene Haftgrund weggefallen, dafür aber ein neuer 
EUISSILURN: fo muß der frühere Haftbefehl aufgehoben und ein neuer erlaffen 
werden. 

b) Seidenfhwarz, Unterfuchungshaft bei Ülberweifung an die Yandes- 
polizei (Bay2. 3, 285). — Verfaffer behandelt den Fall, wo lediglich wegen der 
Überweifung, nicht aber wegen der Freiheitsitrafe Berufung eingelegt wird, und 
kommt zu dem Schluffe, daß hier der Haftbefehl aufrecht zu erhalten fei, auch 
wenn etwa die Strafe als verbüßt gilt. Wenn der amtsanwaltfchaftliche An 
trag auf Überweifung abgelehnt fei, fo fei, wenn die Haft zur Sicherung der 
Ssteiheitsitrafe nicht mehr erforderlich, regelmäßig ein neuer Haftbefehl zu er- 
laffen. Nacd) rechtskräftiger Erledigung des Strafverfahrens fei für eine Unter- 
fuhungshaft Rein Raum mehr; der Verurteilte fei bis zur Entichließung der 
Zandespolizeibehörde der Poltzeihaft zuzuführen. 

c) Heldridh, desgl. (Bay. 3, 365). — Verfafjer polemifiert gegen die 
Geidenihwarzfhen Ausführungen. 
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8 125. 


Sind gegen den gleidhen Beichuldigten wegen verfchtedener Straftaten nad) 
und nach mehrere Haftbefehle erlaffen, fo können diefe je nad Anordnung 
der zuftändigen AUnterfuhungsbehörde (Staatsanwalt, Amtsrichter, AUnter- 
fuhungsridhter) gleichzeitig oder nadheinander vollftrekt werden; die 
Haftfrift des g 126 berechnet fich für jeden Haftbefehl Beener nah Map- 

abe feiner Vollftrekung. Eine Unterbrehung der Vollftrekung mit 
trkung für den Lauf der Haftfrift anzuordnen fft die Staatsanwaltichaft 
nicht befugt (Kolmar 18. Febr. 05, ElfRothZ. 31, 575). 


& 126. 
Zauf der Haftfriften bei Vorliegen mehrerer Haftbefehle: vgl. 8 125. 


Riteratur: 


a) Olbridht, Verhältnis mehrerer gleichzeitiger Haftbefehle zueinander und 
gut Strafvollftrekung (GoltdAcdh. 54, 218). — Verfaffer polemifiert gegen die 
usführungen Ronießkos in GoltdArd. 52, 188 (vgl. I 157 8 126 unter a), 
verteidigt feine früher aufgeftellte Behauptung von der Möglichkeit gleich» 
ettiger Vollftrekung mehrerer Haftbefehle und fchlägt folgenden Zufaß zu 
8 482 vor: „Die Anrechnung der Unterfuhungshaft erfolgt auch dann, wenn 
Diefe gegen den Ungeklagten gleichzeitig auch oder nur in einer anderen Sache, 
als in derjenigen, in der die Urteilsfällung erfolgte, verhängt war, fofern das 
a; nicht ausdrüklid etwas anderes beftimmt.” 
b) gl. I ©. 157, 158 $ 126. 


& 127. 


1. Die Befugnis des 8 127 AUbf. 1 fchließt das Net — als das mindere 
— ein, einem II NSUTLDINERDEN die in feinem Gewahrfam befindlichen, zu der 
Itrafbaren Tat in Beziehung ftehenden Sadhen, namentlich Überführungsftüce, 
wegzunehmen und zu befhlagnahmen, und zwar dies auch dann, wenn 
von der Feltnahme felbft Abjtand genommen wird; darauf, ob der Täter ftraf- 
rechtlich verfolgbar ift oder nicht, Rommt nichts an (NG. 29. Nov. 06, Bay2. 
83, 15 = a 86, 44; ebenfo RG. 3. Dez. 06, IM. 36, 412). 

2, „Befahr im VBerzuge": 898 Wr. 1. 


Zehnter Abjichnitt. Vernehmung des Bejchuldigten. 


Riteratur: 


Hauk, Die Trageftellung des Richters an den Beihuldigten und An- 
geklagten im Strafprogeß (Recht 11, 49). — Verfalfer befürwortet eine Ver- 
nehmung in der Weife, daß der Befchuldigte tunlichit aus fich felbft heraus den 
Sachverhalt darzulegen veranlaßt und, wenn nötig, nur in der unbefangenften 
MWeife durh Fragen auf den Gegenftand der Erörterung hingeleitet werde. 
Dies wird dur ein VBeifpiel näher beleuchtet. 


Eifter Abjchnitt. Werteidigung. 


Literatur: Friedmann, Der Kampf gegen die Verteidigung. Eine Studie aus dem Straf: 
gerichtefaal, 1906. 8 187 


1. Jeder Anwalt, der für einen ProzeBbeteiligten handelnd auftritt, ohne 
als Verteidiger beftellt oder gewählt zu fein, bat die erfolgte Bevoll- 
mädtigung nadhauweifen; in den Fällen der 88 170, 385 und 406 ins- 
befondere wird feine Vollmadt nit Thon dur feine AUnterfchrift gedeckt, 
vielmehr hat er die Vollmadten beizufügen. Bei an Triften gebundenen 
Prozeghandlungen muB er nachweifen, dab die Vollmacht innerhalb der für 
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die Handlung vorgefchriebenen Frift bereits erteilt war (Dresden 21. Dez. 05, 
SädhfArdh. 07, 92). Ä | 
2. Abf. 2: Wal. I 159 8 149. 


8 138. 


1. It auf Antrag des Angeklagten die Vernehmung des Vertetdigers 
als Zeuge angeordnet, fo kann er von der weiteren Verteidigertätigkeit aus- 
gefchloffen werden. Daß auf die von ihm zu bekundenden Zatfacdhen fich feine 
Pflicht zur Amtsverfhwiegenheit bezieht, ift, wenn der Angeklagte aus diefem 
Grunde nicht der Vernehmung widerfpricht, und jener auch tatfädhlich abgehört 
wird, beveutungslos (RG. 29. Tunt 06, IM. 35, 792; vgl. auh NG. 15. Okt. 06, 
DT3. 12, 240 = Geuffdl. 72, 297; f. 8 377 Nr. 5d). 

2. Beftellter Vertreter: ©. vor 8 337 WStGD. 
de gs A a 2: Bollmadıt, nad) 8459 auf gerichtliche Entfcheidung anzutragen: 

1 138. 


Literatur: I 158 $ 138. 


8 139, 
Vertretung des Brivatklägers: $ 431 Wr. 2. 


8 140. 


1. Ztff. 2: Vorliegen eines Verbredhens erjt in der Hauptverhand- 
Lung offenbar: I 158 $ 140 Nr. 1; Abf. 3 Sag 2: Necdhtzeitiger Antrag; 
Verziht auf VBeltellung: daf. Ar. 2; Anwefenheit des Vertetdigers in der 
Hauptverhandlung: I 183 8 377 Nr. 2b. 

2. Nechtzeitige Beltellung des Vertetdigers: 8 338 MSLGRB. 


8 141. 


1. Die Beitellung des Verteidigers hat auch für die auf Revifion er- 
neute Hauptverhandlung Geltung ohne Rüdficht darauf, daß in der er- 
neuten Verhandlung vom Angeklagten keine Anträge bezüglich der Verteidigung 
oder Ausfeßung der Verhandlung geftellt find; 8 145 gilt demnad aud hier 
(RG. 26. Febr. 07, IM. 36, 558 = RGGt. 40, 4). 

2. Rechtzeitige Beltellung: $ 338 MStGD. 

3. Gegen Ablehnung Befhwerde: 8 347. 

4. Borfigender kann nur beftellen, nicht ablehnen: I 158 8 141. 


8 147. 


1. Die in der ProzeBordnung enthaltenen VBorfchriften über Ukten- 
einficht feßen ein anhängiges Verfahren voraus. ft das Strafverfahren 
beendet, fo fteht den Gerichten die Geftattung der Akteneinfidht nicht ohne 
weiteres zu; die Befugnis zur Geftattung zu regeln, ift Sade der Landes- 
jufttzverwaltung (BayObt6©. 15. Febr.07, Seuff®t. 72, 452—BayObLG66t. 7,228). 

2. Auf die Erteilung von Abfhhriften von Protokollen über 
kommiffarifhe Vernehmungen hat der Verteidiger keinen Anfprud; 
das Gericht ift aber befugt, foldye zu erteilen; von diefer Befugnis wird es 
überall dort Gebraudh) zu madhen haben, wo die Akteneinfiht für den Ver- 
teidiger an zeitraubend fein würde, und es für die Sadje förderlich 
tft, wenn der Anwalt das Protokoll nit erft in der Hauptverhandlung 
kennen lernt. Der Vertreter des Privatklägers fteht in diefer Beziehung 
dem Verteidiger gleich (Q6. II Berlin 20. Nov. 06, SchlHolftAlnz. 07, 94 = 
KGBL. 07, 22; vgl. I 158.8 147 Nr. 1). 

3. „Ausfertigungen“ kennen die Reihsgejeße nur von Entfcheidungen, 
nit uber von Protokollen. Die Erteilung von Abfchriften fteht im Er- 
mejjen des Geridts; die Ablehnung der Erteilung einer folchen, „weil der 
Antragfteller fte fich jelbit verfchaffen kann“, ift daher gerechtfertigt (LG. Kiel 
27. Sept. 06, ZfDGerSekr. 18, 156). 
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4 Art und Weife der Akteneinfiht nah Ermelfen des Vorfißenden: 
I 158 8 147 Qt. 2. | | 


Literatur: I 159 8.147. 
8 148, 


Abf. 2 ermächtigt den Vorfigenden nur, falls Bedenken gegen die Aber- 
mittelung eines Briefs an den Verteidiger beftehen, die Meiterbeförderung zu 
verhindern. Eine Abfchrift des Briefs behufs Einverleibung in die 
Akten anfertigen zu laffen ift der Vorfigende nicht befugt; ift der Brief für 
die Unterfuhung als Beweismittel von Bedeutung, fo unterliegt er, falls er 
nicht freiwillig herausgegeben wird, der Beifhlagnahme nad) 88 94 ff. (Bay- 
DHRS. 10. Zuli 06, Seuffßl. 72, 36 = BayObL66t. 7, 54). 

Riteratur: I 159 8 148. 
8 149, 


1. „Sit zwar der Vater eines minderjährigen Angeklagten in der Haupt- 
verhandlung mit erfchtenen, hat er aber nicht das Verlangen geftellt, als Bei- 
ftand feines Sohnes zugelafjfen und zum Wort verjtattet zu werden, fo hat er 
keinen Anfprud) darauf, als Beiltand angefehen und behandelt zu werden“ 
(RG. 20. Sept. 07, 2 D 444/07; vgl. auch I 159 8 149 Nr. 2). 

- 2, Abhaltung der Hauptverhandlung gegen einen Minderjährigen vor 
der angejegten Terminsftunde ungzuläffig: I 159 8 149 Nr. 1. 


Riteratur: Vgl. I 148 unter Abhandlungen (Buddee). 


8 150. 

1. Dem als Verteidiger beftellten Anwalt find auch für Einlegung und 
Begründung eines Redhtsmittels nah Maßgabe der Gebührenordnung 
Gebühren aus der Staatskaffe zu zahlen (BayOhRG. 19. Febr. 07, Seuffßl. 
72, 450 = BayDpL66t. 7, 229; vgl. 1159 8 150 Ar. 2 = SchlHolftAinz. 06, 352 
— GoltdArd. 54, 96). 

2. Schreibgebühren; Gebühr für ein Gnadengefudh: 1159 8150 Nr. 1. 


3mweifes Buh. Perfahren in erflier Infan. 
Eriter Abfchnitt. Öffentliche Klage. 
8 153. 

Bildet ein fortgefegtes Vergehen den Gegenftand der Anklage, fo ijt 
die Eröffnungskammer nicht gehindert, ihrer Entiheidung außer den in der 
Anklageichrift befonders hervorgehobenen Einzelhandlungen aud andre, die 
mit dem Anklagematerial ihr zugänglich gemadıt find, zu berüdfichtigen, To- 
weit fie in den Kreis der das fortgejeßte Vergehen bildenden, der Anklage 
zugrunde liegenden VBorkommniffe fallen. Ebenfo ift das erkennende Gericht 
feinerfeits befugt, in derfelben Beziehung über den Nahmen des Eröffnungs- 
befchluffes Hinauszugehen (RG. 6. Nov. 06, SähfArch. 06, 569). 


Zweiter Abjchnitt. Worbereitung der öffentlichen Klage. 


Biteratur: Mittermaier, Die Reform des Vorverfahrens im Strafprozeß, 1906. 


, 


Riteratur: I 159 8 156. 


Ziteratur: I 160 8 158. ae 
Abf. 2: Geltung nur für das Vorverfahren: I 160 8 160 Nr. 1; Sehlen 
des Strafantrags: daf. Ar. 2; Wernehmung eines Zeugen darüber, welcher 
Straftaten fi) der Befchuldigte [huldig gemacht, unzuläffig: daf. Ar. 3. 
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Literatur: 8 166. 
Sreymuth, „gusiehung des richtigen Gerichtsfchreiberse (DIZ. 12, 124; 
vgl. au) ZDGerSekr. 18, 72). — Verfaffer bezeichnet die Praris, bei aus- 
wärtigen Terminen der Kofteneriparnis halber einen Gerichtsichreiber des für 
den Terminsort zuftändigen Amtsgerichts beizuziehen, als mit dem ©eifte der 
Gefeßgebung nicht im Einklange ftehend und daher bedenklid). 


170. 

1. Verlegter: 3 

a) Als Verlegter ift anzufehen, wer durch das behauptete Deltikt in 
fetnen — privaten oder Öffentlichen — Rechten unmittelbar gefhädigt ift, 
bet DO BIEIEN: Meineide der auf Grund der in Trage kommenden Zeugen- 
ausfage Verurteilte (RMO. 25. Aug. 06, AMG. 10, 188), 

b) „Berlegter”: 1160 8 170 Ar. 1: I 206 8 247 Nr. 2. 

2, Die zweiwödige Frift ift nicht dadurch erjtreckt oder erneut in Lauf 
gefeßt, daß der von der Staatsanwaltichaft AUbgewiejene fich mit wiederholter 
Eingabe an die Staatsanwaltidhaft gewendet und darauf nochmals ablehnenden 
Beicheid erhalten hat (Kaffel 27. Sept. 06, GoltdArdy. 54, 99). 

3. Verfahren aus 8 170 nah Abfhluß der Vorunterfudung: I 160 
8 170 Nr. 2; AUrmenredht unzuläffig: daf. Ar. 3; Beihwerde an die 
Randesjuftizverwaltung: daf. Ar. 4; Frift für Begründung: daf. Ar. 5; 
Miedereinfegung: daf. Ar. 6; Antrag auf gerihtlide Entfhetdung: 
Betordnung eines Anwalts unzuläffig: daf. Ar. 7a; Antrag im Falle des 
8 416 bei VBerneinung Öffentlihen Intereffes unzuläffig: daf. Wr. 7b; 
Borausfeßungen: I 161 8 170 Nr. 7c, d; Subftantiterung des Sadıver- 
hältniffes: daf. Wr. 7e; Bezugnahme auf beigefügte Schrift unzuläffig: 
daf. Ar. 71; Wiederholung der Anzeige: daf. Wr. 8; Anklage troß ver- 
[päteten Antrags kein Revifionsgrund: daf. Ar. 9. 


Riteratur: [ 161 8 170. 
8 172. 


Abf. 2 greift auh Plag, wenn früherer Antrag vom gefekliden 
Vertreter geftellt: I 161 8 172. 


Dritter Abfchnitt. Gerichtlicde Vorunterfuchung. 
Literatur: I 161. Hierüber: Aulemann: Die Neform der Vorunterfuchhung, 1904. 
Ziteratur: 

Scholz, Der Unterfuhungsrichter (Recht 11, 1117). — Verfaffer empfiehlt 
Abfhaffung des Inftituts des Unterfuhungsridters und dafür, ähnlich wie 
Eu 2 ia eafperjobien, Ausftattung des Staatsanwalts mit richterlichen 

nktionen. 


Riteratur: 3 178. 


a) Schloeffer, Die Vorunterfudhung in den zur Zuftändigkeit der Schöffen- 
gerichte gehörigen Sadhen (DIZ. 12, 121). — Berfaffer führt an der Hand 
eines praktiihen Falls aus, daß für die Beurteilung der Zuläffigkeit der 
Borunterfuhung ausichließlich maßgebend fei, wie die Tat fih nach der An- 
klagebehauptung darftelle; es fet demnadh nicht zuläffig, die Vorunterfuhung 
deshalb zu Ichließen, weil fich in deren Verlauf herausgeitellt habe, daß die 
Zat zur Zuftändigkeit der Schöffengerichte gehöre. 

b) Gläßner (9T3. 12, 596) bekämpft unter gleicher Überfchrift diefe 
Ausführungen ‚Scdjloejjers. 8 188 


Die nahträgliche Ergänzung eines Über eine Zeugenvernehmung auf- 
genommenen Protokolls durch den vom Nidhter und Gerichtsichreiber unter- 
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Ichriebenen Vermerk, daß der Zeuge beeidet worden ift, vermag die Erfüllung 
der Formovorfchrift des Abf. 2 nicht zu erfegen und fteht jedenfalls einer WVer- 
lefung des Be in der Hauptverhbandlung gemäß $ 250 entgegen 
(Dresden 16. Jan. 07, SAHDTG. 28, 97). 


8 188, 
ft eine Vorunterfudung gegen drei beftimmte Berfonen eingeleitet (8 177), 
fo ift doch die an einen Über die Täterfchaft der Angefhuldigten vernommenen 
Zeugen gerichtete Frage nach der Täterfhaft einer bisher noch nicht angefchul- 
digten vierten Perfon zuläffig und ihre Beantwortung im Weigerungsfalle 
erzwingbar (Karlsruhe 13. April 07, BadNRpr. 73, 141). 


g 191. 


Abf. 3: Zt ein in Amerika vom zujtändigen Ronfulat zu vernehmender 
Zeuge auch dort fehwer zu erlangen, fo ift es geredhtfertigt, wenn der Konful 
von dem zur Vernehmung angejeßten Termine die Beteiligten nicht erit be- 
nadridhtigt (RO. 25. Jan. 07, SähjArdh. 07, 138). 


8 194, 


8 198, 


Beendigung der Zuftändigkeit des Unterfudhungsridhters: I 161 $ 195 
Nr. 1; Ergänzung der Vorunterfuhung: I 162 8 200. 


Bierter Abjchnitt. 
Entideidung über die Erröffnung des Hauptverfahrens. 
8 198. 


Eröffnung ohne Anklageldhrift, Anklagefhrift ohne AUnter- 
Eh 1162 8 198 Nr. 1; wefentlihe Ermittelungsergebniffe: daf. 
r.. 2; 


8 200. 
Beihwerde gegen Annahme anderer Zujtändigkeit: I 162 8 200 
Ne. 1; Erfuhen um Ergänzung der Anklagefdhrift: daf. Nr.2; Gehör 
der Beteiligten nach) Beweiserhebung: daf. Ir. 3. 


Literatur: I 162 8 200. 
8 208. 


Bei vorläufiger Einftellung des Verfahrens wegen Abwejenheit des Be- 
Ihuldigten fteht ein Befhwerderedht, foweit ein foldhes überhaupt befteht, 
hödhftens dem Befchuldigten und der Staatsanwaltfchaft zu. Dritte Perfonen 
haben Kein Befchwerderedht; insbefondere Bann auch eine VBelhwerde nicht 
Erfolg haben, die fih darauf ftüßt, dab ein Auslteferungsbegehren Erfolg 
haben werde, denn über den Erlaß eines joldhen jteht lediglid) dem zuftändigen 
Gericht die Entjchliegung zu. Ein Fall des 8 346 Abf. 2 ift aber nicht ge- 
geben (Kaffel 1. Nov. 06, GoltdArch. 54, 99). 


8 205. 

Mangelhafte Abfaffung des Eröffnungsbeidluffes Hinfichtlich 
der Subftantiterung der Tat ift dann Rein Revifionsgrund, wenn der Beichluß 
aus der Anklagejchhrift unter Zuhilfenahme des Inhalts derfelben der- 
geitalt ergänzt werden kann, daß der Angeftellte Über feine Tragweite 
nicht im Zweifel fein kann. Bei der Anklage aus $ 186 StGB. gehört die 
ae me al der behaupteten Tatfadhen nicht zum Tatbeftande (NG. 
1. Okt. 06, Seuffßtl. 72, 298). 


Vogl. 8 147. 
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8 208, 
8 208 ausgefdhloffen nad Urteilserlaß: I 162 $ 208 = Baydb- 
LO6t. 6, 253. a 


Abdf. 1: Gegen gleichzeitige Ablehnung des Antrags auf Vorunter- 
fuhung fofortige Befchwerde: I 162 8 209 Nr. 1, 2; Abf. 2: für Dritte 
kein Befhwerderecht: I 163 8 209 Nr. 3. 


8 210. 


Eine neue Tatfadye oder ein neues Beweismittel liegt nicht vor, wenn die 
zu beweifende Tatfache und derjenige Zeuge, der dieje bekunden foll, jhon vor 
Erhebung der eriten Anklage aktenkundig war, wenn aud eine Vernehmung 
des Zeugen nicht ftattgefunden hat; erneute Anklageerhebung unter Benennung 
diefes Zeugen ift daher unzuläffig (LG. Hirfchherg 22. Dez. 06, Breslau l&.20, 9). 


Literatur: 3 2ıl. 
a) Mayr, Das ae Verfahren (Bay3. 3, 357); 
b) derjelbe, PBrompte Strafjuftiz (DIZ. 12, 394). — Verfaffer empfiehlt 
in beiden Auffägen Einführung des abgekürzten Verfahrens 1. ©. des 8 211 
ee 1 aud für Strafkammerfadhen und bzw. Verbreden in einfach gelagerten 
adhen. | 


Fünfter Abfchnitt. Vorbereitung der Hauptverhandlung. 
g 214. 
Unterlaffung unfhädlid, falls nit gerügt: I 163 $ 214. 


8 216, 

1. Verzicht auf Einhaltung der Frift: 1 163 $ 214 Nr. 1; Vertagung 
der Hauptverhandlung: daf. Nr. 2. 

2. DBgl. $ 267 MStGD. 

8 217. 

1. Die Anzeige von der Wahl eines Verteidigers muß durch den Un- 
geklagten fetbft oder einen legitimterten Vertreter desfelben erfolgen; 
es genügt nicht, daß jemand, der nad $ 138 als Verteidiger wählbar tft, 
fih als folder beim Gericht meldet, ohne den Auftrag des Angeklagten nadı- 
zuweifen (RG. 6. Dez. 06, Seuff®tl. 72, 348; vgl. I 163 8 217 Nr. 2) 

2. Solge der Wichtladung: 1163 $ 217 Nr. 1; zuftändiges Gericht im 
Talle des $ 78 GVBG.: daf. Ar. 3. 


8 219. 
Richterlihe Feftfegung der Zeugengebühren: 1163 $ 219 Ar. 1 = 
BayDbLG56St. 6, 206; Abf. 3 verleiht dem Angeklagten keinen Anfprud 
auf Vergütung der von ihm gezahlten Entihädigung: daf. Nr. 2. 


g 221, 


Die Vorfchrift des $ 221 bezieht fi nur auf Zeugen und Sacdverftändige. 
Auch das Gericht tft nicht gehindert, andere Urkunden, als die in der An- 
Rlagefchrift als Beweismittel bezeichneten, zur Aufklärung des Tatbeftandes 
” nn zur Verlefung zu bringen (RO. 7. Dez. 06, IM. 

m | 8 222, 


1. Borausfeßungen amtswegen zu prüfen: I 164 $ 222 Ar. 1; 
Schwangerfhaft: daf. Nr. 2, 3; erfchienener, aber nicht vernehmungs- 
fähiger Zeuge: daf. Ar. 4 = DTZ. 12, 68. 
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2. Nihteidlihde NWernehmung: vgl. 8 20 des ©. betr. d. Organ. d. 
Bundeskonfulate. | 

8. Abi. 2: , 

a) Bei Beurteilung der von Fall zu Fall zu prüfenden Frage, ob eine 
Entfernung eine große 1. ©. des $ 222 fet, ift insbefondere zu prüfen, ob 
die dem Zeugen oder Sadverftändigen zugemutete Mühe der Reife und der 
dadurdh erwadlfende Kojtenaufwand nidt in einem Mißverhältnis zum 
Gegenftand der Unterfuhung ftehen würde (Frankfurt a. W. 19. San. 07, 
Srankffiundicd. 41, 47). 

b) Enticheidend ift die Entfernung des Aufenthaltsorts des Zeugen, 
d. 5. des Orts, an weldhem er dauernden Aufenthalt, wenn aud) nur für eine 
gewilte Zeit, genommen hat; daß er am Tage der Hauptverhandlung fi) ohne 

ufgabe diejes feines Aufenthaltsorts zufällig und vorübergehend an einem 
näheren Orte aufhält, tft einflußlos wenigjtens dann, wenn dies dem Gericht 
nit bekannt war (RG®. 2. Okt. 06, IM. 35, 792). 
06) Daß der in Rede ftehende Zeuge Im Bezirk des erkennenden 
Gerihts wohnt, fchließt die Anwendbarkeit des Abf. 2 nicht aus (NG. 
18. Dez. 06, IWW. 36, 413). 


Literatur: I 164 $ 222. 


& 228, 


Bei Zeugenvernehmung im Auslande muß das Intereffe des Angeklagten 
an feiner Anwefenheit im WVernehmungstermin zurüdtreten, wenn fie zum 
Verluft oder der Nichtanwendbarkeit des Beweismittels führen würde. Hat 
das deutiche Gericht alles getan, die Zulaffung zu erwirken, fo genügt dies. 
Daß das Ausland die Teilnahme des Verteidigers nicht geftattet, bildet, auch 
wenn unberedtigt, vom Standpunkte der inländifchen Gefeggebung ein tat- 
fächliches Hindernis (RG. 31. Wat 07, IW. 36, 558). 


Sechjfter Abjchnitt. Hauptverhandlung. 
8 225, 


„Hauptverhbandlung” = wefentlidhe Beltandteile derjelben: I 164 
8 225 Ar. 1; notwendiger Verteidiger: 11838 277 Nr. 2b. 


8 227. 


1. „Beantragt der Angeklagte Ausfeßung der Verhandlung, um die 
Adreffen von Zeugen zu ermitteln, fo muß er vom Geriht auf den Antrag 
bejchteden werden, aud wenn er am Schluffe der Verhandlung lediglich feine, 
ut beantragt, ohne den Antrag zu wiederholen” (RG. 27. Zuni 07, 
1 D 510/07). 

2, Terminsftunde: I 164 8 227 Nr. 1; Abf. 2: Vertreter des Neben- 
klägers: daj. Wr. 2. 

3. Bol. auch I 207 8 275 MStGD. 


8 228. 

Bol. 8 276 MSLEO. 
232, 
Literatur: 3 
AImmerwahr, Strafverhandlung öffentlicher en Ver- 
fönlides Erfcheinen (DI3. 12, 1142). — Verfaffer empfiehlt die Ausdehnung 
des Abf. 1 auch auf die Fälle, in denen der Angeklagte aud) aus $ 200 StGB. 
angeklagt ift, da nad) dem jeigen Mortlaute und der Anlicht des Neichs-- 
gerichts eine Entbindung vom Erjcheinen in folhen Fällen nidht angängig ift. 


Warneyer-Rofenmüller, Jahrbud. 2. Jahrg. 15 
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8 236. 

„Die Verbindung oder Trennung zufammenhängender Saden entfcheidet 
der Nichter gemäß 8 236 StPO. ausfhließlihd nah Gefihtspunkten der 
Zwekmäßigkeit; eine Rüge nad diefer Richtung entbehrt jeder MWirkfam- 
Reit. — Auch eine Verbindung von zwei Straffahen, von denen die eine 
bei der Strafkammer in erfter Inftanz, die andere in der Berufungs- 
a ift, erfcheint ftatthaft (ARGGSt. 20, 161)" (RG. 23. Sept. 07, 
1 . 


8 237. 

1. Vorhalte von Umftänden und Tatfadhen, die der Vorfigende aus dem 
Inhalt der Akten kennt, und die zur Be- oder Entlaftung des Angeklagten 
dienen, feitens des Vorfigenden an den Angeklagten find — unbeicdhadet der 
Vorichrift des 5 249 — zuläffig (NO. 6. April 07, GSeuffßt. 72, 658). 

2. Es tjt zuläffig, daß der Vorfigende den Inhalt des Protokolls über 
die richterlihe Vernehbmung des Angeklagten im Vorverfahren 
duch WVorhalte gegenüber jenem zum Gegenftande der Verhandlung und 
Beweisaufnahme madht mit der Wirkung, daB aus Anlaß der Erklärungen 
des Ungeklagten der Inhalt des Protokolls bei der Beweiswürdigung in 
Erwägung gezogen wird, ohne daß eine VWerlefung des Protokolls erfolgt 
tft (RG. 11. Febr. 07, DITZ. 12, 772). 

8. Abf. 2: Vgl. 8 292 MStGD. 


Literatur: Ä 

Leitende Gefihtspunkte fürQVorftigende in Strafverhandlungen 
(Recht 11, 562). — Unter diefer Überjchrift wird eine VD. des Öfterreichifchen 
Jufttzminifters wiedergegeben und befprocdhen, die den Zwek hat, den Vor- 
figenden Winke darüber zu geben, in weldher MWeife die Würde und das An- 
fehen des Gerichts in den Öffentlichen Verhandlungen zu wahren ift, und 
betont, daß die darin feitgelegten Grundfäge aud für Deutihland maß- 
gebend find. 

8 238, 


Ausfprade von Zeugen untereinander: I 164 8 238. 


8 239. 


Tragen während der Vernehmung unzuläffig: I 164 8 289 Ar. 1; leife 
Befprehung zwiihen Verteidiger und Ungeklagten: 1165 $ 239 Nr. 2. 


Ziteratur: I 165 $ 239. 


8 240. 
. Tragen nad VBorftrafen der Zeugen: I 165 8 240 Nr. 1; Abf. 2: 
Gänzlihe Entziehung des TFrageredhts: daf. Nr. 2. 


1. Abf. 2: 8 22. 

a) Vgl. 8 297 MESLGD. 

b) Werden zwei Sadren zu gemeinfhaftlider Verhandlung ver- 
bunden, fo mülfen an fih die Eröffnungsbefchlüffe in beiden Saden 
verlefen werden. Wird nur einer davon verlefen, fo ift diefe Gefeßes- 
verlegung wenigftens dann kein NRevifionsgrund, wenn in dem verlejenen 
Beichluffe in irgend welcher Weife au der anderen Tat dergeftalt Erwähnung 
getan wird, daß das Geriht und der Angeklagte dadurh au Über diefen 
Verhandlungsgegenftand unterrichtet werden (R®. 31. Tan. 07, Seuff81.72, 490). 

c) Es tjt nicht unzuläffig, var der Vorfigende des Schwurgeridhts nad 
VBernehmung des Angeklagten zur PBerfon den Gefhworenen zum Verftändnis 
der im Eröffnungsbeidhluß bezeichneten Tat eine Rurze Mitteilung über die 
Sadlage” madt, mithin ledigli eine Erläuterung, Verdeutlihung des Er- 
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öffnungsbeichluffes anknüpft, um darauf hinzuweifen, um was es fi über- 
haupt handelt. Nicht zuläflig Dagegen wäre — vgl. R5Gt. 32, 318 — eine 
kritifhe Darftellung des Sachverhalts, „wie er fih nad) den bisherigen Er- 
mittelungen darftellt” (RG. 28. Jan. 07, Seuffßt. 72, 443). 

2. Abf. 3: Außer den dur AUbf. 3 und 8 136 gelegten Schranken be- 
ftehen Keine weiteren für das Fragereht des Vorfigenden; es hängt von 
deffen pflihtmäßigem Ermeffen ab, welche befonderen Fragen er an den Un- 
geklagten fonft noch richten will, um den Sachverhalt aufzuklären. Eine 
Ermahnung zur Xblegung eines Öeftändnijfes zu Beginn der Ver- 
= Angeklagten ift daher nicht unzuläffig (RG. 22. Dez. 06, 

ayJ. 3, 173). 

3. AUbf. 4: „Aus dem Umftand, daß ein Zeuge einem Teile der Verhand- 
lung ohne Erlaubnis beigewohnt hat, kann eine Nichtigkeit des Verfahrens 
nicht hergeleitet werden” (RG. 20. Sept. 07, 5 D 290/07). 


Riteratur: 

a) Oppler, Die Voritrafen in der Hauptverhandlung (DIZ. 12, 647). — 
BVerfaffer wendet fi) gegen die allgemein geübte Bekanntgabe der Voritrafen 
des Angeklagten durd den Vorfigenden auch in folchen Fällen, in denen diefe 
auf die Beurteilung der Tat keinen Einfluß üben, und ftellt beftimmte Grund- 
fäge auf, nach denen bei Bekanntgabe der Vorftrafen zu verfahren ift. 

b) Börger, Die Vorftrafen in der Hauptverhandlung (DI3Z.12, 1021). — 
Verfaffer ftiimmt den Ausführungen Opplers zu. 

c) gl. oben ©. 207 (Reform), Literatur unter g und I 165 8 242. 


8 248, 

1. Befteht über die Tragweite eines Beweis- oder Vertagungsantrags 
Zweifel, fo bat der Vorfigende durh Befragung auf die Klarftellung 
binzuwirken; werden fadhgemäße Erklärungen nicht abgegeben, fo tit dies 
im Protokoll zu vermerken; es it unzuläffig, einen folhen Antrag mit Gtill- 
hweigen zu übergehen, vielmehr m alsbald in der Verhandlung oder im 

rteil darauf Beihluß gefaßt werden (RG. 12. Okt. 06, Bay. 3, 18). 

2. Die Gefhworenen haben, abgefehen von der ihnen durd) $ 291 ein- 
geräumten Befugnis, kein NRedht zur Einwirkung auf den Gang der Verhand- 
lung und den Umfang der Beweisaufnahme; die Ablehnung eines Antrags 
des DObmanns auf Vernehmung eines Sadperftändigen ift daher fhon aus 
diefem Oefichtspunkte gerechtfertigt (RG. 11. April 07, Seuffßt. 72, 658; f. aber 
1 175, Literatur vor $ 279). 

3. Die Ablehnung von feitens eines Witangeklagten geitellten Be- 
weisanträgen, denen der andere Angeklagte fi nicht angejchlojfen hatte und 
hinfichtlich deren auch nad ihrem Wortlaute nicht anzunehmen ift, daß fie auch 
für diefen geitellt feien, kann von diefem nicht als unzulällige Beichränkung 
leiner Verteidigung geltend gemacht werden (RO. 13.Nov. 06, BayZ.3, 109). 

4. Die Ablehnung der Vernehmung eines Zeugen, der bekunden foll, daß 
der Mitangeklagte unglaubwürdig fei, aud Tatfadhen anführen foll, 
aus denen fich dies ergibt, mit der Begründung, „daß unterftellt werde, daß 
Die Zeugen bekunden würden, was fie bezeugen follten”, ift unzuläffig, weil 
beftimmte Tatfadhen vom Angeklagten gar nicht angegeben find, das Gericht 
alfo nicht wiffen kann, welche Tatfachen die Zeugen anführen werden. Sodann 
aber kann ein Beweisantrag nur abgelehnt werden, wenn die TZatfacdhe, die 
bewiefen werden foll, als wahr angenommen, nicht aber [don dann, wenn 
unterftellt wird, die Zeugen würden diefe Tatfahe bekunden (RG®. 
14. ee. 07, ZW. 36, 559). 

5. Der Grundfaß, daß die Erhebung eines Sadhverftändigenbeweifes 
vom pflichtmäßigen Ermefjen des Gerichts abhängt, hat aud für das [hwur- 
gerihtlihe Verfahren Geltung. Bei Ablehnung des Antrags auf Er- 
bebung diefes Beweifes muß aber die Begründung des Beichluffes au in 

15* 
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verftändlicher Weife erfehen laffen, warum die Ublehnung erfolgt. Daher ift 
Die Begründung, der Antrag werde „als tatfählih unbegründet” ab- 
gelehnt, nicht genügend, weil die Gefchworenen daraus nidht entnehmen können, 
welde Gefihtspunkte dabei für das Gericht maßgebend waren, und dem- 
A in der Lage find, etwa ihrerfeits eine Anregung zu geben (R®. 
15 r3 07, Bay2. 3, 258). 

6. Ablehnung von Beweisanträgen, weil fie nur zum Zwede der 
VBerfhleppung der Sade geftellt feien, ift an fi nicht unzuläffig; es be- 
darf jedod) hier einer befonders forgfältigen Begründung der Annahme, daß 
der Antrag den angegebenen Zwed verfolge, der bloße Ausdruck des Über- 
zeugtfeins davon genügt nicht (NG. 22. Tan. 07, Bay. 3, 148). 

7. Zeder Beweisantrag muß erkennbar werden laffen, über welde Tat=- 
fahen und mit welden Mitteln Beweis erhoben werden foll (8 218); diefem 
Erfordernis entipriht die Erklärung des Verteidigers, daß er fi dem An- 
trage des Staatsanwalts auf Vertagung und Ladung eines Belaftungs- 
zeugen anfchließe, nicht (RG. 12. Juli 06, IM. 35, 792). 

8. Die Erklärung des Ungeklagten, er glaube nicht, daß der Zeuge 
beftimmte Angaben maden könne, tft Rein genügender Grund zur Ablehnung 
feines Beweisantrags (R®. 7. Febr. 07, IM. 36, 558). 

9. „Die Begründung der Ablehnung eines Beweisantrags muß erfehen 
laffen, ob das Geriht den Antrag für rehtlich oder tatfählidy unerheb- 
lich erachtet hat, und ferner die Erwägungen wiedergeben, aus denen die 
Unerheblidhkeit gefolgert wird, damit die Unterlage für die Nachprüfung 
der Henifionsinftang dargeboten wird (R56Gt. 1, 189; R6XIpr. 1, 331)" (MO. 
1. Okt. 07, 5 D 471/07). 

10. Der Antrag des Angeklagten, durh Abhörung eines Zeugen zu er- 
mitteln, ob eine zu des Angeklagten Gunften [prechende Tatjache vorgelegen 
habe, ift Rein Beweisantrag 1. ©. des Abf. 2; feine Ablehnung ift daher Rs 
aus diefem Grunde keine unzuläffige Befhränkung der Berteidigung (RO. 
13. Sept. 06, IW. 35, 792). 

11. Es ift zuläffig, den Antrag auf Ausfeßung der Hauptverhandlung 
zum Zwede der Ladung eines Zeugen deshalb abzulehnen, weil nad) den bis- 
herigen a anzunehmen, daß der Zeuge nidht auffindbar tft 
(RO. 24. Ian. 07, BayZ. 3, 213). Ä 

12, Es tft zuläffig, den Antrag auf Beweiserhebung über eine den Un- 

eklagten entlaftende Tatfache mit der Begründung abzulehnen, daß deren 
Wascheit unterfieilt werde (RO. 30. Okt. 06, AG6t. 39, 281; vgl. I 165 
243 Ar. 1). 


18. Die Ablehnung eines Beweisantrags, foweit Zeugen benannt find, 
die wegen ihrer Beziehung zur Sache oder zur Perfon des Angeklagten nur 
unetdlich vernommen werden dürfen oder wenigftens nad richterlichem Er- 
meffen unbeetdigt bleiben können, tft zuläfftg, fofern im Wangel des Eides- 
zwangs eine wahrheitsgemäße Ausfage des Zeugen nicht zu erwarten 
Steht (RG. 19. April 07, SähjArdh. 07, 397). 

14, Eine bloße un Beweiswerts eines angebotenen Be- 
weismittels rechtfertigt nicht die Ablehnung eines Beweisantrags, insbefondere 
nicht jeden Verdadt der Teilnahme eines benannten Senden an der Straftat, 
bzw. nicht jede Angetrunkenheit eines Zeugen ohne Rückfiht auf Grad 
und Wirkung (RG. 27. März 07, GoltdArdh. 54, 303). 

15. Es ift unzuläffig, den Antrag auf Vernehmung eines Zeugen über 
die Glaubwürdigkeit eines anderen Zeugen deshalb abzulehnen, weil 
der Verfuch des Angeklagten, des leßteren Zeugnis zu erfchüttern, [don hin- 


itlid anderer Zeugen nicht gelungen jet. 
„Damit ift der Grundfaß verlegt, dab erft nad Erhebung des angebotenen Bewelfes, 
Durch den ein Gegenbeweis gegen eine den Angeklagten belaftende Tatfadye, fet es direkt 
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oder dur Anfechtung der Glaubwürdigkeit der Husfage eines Zeugen geführt werden folt, 
zu ermeffen ift, welche Bedeutung der Uusfage des neu benannten Zeugen beizulegen tft, und 
ohne Erhebung des Beweifes das Ergebnis nicht als zuumgunften Des Angeklagten ausgefallen 
angenommen darf.“ 

(RG. 11. Tunt 07, 4 D 165/07.) 

16. Die Ablehnung des Antrags des Angeklagten, den Yehrer von als 
Zeugen vernommenen Kindern „als Leumundszeugen” zu vernehmen, mit 
der Begründung, daß keine einzelnen Tatfachen angegeben feien, Über die der 
zeuge zu vernehmen fet, und weil durch andere Zeugen feltgeitellt fet, daß die 

inder nicht unglaubwürdiger feien, als andere Kinder ihres Alters, enthält 
eine unzuläffige Beihränkung der Verteidigung und eine unzuläffige a 
nahme des Beweisergebnijfes (RG. 19. März 07, Bay. 3, 279; ähnlih RO. 
26. April 07, Bay. 3, 328). 

17. Charaktereigenihaften eines Wenfhen können an fi Gegen- 
ftand eines Zeugenbeweifes fein; die Ablehnung eines Antrags auf 
Erhebung eines folden Beweifes aus dem Grunde, „weil das Gericht bereits 
auf Grund der bisherigen Erhebungen vom Nidhtvorhandenfein der frag- 
lichen Eigenfchaften überzeugt fet”, ift nur zuläffig, wenn damit gefagt fein 
foll, daß gegenüber den bisher bekundeten, das Nichtvorhandenfein der frag- 
lien Eigenfchaften beweifenden Tatfacdhen die ar zu bekundenden un- 
erheblich fein würden, nicht aber dann, wenn das Gericht damit Über den 
gegenfeitigen Wert der fhon erhobenen und noch zu erhebenden Beweife im 
voraus enticheiden will (NG. 14. Tan. 07, RGGt. 39, 363 — IW. 36, 558). 

18, Verfuhe Über das Auffaffungsvermögen von Zeugen anzu 
ftellen, fteht durchaus im Ermeffen des Gerichts; eine Ablehnung eines dahin- 
gehenden Antrags ift daher keine Belchränkung der XVerteidigung (RO. 
26. Febr. 07, IM. 36, 559 = RGGt. 40, 48). 

19. Ein Antrag des an auf Bornahme einer Hausfuhung 
bei einem Zeugen tft kein Beweisantrag 1. ©. des $ 243; nad) 88 102 ff. 
erfolgt eine folhe unabhängig vom Antrage eines Beteiligten und dient den 
Zwecken der Strafverfolgung, ihre Wornahme unterliegt dem Ermeffen des 
Gerichts. Die Ablehnung des Antrags tft Daher keine unzuläffige Befchränkung 
der Verteidigung (RG. 24. Sept. 06, Seuffßl. 72, 159). 


20. Es tft unzuläffig, den Antrag auf Verlefung einer Urkunde um 
deswillen abzulehnen, weil nicht feititehe, von wem fie herrührt, zumal wenn 
— 8 244 — in der Anklageichrift auf die Urkunde als Beweismittel Bezug 
genommen tft (RG. 6. Nov. 06, R56Gt. 39, 258). 


21. Vor der Hauptverhandlung geitellte, in diefer nicht wieder- 
holte Anträge: 1165 8 243 Ar. 2; Erforderniffe von Beweisanträgen: dal. 
Nr. 2; 1166 8 243 Nr. 3; früher erklärter Werzicht auf Erhebung eines be» 
antragten Beweifes: daf. Nr. 4; Vermutung mangelnden Erinnerungs- 
vermögens eines benannten Zeugen: daf. Ar. 5; früher erklärte Zeugnis> 
verweigerung: daf. Ar. 6; den Angaben des Angeklagten wider- 
[predender Antrag des Verteidigers: daf. Nr. 7; auf eine einheitliche 
Zat besüglihe Anträge: daf. Ar. 8; Nebenkläger: daf. Ar. 9. 

22, Vgl. 8 377 Nr. 5c und $ 298 MSLED. 


8 244. 

1. Ein dur einfahen Brief geladener Zeuge tit als vorgeladen 
gleichwohl anzufehen; die auf 8 244 gejtüßte Nevifion fegt jedoch voraus, daß 
er auch tatfählih erfchienen ijt, wobei es bedeutungslos tft, daß der Zeuge 
infolge Yehlens des Zuftellungsnachweifes nicht mit aufgerufen und nicht ver- 
nommen worden tft (RG. 16. April 07, R56Gt. 40, 138). 

. 2 Ein verfehentlid ftatt einer anderen Verfon geladener Zeuge "N 
Rein herbeigefchafftes Beweismittel i. ©. des 8244 (NO. 7. Mai 07, D33. 12, 1088). 

3. Iit die Vernehmung von Zeugen durd) erfuchte Gerichte nicht in der 

Hauptverhandlung, fondern vor diefer befchloffen worden, fo find die Proto- 
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Rolle Über deren ee Beine er Beweismittel i. ©. des 
Abf. 2 (RG. 17. Zuni 07, 1 6 8 244 Nr. 3). 

en bie a at erenfahlen beiliegen, find, wenn 
ein Antrag auf Erhebung von Urkundenbeweis aus den Akten nicht hervor- 
geht, Reine herbeigefchafften Beweismittel. Dasfelbe gilt von geladenen, aber 


in der Hauptverhbandlung nicht erfhienenen Zeugen. 
th Das sun sprotokoll wird bewiefen, daß eine Den der Akten Des Nedytsftreits 
ges en ung eines Urkundenbeweifes von keinem Prozeßbeteiligten beantragt 
24 Stan). e Akten waren dDaber, auch wenn fie dem a iD in der er 
EINS nOragEn: kein herbeigefchafftes Beweismittel 1. ©. Des 66t. 
. Unträge auf Vertagung und erneute Ladung der Zeugen find, wie Bas ne 
Be beweift, nicht geftellt worden, und es tft daher auch nicht eine MÜblehnung eines 
ee ags, zu der es nad $ 243 Ubf. 2 StPO. eines Gerihtsbeichluffes bedurft hätte, 


RG. m Sept. 07, 2 D 734/735/07.) 

B. Ein vom Unterfuhungstidter beigezogenes [hriftlides Gut- 
ahten der Dbermedizinalbehörde, das in der Anklage nit als Bes 
weismittel benannt ift, weil in der Verhandlung ein Witglied diefer Behörde 
als Sacverftändiger vernommen werden foll (&s 248, 255 Ubf. 2), tft Bein 
Bee De gelnu Ten ee nen ©. des XUbf. 1 (RG. 21. Sept. 06, SW 

35, 793 = N66Gt. 39, 140) 

6. „Ein vom Verteidiger in Gegenwart des Angeklagten und ohne 
deflen MWiderfpruch erklärter Verzicht gilt als vom Angeklagten felbft erklärt 
(R5ESt. 1, 198); ebenfo gilt umgekehrt ein vom Angeklagten felbft erklärter Ver- 
sicht gleiähget tig als Verzicht des nn widerfpredhenden Verteidigers (NGGt. 

6, 370) (RG. 11. Zuli 07, 3 D 503/07). 

Öeftellte nn ufw.: I 166 8 244 Nr. 1; Antrag des Verteidigers 
auf aesuns eventuell Fortfegung der Beweisaufnahme: daf. Wir. 2; 
Erklärung des Einverftändniffes: daf. Wr. 4. 


8 246. 

1. Zur Vernehmung eines Zeugen gehört nicht deifen Beeidigung; 
es bildet fomit eine Gefegesverlegung, wenn der Angeklagte auf Grund des 
8 246 nit nur während der eigentlichen Vernehmung, fondern auch während 
le ee aus dem Sigungsfaal entfernt gehalten wird (R®. 4. Jan. 07, 


2. „Qur unter den DVorausfegungen des 8 246 tft das Gericht befugt, einen 
Ungeklagten während der Vernehmung eines Mltangeklagten aus dem 
Sigungszimmer abtreten zu laffen. Es bedarf hierzu eines nad) Anhörung 
der Angeklagten zu erlaffenden Ser Latapeloluen. der mit den Gründen ver- 
kündet werden muß” (RG. 11. Juli 07, 3 D 465/07). 

3. agen nad) den Berfonalten Zeil der Bernehmung: I 167 8 246 
Nr.1 erlefung von PBrotokollen in Abwesenheit des Angeklagten: daf. 
Nr. ; = Z3fDd56erGSekr. 18, 251; Verfahren beim Worhandenfein mehrerer 
Ungeklagter: daf. Ar. 3; unwefentlide Verhandlungsteile: daf. Ar. 4. 


‘ 


Literatur: I 167 8 247. 
8 248, 

1. Handlungsbüder in ihrer Gefamtheit find nicht Urkunden 1. ©. 
des 8 248, fondern nur einzelne darin befindlihe Schriftftüke und Ein- 
tragungen, die der Beweisführer beftimmt zu bezeihnen hat; diefem 
Erfordernis wird nicht gen ügt, wenn ein beftimmter Zeitabfchnitt („etwa ein- 
18. Sehe. 01, 308.00, 8 ) 3 egenftand der Prüfung bezeichnet wird (RO. 

ebr 

2. Die Tatfache Be richterlichen Augenfheinseinnahme zum Zwecke 
der Schriftenvergleihung muß den Prozeßbeteiligten kenntlidh ge- 
macht werden, damit fie Fachdienliche Erklärungen abgeben können; die Kennt- 
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a aus dem GSigungsprotokoll hervorgehen (RG. 5. April 07, 

8. Bekanntgabe des Zwecks der Verlefung unnötig: I 167 8 248 Wr. 1; 
teilweife Verlefung: daf. Ar. 2; Protokolle über frühere a eagen 
des Angeklagten, die den Gegenftand der Verhandlung bilden: daf. Ar. 3 
—= 93. 11, 1264; Briefe des Angeklagten: daf. Ar. 4; Strafurteile: 
daf. Ar. 5; einzelne Romankapitel: daf. Wr. 6; Ausfagen desfelben 
Zeugen im Ztpvilprozeß: I 168 8 248 Nr. 7; Zeihnung als Hilfsmittel 
en Verjtändnis der Verhandlung: daf. Ar. 8; Anklagefchrift: 1165 8 242, 

teratur. 
4, Vgl. 1 208 $ 308. 


Literatur: 
Fifher, Die Verlefung der Disztplinarurteile im Prozeß Peters (DIZ. 
12, 951). — Berfaffer hält das Drängen des Vorfigenden in diefem Prozeife 
gegenüber Peters, die Urteile vorzulegen, für bedenklich) und mit dem Prinzip, 
daß den MWahrheitsbeweis der Angeklagte zu erbringen habe, für nicht ver- 
. wünfdht Hinfichtlieg der Urteile fchärfere Umgrenzung der Vorfehrift 
es ; 
8 249. 


1. Es tft zuläffig, daß der Vorfigende einem Zeugen die zu Gebote 
ftehenden Mittel zur Vervolljtändigung feiner Ausfage im Wege des Vorhalts 
gewährt; als folde Mittel find auh von der Hand des Zeugen her- 
tührende Notizen (3. B. Übertragungen der vom Zeugen aufgenommenen 
Stenogramme) zu erachten; es tjt auch unerheblich), ob die Notizen dem Zeugen 
zur Einfichtnahme ausgehändigt oder ob fie vom Vorfißenden dur BVerlejen 
in Erinnerung gebradyt werden (RG. 28. Tan. 07, Seuffßl. 72, 491). 

2. Berlefung eines früheren Urteils als Erfaß für Sersennielege: I 168 
8 249 Nr. 1; Ermittelungsbericht der Poltzei als Zeugnis: daf. Wr. 2. 


8 250. 

1. Die Verlefung des Protokolls Über Vernehmung eines Zeugen ft aud 
ftatthaft, wenn diefer das Protokoll nicht gemäß $ 186 Abi. 3 unter- 
Ihrieben hat; inwieweit es in diefem Talle als beweiskräftig anzufehen, unter- 
Iteht gerichtlidem Ermeffen (RG. 29. Okt. 06, Geuffßl. 72, 249). | 

2. An fjich ijt allerdings nicht jeder Soldat, der fi) in mobilem Zu- 
ftande vor dem Seinde oder bei der Kolonialfhugtruppe in den Rolonien 
befindet, als nicht zu ermitteln anzufehen; es ift jedoch nicht ausgefchloffen, 
diefe Tatfache auf Grund der eigenartigen Verhältniffe des Kriegsichauplages 
und der weiten Ausdehnung und Unzugänglichkeit des Geländes, in dem der 
Zeuge fih aufhält, als gegeben anzunehmen (RG. 16. Nov. 06, IW. 36, 413). 

8. Es tit an fi zuläffig, daß ein Sadhverftändiger fid) bei feiner Ver: 
nehmung auf ein von ihm zu den Akten überreichtes, fein Gutachten ent- 
Te de Schriftftük bezieht; notwendig ift jedoch und mithin aud im 

alle der kommiffarifhen Vernehmung des Sadverftändigen Vorausfegung 
für die Zuläffigkeit der Verlefung des Protokolls in der Hauptverhandlung, 
daß das Schriftftück mit dem Protokoll über die Wernehmung dem Zeugen 
»or dem vernehmenden Nichter vorgelefen worden tjt (RG. 28. Dez. 06, 
DI3. 12, 600 = GoltdArd. 54, 288). 

4, Ridhterliihe Brotokolle find auch die im Disziplinarverfahren 
duch die dazu als Richter und Gerichtsfchreiber. berufenen Urkundsperfonen 
aufgenommenen Protokolle (RG. 14. Jan. 07, GoltdArdh. 54, 290). 

5. Abf. 3: 

a) Auf die aus dem Protokolle hervorgehende Unterlaffung der Be- 
lehrung über das Eidesverweigerungsredht (8 57) find die Gejchworenen auf- 
merkfam zu maden (RG©. 13. t 07, DI3. 12, 1147). 
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b) Für Zeugenvernehbmungen im Yuslande find am Orte der Ver- 
nehbmung die dort geltenden Sroschüefebe maßgebend; wenn daher 
eine Beeidigung der Zeugen nicht ftattfindet, wie dies 3. 2. in ber Schweiz 
der Fall, fo Teidet der Schlußfaß des Ubi. 3 Reine ee (RO. 11. April 07, 
Seuffßt. 72, 659 = DI2. 12, 1028; vgl. 1169 $ 250 Nr. 5). 
c) Gidliche Ausfage im Falle "des 8 56 Ziff. 3: I 153 8 56 Wr. 4. 
0 Vol. au) 8 20 des ©. Über Organ. der Bundeskonfulate. ' 
6. Formale Mängel des Protokolls: I 168 8 250 Wr. 2; age 
brieflidhe gung von Ausfagen: daf. Ar. 3; nodmalige er= 
ann daf. N 
at I 208 $ 30s. 
. 3u 8$ 250—255 StPOD., 8 187 GVO. vgl. noch 1168 8 250 Wr. 1. 


$ 251. 


1. Die Benußung der Ausfage dur) Vorlefung des Protokolls ift unter 
allen Umftänden ausgefdhloffen, mag aud das PBrotokoll nidt vom 
Oeridht, fondern 3. B. von einer Polizeibehörde aufgenommen fein; audh Vor- 
ee aus dem Protokoll find nicht geitattet, auch nicht gegenüber dem als 

euge vernommenen protokollierenden Beamten (RO. Tebr. 07, IM. 
36, 560 = R66t. 39, 433). 

2. Vernehmung des Unterfuhungsridters über Ausfagen verweige- 

rungsberedhtigter Zeugen: I 169 $ 251 — GoltdArdy. 53, 278. 


8 252, 

1. Bei Vernehmung eines Verhörsbeamten als Zeugen ft es zu- 
läfftg, die von iym im Ermittelungsverfahren aufgenommenen Pro- 
tokolle zur Auffrifhung feines Gedächtniffes zu verlejfen (RG. 10. April 06, 
ST: 53, 276). 

Nad Abf. 1 tft es auch zuläffig, einem als Zeugen zu vernehmenden 
ee eameen die von diefem verfaßte Strafanzeige in der zur Ab- 
Wetelung I ftehenben Sade vorzulefen. 

te Anzeige des Folleibennum zT. ift bei deifen Bernehmung als Zeuge zur Auffrifhung 
Des Saar 1 un verliefen worden. Diefe Verlefung war, wenngleich es ich nicht 
um ein über eine früher e Bernehbmung des Zeugen aufgenommenes Brotokoll bandelte, nad 
65 252 StPO. unbebenklig zuläffig.“ 
(MG. 5. Zuli 07, 400/07.) 

3. Gorhafe des Vorfigenden Über frühere Ausfagen: on 8 252 

Nr. 1; Abdf. 2: Beftehenbleiben des Widerfpruds: daf. Wr. 


8 258. 

1. Unter Gejtändnis ijt hier nicht ein formelles Schuldbekenntnis zu 
veritehen; .ı genügt jedes Einräumen von Tatjadhen, aus denen 
Sdhlußfol PS n auf die Schuld des Erklärenden „gesogen werden 
können (Rt e3. 06, ZW. 36, 413; f. [1 169 $ 253 Nr. 

2. Sreie Würdigung, ob Geftändnis vorliegend: I 10 8 253 Nr. 2; 
Abf. 2: Undere Mittel: daf. Nr. 8 


8 254. 


- Yolge der rose 1169 8 254 Nr. 1; Urt und Weife der Feft- 
ftellung: 7 170 8 22AN s 20. 


1. Zu den fhweren Körperverlegungen 1. ©. des Abf. 1 gehören 
nicht fahrläffige Rörperverlegungen mit einer der im $ 224 StGB. 
bezeihneten Zolgen; das Verlejen ärztlicher en über folche ift daher 
Duden (MO. 27. Nov. 06, R6GSt. 39, 286 = IM. 36, 413). 

2. Die in einem ärztlichen Zeugnis enthaltene Annan, „der Verlebte - 
habe den Arzt rufen laffen mit der Mitteilung, er fei nadts auf dem Heim- 
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wege geftohen worden”, gibt lediglich Auskunft über die Veranlaffung zur 
Belihtigung und Unterfuhung; wird fie mit dem Zeugnis verlefen, fo liegt: 
hierin kein Verftoß gegen $ 249 (NG. 8. Nov. 06, DIZ. 12, 299). 

3. Vernehmung des Ausftellers des Zeugnilfes neben der Verlefung: 
1170 8 255 Nr. 1; Bezirksarzt = Behörde: daf. Ar. 2; Auskunft der 
Polizei: I 168 8 249 Wr. 2. 

4. Dal. $ 310 MSLtGOD. 


8 257. 


1. Nebenkläger: 1170 $ 257 Wr. 1; Eventualanträge: daf. Ar. 2. 
2. Qgl. 8 312 MStGD. 


8 259, 


1. Es tft unzuläffig, nah Verkündung des Urteils nodmals die 
Verhandlung zu eröffnen und darauf einen weiteren verfügenden Teil, 
der verfehentli” ausgelaffen worden war (Einziehung von Gegenftänden), 
nadhträglidh anzufügen und zu verkünden. Diefem Verfehen kann nur im 
Mege der Revifion abgeholfen werden. 


„Es können 2a offenfichtlige Schreib» oder Faflungsfehler der Den Arteilsformel 


nodh nadı ihrer Verkündung beridtigt werden, nicht aber kann das Gericht befugt ericheinen, 


nah vollftändtig verkündeter Enticheidung noch einmal die Verhandlung zu eröffnen, von 
neuem in eine Beratung zu treten und hierauf einen Zufag pu dem in der urfprünglidden Bes 
ratung beichloffenen und dem Beichluß entiprechend vollftändig verkündeten Erkenntnis hinzu 


ufügen. 

(RG. 30. Sept. 07, 3 D 460/07.) 

2. Denn Einzelhandlungen, die der Eröffnungsbefchluß als Teile einer 
fortgejegten Feel betrachtet bat, nicht erwiefen find, fo bedarf 
Dies zwar der eitftellung in den AUrteilsgründen, nicht aber einer frei- 
Iprehenden Verfügung im Irteilstenor (RO. 2. Okt. 06, R5GGt. 39, 146 
—= 973. 12, 188; ebenfo BayObLG. 18. Dez. 06, BayOpLGGt. 7, 150). 

$. Bol. 8 314 MSLGD. 


8 260, 


1. Orundlage des Urteils ift der Inbegriff der Verhandlung; 
n eg. tft an die im Gefeße anerkannten Beweismittel nidt ge- 

unden. 

„Es behauptet der Dat: das Gericht fei bet Erforfhung und Feftftellung des Sady- 
verhalts an die ausichließlide Benußgung der im Gefeß anerkannten Beweismittel als Übers 
zeugungsquelle gebunden. Zu diefen Beweismitteln gehöre unter anderen der Zeugenbeweis, 
der jedoch einen vernehbmbaren Wenfhen vorausfeße, und für vernehmbar könne der nicht 
einmal des zufammenhängenden Spredhens fähige 8. nicht erachtet werden. Dies ift verfehlt.” 

(R6. 17. Juni 07, 1 D 319/07.) 

2. Da die richterliche Mberzeugung aus dem Inbegriff der Verhand- 
lung zu [höpfen tjt, muß ein den Gegenjtand einer Anklage wegen Sitt- 
lihkeitsvergehens bildendes Bud verlefen werden; der Inhalt wird dur 
die Bekanntfchaft der Richter mit ihm nicht gerichtskundig (RG. 5. März 07, 
TIW. 36, 560 = RNG6t. 40, 54). 

8. „Unter dem Ergebnis der Beweisaufnahme begreift $ 260 die 
Oefamtheit aller derjenigen Sinneseindrüke und gedanklichen Vorgänge, zu 
weldyen das Gericht auf Grund der Hauptverhandlung in Beziehung auf den 
Angeklagten und den Gegenjtand der Anklage veranlaßt wird. Das Gericht 
tjt bei feinen Feititellungen an Reine andere Richtfeynur oder Schranke, als 
feine freie, pflichtmäßige, aus dem Inbegriff der Verhandlung gefihöpfte Über- 

eugung gebunden, und durd die Vorfchrift in $ 376 StPO. wird — für die 

evifionsinftanzg — eine Erörterung der Brage ausgeichlojfen, ob oder inwie- 
weit die für jene Überzeugung maßgebenden Erkenntnisquellen an fi Ichlüffig 
find oder nit" (RG. 17. uni 07, 1 D 466/07). 

4 Unmittelbare Wahrnehmungen und Eindrüke des Geridts 
in der Hauptverhandlung können bei der Beweiswürdigung berüdfichtigt 
werden (Mienenfpiel, Gebärden, Ähnlichkeiten u. ä.), ohne daß die. in der 
SPD. bezügli der einzelnen Beweismittel gegebenen Vorfchriften (Uugen- 
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en beobachtet werden (NG. 4. Dez. 06, R5Gt. 39, 303 — IM. 
5 Die Teltftellung im Urteil, daß das Ziel der Sozialdemokratie auf Die 

Bekämpfung des Militarismus durch Erfchütterung und Untergrabung der 

Disziplin im Heere gehe, und die weitere Feitftellung, daß dies geridhts- 

bekannt und deshalb eines Beweifes nicht bedürftig fet, tft zuläffig, auch 

wenn die Tatfadye der Notorietät einen Gegenftand der Beweisauf- 

a nicht gebildet bat (RG. 2. Wat 07, Seuff®l. 72, 739; vgl. I 170 
260). 

6. Der in $ 2 Ubf. 3 des Bun, Rotteriegefeßes vom 29. Aug. 1904 auf- 
geftellte Grundfaß, daß jede einzelne Verkaufs- oder Vertriebshandlung als felb- 
ftändiges Vergeben zu beftrafen fei, auch wenn die einzelnen Handlungen 
zufammenhängen und auf einen einheitlichen Vorjat zurückzuführen find, ver- 
ftößt nicht gegen den Grundfaß der freien Beweiswürdigung. Die in der Be- 
ftimmung liegende Abweidyung vom NReichsrecht rechtfertigt fi) daraus, daß 
die fraglide Materie dur Neichsrecht nicht geregelt ift (RG. 26. April 06, 
en Wide { lidher ® & 137 336 

. erlegung gefegliher Vermutungen: 3 137 5 

8 gl. 8 315 Mei 

8 262 


Einwilligung bei Tötung ($ 216 StGB. ftrafmindernder Um- 
ftand: I 170 8 262. 
8 263. 


1. Ift der Angeklagte nad) dem Eröffnungsbeidhluffe einer Reihe felb- 
ftändiger Straftaten angeklagt, fo muß, wenn nidyt wegen aller Taten 
Verurteilung erfolgt, wegen der unberüdfichtigten auch dann ausdrüklih auf 
Bee uns erkannt werden, wenn das Geridht die abgeurteilten 

aten als ein fortgefeßtes Delikt behandelt (RG. 11. April 07, Seuffßl. 
72, 584; I 171 $ 263 Nr. 6 = GoltdArdh. 53, 279). 

2. Das Gericht ift bei feinen tatfächlihen TFeitftellungen in der Haupt- 
verhbandlung nicht verpflichtet, fernliegende Wöglichkeiten des Vorliegens 
anderer Delikte in Betracht zu ziehen und ohne Anregung von feiten einer 
Partei diefe Möglichkeiten nah der tatfählihden Geite hin zu erörtern, 
3. B. ob in dem durd) die Privatklage als unlauterer Wettbewerb angefehenen 
Verhalten des Beichuldigten etwa eine Beleidigung zu erblicken jet (Dresden 
19. April 06, SähfArch. 06, 546). 

3. Auf eine Anklage, die den Angeklagten der Verlegung der 88 185, 
360 Ziff. 11 befchuldigt, nur nad) $ 185 zu Strafen, ohne auf das Vorliegen 
oder Nichtvorliegen der Übertretung einzugehen, tft unzuläffig; entweder muß, 
falls $ 74 anwendbar, wegen der Übertretung ausdrüklich auf Freifprehung 
erkannt werden, oder aber es muß — bei Anwendung des $ 73 — aus den 
Gründen hervorgehen, ob der Angeklagte der Übertretung für [huldig erklärt 
wurde oder nicht (RG©. 2. April 07, Bay. 3, 237). 

4. Spdentität der Tat: 1170 8 263 Wr. 1, 2; irrtümlide Zeitan- 
gabe im Eröffnungsbeichluffe: I 171 $ 263 Nr. 3; fortgefegtes Delikt: 
oben unter 1; 1171 $ 263 Wr. 4; oben $ 153; ne bis in idem: 1171 $ 263 
Nr. 5, 8, 9, und I 16 $ 73 Nr. 3; alternative Feftitellung: daf. Ar. 7; 
bei Verlegung des 8 263 durch ein Berufungsurteil Revifion ausgefdhloffen: 
daf. Ar. 10; Rein Verbraud der Strafklage dDurh Einziehungsurteil im 
objektiven Verfahren: daf. Ar. 11. 

5. Bol. $ 317 MStED. 

8 264. 


Biteratur: Möbtius, Über das Verhältnis des Urteils zum Eröffnungsbefchluß, 1907. 

1. Bei Eröffnung des Hauptverfahrens wegen gemeinfhaftlider Aus» 
führung der Tat und Verurteilung wegen Alleintäterfhaft tft im [hwur- 
gerichtlichen Verfahren ein Hinweis audh dann, wenn die vorgelegte Trage 
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nur auf gemeinfame Ausführung lautet, nicht erforderlih (RG. 11. Okt. 06, 
GoltdArd. 54, 71). 

2. Bei Annahme von Jdeal- anftatt der vom Eröffnungsbeidhluffe an- 
genommenen Realkonkurrenz tjt der Hinweis erforderlih (RG. 7. Febr. 07, 
Geuffßl. 72, 545). 

3. Ein Hinweis tt nicht erforderlich, wenn im Eröffnungsbefdluife 
Fdealkonkurrenz zwiihen zwei Vergehen angenommen ift, im Urteil 
aber unter VBerneinung der Zatbejtandsmerkmale eines diefer Vergehen 
nur das andere als gegeben erachtet wird. Dasfelbe gilt, wenn durd) den 
erfolgten Hinweis der Angeklagte darauf aufmerkjam gemacht wurde, daß 
feine Tat neben der im Eröffnungsbefchluffe erwähnten Strafbeitimmung zu- 
glei einer anderen unterjtellt werden könne, nachmals aber nur das eine 
dDiefer Gefeße angewendet wird (RG. 6. Nov. 06, SähfArdh. 06, 569). 

4 Daß neben einer Hauptitrafe auf eine aus dem GCröffnungsbeichluß 
nicht ausdrüklih zu entnehmende Nebenftrafe erkannt werden foll; be- 


gründet für das Gericht nicht die Pflicht eines Hinweifes gemäß AUbf. 1. 
„Die Verhängung der Nebenftrafe aus 5 248 StGB. ließ eine Hinweilung gemäß $ 264 
SPD. nicht geboten fein, wenngleich die Strafbeftimmung im Eröffnungsbefhluß nicht auf- 
geführt war, da fon die SS 242, 243 Ziff. 2 u. 3 StGB. den Angeklagten veranlaffen mußten, 

8 248 in Betradht zu ziehen und fih gegen deifen Unwendung zu verteidigen.“ 


en 
(RG. 30. Sept. 07, 3 D 773/07.) 

B. Es bedarf keines Hinweifes nad $ 264, wenn das Gericht, ohne 
daß dies im Eröffnungsbeicdhluffe erwähnt it, die Einziehung eines mit der 
Straffahe im Zufammenhang ftehenden Gegenftands verfügen will. 

„.... Im dem Eröffnungsbel uff mülfen nad) 8 205 StPD. nur die den ftrafbaren Tat- 

beftand begründenden gejeglihen Vorichriften angeführt werden. Zu diefen gehört der $ 40 

SIGB. nicht, und feine Unwendung enthält keine Anderung des rechtlichen Gefidhtspunkts 

(RES. 5. 137; 10, 189). 

(MR. 12. Zuli 07, 2 D 253/07.) 

6. Die Ziff. 2 u. 3 des S 243 StG%. enthalten verfchtedene Tatbejtände ; 
es bedarf daher des Hinweifes. In der Revifionsinftanz kann beim Sehlen 
eines folden ein Tatbeftand an die Stelle eines anderen nur dann gefeßt 
werden, wenn der Angeklagte aud) der veränderten Anklage gegenüber fich 
nicht anders hätte verteidigen können (RG. 19. Okt. 06, IW. 36, 405). 

7 „Daß die Vorfchrift des $ 264 Abf. 1 audh für den Fall Plab greift, 
wo ein nad) dem Gröffnungsbefhlug wegen gemeinen Diebftahls An- 
ee wegen Entwendung von Nahrungsmitteln gemäß 8 370 Ziff. 5 

t©2. verurteilt werden foll, it vom NReichsgericht in dem Urteil vom 
30. Nov. 81 (RGGSt. 5, 199) anerkannt” (RG. 20. Sept. 07, 4 D 749/07). 

8 It die Verhandlung, weil das Schöffengeriht jtatt Unterichlagung 
Untreue annahm, der Zuftändigkeit halber an das Landgericht verwiefen 
worden, jo vertritt der AUnzujtändigkeitsbefhluß den GEröffnungsbeichluß; 
nimmt die Strafkammer dennodh nur Alnterfchlagung an, fo fehadet die Unter- 
laffung des nad) 8 264 vorgefchriebenen Hinweljes nicht, wenn fie, wenn aud) 
unzuläfligerweife (88 270 Abf. 2, 242 Abf. 2), jtatt des Unzuftändigkeits-, den 
Eröffnungsbefhluß zur Verlefung bringt, denn dem Angeklagten wird damit 
fofort die Möglichkeit feiner Verurteilung aus $ 246 StGB. erkennbar (NO. 
21. Sept. 06, SW. 35, 793, teilweife aud) Recht 10, 1277). 

9. Die Zweitetlung in $ 268 StGB. Hinfichtlich der Abficht, „Tich einen 
Vermögensvorteil zu verfhaffen" und „einem andern Schaden zuzufügen“ 
bezweckt nicht, zwei felbftändige Tatbejtände zu fchaffen, fondern bezeichnet 
nur zwei gleichwertige Unterarten eines und desfelben Erfchwerungsgrundes; 
nimmt der Eröffnungsbefchluß die eine, das Gericht aber die andere an, fo ift 
demnach Hinweis nad) $ 264 nicht erforderlich (NG. 28. Juni 06, R66Gt. 39, 107). 
10, „Der an eine bejtimmte Form überhaupt nicht gebundene Hinweis 
wird im [hwurgeridhtlihen Verfahren durd Stellung einer Hilfsfrage 
ausreichend gegeben“ (RG. 24. Zuni 07, 1 D 320/07; RG. 8. Juli 07, 3 D 286/07). 

11. „Ob mit Nückficht auf die veränderte Sadjlage die Hauptverhand- 
lung im üntereffe der Verteidigung auszufegen ft, fteht nach Ubf. 4 im 
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Ermeffen des Gerichts; ein Anfpruh auf Ausfegung fteht dem An- 
en nur im Falle des Abf. 3 zu" (RO. 18. Juni 07, 2 D 311/07). 

12. Abf. 3: Unter den Umftänden des Abf. 3 find lediglih Tatfadhen 
oder tatfühliiye Verhältniffe zu verftehen; darunter fällt es aber nidt, 
wenn das Geriht aus dem unveränderten Sachverhalt andere Schlüffe, als 
der Eröffnungsbefchluß zieht, und dadurdh zu anderen tatfädhlichen Feit- 
re ie (RO. 22. Mat 06, IW. 35, 793 = R6Et. 39, 17; vgl. 1172 

r. 10). 

13. Do. $ 274 SGB. Nr. ie. 

14. Ubf. 1: „Sicy” oder „einem anderen” ($ 263 StG6%2.): 1171 8 264 
Nr. 1; 8 266 Abf. 1 u. 2: I 172 $ 264 Nr. 2; allgemeiner Hinweis auf 
„Hehlerei” ungenügend: daf. Nr.3; „MWegnehmen” und „Unkenntlih machen“ 
($ 274 Ziff. 2 St683.): daf. Ar. 4; Erpreffung mit Gewalt oder mit 

tohung: daf. Ar. 5; einfahen und Rüdkfallsdiebftahl: daf. Ar. 6; 
gemeinfhaftlihe und fahrläffige Körperverlegung: daf. Nr.7; MWit- 
täterfhaft und Ulleintäterfhaft: daf. Ar. 7, 8; Hinweis dur zwett- 
inftanzlides Urteil: daf. Ar. 9. 

15. gt. 1209 $ 318. 


8 265. 
Riteratur: I 172 8 265. 


8 266. 
Literatur: Arofchel, Die Abfaffung der Urteile in Straffachen, 5. Aufl., 1907. 

1. Zatfählihe Feftftellungen: 

a) „Durch Abf. 1 tft die Angabe von Erkenntnisquellen oder Be- 
weistatfadhen, auf die fih die im Urteile getroffenen Feltitellungen gründen, 
niht zwingend vorgeihrieben”“ (RG. 17. Juni 07, 1 D 310/07). 

b) Bei Berufungsurtetlen tft eine Bezugnahme auf erjtridhterlidhe 
Veitftellungen und Beweisannahme, wenn das Berufungsgericht fie 
billigt, nit ausgefdhloffen; es muß jedoch zweifelsfrei zu erjehen fein, was 
Das Berufungsgericht feinerfeits als fejtgeftellt anfieht, und es erjcheint dem- 
nad) unangemeffen, weil zu Unklarheiten führend, die eftitellungen der erften 
Inftanz „im wefentlichen” oder „in der Hauptfache” oder durch Ähnliche Wen- 
dungen anzuerkennen und fodahn noch „insbefondere“ hervorzuheben, was 
das Berufungsgericht feinerjeits für feitgeftellt eradhtet (Dresden 4. Okt. 06, 
SähfArd. 07, 358). 

c) Es ift nit nötig, daß die Gründe den Wortlaut der Schriftftüdke 
enthalten müfjfen, die der Enticheidung zugrunde liegen; es genügt Bezug- 
nahme auf die bei den Akten befindlichen Schriftftüke (RO. 15. Tan. 07, 
GoltdArh. 54, 290). 

d) Bei Verurteilung wegen Unterfhlagung von Geld it insbefondere 
die TZatfache, in der die Zueignung gefunden wird, feftzujtellen; in diefer 
Richtung genügt nicht die Tatfadhe des Fürfichbehaltens, vielmehr muß erhellen, 
inwiefern darin der Wille des Täters, das Geld fich zuzueignen, Dur Be- 
tätigung der a re darüber fi) äußerlich erkennbar gemadıt bat 
(Jena 7. Mai 06, Thürdl. 54, 29). 

e) „Beruft fich ein der fortgefegten Unterfchlagung eines größeren Gejamt- 
betrags beichuldigter kaufmännifcher Augeftellter darauf, daß er häufig Aus- 
gaben für Sradten und Boftanweifungen gemakht habe, ohne fie zu buden, 
auch häufig höhere Köhne, als gebucht, ausbezahlt habe, und daß fo die Yehl- 
beträge zu erklären feien, fo genügt es nit zur Verurteilung, wenn Die 
Gründe fagen: ‚daß dies in erheblihem Maße geichehen fei, behauptet der 
Angeklagte felbft nicht, und das werde aud) nicht feitgeftellt‘ oder ‚es fei Dies 
nicht wahrfcheinlich‘; zum mindeften find diefe Ausführungen zu unbejtimmt, 
um die Annahme der Unterfhlagung großer Beträge zu rechtfertigen” (RO. 
6. Juni 07, 8 D 209/07). 
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f) Alternative Feftftellungen find in Strafurteilen nur infoweit zu- 
Läffte, als die Identität der Tat durch fie nicht in Zweifel gejtellt wird. 
e Feltftellung geht dahin, daß der Ungeklagte ein entweder dem MW. oder der firma 
M. ee Fahrrad entwendet hat; fie ift aber nad dem Zufammenhange nicht etwa fo zu 
verlteben, als ob es fih um ein einziges Tahrrad handelte, bei dem nur der Eigentümer uns 
gewiß wäre, fondern fo, daß es fi um zwei ganz verfehiedene Vahrräder handelt, von denen 
eine dem W., das andere der aM. gehörte, und die bei verfchiedenen Gelegenheiten 
entwendet worden md. .... Im Sorliegenpen Falle bleibt es unentfchieden , welche von 
zwei verfchledenen, ihm zur Laft gelegten we der Angeklagte begangen hat.“ 
(RG. 11. Juli 07, 3 D 496/07 = IM. 36, 
&) „Zatfählihe Seftftellungen“: 7 173 $ 266 Nr. 1; alternative 
Veftftellungen: f. auch oben 8 246 SGB. Nr. 3b. 


2. Die fog. Schlußfeitjtellung gehört nicht zu den wefentlicdhen Alrteils- 
erforderniffen. 

„Richtig ft, Daß das Urteil bei der zufammenfafienden en Senftellung die es am 
Sıluß feiner Gründe gibt, des Umftandes nicht mit befonders Erwähnung tut, daß der Diebs 
ae en Ungeklagten in Soneinioon mit dem Zeugen Sch. unternommen worden 

Die nterlaffung vermag jedodh den Beltand des Urteils nicht zu berühren. Aus» 
geichloffen erfcheint namentlich, daß das Geriht dDurdy die Nichthervorhebung jener Tatfache 
am Schluß der Gründe fidh etwa b u der unmittelbar vorher getroffenen Feftftellung ur Mits- 
täterichaft Des Zeugen Sc. yibe 2 name ı fegen . . . . wollen. .... Zugzugeben ift, 
Daß in diefem Falle der $ 47 StGB... .. hätte im Urteile be eihnei merden niffen. Da 
ber Mangel indes nicht zu den see NRevifionsgründen des 5 877 gehört, könnte er nur 
dann zur Wufhebung Des Urteils fü bren, wenn anzunehmen wäre, daß Die Sntfheidung auf 
ihm beruhbte. Dies tft zu verneinen.” 


(RO. 20. Sept. 07, 2 D 444/07.) 


3. 8 266 leidet gemäß $ 373 aud auf Berufungsurteile Anwendung; 
eine Bezugnahme auf die tatfächlichen Feitjtellungen des erftinftanzlichen Urteils 
insbejondere tjt unzuläifig (Fena 30. April 06, Thür. 54, 27; f. auch Jena 

7. Mat 06, Thürßt. 54, 29). 

4 Abf. 3: 

a) Die Beftimmung des Abf. 3, betreffs Unführung des Strafgefeßes, 
bezieht fih nur auf die Borfchriften, die den gefeglihen Deliktsbegriff 
nad) irgend einer Nichtun “ definteren; hierzu gehart 3. DB. die Beitimmung 
des 8 262 StG6B. nit (MG. 5. Febr. 07, SähfArd. 07, 308). 

b) Bei Verurteilung wegen Beleidigung muß aus den Gründen hervor: 
gehen, ob aus $ 185 oder $ 186 StGB. verurteilt worden, und ob das Be- 
en der Beleidigung vorhanden gewefen tjt (Jena 30. April 06, Thür. 


c) „Dretjtes Leugnen“ des Angeklagten kann bei Ausmelfung der 
Strafe ftraferhöhend in Berükfichtigung gezogen werden, weil es ftets einen 
Rükfchluß auf deffen ga De Verfönlichkeit zuläßt, und die Tat in der Perfön- 
En geitraft wird (R®. 7. Dez. 06, DIZ.12, 483; vgl. aud) I 173 8 266 


o „Sin ‚frehes Leugnen‘, d. h. ein Leugnen wider bejferes Willen 
kann zuungunjten des An eklagten bet der Strafzumeffung berückfichtigt werden 
(R5HEt. 38, 207 —= I 137 2 266 Wr. 2a); es enthält dies keine Verkennung des 
Rehtsgrundfa es, daß eine Verpflichtung des Angeklagten zur pofitivo wahr- 
heitsgemäßen usfage nicht befteht" (R®. 9. Juli 07, 5 D 489/07). 

o) Es tft unzuläffig, zur Begründung einer fire a Strafe die Tat- 
fadye heranzuziehen, daß der Angeklagte Ihon längft der Verübung gleicher 
Delikte, wie das abgeurteilte es ift, verdädtig ei; dies verftößt gegen den 
Grundfaß, daß jemand wegen einer Handlung, wegen deren er nicht verurteilt 
ift, auch nicht Strafe erleiden darf (BayObLG®. 16. April 07, Seuffßtl. 72, 425). 

f) Der Antrag der Verteidigung, wegen Betrugs auf eine Geldftrafe 


zu ER UUT: ent ält den Antrag auf Zubilligung mildernder Umftände. 
u Bra bf. 3 Sag 2 müffen die Urteilsgründe die hierüber getroffene ntichetdung 
ae iefe mangelt vorliegend. Ste ift . ar zu finden, daß bei Straizumeflung 


gefa st I ag wird berüdfichtigt, daß . denn diefe Ausführung betrifft die 
in $ 26 2 StPO. ne ftrafminbernden, nicht aber die im $ 266 Ubf. 3 Say 2 
nen mildernde 


(RG. 1. Zuli 07, 3 D 302/07; Dat 1173 $ 266 Nr. 2c, d.) 
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g) Widerfprud der Strafzumelfung mit dem Gefhworenenfprud: 
1173 $ 266 Nr. 2b; Unzuläffigketit der Verwendung gefeglidher Tat- 
beitandsmerkmale bei der Strafzumeifung: I 26 $ 159 Nr. 3; 142 8 222 Wr.1. 

5. Bol. $ 326 MESLGD. 


Literatur: 

a) Rallmann, Leugnende Angeklagte (GoltdArdh. 54, 230). — Verfaller 
wendet fi) gegen die Praris, hartnäckiges Leugnen des Angeklagten als 
Strafihärfungsgrund zu behandeln, wie er andrerfeits auch einem Geftändnis 
keinen ftrafmindernden Wert beigelegt wiffen will. 

b) gl. 1 173 8 266. 

8 267. 


1. Eine nadträglihe Berichtigung der Arteilsformel tft zuläffig, 
wenn fie durch die Urteilsgründe gerechtfertigt wird; fo ift es Insbejondere zu- 
Läffig, im Revifionsurteil nadhträglih zu dem Sprucdhe über Aufhebung des 
Berufungsurteils die Belhränkung zuzufügen: „foweit es vom Angeklagten 
angefochten tft“, wenn aus den Gründen hervorgeht, dh eine weitergehende 
Aufhebung nicht hat ausgefprodhen werden follen. Der Berichtigungsbeichluß 
ift auf dem Urteil und den Ausfertigungen zu vermerken (Roftork 27. Tuni 06, 
Mekl3.25, 117). 

2. Obwohl an fih offenbare Mängel des Ausdruks für das erkenn- 
bar Gewollte im Urteil jederzeit berichtigt werden können — wenn aud 
eine dem $ 319 ZPO. entfprechende Vorfchrift nicht befteht —, fo tft doch jede 
materielle Änderung oder Ergänzung des Urteils ausgefdloffen. 
Sie ift daher nicht ftatthaft, wenn bet Anrechnung der Unterfuhungshaft ein 
offenbares Verfehen des Gerichts untergelaufen !ft (26. Darmftadt 17. Juni 07, 
Heliffpr. 8, 74, Dekan ge durh DLG. Darmftadt 11. Juli 07). 

3. Berichtigung: 1173 8 267 Ar. 2; Mittagspaufe keine Ausfeßung: 
I 174 8 267 Nr. 3; Folge der Tihtwahrung der Frift des 8 228 bei Aus- 
fegung gemäß 8 267: daf. Ar. 4. 


| 8 269. 
Tragweite der Vorfchrift: I 174 8 269. 


8 270. 
Literatur: 

Schmidt, une der Übberweifung gemäß $ 75 GVO. gegenüber der 
Borfehrift in $ 270 Abf. 1 StBOD. (SahfArd. 07, 49). — Verfaffer empfiehlt mit 
Rükfiht auf eine von der Im Löweihen Kommentar vertretenen Anficht ab- 
weichende Entich. des RG. vom 28. Sept. 06, nach der das Schöffengericdht 
im Falle der Überweifung au dann feine Unzuftändigkeit feitzuftellen hat, 
wenn es zu einer anderen rechtlichen Beurteilung der Tat gelangt, als der 
Dberweifungsbeichluß, ungeachtet deffen, daB audh die Aburteilung des von 
ihm angenommenen Delikts überweilungsfähig ijt, die Aufnahme einer die 
Möglichkeit einer anderen rechtlihen Beurteilung berüdfichtigenden Klaufel 
in den Überweifungsbefchluß. 


Siteratur: I 174 $ 271. . 8 271. 
Vogl. 8 331 MSLEOD. 
Literatur: I 174 8 271. 
8273, 


1. Unterwirft fih der Angeklagte fofort dem Urteil, fo ift die darauf 
bezüglihde Erklärung mit in das Brotokoll aufzunehmen; ein bloßer 
Randvermerk des Gerichtsfchreibers genügt nicht zur Beurkundung diefes Ver- 
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zichts auf Rechtsmittel, Bann aud als ein „Protokoll” des Gerichtsichreibers 
nicht angefehen werden (RG. Cöln 21. Dez. 06, Ahein UND. 24, 163). 


2, Abf. 3: Die Anwendung der Vorfchrift des Abf. 3 unterfteht gericht» 
lihem Ermeffen. Die TFeitftellung eines Widerfpruds in Ausfagen ift 
kein Vorgang ti. ©. des Ubi. 3, fondern nur eine auf Beurteilung einer 
Vergleihung des Inhalts der Ausfagen beruhende Schlußfolgerung, die dem 
Gericht, nicht den Urkundsperfonen als folden zukommt (RG. 11. Tunt 06, 
GoltdArd. 53, 290). 


8. Beurkundung der VBernehmung von Zeugen: 1 174 8 273 Nr. 1; 
der Stellung von Beweisanträgen: daf. Ar. 2. 


8 274. 


1. Der am Schluffe eines Protokolls über die Hauptverhandlung bei- 
gefügte Vermerk, daß Angeklagter und Staatsanwalt auf Redts- 
mittel verzichten, unterjteht nicht der Beweisregel des 8 274, fondern unter- 
liegt freter Beweiswürdigung; der Verzicht wird jedoch beim Mangel von 
Bedenken durch den Vermerk bewiefen (RO. 12. April 07, R6GSt. 40, 133). 


2, Erwähnt das Protokoll nur, dab eine in der Hauptverhandlung vor- 
gelegte gefäljchte Urkunde verlefen worden fei, jo wird dadurd nicht be- 
wiejen, daß auch eine rihterlihe Augenfheinseinnahme in der Haupt» 
verhandlung mit Bezug auf die Urkunde ftattgefunden hat (RG. 6. Nov. 06, 
ROSE. 39, 257 = IM. 36, 413). 


3. Behauptet die Nepifionsbegründung einen durdh das Hauptverhand- 
lungsprotokoll bejtätigten Verjtoß gegen Verfahrensvorfchriften, jo kann die 
nah Eingang der Begründung zu den Akten gebradjte Erklärung des Vor- 
figenden und Gerichtsfchreibers, die das Gegenteil behauptet, nicht als Be- 
richtigung des Protokolls berüdkfichtigt werden (RG. 25. Febr. 07, Geuffßl. 
72, 545; ebenfo RG. 20. Sept. 07, 5 D 328/07). 


4 „Der Grundfag, daß ein einmal begründetes prozeffuales Recht dem 
Beichwerdeführer nicht durch) fpätere Erklärungen, welde den für die erhobene 
Rüge entfcheidenden Punkt des Protokolls betreffen und ihr die bisherige 
Grundlage entziehen würden — vgl. vorjteh. Ar. 3 — verklümmert werden 
darf, muß nidht nur Pla greifen, wenn die Bertchtigung nad) Eingang der 
Revifionsanträge erfolgt, fondern aud) dann, wenn jte zu einer Zeit erfolgt, 
als das Gericht aus einem für dasfelbe beftimmten anderweiten Scdrift- 
lage von der Richtung der Revifionsbeihwerde bereits Kenntnis erlangt hatte 
(GoltdArch. 51, 402)" (RG. 20. Sept. 07, 5 D 328/07). 


5. Der in Ar. 3 niedergelegte Brenlas gilt au für Revifionen 
der Staatsanwaltihaft (RG. 15. März 07, GoltdArch. 54, 300). 


6. Barteianträge auf Ergänzung oder Berichtigung des Broto- 
Rolls find an den Vorfigenden zu richten; gegen deffen Beicheid ift Be- 
Ihwerde zuläffig BayObL®. 7. Juli 06, Seuffßl. 72, 166 = BayObLG6Gt. 
7, 53; f. dagegen I 174 8 274 Ar. 3). 

7. Gegen den die Berihtigung des Sigungsprotokolls ablehnen- 
den Beichluß ift Beihwerde nur zuläffig, wenn der Antrag einer fachlichen 
Prüfung überhaupt nicht unterzogen worden ift; andernfalls ijt fie unzuläffig, 
weil die Würdigung des Antrags die eigene Wahrnehmung der als Urkunds- 
perfonen fungierenden zur DVorausfeßung hat, deren Nichtigkeit aber von 
Dritten nicht angel werden kann (BayObLG. 29. Dez. 06, Seuffßl. 
72, 261 = BayOpL66t. 7, 162; vgl. I 174 8 274 Nr. 3). 

8. Tragweite des $ 274: 1 174 8 274 Nr. 1; Korrekturen, Ein- 
Ihaltungen: daf. Wr. 2. 

9. Val. 8 335 MSLEOD. 


Ziteratur: I 175 8274. 
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GSiebenter Abjchnitt. Hauptverhandlung vor den Schwurgeriditen. 
BSiteratur: 1 175. Hierlüber: KAleinfeller, Die Stellung des Schwurgeridhtsvorfigenden, 1906. 
Literatur: I 175. 
8 277. 

Die Unordnung des 8 277 hat nur den Sinn, den Angeklagten zu einer 
feinen Intereffen entfprechenden Ausführung der ihm nad) 8 282 zuftehenden 
Ublehnungsbefugnis inftand zu fegen; ft die Mitteilung der Sprudjlifte 
verjpätet oder mangelhaft erfolgt, fo kann der Angeklagte hieraus einen 
Reviftonsgrund nur herleiten, wenn er wegen diefes Mangels Ausfegung der 
Verhandlung beantragt hatte (RG. 13. Aug. 06; BayZ. 2, 443). 


: a nn der Aufforderung des Abf. 1 Rein Revifionsgrund: 
175 8 279. 
2. Ablehnung von Gefchworenen gemäß 88 23 ff. ausgefichloffen: 
oben $ 32. 
8 283, 


„Ziehung“ des Namens: I 175 8 283 Nr. 1; Abf. 3: Rücknahme, wenn 
von der Gegenfeite Annahme bereits erklärt: daf. Wr. 2. 


8 285 


Ab. 2: Rechtliche Bedeutung des Eintritts: I 175 8 285. 
8 286. 
Tragweite des $ 286: I 175 8 285 —= GoltdXrd. 53, 277. 
8 290. 
Lireratur: 1175. Hierüber: Rleinfeller, Die Stellung des Schwurgerichtsporfigenden,, 1906. 
8 292. 


1. Ulternative Frageftellung ift zuläffig, wo das Gefeß bei Auf- 
führung der Tatbeftandsmerkmale fich diefer FKaflung bedient, fofern es fich 
nicht um verfchiedene, aus äußeren Gründen in eine Strafvorfchrift gefaßte 
Zatbejtände, fondern — wie 3. B. bei den verfchiedenen Begehungsformen der 
Konkursdelikte in den $$ 239, 240 KD. — um einen einheitlihen Tatbejtand 
mit alternativ verfchiedenen Ausführungsarten handelt (RG. 1. Nov. 06, 
Seuffßl. 72, 250). 

2, Unzuläffige alternative Srageftellung: I 171 8 263 Nr. 7; 19 
8 49a Wr. 1; oben $ 266 Nr. 11. 


8 298. 


1. Es tft nicht notwendig, daß im Falle der Tdealkonkurrenz die 
Merkmale der verfchiedenen in Betradht kommenden Strafgefege Tämtlih in 
einer Srage zufammengefußt werden müffen. Da die Straftat in diefem Falle 
aber nur einheitlich feftgeftellt werden kann, fo darf eine etwaige Trage nach 
dem Vorhandenfein mildernder Umftände erft nad) der Frage nad) deal» 
konkurrenz geftellt werden, und muß — für den Fall der DVermeinung der 
Einheitlihkeit — zur Frage Über jede einzelne Tat die Frage nach mildernden 
Amjtänden wiederholt werden (RG. 6. April 07, DIZ. 12, 968). 

2. Wenn auh 8 160 Abf. 1 StGB. vorausfeßt, daß der Salfcheid 
tatfädhlich geletjtet ift, fo bedarf es doch keines Über den Wortlaut des 
3 er hinausgehenden Zufages zur Frage an die Gejhworenen in diefer 


tung. 

Se Auffaffung, daB das Gefeß die Unwendung des 8 160 Abf. 1 StGB. von dem Ein- 
tritt des erftrebten Erfolgs abhängig madıt, vermag fi nicht einfady auf die Worte des Ges 
feßes zu fügen, es muß vielmehr im Wege der Aluslegung neben dem Eingehen auf die Be- 
Deutung des Begriffs der Verleitung der Umftand herangezogen werben, daß im zweiten 


3. Strafprozeßordnung (88 277—302). 241 


Abfa des $ 160 der Verfuh gleichfalls unter Strafe geftellt if. Die Auslegung des anzus 
wendenden Strafgeleges aber gehört zu den Obliegenhetien der Geichworenen im [dywur- 
gerichtlihen Verfahren, und folgerichtig Hätte vorliegendenfalls eine erweiterte Frageftellung 
im erläuterten Sinn einen Übergriff auf das den Geidhworenen vorbehaltene Gebiet der 
Urteilsfindung bedeutet (N5GSt. 11, 418; 23, 251).” 


(RG. 23. Sept. 07, 1 D 479/07.) 

3. In die ürage nah Werleitung zu einer, bei einer und derfelben 
zeugeneidlihen VBernehbmung abgegebenen falfhen Ausfage dürfen 
die einzelnen Tatfadhen diefer Ausjage nicht aufgenommen werden (MO. 
23. Mai 06, GoltdArdh. 53, 287). 

4 Bei Beamtendelikten müffen die Gefchworenen ausdrüdklidh die 
Srage beantworten, ob der Ungeklagte „als Beamter“ die Tat verübt habe; 
die Aufführung des Amtstitels des Täters in der Frage genügt nicht 
(RG. 24. Mai 07, Bay. 3, 417). | 

5, Nicht zu den gefeglihen Merkmalen Gehbörtges fit fernzuhalten: 
1 176 8 293 Nr. 1, 2; Frageftellung bei Meineid: daf. Nr. 1; bei Ronkurs- 
delikten: daf. Ar. 2; bei fortgefegten Delikten: daf. Wr. 3; bei Be- 
amtenbeleidigung: daf. Ur. 4; bei et daf. Wr. 5; bei VBei- 
hilfe: daf. Nr. 6; beim Tatbeitand des $ 122 StGB.: daf. Wr. 7 = DI2. 
11, 1319 = GSeuff®t. 72, 158 = GoltdArd. 53, 436; des $ 219 St6R.: [. 142 
8 219; des 8 49a: 19 8 49a Ne. 1. 

Literatur: | 


Löwenftein, Die Frageltellung beim Mord (DIZ. 12, 1076). — Verfaffer 
hält im Gegenfaß zum NReichsgericht die Trennung der Schuldfrage in zwei 
Stagen (nad) vorfäglicher Tötung und Überlegung) für unzuläffie. 


Literatur: ©. $ 290. 3 29. M 
Hlfsfrage bei Bejahung der Hauptfrage: I 176 $ 294 Nr. 1; bei Ver- 
änderung des rehtlihen Gefidhtspunkts: I 177 8 294 Nr. 2; bei 
ee des Strafantrags: daf. Nr. 3; NReviftion gegen unbeantwortete 
ilfsfragen ungzuläffig: daf. Wr. 4, 5. 


8 296. 


ft die Verteidigung im Gegenfaß zum Gericht der Anficht, Die abzu- 
urteilende Tat fet im Auslande begangen, fo muß fie eine darauf gerichtete 
Nebenfrage beantragen; der Antrag: „in die Hauptfrage die Tatbeftands- 
merkmale des ausländifchen Gefeges einzufügen“ ift, wenn nad Ddiefer die 
Zat im Inlande verübt ift, gefeßlich ee feine Ublehnung demnach ge- 
rechtfertigt (RG. 21. Sept. 06, R5Gt. 39, 136). 


8 297. 


Über das Vorhandenfein mildernder Umftände haben die Gefchworenen 
auh dann zu enticheiden, wenn die Worausfegungen des Nürkfalls vor- 
ltegen (8 262 Ubf. 3) und für diefen Fall das Gefeg mildernde Umftände vor- 
flieht ($ 244 Ubf. 2 StGB). Die Stellung der Frage nad) mildernden Um 
ftänden fteht mangels eines Antrags im gerichtlichen Ermeffen; geht jedody das 
Oerihht von der irrtümlidhen Anfiht aus, daß es über das Vorhandenfein 
folder Umftände in obigem Falle felbft zu entjcheiden habe, fo unterliegt das 
Urteil der Aufhebung (RG. 28. Aug. 06, IW. 35, 788 = N6Gt. 39, 97). 


8 302, 

Die Vorfchrift des $ 302 findet auf alle Gegenjtände Anwendung, die 
einer Augenjheinseinnahme zugänglid find; ihre Verabfolgung in das 
Beratungszimmer der Gefhworenen hängt nur davon ab, daß fie in der Ver- 
handlung den Gefchworenen zur Befichtigung vorgelegt wurden. Die Nicht. 
vorlegung bildet jedoch Keinen Revtfionsgrund, wenn durch fie der Ungeklagte 
nicht befywert wurde. 


Warneyer-Rofenmüller, Jahrbud. 2. Jahrg. | 16 
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Un einer folhen Vorlegung hätte denkbarerweife der Angeklagte aus Dem Gefichtspunkt 
ein Anterefle baben können, daß dur fie iym und feinem DBerteidiger Gelegenbeit gegeben 
worden wäre, aud ihrerfeits Das (die rang enthaltende und den Geihworenen mit 
ins Beratungszimmer verabfolgte) Zeitungsblatt in YHugenihein zu nehmen und das Ergebnis 
ihrer Befihtigung angemeifen zu verwerten. In Wirklicykett handelte es fich indeffen um 
eine in der Anklageichrift als eismittel bezeichnete Zeitungsnummer, die der Angeklagte 
felbft ais veranıwortidger Redakteur gezeichnet hatte und deren genaue Kenntnis deshalb bet 

m und feinem Verteidiger ohne weiteres vorausgelegt werden darf. nfofern der 
geklagte dDurdy das Unterbleiben der a des Zeitungsblatts unmöglich befhwert fein.” 


(MG. 30. Mar/27. Zunt 07, 1 D 217/07. 


8 808. 
AUbdf. 2: Betreten durch Gerichtsdtener: I 177 8 308. 


8 3086. 
Konkrete Tatumjtände betreffende Zufäße: I 177 8 305. 


8 309. 

1. Die auf die Frage: „It der Angeklagte fchuldig, in rechtswidriger 
AUbfiht und in der Abficht, ich einen Vermögensvorteil zu verfchaffen, von 
einer verfälfchten Urkunde, wilfend, daß fie verfälfcht war, zum Zwedke der 
Täufhung Gebraud gemadt zu haben“ erteilte Antwort: „Ja, aber er hat 
nit das Bemwußtfein gehabt, daß die Urkunde eine Öffentlihe war”, tft in 
der Sache undeutlid, weil daraus nicht zu erfehen, ob der feftgeftellte Irr- 
tum ein tatfächlicher oder ein folcher über das Strafgefeg war (MG. 10. Tunt 07, 
TB. 36, 560). 

2. Einzelfälle: 1177 8309 Nr. 1, 2; Ubbrehung der Verkündung 
des Sprudhs wegen Unklarbeit: daf. Wr. 3. 


8 310. 


Mird eine Antwort der Gefchworenen verfehentli) neben eine Örage 9% 
fchrieben, auf die fie fich nicht bezieht, fo liegt lediglich ein formeller ngel 
vor; diefer kann durdy Befragung des DObmanns der Gejhworenen feitens des 
Vorfigenden aufgeklärt und berichtigt werden, wenn der Obmann den Ge- 
ichworenenfprud in der Entfchetdung der Gefhworenen entfprechender, alfo von 
der Niederfchrift abweichender Form bekanntgegeben hatte. Eines förmliden 
Gerihtsbefdhluffes zur TFeitftellung des Wangels bedarf es nicht, vielmehr 
genügt es, wenn diefer ohne Widerfpruc feltgeftellt, und die Gefchworenen 
zur Berichtigung veranlaßt werden (RG. 2. Niov. 06, R56Gt. 39, 245). 


8 312, 

UAnderweites Niederfchreiben des berichtigten Sprudhs ift nur erforder- 
lic, wenn an Stelle des früheren ein gar andrer Sprud tritt; wird nur ein 
trrtümlicher Zufag zu dem früheren Sprude befeitigt, fo genügt die Aus- 
ftreihung des Zufages in der Weife, daß er erkennbar bleibt, mit einer Be- 
glaubigung der Streichung feitens des Obmanns (RG®. 22.Nov.06, R66t.39,277). 


Achter Abfchnitt. Verfahren gegen AUbwejende. 
Riteratur: I 178. 
Entihetdungen zu Auslieferungsverträgen (Belgien; Schweiz): 1178 
»or 8 328. S 120 


Das zur Bekanntmadhung beftimmte Blatt ift nicht das des lebten Wohn- 
orts des Angeklagten, fondern das für den Sit des Prozebgerichts be- 
ftehende Amtsblatt ag 28. Mai 06, IM. 35, 798 = R66t. 39, 20 = 
ShlHolftäinz. 07, 110). 
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| 8 326. 

Dur die Beihlagnahme verliert der Angefchuldigte das Recht der Ver: 
fügung über fein gefamtes inländifhes Vermögen, deifen Verwaltung und 
Sicherftellung auf den nad) $ 334 zu bejtellenden Pfleger übergeht. Für die 
Beihhlagnahme einzelner Vermögensftücke ift im Nahmen der $$ 326, 332 kein 
Raum BayDbLG. 1. März 07, Seuffßtl. 72, 669 = BayObLG6&t. 7, 248). 


8 328, 
Ubf. 2: Ublehnung wegen bevorftehender Verjährung unzuläffig; 
1 178 $ 328. | an 


8 332, 
©. $ 326. 
8 334. 
1. ©. $ 326. 
2. Vgl. I 210 $ 861. 
| 8 337. 


Nahträglihe Bedingungen unzuläffig: I 178 8 337. 
Riteratur: I 178 8 337. 


Drittes Buck. BRecktemittel, 
Eriter Abfchnitt. Allgemeine Beitimmungen. 


1. Telephontidhe venfenung von Redtsmitteln: I 178 Nr. 1; Ver- 

a DT: 1179 Qr. 2; Rechtsmittel des Treigefprocdhenen: 
af. Ar. 3, 4. 

| 2, Bol. aud) vor $ 362 MStGD., fowie $ 368 MSLGD. Ar. 1. 


8 338, 
Literatur: | 
Hümmer, Beichwerdereht des Staatsanwalts gegen den das Mieder: 
einfegungsgefuh des Ungeklagten zurücweiienden Geridhtsbefhluß (DI2. 
11, 13861). — Berfaffer gefteht diefes Befhwerdereht der Staatsanwaltichaft zu. 


8 339. 


Bollmadıt des als Verteidiger aufgetretenen Nehtsanwalts wird ver- 
mutet: 1179 8 339. 

8 340. 

Der vom Vater eines minderjährigen Ungeklagten zu deffen 
Verteidiger beftellte Anwalt hat als folder nicht das Necht, auch namens des 
Vaters auf Grund von $ 340 Ubf. 1 felbftändig Nevifion einzulegen; vielmehr 
bedarf es hierzu einer ausdrüdklich darauf gerichteten Vollmadt des Vaters 
(MO. 2. Okt. 06, Bayz. 2, 481 = JufttzpBl. 1/06, 169). 


8 342, 
Sormell unridhtige Anträge: 1179 $ 342. 


8 344. Ä 
1. Ein unter den Ubichluß des Sigungsprotokolls von dem in der Haupt- 
verhandlung tätig gewejenen Gerichtsichreiber gejeßter Vermerk, daß allfeitig 
auf Rechtsmittel verzichtet worden fet, tjt nicht geeignet, einen wirkfamen 
Verzicht zu beweifen; entweder muß die Erklärung des Verzichts ins Haupt- 
verhandlungsprotokoll aufgenommen werden, oder es muß, wenn der Verzicht 
vor dem Gerichtsichreiber erft nach Schluß der Hauptverhandlung erklärt wird, 
16” 
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diefer ein Protokoll darüber aufnehmen (MG. 12. Aug. 07, Heiififpt. 8, 101; 
vgl. $ 274 Nr. 1). 
2. Bol. 1179, vor $ 339 Nr. 2; 8 371 MSLED. 


Zweiter Abjchnitt. Befichwerde. 


8 346. 
Abs. 2: VBeichwerdereht des Zeugen: I 179 8 346; gegen vorläufige 
Einftellung: oben 8 203. u 


1. Zu den der VBefchwerde nicht unterliegenden Entfcheidungen gehören 
nur folde, die in einem inneren Zufammenhange mit der Urteils- 
fällung ftehen und bei diejer der nocymaligen Prüfung des Geridhts unter- 
liegen; dies trifft für die una über den Antrag auf Beitellun 
eines Verteidigers nicht gu (BayoOHrt©. 3. April 06, BayOpLGGt. 6, 406). 

2. Ublehnung von zur Verjähbrungsunterbredhung beftimmter Hand- 
lungen: 1 179 8 347 Nr. 1; Unordnung gemäß $ 81: 1 155 $ 81 Nr. 2. 


Riteratur: I ©. 179, 180. 


8 348, 
Unterfhrift nit erforderlich: I 180 8 348. 


8 352. 


1. Unter die in $ 352 erwähnten ee fallen aud folche zur 

Erzwingung des Zeugniffes (8 69 Abf. 2), nicht aber die an Gtelle der 

Sehlaafe a 8 69 Ubf. 1 tretende Haftitrafe (Karlsruhe 13. April 07, Bad- 
pr. 73, 141). 

2. Berhaftung t. ©. des $ 352 ift nur die gegen den Beihuldigten 
duch Haftbefehl verhängte TFreibheitsentzieyung, nit auch die gegen den 

eugen gemäß $ 69 verhängte Zwangshaft (VBayOhLG®. 13. April 07, 
euffßl. 72, 669; ebenfo I 180 8 352). 

3. Gegen den Beihluß des 2G., durd den Über eine VBeichwerde gegen 
die Feltfeßung von Koften dur einen beauftragten Nichter entfchieden wird, 
Rn weitere Befchwerde nicht jtatt (BayObtG®. 7. Dez. 06, BayobLGGt. 
4, Unterbringung nad) $ 81 Reine Verhaftung: I 180 $ 352. 


8 358. 
Keine Berükfihtigung neuer Tatfadhen und Beweife: I 180 $ 353. 


Dritter Abfchnitt. Berufung. 
Literatur: I 180. 


Literatur: 1179. 


8 355. 

1. Die Schriftform ift erfüllt, wenn die fchriftliche Erklärung unzwei- 
deutig den Willen des Ausjtellers, ein Rechtsmittel einzulegen, zum Ausdruck 
bringt, und die PBerfon deffen, der die Erklärung als Ausdruck feines Willens 
abgibt, Klarftellt; Unterzeihnung durh den VBeichwerdeführer ift daher 
nicht unerläßlid (BayObt®. 16. Nov. 06, Seuffßl. 72, 165 = BayOhLGCGt. 
7, 114; vgl. au) 1 180 8 355 Wr. 1). 

2. Einlegung vor Urteilszuftellung: 1180 $ 355 Wr. 2. 

Literatur: I 180. 


Dgl. $ 383 MSIED. 
Siteratur: I 181 $ 357. 


8 857. 
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-- 8 860. 

Ubf. 2: Sofortige VBefchwerde gegen Entiheidung des Berufungs- 
ae unzuläflig: 1181 8 363; dagegen Befhwerde zuläfftig: 1181 8 360 
unter b. 

Literatur: 


v. Spindler, ft die auf Grund des $ 360 Abf. 2 StPO. ergebende 
Entfcheidung des Berufungsgeridhts anfechtbar, insbefondere mit der fofortigen 
Beichwerde? (ZSM. 27, 454). — Die Frage wird in Übereinftimmung mit der 
Minderheit der Stimmen in Literatur und Praris verneint. 


8 363. 


1. Zu den Beftimmungen Über die Einlegung der Berufung ge 
hören nur die Vorfchriften über die Form, die Frift und die Berechtigung zur 
Einlegung der Berufung, nicht aber aud) die Frage, ob ein rehtsgültiger 
Verzicht auf das Rechtsmittel vorliege; in legterem Falle ift vielmehr durch 
Urteil zu enticheiden (BayDOht®. 5. April 06, BayObLG6t. 6, 405). 

2. Tft, trogdem Hauptverhandlung ftattgefunden, ftatt durh Ur- 
teil durh Befhluß über die Berufung entfchieden worden, fo ijt aud Statt 
der Revifion die fofortige Befhwerde das zuläffige Rechtsmittel (Rolmar 
3. März 05, Elfloth3. 31, 583). 

38. Ubi. 2 auf die Fälle des $ 360 nicht anwendbar: I 181 $ 363. 


8 366. 
©. $ 392 MStGD. 
8 368. 


1. It die Berufung auf das Strafmaß befhränkt, fo kann eine 
Prüfung nur der Straffrage nur dann eintreten, wenn diefe rechtlich Tosgelöft 
und unabhängig von dem nicht angegriffenen Enticheidungstetl felbjtändig ge- 
prüft werden kann; wird die Strafzumelfung aber durch die Beurteilung der 
Schuldfrage beeinflußt, fo muß auch die legtere geprüft werden (Kafjel 
4. April 06, GoltdArch. 54, 98; f. auch 1181 8 368 Nr. 1). 

2, Vgl. 1182 $ 376 Nr. 3; 8 394 MStGdD. 


8 369. 


1. Abdf. 3: Verfahren: 1181 $ 369 Ne. 1. 
2, Vgl. au 8 395 MSLED. 


Ziteratur: 1181 $ 369. 


8 370. 


1. Haben fowohl der Ungeklagte, wie die Staatsanwaltidhaft 
(zuungunjten jenes) Berufung eingelegt, und erkennt das Geriht beim Nicht- 
erfheinen des Angeklagten zunädft auf Verwerfung von deffen Berufung, 
fodann aber, nah Abhaltung der Hauptverhandlung, duch ein zweites AUr- 
teil über die Berufung des Staatsanwalts, fo ift diefes Verfahren nach 8 259 
formell unzuläfftig; mit der Xevifion ift es aber gemäß 8 380 nit anfechtbar 
(Stuttgart 18. Mai 03, WürttS. 18, 332). 

2. Das auf Verwerfung der Berufung lautende Urteil ift gemäß $ 380 
nicht mit der Revifton anfehtbar, auch wenn die Revifion die Verlegung 
des 5 370 „und andrer Redhtsnormen“ rügt, können damit nur ver- 
fahrensrecdhtliche gemeint fein, da das Berufungsurteil andre, als foldye, gar 
nicht angewandt hat (Karlsruhe 31. Ian. 07, BadRpr. 73, 248). 

3. Abf. 1: Entfernung des Angeklagten nad) Beginn: 1 181 $ 370 
Ar. 1; Nichteinhaltung der Ladungsfrift: [182 $ 370 Nr. 2 — JufttzdBl. 
1/06, 169; Revifion unzuläffig:: daf. Ar. 3; Abf. 2: Nichtgehör des An- 
geklagten bei Bekanntmahung des Hauptverhandlungstermins ge 
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mäß 88 364 Abf. 1, 215 Abf. 2; MWiedereinfegung: daf. Nr. 4; Wiederein- 
fegungsgefuh vor Ablauf der Frift des Abf. 2: daf. Wr. 5. 
Literatur: I 182. 
8 372, 
Siteratur: Qohfing, Das Verbot der reformatio in pejus im Strafverfahren, 1907. 


1. Geldftrafe milder als Freiheitsftrafe: I 182 $ 372 Ar. 1; Ge- 
-famtftrafe und Einzelftrafen: daf. Nr. 2; Wegfall eines ftraf- 
erhöhenden Moments, Belaffung bet der erften Strafe: daf. Ar. 3; 
Unwendung des $ 200 StG8B.: I 186 8 398. 

2. Val. $ 396 MESLGD. 


Ziteratur: I 181 $ 369. 


EUER NN Vierter Abjchnitt. Nevifion. 


Die Zurüknahme der Revifton ift unwiderruflich und insbefondere 
niht wegen Irrtums anfedhtbar, da die Vorfchriften der SS 119 ff. BOB. 
nur auf privatredhtlihe DVerhältnijfe Anwendung leiden (RG. 26. Febr. 07, 
Bay3. 3, 195). 

8 376. 


1. Die Rechtsfrage tft nicht auf die Frage befchränkt, ob ein zu den Tat- 
beitandsmerkmalen gehörender Nechtsbegriff abftrakt richtig aufgefaßt ft; 
vielmehr ift auch die Trage, ob die feitgeftellten Tatfachen die Begriffsmerk- 
male eines foldyen elle erfüllen, keine YSrage der Tatfachenwürdigung, 
fondern eine Rechtsfrage (Braunfchweig 23. Ian. 06, Braunfhw. 53, 186). 

2. Die Nihtanwendung eines Befeges auf einen feitgeftellten Sad- 
verhalt begründet nad) $ 376 nur dann die Revifion, wenn alle Tatbejtands- 
merkmale eines Delikts als erwiefen aus dem angefochtenen Urteile herpor- 
gehen, und gleichwohl der Ausiprud, daß damit die Worausfeßungen der für 
Diefes Delikt erlaffenen Strafdrohung erfüllt feien, unterblieben ift. Tat- 
beftandsmerkmale für ein vom Beichwerdeführer erft in der Repiftonsbegründung 
hervorgekehrtes, angeblih vom Angeklagten verübtes Delikt aus dem früheren 
Urteile dur) Umwertung darin feitgeftellter Tatfachen oder anderswie ausfindig 
zu maden, ilt für das Nevifionsgeriht ausgelchloffen (Dresden 19. April 06, 
SähfArdh. 06, 547). 

3. Auf Fehlern eines über eine Prozeßhandlung, insbejondere die Haupt- 


Bean) Dung aufgenommenen Protokolls kann das Urteil nie beruhen. 

„Die Uusführungen der Revtfion ftellen fidy als fogenannte Protokollrügen dar. Es wird 
nit behauptet, daB der Beichluß, die Offentlichkeit auszufchließen, nicht zur Wustührung ge» 
bradt. worden fei, audy nicht, daß der Ungeklagte nicht auf die Veränderung des rechtlichen 
Geficytspunkts hingewiefen worden fei, fondern es wird nur gerügt, daB das Protokoll dar- 
über nichts enthalte.” 


(RO. 4. Juli 07, 1 D 273/07; ebenfo RG. 5. Febr. 07, SähfArd. 07, 308.) 

4. „Durd Nichtanwendung des 8 240 StGB. auf die Handlungsweife, 
in der der Tatbeftand des $ 239 StGB. erblickt worden Ift, wird der Ange- 
Rlagte nicht befchwert, da in jedem Falle das Vorliegen der Idealkonkurrenz 
zwilhen den Vergehen i. ©. des $ 239 und 1. ©. des $ 240 a. a. D. anzu 
nehmen fein würde“ (NG. 27. Sept. 07, 4 D 435/07). 

5. Die Feititellung des Zweks einer Außerung liegt auf tatfädhlihem 
Gebiet; beruht fie aber auf redhtsirrtümlicher Unterlage, die Norm und Vor- 
ausfeßungen des 8 193 verkennen, fo tit fie mit der NRevifion anfehtbar 
Kzetaart 10. Okt. 06, Seuffßt. 72, 80; |. au Jena 30. April 06, ThürBl. 


6. Die über die Gefhäftsvertetlung an einem Gericht getroffenen Unord- 
nungen find Akte der Tuftigperwaltung und bilden keine Recdhtsnormen, auf 
deren Verlegung eine Revifton geftüßt werden kann; einzelne Landgerichts 
kammern find untereinander nicht verfchiedene Gerichte, Jondern fie üben fünmt- 
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lich nur die dem einen Gericht obliegenden Junktionen aus (NG. 11. Dez. 06, 
DIZ. 12, 428). 

7. „Dienjtanweifungen von Oberbehörden find nit Nehtsnormen 
i. ©. des $ 376 (vgl. R66t. 1, 125)* (RG. 11. Juni 07, 4 D 165/07). 


8 Der Inhalt einer Urkunde, durch die eine Schankkonzelfton er- 
teilt wird, ift Reine NRedhtsnorm, ihre Auslegung durd die Worinftanz 
N Revifionsrichter daher nicht nadhzuprüfen (AG. 24. Jan. 07, Gewärd). 

9 Wille des Täters Tat, nit NRedtsfrage: I 182 8 376 Ar. 1; BBe- 
mängelung rihterlihen Ermeffens unzuläffig: daf. Ar. 2; Würdigung der 
Schuldfrage trog Beichränkung der Berufung auf das Strafmaß: daf. 
Nr. 3; Widerfpruh mit dem Gefchworenenfprud bet Strafzumeffung: 1173 
8 266 Nr. 2b; Strafzumeffung auf GrundirrtümliherVBorausfegungen: 
daf. Nr. 5; Trage, ob Glücksspiel vorliegt: 166 8 284 SGB. Nr. 2; „tat- 
fächlidhe Feftftellungen“: 1173 $ 266 Rr. 1. 

10. gl. $ 399 MSLGD. 


8 377, 


1. Ztff. 1: Fehlen des Gerihtsihreibers: I 183 $ 377 Nr. 1. 

2. Z1ff.1, 5: Der Abwefenheit eines Gefhworenen fteht die Tat- 
fache, daß diefer einen Vorgang in der Hauptverhandlung nicht hört oder fieht, 
nicht gleich; das Gericht tft nicht befugt, die Vollftändigkeit der Beweiswürdi- 
gung zu prüfen (NG. 26. Febr. 07, IM. 36, 561 = R5Gt. 40, 48). 


8. Ziff. 5: 

a) zu Genehmigung der Bitte des Angeklagten, während des „Vortrags“ 
des Nebenklägers Burze Zeit abtreten zu dürfen, bildet einen wejentlichen 
Berftoß (RG. 20. Juni 07, IW. 36, 558). 

b) Zeugenaufruf kein wefentlicher Verfahrensteil: I 183 8 377 Nr. 2a; 
notwendiger Verteidiger: daf. Ar. 2b; Vollendung der Verkündung 
des Urteils, nachdem AUngeklagter in Krämpfe verfallen: daf. Ar. 2c = 
GoltdArdh. 53, 294; Verjtoß zu Laften eines Mitangeklagten: daf. Wr. 2d. 

4 Ziff. 6: 

a) Durch Maßregeln des Vorfigenden, durch die einer Überfüllung des 
VBerhandlungsfaals mit Zuhörern vorgebeugt werden foll, werden die 
Se as Dffentlichkeit des Verfahrens nicht verlegt (R®. 15. April 07, 

euffßt. 72, j 

b) ft in dem die Öffentlichkeit ausfchließenden VBeihhluffe der Grund 
der Ausfhließung nit angegeben (8 175 GWG.), fo unterliegt das auf 
Grund der Verhandlung verkündete Urteil der Aufhebung, und zwar ohne 


Rüdkfiht darauf, ob es auf jenem Mangel beruht. 
„Das NRevifionsgericht darf in Fällen diefer Urt nicht prüfen, ob, was im übrigen nad) 
A StPD. die Negel bildet, Das angegriffene Urteil auf der gerügten Verlegung beruht. 
nfolgedeffen ift es auch bedeutungselos, ob Im einzelnen Falle der Grund der OÖffentlichkeits« 
befyränkung fi aus dem Zufammenbange, insbejondere der Natur der zu verhandelnden 
Sade erkennen läßt (N6St. 25, 248).” 


(MG. 8. Okt. 07, 5 D 649/07.) 
ec) ©. aud $ 170 GE. 

b. Ziff. 8: 

a) „Beichränkung der Verteidigung” ift in Ddiefer Allgemeinheit kein 
Revifionsgrund; vielmehr muß dargetan werden, weldhe zum Schuge vor Be- 
einträdhtigung der Verteidigung beftehende NRedytsnorm verlegt, inwiefern aljo 
die Verteidigung unzuläfftg beihränkt fein foll. Es befteht keine NRechts- 
norm, daß das erkennende Gericht an die Anordnung von Maßnahmen ge- 
bunden ift, die es in einer früheren Hauptverhandlung zur Aufklärung der 
Sade getroffen hat (RG. 12. Juni 06, GoltdArdy. 53, 298). 

b) „Auf eine Ablehnung der Vernehmung von Zeugen, die vor der 
Hauptverhandlung erfolgt, kann die Revifion nicht geftügt werden, wenn nicht 
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- in der Hauptverhandlung wiederholt worden ijt“ (MO. 27.Sept. 07, 
725/07). 

c) Die Ablehnung des Antrags des Angeklagten, über feine Zured- 
nungsfähtgkeit einen Sachverständigen abzuhören, enthält keine 
unzuläffige efhränkung der Verteidigung. 

„Ob die Strafkammer die Folgerungen in Berüdfichtigung der Lebenserfahrung nad 
eigner Sacdhkenntmis green oder einen Sadverftändigen Darüber hören woilte, bing bier 
gemäß 85 73. 83 SıPD. ganz von ihrem pflihtmäßigen Ermellen ab. Die im Sigungsprotokoll 
enthaltene Ablehnung des Sadyverftändigenbeweifes mit der Begründung, daß es zur Bes 
urteilung des Geifteszuftands der Ungeklagten der Vernehmung eines Sachverftändigen nicht 
bedürfe, erfcheint Daher prozeffual ausreihend und ftatthaft.” 

(MO. 9. Tuli 07, 5 D 356/07.) 

d) &s fteht im Ermefjen des Gerichts, ob es einen als Zeugen benannten 
Rechtsanwalt in derfelben Sade als Wahlvertetdiger zulaffen will; in 
der Zurückwelifung liegt keine unzuläffige Beichränkung der Verteidigung 
Se a ay3.2, 443; RO. 29. Juni 06, IWW. 35, 792; RG. 15. Okt. 06, 

e) Ein Anfprud des WVerteidigers, in der Hauptverhandlung jederzeit 
zum Worte zugelaffen zu werden, befteht nicht; außer in den vom Gefeß vor- 
geichriebenen Fällen genügt es, wenn er es nach der Beweisaufnahme und 
Ichließlih das Schlußwort erhält (RG. 26. Nov. 06, Bay. 3, 85). 

f) Unterfagt der Vorfigende dem Angeklagten den wiederholten Gebraud) 
der Ausdrücke „Betrug“, „betrügerifcher Bankerott” mit Beziehung auf einen 
Zeugen, fo liegt darin keine elle Beihränkung der Verteidigung, da 
eine ftete Wiederholung folder Worte als zu wirkfamer Verteidigung unent- 
bebrlicy nicht angefehen werden kann (RG. 13. Dez. 06, IM. 36, 413). 

g) Ublehnung der Ladung eines Zeugen, der früher fein Zeugnis 
Ude bat: 1 183 8 377 Nr. 3. 

6. Val. auh 8 400 MSLED. 


8 380, 


1. $ 380 datiebt den Revifionsgrund des 8 377 Ziff. 1 aus (Kolmar 
18. April 05, ElfLotb3. 31, 658; vgl. I 183 $ 380 Nr. 1 u. 2). 


2. Der Grundfaß ne bis in idem ift nicht bloß prozeffualer, fondern 
zugleih au materiellrehtlidher Natur, indem er dur Bine einer 
weiteren Strafverfolgung die Straflofigkeit der Tat in ihrem ganzen Umfang 
oder nad) einzelnen Richtungen begründet und dem Angeklagten ein materielles 
Schugredht verleiht (Darmftadt 21. Dez. 06, HeliNipr. 8, 9; ebenfo BayObL®. 
5. März 07, Bay. 3, 260). 

3. Strafantrag: 

a) Die Vorfchriften über den Strafantrag haben nur prozeffualen 
Charakter in dem Sinne, daß fie die Zuläffigkeit des Verfahrens auf Straf 
verfolgung überhaupt präjudiziell regeln. 

„Deshalb find bei Der VBrüfung der Trage, ob ein wirkfamer, insbefondere ein redhtzeitiger 
Strafantrag vorliegt, nicht Diejenigen Beftimmungen maßgebend, welche den Beweis der Wißtat 
felbft oder die Strafbemeifung betreffen. Die Wittel und Wege, wodurd das Geridht fich bei 
Untragsdelikten von dem Vorhandenfein eines rehtswirkfamen Untrags Überzeugt, fallen nicht 
unter den Gefichtspunkt einer Beweiserbebung t. ©. der StBD., und unterliegen nicht Den 
formalen Borichriften derfelben über das bei der VBeweiserhebung über die Schuldfrage zu 
oe Berfahren, namentlicdy nicht Dem $ 249 SIPD. (M6NFpr. 1, 614; RN6GE. 6, 161/163; 


12, s 
(RG. 16. Sept. 07, 3 D 374/07.) 

b) Die Vorfchriften über den Strafantrag find — nicht, wie von dem 
felben Gericht bisher angenommen, matertellrechtlicher, fondern — rein pro- 
zejfualer Natur; ihre Verlegung begründet daher nicht die NRepifion (Roftock 
26. Dkt. 06, Met. 25, 118 = GoltdXrd. 54, 104 = ZiDGerGekr. 18, 251). 

c) Die Vorfchriften über den Strafantrag find, foweit es fih nicht 
lediglich um defjen prozefjuale Geltendmadhung handelt, regelmäßig ma= 
teriellrehtliher Natur (BayObLG. 19. Sept. 05, BayDbLG6Gt. 6, 144). 

d) 2gl. 1 ©. 183, 184 $ 380 \ir. 3a—d. 
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4, Roftenfrage: 

a) Die Vorfchriften der StPO. über die Verpflihtung zur Koften- 
tragung find materiellrehtlider Natur, die Entiheidung im Koften- 
punkt aljo mit der Revifion anfehtbar. Soweit die Koftenverteilung gericdht- 
lihdem Grmeffen anheimgeftellt ift, ift jedoch die Nevifion mit der Folge, 
daß an Gtelle des Ermelfens des Berufungsgerichts das des NRevifionsgerichts 
zu treten habe, nicht zuläffig; vielmehr kann mit Erfolg nur behauptet werden, 
der Tall einer Verteilung liege nicht vor; und dies ift der Fall, wo in einer 
Privatklagefadhe dem Antrage des Privatklägers auf Beftrafung entfproden, 
die KRoften aber gleihwohl verteilt worden find [$ 503] (Karlsruhe 11. März 07, 
BadRpr. 73, 212). 

b) Ein Berufungsurteil, das, obwohl nur ein Angeklagter, nicht auch der 
Staatsanwalt Berufung eingelegt, eine jenem ungünftigere Roftenenticheidung 
trifft, als das erftinftanzliche, verftößt gegen $ 372, nicht aber gegen $ 398; 
Revifton tft infoweit daher nicht zuläffig (KG. 27. Dez. 06, DI3Z. 12, 430). 

5. Die Rüge der Unterlaffung tatfähliher Feitftellungen betrifft 
eine prozeffuale Maßnahme, die, fofern fie Rechtsnormen über das Verfahren 
verlegt, nad) $ 380 als Revifionsgrund nicht verwertet werden kann; für die 
Ergänzung folder Lüden tjt in der NRevifionsinftanz kein Raum (Dresden 
19. April 06, SädhfArd. 06, 547). | 

6. Die Rüge, die vom Berufungsgericht zur Verurteilung gezogene Ülber- 
tretung fet nicht Gegenjtand der dem WVerfahren zugrunde liegenden Straf- 
verfügung gewefen, und die abgeurteilte und die in der Gtrafverfügung 
bezeichnete Tat feien auch nicht einheitlich 1. ©. von $ 73 StGB., ift lediglich 
prozefjualer Natur (Dresden 17. Mai 06, SähfArdh. 07, 214; vgl. aud 
I 171 $ 263 Wr. 10). 

7. Der Nachprüfung durch das Revifionsgericht unterliegt nicht die Frage, 
ob die Einleitung des Strafverfahrens während der Tagung des Reichstags 
nicht erfolgen durfte [Art. 31 Abf. 3 RB.) (Rolmar 12. Dez. 05, Elfloth 3. 32, 503). 

8. Verjährung: I 184 $ 380 Wr. 4; Strafbefepl: daf. Wr. 5, 6. 


8 381. 


1. Eine in die Wohnung des Vorfigenden der Strafkammer ge- 
brachte Revifton tft nit bei dem Gerichte eingelegt (Kiel 27. Okt. 06, Schl- 
RY: 06, 367). 

2, an durh fakfimtilierten Namensjtempel genügt 
nit (RG. 19. März 07, Bay3. 3, 259). 

3. Unterfchrift bei vom Verteidiger eingelegter NRevifion: I 184 8 381 
Ar. 1; Fernipreder: daf. Ar. 2; Vollmadht des Anwalts des Privat- 
klägers: 1189 8 418. 

8 383, 

1. Rüge der unrichtigen Unwendung des 8 79 St©3.: 1184 $ 383 Nr. 1; 
ÜOberweifung an die Landespolizeibehörde: daf. Ar. 2. 

2. Bol. $ 405 MESLED. 

8 384, 

1. Die Anträge und ihre Begründung ftellen eine einheitliche Prozeß- 
handlung dar, die ihre Redtswirkfamkeit einbüßt, wenn einer ihrer beiden 
Beltandteile entfällt, 3. B. eine friftgemäße Begründung unterbleibt (Dresden 
9. Aug. 06, SähfArd. 07, 187 —= GoltdArd. 54, 321). 

2, Abi. 2: 

a) „Die bloße Hervorhebung von Zweifeln oder Bedenken progch- 
rehtliher Art läßt fich nicht als eine dem $ 384 Abf. 2 Schlußfag StPO. 
genügende NReviftonsbegründung anfehen” (RO. 26. Sept. 07, 1 D 490/07). 

b) Bezugnahme auf die in einer anderen Sade abgegebene Wevi- 
fionsbegründung genügt nit (BayObXG. 4. Nov. 05, BayDbLG6t. 6, 201). 
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c) Die allgemeine Bejchwerde, daß fämtliche Beweisanträge zu Unrecht 
abgelehnt worden feten, enthält keine Ungabe der den Mangel enthaltenden 
Zatfadhen 1. ©. des AUbf. 2 (RG. 13. Nov. 06, Bay. 3, 109). 

3. Erforderntjfe der Anträge und der Begründung: I ©. 184, 185 
8 884 Wr. 1, 2. 

4. Bol. $ 4038 MSLSD. 

8 885. 

1. Die Begründungsfrift läuft, wenn der Angeklagte zugleich mit dem 
Verteidiger NReviftion eingelegt, gleichzeitig aber beantragt hat, das Arteil ihm 
zuzuftellen, gegen ihn erjt von Zuftellung des Urteils an (MG. 14. Dez. 06, 
SähfArdy. 07, 448). 

2. Abf. 2: 

a) Die Vorichrift, daß der Verteidiger oder Anwalt die Schrift zu unter- 
zeichnen habe, foll die Gewähr dafür bieten, daß jener fie auch verfaßt oder 
doch hierbei wejentlich mitgewirkt hat; fchließt Yorm und Inhalt der Schrift 
Dies aus, fo ift die Nepifion, auch wenn fie vom Mertetdiger oder Anwalt 
unterzeichnet ift, unzuläffig (RO. 7. Jan. 07, Bay3.3, 174; vogl.1185 8 385 Nr. 3). 

b) Die Revifionsbegründung entfpridht nicht der Vorfchrift des AUbf. 2, 
wenn das vom Angeklagten felbjt verfaßte und gefchriebene Schriftftück von 
einem Rechtsanwalt mit dem Vermerk unterzeichnet ift: „Vorftehende Anträge 
und Ausführungen made id) zu den meinigen” (RG. 30. April 07, GoltdArd. 
54, 309 = IM. 36, 561). 

c) Mitwirkung eines Richters unfhädlicdh: 1185 5 385 Ar.1; beftimmt 
formulterter Antrag nicht erforderlih: daf. Ar. 2; Revifionsanträge von 
Einztehungsinterefjenten: 1193 8 479 Nr. 1. 


8 386. 

1. Prüfung trog Verzihts auf die Nevifion in der Hauptverhandlung: 
1 185 8 386 Nr. 1; MWiederaufhbebung des nah XUbf. 1 erlaffenen Be- 
Ihluffes unzuläffig: daf. Wr. 2. 

2. Abf. 2: Hat eine Ehefrau NRevifion eingelegt, fo ift, da der Behelf 
des AUbf. 2 kein Rechtsmittel i. ©. der StPO. ift, der Ehemann, aud wenn 
er von feiner Ehefrau dazu bevollmädtigt tft, feine Zulaffung als Verteidiger 
($ 138 Abf. 2) aber bedenklich ericheint, zur Stellung des dort bezeichneten 
Antrags nicht a (BayohL®. 21. mi 06, BayOpLGGt. 7, 40; vgl. 


1 185 8 386 Wr. 3). 
3. Dal. $ 407 MSIGSD. 
Riteratur: 


Lipke, Kann die Revifton nad) fruditlofem Ablauf der Begründungsfrift 
nody wirkfam zurückgenommen werden? Naumburg. 07, 64). — Die Jrage 
wird im Anfhluß an eine Entidh. des Reichsgerihts bejaht. 


8 387, 
Zuftellung der Revifionsbegründung: I 150 8 36. 


8 388, 

Das Verfahren nad) Ubf. 1 findet 3.8. Unwendung, wenn fi heraus» 
ftellt, daß ein vom Landgericht in der Berufungsinftanz abgeurteiltes Ver- 
gehen zur landgerichtlihen Zuftändigkeit gehört, mithin das Landgeridt in 
erfter Inftanz hätte entfcheiden müffen; die Nevifion ift in diefem Yalle an 
das Reichsgeriht abzugeben (Dresden 17. Wat 06, SädhfArdh. 07, 166). 


8 389, 
1. VBerwerfung der NRevifton durh VBelhluß tft auch zuläflig, wenn die 
Auslegung der mangelhaft begründeten NRevijion im Hinblik auf das an- 
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gefochtene Urteil ergibt, daß eine Gefeßesverlegung, weil eine foldhe A 
nicht Doreen, nit hat behauptet werden follen (RG. 21. März 07, IM. 
86, 561 —= R66t. 40, 99). 

2. Dal. 8 407 MSLED. 

8 892. 

1. In dem Nichteingehen auf einen geftellten Beweisantrag liegt 
nur dann ein NRevifionsgrund, wenn Ungeklagter und Verteidiger vor der 
Urteilsfindung nicht nochmals das Wort erhalten haben und hierdurch an der 
Geltendmadung neuer Perteidigungsbehelfe verhindert worden find (MG. 
20. Dez. 06, ZW. 36, 414). 

2. Revifionsgericht hat die Anwendung des materiellen Nedts in vollem 
et Ball unabhängig von den Rügen des VBefchwerdeführers zu prüfen: 

3. Vgl. $ 410 MStGED. 


8 3983. 


1. Stellt der Eröffnungsbefhluß eine Reihe von Fällen als gewerbs- 
und gewohnheitsmäßig begangen unter Anklage, erfolgt Verurteilung aber 
nur wegen eines [oldhen alles unter Verneinung der Gewerbs- und 
Gewohnheitsmäßigkeit, und wird hiernach auf Revifton des Angeklagten 
das Urteil unter Zurückverweifung der Sade in die erfte Inftanz aufgehoben, 
fo ijt diefe nicht gehindert, nunmehr einen andern jener Fälle für fich allein 
zur Verurteilung zu ziehen, aud) wenn der Angeklagte mit der NRevifion nur 


feine Sreifprehung bezweckte. 

„Durch die Aufhebung des erften Urteils war die Sade zur Entihetdung in dem Umfange 
an die Strafkammer zurüdgelangt, wie er Durch den Eröffnungsbefchluß ihr Üüberwielen wor» 
den war. Cine Einfchränkung des legteren lag in der Verneinung der Qualifikationsmomente 
ebenfowenig, wie darin, daß Die Straikammer nur einen Fall für erwiefen erachtet hatte; 
dDiefe Nusfprüdye konnten als bloße Entichetdungsgründe eine Nechtskraft nicht erlangen. Der 
Eröffnungsbeihluß Hatte dem Beihhwerdeführer nicht mehrere man! Handlungen zur 
Laft gelegt und nur eine derfelben tft für erwielen erachtet, fondern bei dem Angeklagten 
handelt es fih um ein rechtlidy ats Handlungseinhett fih dharakterifierendes Delikt, und diefe 
rechtliche Qualifikation, die rechtskräftig nicht befeitigt war, blieb auch für die erneute Ver; 
x maßgebend.” 


(RG. 10. uni 07, 3 D 118/07.) 
2. Wirkung der Aufhebung gegenüber den Tatbeftänden der $$ 239, 240 
KD.: 1185 8 3983. En 


1. „Die Entfcheidung Über Art und Frift der Bekanntmadhung gemäß 
8 200 StGB. ift troß der Beitimmung des AUbf. 2 daf. dem Ermelfen des 
Tatrichters auf Grund der Prüfung der Verhältniffe des konkreten Yalls 
zu überlaffen.” Das Reviftonsgeriht Bann daher injoweit nicht felbjt ent- 
Tcheiden (RG. 11. Juni 07, 4 D 250/07). 

2. Entiheidung durch NRevtfionsgeriht, wenn konkrete Erwägungen 
über Strafmaß nidt nötig: 1 186 $ 394 Nr. 1. 

3. Bol. $ 412 MStGD. 


Riteratur: I 186 8 394. 
| 8 397. 
Erfolgt abermalige Verurteilung des Mitangeklagten, gegen den das Urteil 
bereits rechtskräftig war, fo tjt ohne befonderen Yusipruh im Urteile der 


bereits verbüßte Strafteil auf die nunmehr erkannte Strafe anzurechnen (RO. 
14. Juni 07, IWW. 36, 561). 
Literatur: 

Volkmar, NRevifion eines von mehreren Angeklagten. Wirkung aud 
zugunften der übrigen Angeklagten (DI3. 12, 702). — Zerfaffer empfiehlt Aus- 
Dehnung des $ 397 audy) auf Fälle, in denen aus formellen Gründen Auf- 
hebung des Urteils erfolgt und obligatorifche Auffchtebung der Strafvollftrekung 
gegen die Mitangeklagten, die Revijion nicht eingelegt haben. 
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Siteratur: Vgl. $ 372 (Lohfing). 8 598. 
Unwendung des 8 200 StGRB. keine härtere Strafe: I 186 8 398. 
Literatur (zu Abf. 2): 


a) Börkel, Gefängnisjtrafe trog qualifizierten Meineids [8 154 Abf. 2 
StGB.) (Bay. 2, 438). — Der Auffaß enthält eine Beiprechung des Reiche» 
gerichtsurteils vom 30. Dezember 1905; durch diefes war eine Straffache, in der 
die Gefchworenen gegenüber der Anklage wegen qualifizierten Meineids nur 
wegen fahrläffigen Falfcheids verurteilt hatten, auf Nevifion des Angeklagten 
an das Schwurgericht zurückverwiefen und damit die Möglichkeit eröffnet 
worden, daß in der erneuten Verhandlung zwar eine Bejahung der auf 
qualifizierten Meineid gerichteten Sragen durch die Geichworenen erfolgte, das 
Gericht aber mit Rüdkficht auf $ 398 AUbf. 2 StPO. nur auf Gefängnis er- 
Rennen durfte. 


Piertes Bud. Wiederaufnahme eines durch rerhtskräffigegs 
era Mrleil gefchloffenen Perfahrenz. 


1. Das Wiederaufnahmeverfahren feßt in der Regel eine noch lebende 
Verfon voraus; die StPO. Kennt aud ein folhes Verfahren gegen eine 
Perfon, die niemals eriftiert bat, nicht; es fit Daher nicht zuläffig, zu- 
gunften einer PVerfon, die auf Grund eines fehlerhaften Nacdhweifes irrtümlicher- 
weife als eriftierend angenommen und im Wege des Verfahren 88 470 ff. nady 

140 St682. verurteilt worden tft, ein Wiederaufnahmenverfahren einzuleiten 
BayObrR©. 6. Dez. 06, Seuffßl. 72, 59 — BayObLG6Gt. 7, 137). 

2, Die Rüge eines MWiderfpruche zwifchen der mündlichen Urteilsperkün- 
dung und der Urteilsniederfchrift im Koftenpunkte ift im Wiederaufnahme- 
verfahren unzuläffig (Dresden 28. Juni 06, SähfArdh. 07, 166 —= Yuftigd VL. 2, 28). 

- Das wiederaufgenommene Verfahren muß Freifprehung herbei- 
führen; Einftellung G. 2. Degen fehlenden Strafantrags) genügt nidt. 
1 186 vor $ 399 Wr. 1; früherer Mitangeklagter als Zeuge: 1153 $ 56 
Nr. 2; wiederholter MWiederaufnahmeantrag: I 186 vor 8 399 Nr. 3 (Cöln 
10. Nov. 05, GoltdArdh. 53, 305). 


1. Ziff 8 399. 


. .5: 

a) Im MWiederaufnahmeverfahren darf ein bereits vernommener Zeuge 
nur über wirklid neue Tatfachen, über früher fchon Behauptetes und Er- 
örtertes dagegen Kann immer nur ein neuer Zeuge angeboten werden (Dresden 
3. Mai 06, SähfArdh. 07, 166 = JuitigdBl. 2, 28). 

b) Auf die Benennung neuer Sadhverftändiger Über einen zu begut- 
achtenden Punkt, Über den bereits im Strafverfahren vor der Urteilsfällung 
ein folder vernommen worden ijt, kann das Wiederaufnahmegefudh regelmäßig 
nicht geftüßt werden, da nicht die Berfon des Sachverftändigen, fondern das 
Gutachten die Urteilsgrundlage bildet (Kafjel30. ZuntO6, GoltdArch. 54,99). 

c) Darüber, ob die beigebracdhten TZatfahhen oder Beweismittel neu und 
erheblich find, hat das Gericht zu befinden; deffen Tätigkeit hierbei erftreckt 
fih in erjter Linie auf die Prüfung der Zuläffigkeit des Antrags, alsdann, 
falls diefe bejaht wird, auf die Anordnung der Aufnahme der angetretenen 
Beweife, foweit fie erforderlich ift, darauf auf die Erwägung, ob der Antrag 
nad den Ergebniffen der Beweiserhebung begründet ift oder nicht; irgend ein 
Zwifchenverfahren, wie Erörterungen durch den Vorfigenden kraft eigner Ent- 
Ihließung und unter der Hand od. ä., tft unftatthaft (Dresden 17. Aug. 05, 
SädhjArdy. 06, 550). 

d) Bei Prüfung der Trage, ob die zur Begründung des Wiederaufnahme. 
gefuhs benannten Zeugen geeignete i. ©. der Ziff. 5 find, ift das Gericht 
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nicht gehindert, die von diefen Zeugen in einem früheren Abfchnitte des DVer- 
fahrens erjtatteten en heranzuziehen; daß das auf diefe Ausfagen ver- 
Ründete Urteil in der Xevtjionsinitanz nn worden, tft unerheblich 
(Dresden 5. April 06, SähjArd. 07, 166 = JuftizdBl. 2, 28). 

e) Der Einw and ne bis in idem kann nd Wiederaufnahmeverfahren 
nicht on. gemacht werden: I 186 $ 399 \r. 1 

2. Vol. 8 436 MSLGEOD. 
Literatur: 

a) v. Spindler, Zu $ 399 Ziff 5 StPO. (GoltdArdh. 53, 483). — Ber- 
faffer befürwortet die — In der Praxis beftrittene — Anficht, daß die Wieder- 
aufnahme aud zuläffig fein folle, wenn zwar nicht Freifpredhung, wohl aber 
eine diefer in der Wirkung gleihe Entideidung, 3. B. Einftellung des Ver- 
fahrens bezweckt werde. 

b) 1 187 8 399. 


8 402. 

Vol. $ 4338 MEIGO. 
8 404. 

Bol. $ 40 MEGEO. 
8 407. 


Zuftändig tft das Gericht, das über die Schuldfrage entfhieden 
hat. Hat die Strafkammer die Berufung nur aus prozeffualen Gründen ver- 
worfen, jo ijt für die ray dung über die Wiederaufnahme das Amtsgericht 
zuftändig (BayOhLG6. 14. Sept. 06, DI3. 12, 1082). 


8 409. 
1. Anordnung des Abf. 1 BU BEnDEr Natur: 1187 8409 Nr. 1; Um- 


fang der Beweisaufnahme: daf. Wr 
2. Dgl. 8 445 MESLGO. sun. 


Be Bel 2: Underweite Ladung der früheren Zeugen ufw. nicht nötig: 
Siteratur: 1 187 8 410. 
8 411. 

1. Abf. 2: Wiederaufnahme zugunften eines geifteskranken Ber- 
urteilten, binfichtlich deffen Beifteskrankheit aud zur Zett der Tat 
geltend gemadt wird, ift zuläffig, auch wenn die Staatsanwaltidhaft mit Frei- 
Iprehung ohne Hauptverhandlung nicht einverftanden tft; leßtere Tatfache hat 
auf das MWiederaufnahmegefuh als foldyes und die Entfchließung über die 
Wiederaufnahme keinen Ar kan (Raffel 19. Febr. 06, GoltvArdh. 53, 297). 

2, Dal. vor 8 39 N 8 418. 


Yorm des auf die erfolgreiche Belchwerde gegen die eleyıtung der Wieder- 
aufnahme ergebenden Befchluffes, Verfahren: I 187 8 41 


Fünftes Burk. 
Bekkiligung des Berlehten bei vem Perfahren. 


Eriter Abfchnitt. Privatklage. 
Literatur: I 188. 


Literatur: I 188. 
8 414, 
1. Erhebt der gefegliche Vertreter eines no nidht 18 Jahre alten 
Minderjährigen fälihlih die Privatklage kraft eigenen Nedts (vgl. 
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865 StGB. Nr. 1), fo ft, weil die Privatklage unzuläffig, das Verfahren 
einzuftellen (26. Magdeburg 13. Zuli 07, Naumburg. 07, 65). 

2. Recht des gefeglihen Vertreters zur Klagerhebung: vgl. $ 65 
StGB. Literatur unter a, b. 

3. Das Redht des Ehemanns, für feine Frau Privatklage zu erheben 
oder fich der von der Frau erhobenen Privatklage anzufcdließen, ift nit davon 
abhängig, daß er ebenfalls in der Frijt des 8 61 StGB. durd Privatklage 
oder jonjtwie einen Strafantrag angebradt hat; vielmehr genügt es, daß 
überhaupt die Antragsfrift von einem Beredtigten gewahrt wurde. Go 
hat 3. 38. der Ehemann das Recht, nad) Ablauf der Antragsfrift gegen ein auf 
die Privatklage feiner Ehefrau den Angeklagten freifprechendes Urteil Kraft 
eignen Rechts Berufung einzulegen (Kolmar 3. März 05, Eljloth3. 31, 588). 

4, Abi. 3: WVorftand eines Vereins: 1188 8 414 Nr. 1; Klage des 
Baters kraft eignen Redts: daf. Ar. 2; Sühneverfudh: 1189 8420 Nr. 1. 

Riteratur: 

a) Hoeniger, Zum Wergleih in Privatklagefadhen BI 12, 480). — 
Verfaffer beleuchtet vom Stande der heutigen Gefeßgebung und Reditipredhung 
aus die mißliche Stellung des PBrivatklägers, der vergleichsweife feinen Strafe 
antrag bzw. die Privatklage zurückzieht, insbefondere mit Bezug auf die 
Tagung der Koften und deren Beitreibung vom Angeklagten. 


188 8 414. 
8 416. 
Verhältnis zu $ 170: 1 160 8 170 Nr. 7b. 
8 417. 


AUbf. 2, 3: Übernimmt der Staatsanwalt im Laufe des Privatklagver- 
fahrens die Verfolgung, fo tft leßteres einzuftellen; da diefe Einftellung jedodh 
nicht die Natur einer das Verfahren zum Abichluffe bringenden Entidheidung 
hat, können auch hinfichtlih der Koften nicht die 58 496, 503 zur Anwendung 
kommen, vielmehr hat im Falle der Verurteilung der Angeklagte, andernfalls 
die Staatskaffe alle un alfo aud) die der rivatklone, zu tragen (Bay- 
DHLG. 17. Mat 06, BaydpLG6t. 7, 17). 


Riteratur: I 188 $ 417. 
8 418, 


1. Der $ 418 fteht dem Auftreten eines BrogeBagenten in der Haupt- 
verhandlung, audh wenn ihm fonjt die Erlaubnis zum Verhandeln vor 
Gericht erteilt ift, entgegen; Koften, die durch eine folche unzuläffige Vertretung 
erwadjfen, find daher nicht erftattungsfähig. an tdalt der Hauptver- 
handlung ijt eine folcdhe een zuläffig; die Koften find erjtattungs- 
fähig, wenn fie nad) Lage der Sache (Öejeßesunkunde des Privatklägers u. &.) 
geboten war (26. Freiberg 21. Tult 06, SähfArdy. 06, 574). 

2, Erteilung von Abfchriften aus den Akten: oben $ 147 Nr. 2, 3; 
Thriftlihe Vollmadt des Anwalts nicht erforderlich: I 189 $ 418. 


8 419. 


1. Abf. 3: Im Privatklageverfahren find für die Bewilligung des 
Urmenrehts an den Privatkläger hinfichtlih der Vorausfegungen und 
Wirkungen diejelben Beftimmungen maßgebend, wie in bürgerlihen Nedts- 
ftreitigkeiten; die Vorfchrift des Ubf. 3 beichränkt fih nicht auf die in 
Abf. 1 genannten Fälle (Stuttgart 18. Dez. 05, WürttT. 19, 74). 

2. Ubf. 3: Yür die Rechtsmittel gegen die das Urmenrecht betreffenden 
Beichlüffe find die Vorfhriften der Strafprozgeßkordnung maßgebend; 
Ba a ift daher nad) $ 352 unzuläffig (Aolmar 28. Okt. 05, Elf. 


r 


Riteratur: 1 189 $ 419. 
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8 420, 
Gefegliher Vertreter; Wohnort: 1189 $ 420; Wirkung eines 
Vergleihs: I 13 8 61 Nr. 3. 


Riteratur: - 


a) Zwifhen wem hat der Sühneverfud ftattzufinden, wenn die 
Beleidigte minderjährtg 1jt? (ohne Autornamen, ZfDGerG©ekr. 18, 77). — 
Der Artikel führt aus, daB nur der gefegliche Vertreter die Sühne zu ver- 
fuden habe (vgl. hierzu I 189 8 420, Literatur unter c, d). 

b) Godron, Zu $ 420 StPO. (Bay. 3, 191). — Der Auffag erörtert die 
Stage, wie es zu halten ift, wenn im Sühnetermin ein bedingter Vergleich 
juftande gekommen, der Privatbeklagte aber die Üübernommene Verpflichtung 
(Abgabe einer Ehrenerklärung) binnen der geftellten Frift nicht erfüllt. Er 
kommt zu dem Scluffe, daß der zwekmäßige Weg der der Zivilklage auf 
Erfüllung des Vergleiche fei; die Anficht, es könne ein Sühnezeugnis über 
erfolglos verfuhte Sühne ausgeftellt werden, verwirft er, vielmehr mülfe 
u einem erneuten Termine geladen werden, wenn der Beleidigte fich fein 

rivatklagerecht wahren wolle. 
c) Vgl. 1 189 8 420. 


Riteratur: I 189 $ 422. 
8 423, 


Gegen den Beichuldigten kein Zwangsmittel, um ihn zur Außerung 
zu zwingen: I 190 & 423. 


Riteratur: 


a) 1 190 8 423 Literatur. 

b) Jahn, Sühneverfuh und kein Ende (BadNRpr. 73, 50). — Verfaffer er- 
örtert die Stage, ob es zuläffig tft, au den Privatkläger unter Androhung 
der Einftellung des Verfahrens zu einem richterliden Sühneverfuh zu laden 
— ein Verfahren, das hauptfächlich bei den badifchen Gerichten übli) und 
von diefen in die Yorm eines Termins zum Zwecke der Beweiserhebung nad 
8 200 gekleidet wird —, und verneint fie, weil ein richterliches Sühneverfahren 
überhaupt der Tendenz der StPO. zuwiderlaufe. 


‘ 


8 425. 

Abf. 4: Vgl. 8 147 Wr. 2, 3. 
8 426. 

AUbf. 2: Teitfegung der Gebühren: I 163 $ 219 Ar. 1. 
8 427. 


Ubi. 2: Vertretung duch NRedhtskundigen an Stelle des Anwalts: vgl. 
8 431 Wr. 2. 
8 428, 

1. Erhebt ein Ehemann auf Grund von 8 195 StGB. wegen Beleidi- 
gung feiner Ehefrau Privatklage, fo tft eine MWiderklage wegen einer von 
ihm gegen den Angeklagten begangenen Beletdigung unzuläfftg (LG. Offenburg 
ohne Datum in BadRpr. 73, 44). 

2. Verfahren auf die Widerklage bei Übernahme derfelben im öffent- 
lichen Intereffe: 1190 8 428 Nr. 1; wechfelfeitige Beleidigungen: daf. Ür. 2. | 

Literatur: 

a) Bökel, Die Widerklage in Privatklagefaden (BayZ. 3, 81). — Ver- 
faffer führt aus, daß DVorausfegung für die Zulafjung einer MWiderklage die 
Eröffnung des Hauptverfahrens auf die Privatklage hier fei; demnady fei es 
unzuläffig, auf eine Privatklage eines Ehemannes hin, durch die diefer wegen 
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Beleidigung feiner felbft und feiner Ehefrau Rlagt, eine Widerklage wegen 
durch den Ehemann begangener Beleidigung des Widerklägers zuaulaffen, wenn 
auf die vom Ehemann als Beleidigten erhobene Klage das Hauptverfahren 
nicht eröffnet werde. 

b) Leifering, Widerklage bei Beleidigungen, welde der Ehefrau des 
Privatklägers zugefügt worden find (DI3. 12, 878). — Verfaffer empfiehlt 
und begründet folgende Anderung des AUbf. 1 des 8 428: „Bis zur Beendigung 
der Schlußverträge kann der Beichhuldigte in erfter Inftanz wegen ihm oder 
ie Ehefrau zugefügter Beleidigungen oder KRörperverlegungen Widerklage 
erheben. 

c) 1190 8 428. 


Literatur: I 190 $ 429. 


8 480. 
AUbf. 2 au für VBerwaltungsbehörden (8467) maßgebend: I 190 $ 430. 


8 431. 


1. Wird die Privatklage zurüdkgenommen, jo bat damit nicht ohne 
weiteres au der Strafantrag als zurüdkgenommen zu gelten; vielmehr tft 
in jedem einzelnen Falle, wo eine Zurücknahme des Antrags überhaupt nody 
zuläffig ift, zu prüfen, ob der Privatkläger dDurh die Rücknahme der Klage 
jede weitere Strafverfolgung hat ausfchließen wollen oder nicht (Stuttgart 
8. Juni 08, WürttT. 18, 330). 

2, Abf. 2: Auch wenn der Richter bei Anberaumung des Termins zur 
Hauptverhandlung — in der ftillfehweigenden Abfiht, zunädhft einen Gühne- 
verfuh zu veranftalten — beftimmt, daß Zeugen nicht geladen werden 
follen, fo hat der Termin troß diefes an fich gefegwidrigen Verfahrens doc 
Die Natur einer Hauptverhandlung 1. ©. des Xbf. 2. Der Kläger ift 
„Dur einen Redhtsanwalt vertreten” aud dann, wenn Statt diefes ein 
ihn vertretender Redhtskundiger 1. ©. der 8$ 427 Abf. 2, 189 StPO. er- 
fheint (26. Würzburg 7. Wat 06, Bay. 3, 26). 

3. Die NRechtsnadteile des Abf. 2 werden nicht dadurdh ausgefchloffen, 
daß der Vertreter des Privatklägers nidht neben a geladen 
worden tft (AG. 28. Febr. 07, DIZ. 12, 601 = AJuftigdBL. 2, 49). 

4. Einftellung durch Befhluß: [1191 8 431 Nr. 1; Rein Befhluß nötig 
bei Rlagrüknahme in der Berufungsinftanz außerhalb der Haupt- 
verhandlung: daf. Wr. 2; Abf. 2: Androhung der Einftellung als Zwangs- 
mittel unzuläffig: daf. Ar. 3. 


Literatur: 1191 $ 431. 


8 432, 
©. 1188 8 414 Nr. 2. 


Ziteratur: 


Efprefter, Kann die vor dem örtlich) unzuftändigen Bericht erhobene und 
wegen diefer Unzuftändigkeit des Gerichts zurückgenommene Privatklage von 
neuem beim örtlich zuftändigen Gericht erhoben werden? (JuftizdBtl. 2, 63). — 
Die Frage wird bejaht. 


8 438, 
Literatur: 

E., Kann die vom Ehemann wegen Srnnuns der Ehefrau erhobene 
Privatklage nad) dem Tode des Mannes von der Witwe fortgefegt werden? 
(Seuffßt. 72, 583). — Der Auffag berichtet Über einen Belhluß des BayOhLG. 
vom 11. Juni 1906, der die Srage bejaht. 9 
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Zweiter Abjchnitt. Nebenklage. 
Siteratur: 1191. 


Koften der Vorbereitung der Nebenklage: 1191 vor $ 486. 


8 456, 
Abf. 2: Gehör des Angeklagten nidht erforderlidh: I 191 $ 4836. 


8 437. 


1. Entfcheidend für die FSrage, mit weldhem Zeitpunkte die Vor- 
[hriften der 8$ 435 ff. zur Anwendung zu bringen find, ift der Ge- 
tihtsbeihluß, duch welchen die Zulaffung des Verlegten als Nebenkläger 
ausgelprodhen wird, da erft durch diefen feine Stellung als ProzeBpartei eine 
greifbare Geftalt annimmt und ihm die in dem Gefeß dem Nebenkläger ge- 
fiherten Befugniffe beigelegt werden (R®. 11. Junt 06, GoltdArdy. 53, 291). 

2. Nach $ 503 verb. mit $ 437 kann der Nebenkläger Erftattung feiner 
notwendigen Auslagen beanfpruden, dies jedodhy nur infoweit, als diefe 
ihm in feiner Etgerfhaft als Nebenkläger erwadfen find; wer durd 
einen Rechtsanwalt Strafantrag geftellt und fih erft nah Eröffnung des 
Hauptverfahrens als Nebenkläger angeldloffen hat, kann daher Erftattung 
der durch die Antragftellung erwadjjenen Anwaltskoften nicht beanfpruden 
(Raffel 29. Nov. 06, GoltdArch. 54, 100). 

3. Vertreter des Nebenklägers; Ladungen, Benadridhtigungen: 
1191 8 437 Nr. 1; Nebenkläger als Zeuge: 1170 8 257 Nr. 1. 


8 488, 

Abf. 2: In allen anderen Fällen Zuziehung notwendig: 1191 $ 438. 
8 4483, 

Anflug zuläffig, auh wenn Anfprud auf Buße verwirkt: 1191 8448. 


Riteratur: 
Schumann, Schadensfeititellung im Strafverfahren (BLGenoffß. 54, 546). 
— Berfaffer tritt dem in den Blättern für Genoffenichaftsweien 54, 430 ge- 
madıten DVorfhlage entgegen, die Beftimmungen über die Nebenklage auf 
Betrugs-, Unterfhlagungs- u. a. Tälle dergeftalt auszudehnen, daß im Straf. 
verfahren gleichzeitig mit Über die Höhe des eingetretenen Schadens und die 
Erfagpflidht entjchieden werden folle. 


Sechfies Buch, Befondere Beten des Perfahrens. 
Eriter AUbfchnitt. Verfahren bei amtsrichterlichen Strafbefehlen. 
Literatur: 

Baulfen, Erweiterte Zuläffigkeit des Strafbefehls (DIZ. 11, 1369). — 
Verfaffer ftimmt im allgemeinen den bez. Beichlüffen der Strafprozeßkommilfion 
zu, wünfdht aber noch befondere Rautelen bei Einbeziehung auch des XVer- 
gehens nad) $ 113 StGB. gegen se einfettige Beurteilung der Tat, ferner 


Einbeziehung aud) des $ 246 StGB., wie des $ 104 Geemd., ferner, der im 
Nahrungsmittel-, Weingefeg u. a. Gefeßen feftgejtellten Delikte. 


8 447, 
Literatur: 1192 $ 447. 
8 449, 


Ein Einjprudfchreiben ohne Namensunterfchhrift des. VBeichwerde- 
führenden tft kein [ohriftlihder Einfprud (LG. Wünden 25. Aug. 06, 
AuftigdBl. 06/07, 186). 


Warneyer-Rofenmüller, Jahrbud. 2. Jahrg. 17 
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8 450. 

Die Wirkung des Strafbefehls nad $ 450 erftrekt fih auh auf den 
Grundfaß ne bis in idem; nur, wenn die Hauptverhandlung ergibt, daß 
die Tat unter einem nicht bereits im Strafbefehle gewürdigten anderen recht- 
lihen Gefichtspunkte als eine [chwerer zu beitrafende fich daritellt, wohnt dem 
Strafbefehl abfchließende Bedeutung nit inne. Erfolgt alsdann andermweite 
Verurteilung, fo ift die im Strafbefehl feftgefeßte Strafe anzurechnen (Darmftadt 
21. Dez. 06, Hefffifpr. 8, 9). 


Zweiter Abfchnitt. 
Verfahren nach vorangegangener polizeilicher Strafverfügung. 
Literatur: 

Sordan, Zur Strafprozeßreform (IM. 36, 69). — Verfaffer begründet im 
Anfhluß an bez. ablehnende VBelchlüffe der Strafprozekkommiffton die Not- 
wendigkeit einer Beitimmung, nad der für den Fall, daß der fi gegen 
Strafart oder «maß richtende Antrag auf gerichtliche Entihetdung ganz oder 
teilwetfe Erfolg hat, der Täter hinfichtlich der Koften des Verfahrens günftiger 
geftellt wird, als unter dem jegigen Nedtszujtande. 


8 453. 

1. Bezeichnet eine Strafverfügung einen Befhuldigten irrtümlich 
falfch, 3. 3. mit feinem Firmen-, anjtatt mit feinem wirkliden Namen, jo 
bildet doch die Verfügung dann eine vollgültige Unterlage für das ganze auf 
den Antrag auf gerichtlihe Entfhetdung hin eingeleitete gerichtliche Verfahren 
mit feinen prozeß- und materiellretlihen Wirkungen (Unterbrehung der Ver- 
jährung!), wenn der Beichhuldigte die falfche Bezeichnung nicht alsbald rügt, 
und fi unter feinem bürgerlihen Namen auf das ganze Strafverfahren ein- 
gelaffen hat (Dresden 5. Bi 06, SähfArdh. 06, 544). 

2. Bezeichnung der Beweismittel: I 192 8 453 Wr. 1; Fehlen der 
Unterfhrift: daf. Ar. 2. 

Literatur: 

Saniter, Gerichtlihes Strafverfahren auf Grund mangelhafter polizei- 
licher Strafverfügungen (DI3. 12, 126). — Verfaffer bekämpft die von Gadom 
unter der gleihen Aberfchrift in DIZ. 11, 143 vertretene Anficht (T 192 $ 453 
SPD.) und entfcheidet fi für den Fall des Vorliegens einer mangelhaften 
Strafverfügung für Einftellung des Verfahrens feitens des Geridts und Er- 
laß einer neuen Verfügung feitens der Polizeibehörde. 


8 454. 
Erforderniffe des [hriftlihden Antrags: 1192 8 454. 
8 456. 
gl. 8 460. 
8 458 


Zufammentreffen von $ 360 Ziff. 11 und $ 185 StGB.: 1192 8 458. 
Literatur: 1193 8 258. 


Dritter Abfchnitt. Werfahren bei Zumwiderhandlungen gegen die 
Vorfchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle. 
8 459, 


1. Abf. 3: Daß im gerichtlichen Verfahren die feltgeftellte und dur den 
Strafbefcheid mit Strafe belegte Handlung unter einem anderen rechtlichen 
Oefidhtspunkte verhandelt und abgeurtetlt wird, ift ohne Einfluß auf die durch 
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den Strafbeicheid bewirkte Unterbrechung der Verjährung (BayOhLG. 6. März 06, 
BayOptG6t. 6, 335). 

2. Abf. 3: Die dem Strafbefcheid zukommende Wirkung der Unterbrechung 
der Verjährung wird nicht dadurch befeitigt, daß feine Zuftellung nidt 
erfolgen kann (BayObL6.26. März 07, Seuff®L. 72,526 — BayObLG6&t. 7,276). 
3. Antrag auf gerihtlihe Entiheidung dur Bevollmädtigten: I 158 


& 138 
Literatur: 
Leiling, Zum Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorfchriften 
über die Erhebung Öffentlicher Abgaben und Gefälle (BayZ. 3, 384). — Ver: 
faffer referiert über die oben unter Ar. 2 angeführte Entfheidung. 


8 460. 
Antrag auf gerichtliche Entfcheidung; Prüfung; Befhwerde: 1193 8460. 


| 461. 
Gefudh bei der Verw EN anzubringen: I 193 & 461. 
8 467. 
Anwendung des $ 430: I 190 8 480. 
‚F 8 469, 


Eine Zujtellung des Urteils hat nur unter der Vorausfeßung, daß 
die Verwaltungsbehörde die Anklage erhoben oder fich der Verfolgung an- 
gefchloffen Hat (8 468), zu erfolgen; audy nur dann laufen für die Verwaltungs 
behörde die in Ubf. 1 bezeichneten Friften. Der Anfchluß insbefondere aber tjt 
nur fo lange möglich, als überhaupt ein gültiges Strafverfahren no anhängig 
ist, alfo dann 3.3. nicht mehr, wenn ein von der Staatsanwaltfchaft eingelegtes 
Rechtsmittel zurückgezogen wurde (RO. 22. Sept. 06, GoltvArch. 53, 447). 


Vierter Abfchnitt. Verfahren gegen Abwefende, welche fich der 
Mehrpflicht entzogen haben. 
8 475. 


1. Die gefeglie Vermutung des $ 475 muß nicht notwendig Dur 
einen formalen Gegenbeweis entkräftet werden; vielmehr entfcheidet 
das Gericht über die iFrage, ob fi Umjtände ergeben haben, die der nad 
$ 472 StPO. abzugebenden Erklärung entgegenjtehen, auf Grund des Akten- 
inhalts und der euptwerbanblnng nad fretem Ermefjen; es hat jedod 


pofitive Fejtftellungen zu treffen und darf fich nit mit bloßen Möglichkeiten 


begnügen. 
dis ift von der Strafkammer nicht verkannt. Diefelbe hat vielmehr ausdbrükli nur 

auf Grund und unter Verwerfung der aus den Akten fih ergebenden Umftände, daß es fidy 
um drei im früheften Anabenalter ausgewanderte Kinder und ferner um Alnder unbegüterter 
Leute handle, die gefegliche Vermutung für widerlegt und ledigli auf Grund biefer er- 
ermwiefenen Umftände weiter für erwiefen erachtet, daß 1. fih die Ungeklagten wie ihre Väter 
oder fonftigen gefeglihen Vertreter feit länger als 10 Jahren ununterbroden im Aus 
lande aufhalten, 2. Diefeiben Schritte zur Erhaltung ihrer NReichsangehörigkeit nicht getan, 
und 3. fi beim Verlaffen des Neichsgebtets im Belige eines Neifepapiers oder Heimatfheins 
nicht befunden Haben. Diefe Feltftellungen laffen einen NRedtsirrtum nicht erkennen.” 

(RO. 11. Zult 07, 3 D 355/07; vgl. 1193 8 475 Nr. 1.) 


2. Tragweite der Erklärung nad) 88 475, 472: 125 8 140. 


Tünfter Abfchnitt. | 
Verfahren bei Einziehungen und Vermögensbeichlagnahmen. 
Siteratur: 119. 8 479. 


Anwendung des $ 385 Abf. 2: 1193 8 479 Nr. 1; Nichtzuziehung des 
Sntereffenten: 1 194 8 479 Nr. 2. 
17* 
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Biehentes Buch. 
Strafvollfirerkung und Roflen des Berfahteng. 


Eriter Abfchnitt. Strafvollftreckung. 
Siteratur: I 19. Hierüber: Goch, Der Sträfling; Aulturftudien aus dem Strafreht und dem 
Gefängnis, 1905; Treu, Strafjuftiz, Strafvollzug und Deportation, 1905. 
Rechtskraft nicht verkündeter Entfheidungen: I 194 8481 Ar. 1; Nechts- 
kraft bei Gefamtftrafe: daf. Nr. 2. 


Riteratur: 


a) Begnadigung bet Gefamtftrafen: $ 79 StGB., Literatur. 
b) I 194 nor 481. 


8 482. 


1. Vorausfegung der Anwendung des 8 482 tft, daß der Angeklagte in 
derfelben Sade dte Unterfuhungshaft verbüßt, in der er audy die Strafe 
zu verbüßen hat; figt er in einer anderen Gadye in Unterfuhungshaft, fo läuft 
die Strafverbüßung nicht vom Zeitpunkte feines Nedhtsmittelverzichts, fondern 
von demjenigen, an dem infolge der Genehmigung der Strafvollitrekung 
feitens der in der fchwebenden Unterfuhungsfadhe zuftändigen Behörde die 
Anterfuhungshaft unterbrochen wird (Marienwerder 7. Dez. 06, PoMSchr. 
9, 180 = ZD5erSekr. 18, 230). 


2. Die auf Grund des $ 482 anzurechnende Unterfuhhungshaft ift Straf- 
haft (VBayOhRG©. 13. Juni 06, BayOhLG6t. 7, 30). 


3. Die Strafhaft beginnt mit der Einlieferung in die zu ihrer 
Verbüßung beftimmte Anftalt; erleidet der Verurteilte [hon vorher Srei- 
heitsentziehung, fo kann eine nung auf die Strafe ftattfinden, 
jedoch vorausgefeßt, daß jener ohne eigene Schuld der Freiheit beraubt 
war (Darmftadt 4. Sept. 07, Hefiftipr. 8, 99; vgl. I 194 $ 482 Nr. 1). 


4. Hat der in Unterfuhungshaft befindliche Werurteilte rechtzeitig Nevi- 
fion eingelegt, Nevifionsanträge aber nicht angebradt, fo läuft die Straf- 
haft erft vom Zeitpunkte der Rlüknahme des Rehtsmittels oder der 
Erlaffung des die Revifton als unzuläffig verwerfenden Be- 
Ihluffes ab (BayOnpL©. 18. San. 07, Seuffßt. 72, 375 = BayDb266t. 7, 185). 


5. Die durdh das Urteil angerehnete Unterfuhungshaft tft von 
dem ohne die Anrechnung feftzuftellenden Ende der Strafzeit zurückzurednen; 
wird alfo auf 3 Monate 15 Tage ein Monat angerechnet und Ift der Straf- 
antritt vom 24. November an zu rechnen, fo tft von dem auf den 11. März 
fallenden Endtage ein Monat zurükzuredhnen, fo daß die GStrafzeit am 
11. Yebruar endet (BayObRG©. 25. Tan. 07, Seuffßl. 72, 377 Nr. 3]; — a. U: 
NRO., vgl. 1195 $ 482 Wr. 5). 


6. Fit eine bereits im Vollzuge begriffene Einzelftrafe in eine aus $ 79 
StGB. gebildete Gejamtftrafe A a fo ift der fhon verbüßte Teil 
der Einzelftrafe bei Vollzug der Gefamtftrafe in der Weife in Anja zu 
bringen, daß zunädjft der Endzeitpunkt der Gefamtftrafe fejtgejtellt und von 
diefem der abzurechnende verbüßte Teil der Einzelftrafe nad) Tagen und 
Tagesbrudhteilen Bene wird (BayOhr®. 1. März 07, Seuffßl. 72, 376 
[Nr. 2]; BayDpLG. 25. Tan. 07, BayOpLG6Gt. 7, 200, f. vorft. unter Ar. 5; — 
a. W.: RO., vgl. I 195 3 482 Nr. 5). 


7. Einem anderen Gericht zur Aburteilung vorgeführter, in anderer 
Sade Unterfuhungsgefangener: 1 194 $ 482 Nr. 2; Zufaßftrafe: dal. 
Ar. 5 (Dresden 3. März 04 = ZfD96erGekr. 18, 79; Dresden 16. yebr. 05 = 
ZDSerSekr. 18, 189); Umwandlung der Haft in höhere Strafart bei 
nadhträgliher Gefamtftrafe: I 195 $ 482 Wr. 4 = BayDbLGCt. 6, 170. 
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Riteratur: 


a) Weichert, Über das MWefen der Haft nad Eintritt der Rechtskraft des 
Urteils im Strafprozelfe [StPOD. 88 481, 482, 483] (SähfArd. 06, 553). — Ver- 
faffer Bennzeichnet das Wefen der vor Einlteferung in die Strafanftalt ver- 
büßten Haft, wenn der Angeklagte erft zum Zwecke der Strafverbüßung ver- 
haftet worden tjt, lediglid als Sicherungshaft, die auf Grund eines früher 
erlaffenen Haftbefehls auh nah NRedtskraft fortbeftehende Haft als formelle 
Unterfuhungshaft, und zieht hieraus die Tolgerungen. 

Melzer, Zu 8 482 StPO. (SädhfArd. 07, 71). — Verfalfer ftimmt den 
von MWeichert gegebenen Ausführungen zu. 

c) Shülein, Rann man durd) eine genau einen Monat dauernde Alnter- 
fuhungshaft eine Strafhaft von einem Monate und drei Tagen verbüßen? 
(Bay3. 3, 167). — Berfaffer bekämpft, ausgehend von der I 195 $ 482 Wr. 5 
wiedergegebenen Entichetdung des NReichsgerichts, Die vom Bayrifchen Oberjten 
Landesgericht in ftändiger PBraris feftgehaltene, aud) vom NReichsgericht in einer 
früheren Entfheidung (R6Gt. 29, 75) aufgeftellte Anfiht Über die Art der 
Anrehnung der Unterfuhungshaft, wie fie u. a. in den oben unter Wr. 5 u. 6 
wiedergegebenen Entidheidungen niedergelegt if. Er zieht aus diefer die in 
der Überichrift wiedergegebene Folgerung für den Fall, daß ein Geriht am 
28. Februar eines Nichtfchaltjahrs eine Strafe von einem Monat und drei 
Tagen unter Anrehnung von einem Monat der Unterfuhungshaft erkennt, 
und der Angeklagte fich fofort unterwirft. 

d) I 195 8 482. 


8 488, 

Der verhaftete Verurteilte bleibt nach Rechtskraft des Urteils bis zur 
Überführung in Strafhaft Unterfuhungsgefangener; bis dahin hat über feinen 
Antrag auf Aufhebung des Haftbefehls das Gericht, nicht die Staatsanwalt- 
haft zu entjcheiden (Düffeldorf 25. Mat 07, NheinArch. 104, 188). 


Literatur: 8 485. 


Kornfeld, Zur Anderung des Wortlauts in 8 485 SPD. (Necht 11, 877). — 
Verfaffer empfiehlt vom Standpunkte des Pfydiaters aus Erfag des Wortes 
„geilteskrank” in Ab. 2 dur „nicht geiftesgefund“. 


8 489. 


1. Die Strafzeit tft bei Verhaftung auf Grund des Haftbefehls von dem 
Zeitpunkte an zu rechnen, an dem der PVerurteilte in die für die ent- 
[prehende Strafart beftimmte Anftalt eintritt; demnad) kommt auf den 
Zeitpunkt der Einlieferung in die zur Verbüßung der Strafe beftimmte An= 
italt dann nidts an, wenn die gleiche Strafart nach den landesredhtlichen 
Vorfhriften audh In dem Haftlokal verbüßt werden kann, in das der Ver- 
urteilte zunädjjt und vorübergehend eingeliefert wird (QO. Darmftadt 12. Dez. 06, 
ee % ee AuftizdBl. 2,27, beftätigt durh OLG. Darmftadt 8. Jan. 07, 

eifttipr. 8, 70). 
2. Berehnung der Strafzeit im Falle der Verhaftung: I 195 $ 489. 
Literatur: I 195 8 489. 


8 490, 


1. Wird von einem Geridt, das um Einziehung einer Geldjtrafe, im 
Nihtzahlungsfalle um Mollftrekung der Grfaßfreiheitsftrafe erfucht 
wird, irrtümlich nur die leßtere vollftreckt, ehe ein AUnetnbringlidhkeits- 
ausweis vorliegt, fo gilt, wenn leßterer nadgebradt wird, nunmehr Die 
Treiheitsitrafe als vollftrekt; der Einwand des WVerurteilten, daß die Srei- 
beitsitrafe nicht nochmals vollftreckt werden dürfe, ift beacdhtlihd (LG. M. 
28. Mai 07, Seuffßl. 72, 777). 
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2. Die Strafhaft wird nicht [don dadurh unterbroden, daß der 
Verurteilte zeitweilig unter Haftbefehl geitellt und als AUnterfudungs- 
gelangene behandelt wird; vielmehr muß die Strafvollftrekungsbehörde die 

nterbrehung anordnen oder ihr wenigitens zuftimmen (Kolmar 9. Dez. 05, 
Elffoth 3. 32, 499). 
Literatur: 

Stieve, Verurteilung unter falfhem Namen (DI3. 11, 1315). — Ver- 
faffer führt aus, daß Abf. 1 — Zweifel Über die Urteilsauslegung — aud) 
dann Plaß greife, wenn fich jemand bewußt unter einem falfchen Namen habe 
verurteilen lafjen, behufs Abwendung der fhädlichen Folgen des Urteils für 
den, deffen Name gemißbraudt worden fei. 


8 492. 


1. Die Beftimmungen der 88 74 ff. StGB. find zugunften des Angeklagten 
getroffen; der in einem rehtskräftigen Urteil erlaffene Strafausiprudy 
kann daher nad) $ 492 SPD. nadhträglich geändert werden, wenn 8 79 
StGB. zuunguniten des Angeklagten außer Betracht geblieben ift, während 
andernfalls gegen das Urteil nur mit den zuläffigen Nectsmitteln gorgegangen 
werden kann (BayOhL®. 3. Febr. 06, BayoOpXG6&t. 6, 319; vgl. $ 79 StG2B. 


Nr. 1). 

2. Beihlug ohne NRechtskraftszeugnis vollftrekbar: I 195 $ 492 
Nr. 1 = DI2. 12, 304; Gefängnis — ftrenger Arreft: daf. Nr. 2: Vor- 
behalt der Bildung der Gefamtitrafe bei AUrtetilsfällung: $ 79 StGB. 
Nr. 6; 118 8 79 Nr. 2. 


Literatur: I 195 $ 492. 
8 498, 


Anders bei Unterbrehung der Strafhaft: I 196 $ 493 = Z[9Ger- 
Sehr. 18, 234. 
8 494, 


Tür die gerichtliche Entfhetdung Über die Berechnung einer Gefamtitrafe 
ift das Gericht zujtändig, das fie ausgeiproden hat (Rolmar 9. Dez. 05, Eif- 
2oth3. 32, 499; ebenfo BayDpLG. 6. Dez. 06, BayDbLGESt. 7, 137). 


8 495, 


1. Strafgeridhtliche Urteile, die zur Beitreibung von Bußen gebraudt 
werden, bedürfen der Vollftrekungsklaufel. Analoge Anwendung des 
$ 483 ift unzuläffig (256. Offenburg 20. Aug. 07, BadRpr. 73, 265). 

2. Bollftrekung gegen eine Ehefrau: I 196 8 495. 


Zweiter Abjchnitt. Koften des Verfahrens. 


8 496, 


1. Abf. 1 hat an die formelle Behandlung des Koftenpunkts 

um Öegenftande; ein Verftoß gegen diefe Vorfchrift rechtfertigt daher gemäß 
330 nidyt die Revifion (Braunfchweig 14. Mai 01, Braunfhw3. 53, 1). 

2. Die Beitimmung des $ 496 ift im Gegenfaß zu denen in den 88 497 
bis 505 rein prozeffual; ihre Nihtbeahtung In einem Iandgerichtlichen Be- 
ET Task begründet daher nicht die Revifion (RG. 11. Okt. 06, DI. 

3. Abf. 2: 

a) Ein Streit über die Koften ift [yon dann als vorliegend anzunehmen, 
wenn der Gegner zur Koftenerftattung erfolglos a. worden ijt 
oder dem Antrage auf Koftenfeftfegung beitritt. te Seitfegung erfolgt 
dDurh das Gericht, das die Verpflihtung zur ARoftentragung aus- 
geiproden hat (KG©. 14. Jan. 07, SchiHolftAlnz. 07, 95 = BreslauQf. 20, 10). 
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b) Borausfegung der Koftenfeltfegung ift der Nachweis des Vorliegens 

a Be über die Koften (Braunfchweig 19. März 06, Braunfhw?. 
3, 191). 

c) Da in Straffadhen jede Inftanz ihre Koften felbit feftzufeßen 
hat, fo ift eine dahingehende Entfcheidung des Berufungsgerichts über die 
bei ihm erwadjfenen Koften eine erftinftanzliche, und daher mit einfacher Be- 
fhwerde anfedhtbar (Darmitadt 27. Febr. 07, Heiiffpr. 8, 73). 

d) Die dur die Öffentliche Bekanntmadhung einer Verurteilung (nad) 
dem MWaren3G.) erwaclenen Koften eignen fih nur dann zur gerichtlichen 
Teltfeßung, wenn der DVerlegte fi dem Verfahren als Nebenkläger an- 
gefchloffen hat, und über die Koften Streit befteht (BayObXG©. 26. April 06, 
BayohLGCt. 6, 425). 

e) Zuftändiges Gericht: IT 196 $ 496 Ar. 3; Privatklagefadhen: 
daf. Ar. 1, 2. 

Literatur: 

a) ZJakobfon, it die Koftenentfcheidung in Strafurteilen zu begründen? 
(DF3. 12, 1075). — Berfaffer bejaht — im Gegenfag zu Henning, DI2. 
12, 767 — diefe Trage auf Grund des $ 34 StPO. 

b) Sreyhan, Koftenerjtattung in Privatklagefaden (KGBL. 17, 107). — 
Verfalfer bekämpft die Anfiht der Strafkammer des LG. Berlin (f. I 196 
8 496 Wr. 2), nad) der eine Koftenerftattung mangels eines Streits nur im 
Mege des Zivilprozefjes erreicht werden kann, und jchließt fich der herrfchenden 
Anfiht an, wonadh in jedem Falle ein Kojtenfejtfegungsverfahren jtattfinden 
könne, wenn aud nicht vor der Straf-, fondern vor der Zivtlabtetlung des 
erkennenden Geridits. | 

c) 1196 $ 496. 

8 497. 

1. Die Koften des Ermittelungsverfahrens, insbefondere der nötig 
werdenden Ladungen, find Beitandteil der Koften des Verfahrens überhaupt; 
es ift daher nicht zuläffig, Koften, die unnötigerweife durdy eine verjehentlid) 
falfhe Zuftellung feitens eines Geridhtsdieners entftanden find, unter Aus- 
Thetdung aus den allgemeinen Koften diefem aufzuerlegen, vielmehr ijt die 
Beitreibung derfelben im Negreßwege dem Gefchädigten zu überlaffen (LG. 
Zandshut 17. Dez. 06, Suftigdist. 06/07, 201). 

2, Koften ärztlicher Unterfuhung zum Zweke der Ausfegung der 
ee 1196 8 497 Nr. 1; Verfhulden bei Entftehung von Koften: 
Daf. Wr. 2. 


8 498, 


1. Abf. 1: Sämtliche Koften bei teilweifer Sreifprehung: I 197 8 498 
Ar.1= IM. 35, 793 —= GoltdArdy. 53, 293. 

2 1 Benni Be für di Inftanz (8 

a e VBejtimmung des . 2 gilt nur für die erjte Inftanz (Bay- 
D60C, 13. Yebr. 06, BayObLG6t. 6, 328). 

b) Einzelfälle eines fortgefegten Delikts: 1197 8 498 Nr.2 = 
Ba = ea nur einen Angeklagten treffende Auslagen; „dDiefelbe Tat“: 
af. Ar. 3. 


iteratur: I 197 8 498. 


1. Abf. 2: Bm: 

a) Us notwendige Auslagen können nur Aufwendungen bezeichnet 
werden, welche für den Treigefprodhenen aus Auslaß des gegen ihn fchwe- 
benden Verfahrens zweks Wahrnehmung der Termine an Neifekoften und 
Zehrgeld, fowie zweks feiner Verteidigung unumgängli waren; fonftige 
Nachteile, insbefondere Entfhädigung für Zeitverfäumnis oder ent- 
gangener Gewinn fallen hierunter nicht (HSrankfurt a. W. 8. Okt. 06, 
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Srankffundich. 40, 165; — a. WM. Hinfichtlich des entgangenen Arbeitsver- 
es En angen 23. März 07, NaumburgQl. 07, 41 = YuftizdB1. 2, 72). 
. au 8. 

b) Die Koften der Verteidigung find notwendtge dann, wenn es 
ih um fhwierige Rechtsfragen handelt und darum zur Wahrung der nter- 
effen des Angeklagten die Zuziehung eines rechtskundigen Vertetdigers ver- 
anlaßt erfcheint; die Koften der Verteidigung in der Revtjionsinitanz 
werden jedody im Zweifel nicht als notwendige anzufehen fein, wenn in den 
Vorinjtanzen genügende Gelegenheit zur Geltendmahung der maßgebenden 
rechtlichen Gefichtspunkte im Intereffe des Angeklagten gegeben war, und 
wejentlich neue rechtlihe Erwägungen nicht zu erwarten jtanden (BayObL®. 
28. Sebr. 07, Bay3. 3, 217). 

c) Für die zu erjtattenden Auslagen find nit die Vereinbarungen des 
Angeklagten mit einem Sadpverjtändigen über deffen Honorar, fondern nur 
die Beftimmungen der Gebührenordnung für Zeugen und Sadverjtändige 
maßgebend (Dresden 20. Sept. 06, SAHDOLG. 28, 4). 

d) Die Bertihtigung eines Necdhenfehlergs bei TFeltfegung der zu 
erftattenden Auslagen kann in der Befhwerdeinftanz von Amts wegen 
aud) dann erfolgen, wenn gegen die Höhe der feitgefegten Summe kein Ein- 
wand erhoben tft (Darmitadt 13. Nov. 06, Defalpr- 7, 140). 

2. Ubf. 2: Gerihtlihes Ermeffen: 1197 8 499 Nr. 1; ausdrük- 
liher Ausfprudh notwendig: daf. Wr. 2; Feitfeßung der Höhe der Aus- 
lagen: daf. Nr. 3; Koften der Verteidigung: daf. \r. 4 = BayOhRG6t. 
6, 239; nah) Schluß des Verfahrens Antrag unzuläffig: daf. Ar. 2, 5. 


8 500. 


1. Wird der Angeklagte gemäß $ 233 StGB. für ftraffrei erklärt, fo tft 
für Anwendung der 88 503, 505 StPO. kein Raum; vielmehr kann hier das 
Gericht gemäß 8 500 nad) freiem Ermeifen über die Verteilung der KRoftenlaft 
entjcheiden und dem für jtraffrei Erklärten ungeachtet feiner Straffreiheit die 
Koften zur Laft legen (Braunfchweig 14. Mat 01, Braunfhw. 53, 190). 

2. Vgl. 141 $ 199 StGB. Wr. A. 


8 501. 


1. Bei der Erwägung, ob eine grobe Fahrläffigkett vorliegt, darf 
niht vom Standpunkte des Gerichts, wie diefes den abgefchloffenen Straf- 
prozeß überihaut, fondern muß von dem des Anzeigeerjtatters aus, wie 
diefem zur Zeit der eig die Gefamtheit der obwaltenden AUm- 
jtände fich darbot, geurteilt werden (Dresden 9. Nov. 05, SähfArch. 07, 18). 

2. Die Auferlegung der Koften auf den Anzeigeerjtatter ift auf Antrag 
des Angeklagten audy noch zuläffig, wenn das freifpredende Urteil fie 
gemäß ° 499 bereits auf die Staatskaffe übernommen hat, da diejes 
Urteil nur die Beziehungen zwiidyen Angeklagtem und Staat regelt (Dresden 
28. Febr. 07, SAHjOLG. 28, 289). 

3. Gegen den Belhluß, durdy den über den Betrag der gemäß $ 501 dem 
Anzeigenden auferlegten KRoften entichieden wird, ijt, wenn die Entfcheidung 
über die Erftattungspflicht felbft bereits vorher ergangen war, die einfade, 
nicht die fofortige Befhwerde gegeben. Als zuftändiges Gericht des Abf. 1 
ift das mit der Sache befaßte, gegebenenfalls aljo das Berufungsgeridt an- 
zufehen (Celle 8. San. 06, GoltdArdy. 54, 316). 

4, „Außergeridhtlihes Verfahren“: I 198 8 501. 


8 502. 

1. Die Koftenpflicht des Antragftellers erftreckt fi nicht auf die Be- 
rufung, die durch unridhtige KRoftenentfheidung des Schöffengeridhts 
erforderlih wurde (25. Mosbad) 21. Juni 06, BadRpr. 72, 312). 

2. Einzelfall: I 198 8 502. 
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8 503. 


1. Der Begriff der notwendigen Auslagen darf nidt auf das be- 
Ihränkt werden, was die forderungsberecdtigte Partei bar ausgegeben hat, 
fondern der Umfang der Erftattungspflicht tft auf das zu erftrecken, was die 
KRoftenerftattung im Ss tpzogelie umfaßt; demnad tjt auch der durd 
Zeitverfäumnis entftandene Erwerbsverlujt erjtattungsfähtg (ZfDGer- 
Gekr. 18, 104 [R6. ohne Ort und Datum)). 

2. Koften der Vertretung dDurd Prozeßagenten: 8 418 Wr. 1. 

3. Die in Abf. 2 für die Privatklage gegebene Beftimmung gilt aud) 
für die Widerklage; die Anwendung derfelben kann nicht mit der Be- 
gründung abgelehnt werden, daß durdy die Widerklage Koften nicht verurfadht 
feien, denn die in 8 70 GRG. vorgefehenen Gebühren find beim Vorliegen 
einer Widerklage als Gebühren für das Verfahren über Klage und Wider- 
klage zu behandeln, und daher unter Umftänden angemejjen zu verteilen 
(BayOhL2G. 26. Febr. 06, BayOpLGGt. 6, 350). 


4. Das Verfahren bezüglid Klage und Widerklage ift ein einheit- 
lies und untrennbares, mit der Yolge, daß eine Schetdung der ARoften in 
folhe der Privatklage und foldhe der Widerklage unzuläffig ift; an diefer 
EinheitlichReit des Verfahrens wird aud dadurd nichts geändert, daß das 
Urteil hinfichtlich der Widerklage auf Einjtellung des Verfahrens lautet (Bay- 
DOHRG. 27. Dez. 05, BayDpRGGt. 6, 257). 


5, Beitimmt das Urteil lediglich, daß „Privatkläger die Koften der Alage, 
MWiderkläger die der Widerklage zu tragen habe”, fo hat das Gericht von der 
ihm dur) Abf. 3 eingeräumten Verteilungsbefugnis keinen Gebraud gemadit, 
vielmehr über die Koften getrennt entichieden; diefe getrennte Behandlung hat 
alsdann auch hinfichtlich der außergerichtlihen Koften zu erfolgen, und es ift 
unzuläffig, Ddiefe als gegeneinander aufgerehhnet anzufehen (Braunfchweig 
19. März 06, Braunfhw. 53, 191). 

6. Hat Privatkläger „angemeffene Beitrafung” beantragt, und ft Un- 
geklagter zu Strafe verurteilt worden, fo muß diefer voll in die Koften ver- 
. urteilt werden; eine Verteilung tft unzuläffig (Karlsruhe 11. März 07, Bad- 
NRpr. 73, 212). 

7. Roftenfeftfegung: 

a) ©. 8 496. 

b) Wird der Angeklagte vom Scöffengericht freigelprodhen, vom Be- 
rufungsgericht aber verurteilt, fo hat das Gericht erfter Injtanz die Kojten 
feftzufegen BayObL©. 6. März 06, BayDhLGGt. 6, 358). 

c) Ein Vergleich der Barteien, inhalts deffen die Privatklage zurüdk- 
genommen wird, und der Angeklagte die Koften übernimmt, ijt wenigftens 
dann eine genügende Grundlage zur Roftenfeftfegung, wenn der auf den 
Vergleich aan: Gerichtsbefchluß das Verfahren „auf Orund des Vergleichs" 
einftellt (QO©. I Berlin 2. Nov. 06, AGBL. 17, 110). 

d) Ein Vergleich, nad) dem der Angeklagte die Koften übernimmt, und 
auf Grund deffen das Verfahren unter Auferlegung der Koften auf den Privat- 
Rläger, jedoch vorbehaltlicy deifen Rechte aus dem Vergleich, eingeftellt wird, 
ift Bein zur Zwangsvollftrekung geeigneter Titel, mithin Reine Grundlage 
aur Roftenfeftfeßung (LG. Darmftadt 28. Nov. 06, Hefiftfpr. 7, 174; 26. 
Slogau 5. Jan. 07, Breslau. 20, 10). 

e) Wgl. I 198 $ 503 Nr. 1, 2. 

Literatur: 

a) Riß, Die Koften im Privatklageverfahren (Geuffßl. 72, 696). — Ver- 
faffer macht auf eine Reihe von Unzuträglichkeiten aufmerkfam, die fi aus 
den 88 497, 499, 500, 503 und den Beftimmungen des GRG. ergeben, und 


verlangt Reform aud diefer Vorfchriften, die bisher nidyt in Ausficht ge- 
nommen 1jt. 
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b) Rohmann, Gehört zu den „notwendigen Auslagen‘ des $ 503 StPO. 
audh „Zeitverfäumnis"? (DIZ. 12, 355). — Verfaffer bejaht die Yrage. 
c) 1198 8 503. Ei 


1. Hat die Staatsanwaltihaft das Rechtsmittel eingelegt, fo 
muß, wenn jie es zurüdkzteht, auf Antrag des Angeklagten das mit dem 
Rechtsmittel befaßt gewefene Geriht gemäß $ 505 Abf. 1 Sag 2 über die 
Erftattungspflidt der Staatskaffe Entfhetdung treffen (BayOhL®©. 22.Nov. 06, 
Seuffßt. 72, 403 = BayOhLHS6t. 7, 115). 

2. Nimmt die Staatsanwaltidhaft eine von ihr eingelegte Revifton, 
nadhdem die Akten vom Berufungsgeriht an fie abgegeben worden, zurück, 
fo hat über den Antrag des Angeklagten, ihm feine notwendigen Aus- 
lagen zu erftatten, das Neviftonsgeridht zu entfcheiden (Jena 6. Nov. 05, 
Zhürdßtl. 54, 126). 

3. Abf. 1 Sab 3 unterfcyeidet nicht, von weldyer Partei das Rechtsmittel 
eingelegt, und in weldhem Umfange Erfolg erzielt worden ift; es überläßt es 
rihterlihem Ermeffen, ob überhaupt und wie die Koften verteilt werden, 
Da Inweit die Nepvifion ausgefchloffen ift (Dresden 26. Juli 06, Sädf- 


4. Wird auf Berufung gegen ein [höffengerichtliches Urteil, die fih nur 
gegen das Strafmaß richtet, die Strafe herabgejegt, fo hat das NRedhts- 
mittel vollen Erfolg, dem WVerurteilten Können daher die Koften der zweiten 
Sa Su nit teilweife auferlegt werden (Stuttgart 10. Okt. 06, Seuff- 

81). 
5. Ob ein Rechtsmittel vollen oder teilweifen Erfolg hatte, ift nicht 
nah der Berufungseinlegung, fondern nah dem AUmfange zu be- 
urteilen, in dem es [&hließlich aufrechterhalten wird (BayObL®. 11. April 07, 
Seuffßt. 72, 669). 

6. Bezwerkte die NRevilton Freifprehung, hatte aber nur den Erfolg, daß 
unter einer milderen Beurteilung der Tat Zurücdverweifung erfolgte, und 
erkannte nunmehr die zweite Inftanz gemäß dem Revifionsurteil, fo hatte die 
Revifion nur teilweifen Erfolg, und es unterjteht deshalb richterlihem Er- 
meffen, ob eine Verteilung der Koften ftattzufinden hat, fo daß die Aufbürdung 
aller Koften mit der Nepifton nicht angretfbar it BayObLG. 6. März 06, 
BayObLG6&t. 6, 355). 

7. Mehrere Straftaten, voller Selels, binjfihtlih einer der- 
felben: 1198 8 505 Wr. 1; beiderjeitiges Nedhtsmittel: daf. Nr. 2; 
ee daf. Wr. 3, 4; Unterlaffung der PVerteilung: I 182 

76 ir. 2. 


Ziteratur: 1199 $ 505. 


3a. Einführungsgefeß zur Strafprozegordnung. 


88, 

Zuwtderhandlungen gegen die Vorfchriften über Erhebung Öffentlicher 
Abgaben und Gefälle, insbefondere auh von Verkehrsfteuern, find 
als Straffahen anzufehen und zu behandeln mit der Maßgabe, daß, foweit 
nit die StPO. abändernde VBeltimmungen trifft, landesgefeglih die Ein- 
rihtung befteht, daß alle deshalb zu verhängenden Strafen, falls die Zu- 
widerhandlung nicht zugleich die allgemeinen Strafgefeße verlegt, zunächft im 
Verwaltungswege feitgejegt werden (Rolmar 22. Dez. 06, ElflothZ. 27, 71). 


85 
©. 8 20 des ©., betr. d. Organ. d. Bundeskonfulate. 


Ziff. 3: Vgl. 83. 56. 
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3b. Gefeg, betreffend die Organifation der Bundes- 
konfulate, vom 8. AHovember 1867. 


I. Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonfuln. 
8 20. 

1. 8 20 ift gemäß $5 Abf. 1 EGSEPD. in Geltung verblieben; der 
Zuztehung eines Geridhtsichreibers bei der Abhörung von Zeugen be- 
darf es nicht (NG. 25. Tan. 07, SähjArdh. 07, 139). 

2. Ein zur a von Zeugen ermädtigter Konful tft an fih nidt 
auf die Abhörung von Angehörigen des eignen Staats beidhränkt; 
vielmehr kann er aud) Angehörige anderer Staaten zeugenfchaftlicy vernehmen, 
vorausgefegt, daß die Gefeße und Gewohnheiten feines Amtsbezirks dies ge- 
Itatten. Die Verlefung von Protokollen über derartige Ausfagen gemäß 
a ae Fer StPO. tft daher zuläffig (NO. 14. Dez. 06, RG5Gt. 39, 318 = 


3c. Gejeß über die Konfulargerichtsbarkeit 
vom 7. April 1900. 
; Dritter Ubfchnitt. 
Allgemeine Vorjchriften über das anzumendende Nedt. 
8 20. 
AUhdf. 1: Nad) $ 20 Ubf. 1 verb. mit $ 19 Ziff. 2 fteht es im Ermeffen des 


Gerichts, ob es von der Beeidigung eines als Zeugen vernommenen nidt- 


Hhriftlihden Chinefen abjehen oder. ihn vereiden will. 

„Die Vorfchrift, DaB jedes Zeugnis im Strafverfahren zu beeidigen fet, beruht auf der 
Seobgung: Daß dDurdh bie feterliche Eidesleiftung eine befondere Gewähr für die Ermittelung 
der Wahrheit geichaffen werde . . . Borausfegung für die Anwendung der Beltimmungen 
über den Jeugeneideszwang tft alfo, daß in den Ländern, wo fte zur Geltung gramer follen, 
nad) Der allgemeinen Volksanfhauung einem beeideten Zeugnis eine höhere Glaubwürdigkeit 
beigelegt wird. Fehlt es an diefer Borausfeßung, fo würde die Beeidigung von Perfonen, die 
unter anderen Unfhauungen aufgewadjfen find und Deshalb von der Bedeutung des Eides 
keine Vorftellung haben, eine zwedklofe Zörmlichkeit fein, die nur eine Herabfegung Des Uns 
fehens und der Würde der Eidesletftung zur Folge haben könnte. Für das inmitten einer 
heionifh-chinefiihen Bevölkerung gelegene Konfurlargeriht mülfen deshalb die Borichriften 
der Strafprozeßordnung über die Beeidigung von Zeugenausfagen infoweit als unanwend- 
bar anerkannt werden, als es fih um VBernehmung heidnifcher Eingeborener handelt. E 
Diefem Falle ift es dem Ermelfen des Gerichts anheimzuftellen, ob es von dem Eide . . . Ges 
braud machen will oder nicht.” 

(R6. 20. Zuni 07, 1 D 134/07.) 


4. Oerichtskoftengejeß. 


Siteratur: I 199. 
Vierter Abfchnitt. Gebühren in Strafjachen. 
8 64. 
Ziteratur: I 199 8 64 GRO®. 
8 70. 


1. zu 3: Vgl. $ 503 StPO. Nr. 3—5. 

2. Ubf. 3: Die Hebührenfreiheit der Widerklage im Privatklage- 
verfahren erjtrekt fih nicht in die Beihwerdeinjtanz, wenn in erfter 
Inftanz die Widerklage als unzuläffig zurückgewiefen und diefe Entiheidung 
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duch das Beichwerdegericht beftätigt wird; vielmehr ift für Die Zurückweifung 
der VBeichwerde die Gebühr aus 88 71 Zi ff. 4, 68 in Anfaß zu Beingen (Entf. 
ohne Ort und Datum in ZfD5erGekr. 18, 76). 


8 72. 
Vergleih in Privatklagefahhen: 1199 8 72 GRO. 


8 74. 

Der Nebenkläger hat die Gebühr des 8 74 zu entrichten, gleichviel, ob er 
allein oder im Anfcyluß an den Staatsanwalt das Redytsmittel eingelegt. Bet 
gleichzeitiger NRechtsmitteleinlegung feitens des Staatsanwalts hat er, wenn 
ihm nur die Koften feines Rechtsmittel auferlegt werden, neben der Gebühr 
den etwaigen Vollmachtsftempel, fowie die Gebühren für die auf feinen Antrag 
geladenen Zeugen g tragen; er tft nicht Gefamtfchuldner mit der Staatskaffe 
für alle Koften (2 Magdeburg 25. Juni 07, Naumburg. 07, 63). 


Sedhjter Abfchnitt. Koftenvorihuß und Koftenzahlung. 
8 83. 
Zu 88 83—85 vgl. I 189 8 419 StPO. 
8 85. 


Ausländer, seen Staat dem Abkommen vom 14. Nov. 1896 
beigetreten: I 199 8 85 


Literatur: 
Abf. 3: a) Bleyer, Die Verpflichtung des N Privatklä ers 
zur Zahlung des erhöhten Geridytskoftenvorfhuffes (Ba ER ‚ 163). er» 
G. vom 0. Mai 


faffer führt im Degenin8 % den Beichlüffen des BayOb 
und 22. Nov. 06 aus, D rt. 11 des Haager Abkommens vom 14. Nov. 96, 
da diefes Abkommen HA nur auf a a des internationalen Priv atrechts 
beziehe, auf Privatkläger ($ 414 StPO.) Keine Anwendung leide, und daß 
die a zur Zahlung des erhöhten en ih lediglih nad 
85 GRO. — der infoweit an die Gtelle des $ 419 StPO. trete — bemeffe. 
Es Ba demnad; in jedem einzelnen Falle des Nachweiles, daß ein Deutfcher 
im gleichen alle im Auslande zu einer befonderen Vorauszahlung oder einer 
Sicherjtellung der Geridhtskoften nicht verpflichtet fei. Hierbei wird erwähnt, 
daß nn franzöfifhen Strafprozeßreht die Privatklage Überhaupt fremd fei. 
b) Riß, Die Sicherheitsletftung von Ausländern im Privatklageverfahren 
(Bay. 3, 254). — Berfaffer polemijtert gegen die Ausführungen Bleyers 
(unter 2), was 
c) Bleyer a.a.D. ©. 255 zu einer „kurzen Erwiderung“ veranlaßt. 


8 91. 
Literatur: I 199 $ 91. 
Nach) 8 92 in Verb. mit den 88 1601, 1602 BGB. ift der Vater eines 
Minderjährigen, der eine Gefängnisftrafe verbüßt, zur Erftattung der 
Haftkoften verpflichtet (Kiel 29. Aug. 07, SchlHolftAlnz. 07, 302). 


5. Gebührenordnung für Zeugen und Sachverjtändige. 


Literatur: I 200. 8 9. 


1. Zur Begründung des Anfprudhs eines Zeugen auf Entihädigung für 
ne genügt Glaubhaftmadhung der Tatjache, daß er einen 
werb verfäumt hat (BayOhLG. 19. Febr. 07, BayDpLG6t. 7, 231). 
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2. Wer als Brivatangeklagter und gleichzeitig In anderer Sade 
als Zeuge vor Gericht geladen tft, in der er über Umftände vernommen wird, 
von denen er in Ausübung feines Amtes Kenntnis erhalten hat, hat Anfprudy 
auf die Neifekoften und Tagegelder, muß fich aber die notwendigen Auslagen 
in Anredynung bringen laffen, die ihm die Reife zum Gericdhtsorte deshalb 
gekoftet hat, weil er fie auch als Privatangeklagter madhen muß (Marien- 
werder 23. Febr. 07, ZDSer©ekr. 18, 105; vgl. I 200 8 2, Literatur). 


87 
Einem geladenen Zeugen, der nicht zu den aktiven Mlilitärperfonen ge- 
hört, tft, aud) wenn $ 14 Reine Anwendung leidet, eine Entjhädigung für 
Benußung eines Transportmittels nad und von den Bahnhöfen 
zu gewähren, fowett nah $ 7 nad feinen perfönlihden Verhältniffen und den 
äußeren Umftänden die Benußung von Transportmitteln für angemeijen zu 
erachten tft (RMO. 8. unit 05, RUG. 9, 18). 


8 14. 

1. 814 kommt nur folhen Beamten zuftatten, welche kraft bindender 
Borfchriften einen Anfprudh auf beftimmte Tagegelder bet Dienftreifen haben; 
eine rein tatfächliche run, nad) der Tagegelder gewährt werden, genügt nicht 
(Braunfhweig 2. Dez. 97, Braunihw3. 53, 198). 

2, Gendarmen, die als Zeugen über Umftände vernommen werden, von 
denen fte in Ausübung ihres Amtes Kenntnis erhalten, können außer den 
ihnen nad) Landesvorfchriften — die nicht formelles Gefeg zu fein brauchen 
— zuftehenden Tagegeldern NReifekoften nur gewährt erhalten, foweit es 
die landesgejeglihen Bejtimmungen zulaffen (LG. Braunfchweig 19. Sept. 05, 
Braunihm?. 53 BeilHeft ©. 26). 

3. Der Beamte ift als Zeuge Über amtliche Wahrnehmungen zugezogen 
aud dann, wenn er zunädjft nicht über Umftände vernommen werden [oll, von 
denen er in Ausübung feines Amtes Renntnis erlangt hat, wenn aber die 
Vernehmung im Termin auf folhe Umftände ausgedehnt wird (Celle 4. Zult 06, 
AuftizdBl. 06/07, 184). 

4, Ein dienjtlihes Gefhäft liegt nur vor, wenn der Gacdverftändige 
aus Veranlaffung feines Amtes bei dem Gefhäft zugegen war, fo daß 
die im Prozefle geforderte Begutachtung als eine amtlihde Auskunft er 
Tcheint. Ift einem Sacdperjtändigen die Begutadhtung nicht möglich durd) 
vorausgegangene, mit feinem Amte in Zufammenhang ftehende Tätigkeit, fon- 
dern lediglich duch den Befi der erforderlidhen Kenntniffe, fo leidet 
$ 14 nidyt Anwendung (BayObLG©. 7. Dez. 06, BayDpLGGt. 7, 139). 

5. Ein Bürgermeifter, der eine Schlägerei zufällig mit angefehen und 
deshalb alsbald die nötigen Polizeimaßregeln getroffen hat, ift, wenn er als 
Zeuge Über die Schlägerei vernommen wird, nidt Zeuge Über Tatjachen, die 
er aus Anlaß feines Berufs wahrgenommen hat (BayObR©. 5. April 07, 
BayohLGGt. 7, 287). 

6. Die nah 8 10 Abf. 1 Wein. beftellten Weinfahverftändigen 
haben nad Abf. 2 und $ 11 a.a.D. aud das Recht und die Pflicht, gefchäft- 
lie Aufzeihnungen, Kradıtbriefe und Bücher einzufehen, um Anhaltspunkte 
über den Umfang des Betriebs, die Menge und Herkunft der Stoffe, die bei 
der Weinproduktion geübten Manipulationen ufw. zu gewinnen; werden fie 
über bei diefer Tätigkeit gemachte Wahrnehmungen vernommen, fo find fie 
infoweit ihres Amtes wegen zugezogen (BayübLG. 26. April 06, Bay- 
DHLGGt. 6, 426). 

7. Vergütung für Nahtquartier; Gemeindebeamte: I 200 8 14 Nr. 1; 
befondere TZarvorfdhriften für beamtete Sadhverftändige: daf. Nr. 2; 
„aus VBeranlafjung” feines Amts: daf. Nr. 3. 
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6. Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 


Literatur: I 200. 
Zweiter Abfchnitt. . Gebühren in bürgerlichen Nedjtsitreitigkeiten. 


8 44, 
Korrefpondenzgebühr in Straffadhen: I 202 8 89 RAGEbD., unter 
Riteratur. | 


Vierter Abfchnitt. Gebühren in Straflachen. 
Beitellter Vertreter: I 200 vor 8 64. 


8 68. 


Ein Hauptverhandlungstermin im Wiederaufnahmeverfahren tft Reine 
Sortfegung der Verhandlung im erjten Verfahren; der Verteidiger kann dem- 
nad die volle Gebühr des $ 63 beanfpruden (Düffeldorf 15. Mat 07, Ahein- 
Arch. 104, 191). u 


1. Die an des 8 64 leidet nur Anwendung, wenn für den erjten 
Verhandlungstag die Süße des 8 63 maßgebend waren; das ift aber nicht 
der Fall, wenn am 1. Tage ein nidht vertretungsberedhtigter Referen- 
dar in Nadhvollmadıt des zum Verteidiger gewählten Anwalts verteidigt, und 
am 2. Tage der leßtere felbjt, in diefem alle ift vielmehr für den 1. Tag 
eine angemeljene tihädtgung und für den 2. die Gebühr des $ 63 zuzu- 
billigen (Entih. ohne Ort und Datum in ee 18, 80). 

2. Teilnahme an kommiffartfher Zeugenvernehmung: I 200 $ 64. 


8 65. 
a des beletdigenden Schriftfiüks = Beweisaufnahme; 
1 h 
8 66. 
Zurüknahme der Berufung ohne Kenntnis des Anwalts: 12018 66. 
8 67. 


1. Die nad) 881 StPO. angeordnete Verteidigung behält für das 
ganze Vorverfahren und das Hauptverfahren ihre Gültigkeit; im Falle der 
Einftellung des Verfahrens erreiht mit dem Einjtellungsbefhluß das 
Verfahren feine Erledigung 1. ©. des $ 85. Der Verteidiger ift daher nach der 
Einjtellung die Gebühr des $ 67 zu fordern bereditigt (LG. Breslau, ZR., 
11. Zuli 05, ZDGerGekr. 18, 232; vgl. aud) I 201 $ 67 X. 1). 


2. Dem Borverfahren zuzuzählen ift das Verfahren nad $ 199 
StPD. Eine Gebühr nad) ar Bann der Berteidiger nur beanfpruchen, 
wenn er im Vorverfahren eine Tätigkeit entfaltet hat, die über das 
binausgebt, was zur Vorbereitung der Verteidigung in der Haupt- 
verhandlung nötig tft (Karlsruhe 4. Jan. 05, BadRpr. 73, 64). 


8. Der Vertreter des NReviftonsbeklagten im Privatklagever- 
fahren ift nad) 8 89 berechtigt, gemäß $ 67 Ziff. 1 zu liquidieren, wenn er 
nah Verkündung des Urteils zweiter Inftanz für feinen Mandanten tätig 

eworden, es aber zu einer Revifionshauptverhandlung nicht gekommen ift 
Breslau 14. Zunt 06, Breslau. 19, 44). 
4, Zätigkeit nad Erlaß von Strafbefehl: I 201 $ 67 Nr. 2. 


Riteratur: 1 201 8 67. 
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8 70. 


Der dur die Gebühr des 8 63 abgefundene Anwalt kann für den An= 
trag auf Publikation des Urteils nah $ 200 StGB. eine befondere Ge- 
bühr nicht fordern, da diefer Antrag eine zu derfelben Inftanz gehörende 
Tätigkeit darftellt (RG. Darmftadt 19. Dez. 06, Heiiftfpr. 8, 14 = Naumburg> 
AR. 07, 49). Fe 


1. Da die Aufzählung in 8 68 erfchöpfend ift, fo Kann für alle dort nicht 
erwähnten Anträge ufw. nur die Gebühr von 2 W. liquidiert werden; dies ift 
auch der Fall, wenn der Vertreter des PBrivatklägers eine Berufungsredt- 
fertigungsfchrift beantwortet, und die Berufung in der Hauptver- 
handlung zurükgenommen wird (26. Halberitadt 6. Sept. 06, ZiDOGer: 
Sekt. 18, 232). 

2. Widerklageverfahren: I 201 8 73 Nr. 1; Anfertigung einer 
Privatklage: dal. Wr. 2. | 


Literatur: I 201 8 73. 


Ssünfter Abjchnitt. Auslagen. 


8 77. 
PBoftanweifungen: I 201 8 77. 


Sedjiter Abfchnitt. Einforderung von Gebühren und Auslagen. 


8 85. 
Vorläufige Einftellung ($ 203) = Beendigung: I 201 8 85. 


GSiebenter Abfchnitt. Schlußbeitimmungen. 
8 8. 

Gemäß $ 89 ift in Privatklagefahen die Gebühr feitzufegen, wenn die 
Parteien fih vor dem Zeugenaufrufe, alfo vor dem Beginn der Haupt- 
verhbandlung vergleichen; hierfür tft die Hälfte der in 8 63 Ziff. 1 feit- 
gefeßten Gebühr angemefjen (26. Frankenthal 25. Juni 07, AuftizpBl. 2, 26 
—= Naumburg. 07, 65). 

Ziteratur: I 202 8 89. 


7. Militärftrafgerichtsordnung. 


Literatur: I 202. Hierüber: Dishaufen, Kommentar, 1902. 
Literatur: 

a) Mayer, Die Unabhängigkeit der Militärgerihte (DIZ. 12, 34). — 
Verfaffer prüft die gegen die Militärorgantfation erhobenen Bedenken, ins- 
befondere die dagegen gerichteten, daß in der Perfon des als Offizier ab- 
hängigen Gerichtsherrn Juftiz und Verwaltung zum Schaden der Rechtspflege 
vereinigt feten. 

b) Gerland, Dogmatifhe Beiträge zur Auslegung der Militärftraf- 
gerichtsordnung im Anfchluß an die Entiheidungen des Reichsmilitärgerichts 
(Ser©. 69, 194). — Die Abhandlung gibt eine eingehende Kkritifche Behandlung 
der in Bd. IV bis VII RWG. enthaltenen Entiheidungen des NReichsmilitär- 
gerichts, Tomweit fie die Gerichtsverfaffung, die Stellung des Beichuldigten im 
Strafverfahren, die Wiedereinfegung, die Lehre vom Beweis, das Verfahren 
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im en: das erfter Inftanz und das Nechtsmittelverfahren behandeln, 
unter Eingehen auch auf die Lehre des Strafantrags, deffen rein prozeffuale 
Natur im Gegenfaß zum NReichsmilitärgericht der DVerfaffer betont. 

c) Vgl. IT 202 vor 8 2. 


Griter Zeil. Gerichtsverfajjung. 


Erfer Titel. Umfang ver Militärfirafgerichtsbarkeit. 
82, 

1. Die en und Entfheidung wegen Zuwiderhandlungen gegen 
die 88 33, 147 Ziff. 1 Gewd. gehört zur Zuftändigkeit der bürgerlichen 2e- 
hörden (RMG. 10. Tan. 06, RUMG. 9, 234). 

2. $ 179 InvVerfb. = BPBolizeigefeß: I 202 8 2. 


898. 
Nimmt das Geriht entgegen dem Erdffnungsbefdhluffe an, daß 
kein Vergehen im Amte vorliege, fo hat es von Amts wegen feine Un- 
zuftändigkeit auszufpreden (RG. 15. Jan. 07, DIZ. 12, 715). 


84 

1. Zuftändig zur Ubgabe der Übergabeerklärung tft derjenige 
Gerihtsherr, zu dejfen Geridhtsbarkeit die unter Anklage geltellte ftrafbare 
Handlung im Yalle ihrer Aburteilung im militärgerichtlihen Verfahren ge- 
hören würde. It fie von einem danad nicht zuftändigen Gerichtsherrn ab- 
gegeben, fo tft Nachholung formrichtiger Erklärung in der NReviftionsinftanz 
nicht zuläflig, da die Übergabe vor dem erftinftanzlichen Urteil erfolgen ee 
Dies ift vom NRevifionsgeriht von Amts wegen zu berükfichtigen (RO®. 
19. Febr. 07, Bay3. 3, 195). 

2. Bor Dienfteintritt begangene Handlung: 1202 84 Nr. 1; Übergabe 
st DILLONSTNTFENG unzuläffig: daf. Nr. 2; Wirkung der Übergabe: 
af. ir. 3. 


Literatur: 


a) Walde, Kann in den Füllen des 84 MSLGD. die beteiligte Militär- 
perfon dem bürgerlien Geriht au) dann nod übergeben werden, wenn von 
diefem die beteiligte Zinilperfon bereits abgeurteilt ift? (Recht 11, 809). — 
Die Frage wird verneint. 

b) Elfner v. Gronow, Erörterungen im Hinblik auf $ 4 WESEL. 
(Recht 11, 1193). — Verfaffer erörtert im Anfchluß an den vorftehends auf- 
geführten Waldefhen Aufiaß die Frage, ob die Übergabe der Militärperfon 
dur das Militärgericht zurückgenommen werden kann, wenn das bürgerliche 
Geriht die Zivilperfon allein abgeurteilt hat, weil die Militärperfon zur 
Hauptverhandlung nicht erfchtenen war, und verneint die Frage. 

c) Autenrieth, Wird 34 MSLGD. durh 87 Abf. 2 desfelben Gefeßes 
beeinflußt? (DI3. 12, 181). — Die Frage wird auf Grund der Entftehungs- 
geihichte des 8 4 verneint; Übergabe an das bürgerliche Gericht ift audh in 
den Yällen des 8 7 Abf. 2 zuläffte. 

87 


Abf. 2: Tatfächliche Entlaffung Vorausfegung: I 202 8 7. 
Literatur: 

Hauk, Bedeutung der Eröffnung des Hauptverfahrens dur das Zivil- 
geriht nad) $ 7 Abf. 2 MSLED. (ZW. 27, 236). — Verfaffer legt dar, daß 
die WVorjchrift des Abi. 2 die Einleitung eines neuen Ermittlungsverfahrens 
ausfchließt, vielmehr den Gerichtsheren zwingt, die Sade zur Aburtetlung vor 
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das erkennende Gericht zu bringen und die es nicht „auf 
Grund des Ermittlungsverfahrens”, fondern „auf Grund des CEröffnungs- 
befchluffes des Zivilgerihts” zu erlaffen. 


8 10. 
Die Beitimmung des Abf. 2 umfaßt, jomweit von zufammentreffenden 
Straftaten die Nede ift, fowohHl die Fälle der Real-, wie die der TJdeal- 
konkurrenz (NG. 15. März 07, GoltdXrdy. 54, 300 = IM. 36, 562). 


Zweiter Titel. Rusübung der Miltfärffrafgerichisharkeit,. 
Zweiter Abjchnitt. Gerichtsherr. 
iteratur: I 209. 


Riteratur: I 203. 
8 24, 

Das Unweifungsredht des höheren Gerichtsherrn umfaßt aud) das Nedt, 
den ihm unterftellten Gerichtsherrn anzuweifen, gegen einen Be- 
fhuldigten die Anklage zu verfügen Zu welhem Zeitpunkte diefe 
Verfügung erfolgt, ift lediglih dem Ermefjfen des höheren Geridts- 
berrn unterftellt (RMG. 11. Okt. 06, AMG. 10, 232). 

Riteratur: 


a) Elfner v. Gronow, Kann der höhere Gerichtsherr auf Grund des 
24 MStGSD. den ihm Untergebenen anweifen, die Anklage zu verfügen? 
Recht 10, 1251; 11, & — Die Frage wird verneint. 
b) Becker, desgl. (Recht 10, 1371). — Verfaffer kommt zur unbedingten 
acht der aufgeltellten Stage. 
c) Wayer, desgl. (Recht 10, 99). — Verfaffer bejaht gleichfalls die Frage. 
8 34. 
Mit Eintritt der Nehtskraft des Urteils oder der ergangenen GStraf- 


verfügung fällt die Möglichkeit einer Verbindung mit anderen Straf. 
fahen durh das gemeinfame obere Geriht weg (ARMO. 9. Dez. 05, RUO. 


9, 207). 
Dritter Abjchnitt. Erkennende Gerichte. 
Siteratur: 1 20. | I. Standgeridte. 
Literatur: 


Elfner v. Gronow: Über die Standgerichte (Recht 11, 497). — Verfaffer 
beleuchtet die Schwierigkeit der den Standgerichten obliegenden Aufgaben, die 
insbefondere daraus erwädjlt, daß in ihnen kein Jurtft mitwirkt, und befür- 
wortet in erfter Linie ihre Befeitigung unter gleichzeitiger Erweiterung der 
Disziplinargewalt bzw. Zuweifung der zur ftandgerichtlihen Zuftändigkeit ge- 
hörenden Delikte an die Arlegsgerichte, in zweiter Linie Befchränkung ihrer 

Zuftändigkeit auf militärifhe Delikte geringfügiger Art. 


| II. 
Siteratur: 1208, I Ariegsgericte 


II. Oberkriegsgericdhte. 
9. 
Siteratur: I 203. 36 
IV. Reihsmilitärgericht. 
8 84, 
Abf. 2: Brozeffuale Vorfhriften: Vgl. 8 380 StPO. 
Warneyer-Rofenmäller, Jahrbuh. 2. Jahrg. 18 
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Vierter Abfchnitt. 
Dberkriegsgerichtsräte, Kriegsgerichtsräte und Gerichtsoffiziere. 
8 97. 


1. Der Kriegsgerihtsrat (Gerichtsoffizier) ift zur Mitunterzeidh- 
nung einer von dem Gerichtsherrn befchloffenen Anklageverfügung, welde 
er mit den Gefeßen oder den fonft maßgebenden Vorfchriften für nicht vereinbar 
hält, nicht verpflichtet, und zwar aud dann nidt, wenn das ÖÜberkriegs- 
gericht den ae der An ToBeVerTünung für gerechtfertigt erklärt hat (RMGS. 
13. 5. 05, R 105). 

2. In dem Bertasten nad Abf. 3 hat der höhere Gerichtsherr aus- 
Ihließlih den Zufammentritt des Oberkriegsgerihts zu veranlaffen; eine 
fonftige Mitwirkung fieht das Gefeß nicht vor. Diefes Verfahren wird da- 
durch nicht ausgefchloffen, daß vorher der höhere Gerichtsherr den ihm Unter- 
ftellten gemäß 8 24 angewiefen hat, Anklageverfügung zu erlaffen. Der ober- 
kriegsgerichtlihe VBelhluß kann nicht Gegenftand einer Nevifion des An- 
Bene on es (AMOS. 11. Okt. 06, RAMG. 10, 232). 

254. 


Riteratur: 


a) Aiffom, Die Mitprüfungspflicht des richterlihen Beamten nad) der 
Militärftrafgerihtsordnung (GoltdArd. 53 ©. 236, 416). — Die Abhandlung 
befhäftigt fi mit Inhalt und Umfang der Mitprüfungspflicht, Die dem 
richterli ae or in tatfächlicher und rechtlicher Beziehung eingeräumt tft. 

g 


Sechjfter Abfchnitt. Militärgerichtsichreiber. 


8 108, 
Riteratur: I 204. 


Zweiter Teil. Verfahren. 


Erfier Eifel. Allgemeine Beflimmungen. 
Zweiter Abjchnitt. Ausjchliegung und Ablehnung der Gerichtsperjonen. 


$ 122. 
Bol. 58 22 StPO. 
Literatur: 
Ziff. 4: NRotermund, Darf der beauftragte Richter ao der MStGOD. 
an der Hauptverhandlung teilnehmen (Redt 11, 958). — Die Ausführungen 


kommen zu dem Schluffe, daß 8 130 fi nur darauf bezieht, wann ein Unter- 
fuhungsführer oder ein erfuchter oder beauftragter Richter verhindert fein foll, 
die betreffenden Unterfuhungshandlungen vorzunehmen, und daB daher der 
beauftragte Richter nicht behindert ft, als Richter an der Hauptverhandlung 
teilzunehmen. 

8 123. 

Ein Richter, der bei dem ftandgerihtlihen VBeihluß auf Un- 
zuftändigkeitserklärung mitgewirkt hat, ift im Falle der Berufung gegen 
das Urteil des Kriegsgerichts von der Teilnahme an der Hauptverhandlung 
De aaa nicht kraft Gefeßes ausgeldhloffen (RMG. 25. Wat 06, 
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8 124. 

1. DBgl. $ 24 StPO. 

2. Ein richterlider Militärjuftizbeamter, der dem höheren Gerichtsherrn 
einen aus eigner Initiative hHervorgegangenen Vortrag darüber, ob der niedere 
Gerichtsherr zur Einleitung einer Unterfuhung gegen einen Verdäcdtigten an- 
zuweifen feti, gehalten und die Anweifungsverfügung demnädjft entworfen hat, 
kann mit Grund wegen Beforgnis der Befangenheit abgelehnt werden (RMG. 
7. Juni 05, RUG. 9, 12). 

8 130. 


8 131. 


Bol. 8 122. 
Vgl. $ 30 StPO. | 
Dritter Abichnitt. | 
Enticheidungen, Verfügungen und deren Bekanntmachung. 
8 137. 


8 139. 


1. Die Übergabe der Urfhhrift des zuguftellenden Schriftftüks ift ebenfo 
eine Sum 1. ©. des $ 139, wie die Übergabe einer beglaubigten 
Abfhrift (ARME. 21. Juni 06, RMG. 10, 129). 

2. Die beglaubigte Abfchrift eines Urteils verliert nicht dadurd 
die Eigenihaft einer jolden, daß am Scluffe des Urteils die Namen der 
bei der Urteilsfällung beteiligten Richter nicht aufgeführt find [vgl. $ 336 
Abf. 2] AMOS. 5. Juli 06, RWG. 10, 144). 


‚8 142. 


Abs. 1: Unter den Beamten, die Zuftellungen an nit aktive Militär- 
perfonen redhtswirkfam vornehmen können, find Beamte der Militär: 
verwaltung zu verftehen. Die Beftellung zur Vornahme von Zuftellungen 
kann allgemein oder für den einzelnen Fall geichehen; fie muß jedoch 
von einer zur Beauftragung der Beamten mit Zuftellungen zuftändigen 
Stelle erfolgen (RMG. 27. Okt. 06, RUG. 10, 252). 


Vgl. $ 35 SPD. 


Dierter Abjchnitt. Berechnung der Friften. Wiedereinjegung in 
den vorigen Stand gegen Frijtverjäumnis. 


8 146, 


1. Ubf. 1: Der zweite Weihnadtstag Ift in der NRheinprovinz all- 
gemeiner Feiertag (RMG. 21. März 06, AMG. 10, 22). 
2. Ubf. 3: „Allgemeine Fetertage”: 1 204 8 146. 


8 147. 

1. gl. 8 44 StPO. 
| 2. Aiht rechtzeitige Fertigitellung des GSißungsprotokolls 
kann fih als unabwendbarer Zufall darftellen. tl jedoch der An- 
eklagte feine NRevifion auf eine TZatfadhe ftüßen, die Gegenjtand feiner 
ahrnehmung in der Hauptverhandlung gewefen fit, fo bildet der Umiftanp, 
daß das Situngsprotokoll nicht innerhalb der NRevtfionsfchrift abgefchloffen 
u on erule ift, für ihn Beinen foldhen Zufall (RMG. 25. Okt. 05, 
3. Wird der die NRevifionseinlegung des Angeklagten enthaltende Brief 
infolge mißverftändlidher Adreffe auf dem Umfchlage durd) die PVoft noch 
innerhalb der Frijt an eine unridhtige Behörde beftellt und von diefer, 
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weil eine Weitergabe an die zuftändige Stelle am felben Tage innerhalb der 
Dienftftunden nicht möglidy ift, erft nad Friftablauf an den zuftändigen Ge- 
richtsherrn abgegeben, fo liegt ein unabwendbarer Zufall dann nicht vor, 
wenn den Angeklagten aud nur ein erheblides Witverfhulden an der 
unridtigen Beltellung trifft (RMG. 20. Tan. 06, RMG. 9, 255). 

4. Ein unabwendbarer Zufall liegt vor, wenn das Eintreffen des 
Vofteinlaufs beim Gerihtsherrn durdh die Einrihtung des Abholens 
der Poftfahen verzögert wird (RMG. 30. Zunt 05, RMG. 9, 56). 

5. Ein Verfhulden des Verteidigers oder fonftigen Vertreters 
des Angeklagten bei der Beförderung der auf die Einlegung eines NRedts- 
mittels bezüglichen Erklärung, durdy das der rechtzeitige Eingang beim Ge- 
richtsheren verfäumt wird, bildet für den Angeklagten Beinen unabwend- 
baren Zufall (RMG. 20. Tuni 05, RUG. 9, 28). 

6. Val. aud) 8 369 Nr. 6. 

7. Einzelfall: I 205 5 147 Nr. 2. 


8 148. 
Dal. 8 45 StPO. 
weiter Titel. Perfahren in erfier Inflam. 
Eriter Abjchnitt. Ermittelungsverfahren. 


8 157. 
VBerbraud der Strafklage: I 205 $ 157. 


$ 160. 
Erfudhen an Amtsgeridte: $ 159 GIG. 


Zweiter Abfchnitt. Einzelne Unterfuchungshandlungen. 
II. Bernehmung von Zeugen. 


8 187. 
Bol. 8 51 StPO. 

8 188. 
Bol. 8 52 StPO. 

$ 190, 
Bol. 8 54 StPO. 

8 192. 


Nahträglihe nohmalige Befragung früher vernommener Zeugen: 
1 205 $ 192. 8 198 
1 . 


1. al. 8 67 StPO. 

2. Die Zeugenvernehmung hat mit den fog. Berfonalfragen, welde die 
Spentitätsfeftftellung ermöglichen follen, zu beginnen. Die früher üblichen 
fog. Generalfragen, insbefondere über Umftände, weldhe die Glaub- 
würdigkeit des Zeugen und etwaige Vorjtrafen desfelben betreffen, 
find ihm nur erforderlihenfalls nah pflihtmäßigem Ermefjen des Ge- 
rihts vorzulegen (RMO. 6. Juni 06, RUG. 9, 227). 


8 194. 


8 196. 


1. Der Eid braudt fih nicht unmittelbar an die Vernehbmung an» 
zufhhließen; es ift zuläffig, nad) Vernehmung fämtliher Zeugen jedem der- 


Bol. 3 68 StPO. 
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felben einzeln den Eid abzunehmen. Cine gemeinfhaftlihe und gleichzeitige 
ann ee Zeugen tft Reine gültige Eidesleiftung (RWMG. 21. März 06, 


2. Es ift zuläffig, zu einer vor dem erkennenden Geridht ftattfindenden 
Augenfcheinseinnahme noch nicht vernommene Zeugen zuzuziehen und hierbei 
zu vernehmen. Werden diefe nachträglich vereidigt, fo ift ein befonderer Hin- 
weis, daß der Zeugeneid fi) auch auf die bei der Augenfcheinseinnahme ge- 
madte Ausfage beziehe, nicht erforderlih (RMG. 21. März 06, RAMG. 10, 22). 


8 199. 

1. al. 8 56 StWO. 

2. Ziff. 3: 

a) Teilnehmer tft jeder, der bei dem gefamten der Anklage San 
liegenden hiftorifhen Vorgang in ftrafbarer Weife und derfelben Richtung, 
wie der Belchuldigte, mitgewirkt hat. Ein bewußtes und gewolltes Zufammen- 
wirken zwifchen Täter und Zeugen ift nicht erforderli (RMG. 23. Dez. 05, 
RMG. 9, 215). 

b) Si 3 findet auch auf diejenigen Perfonen HUN: die hinfichtlich 
der den Gegenitand der Unterfuhung bildenden Tat als Teilnehmer, Be- 
günftiger oder Hehler verurteilt find, wenn aud zur Zeit ihrer Vernehmung 
als Zeugen das Urteil noh nidht redhtskräftig geworden Ift (RMO. 
2. Nov. 05, RMG. 9, 150). 

c) Die Beftimmung der Ziff. 3 ift au) anwendbar, wenn das Gericht zu 
der Anficht gelangt, daß nicht der Angeklagte, fondern der Zeuge die zur 
Anklage geitellte TZat begangen hat. Ob der Verdacht der Teilnahme oder 
Zäterichaft gegen den Zeugen vorliegt, enticheidet das Geriht nad freiem 
Ermeffen ARME. 5. Juni 05, ARME. 9, 3; vgl. I 205 $ 199 Ar. 2a). 

d) Ziff. 3 ift nicht gegeben, wenn die dem Ungeklagten zur Laft gelegte 
Zat fih gerade gegen den Zeugen richtet, diefer alfo nicht Teilnehmer 
fein kann. Daß der Zeuge bereits rechtskräftig verurteilt ift, bei dem- 
felben Borgange feinerfeits eine ftrafbare Handlung, wenn aud gegen 
den Angeklagten, begangen zu haben, madt ihn nicht zum Teilnehmer 
an deffen Tat. Der körperlich Verlegte und diejenigen Beteiligten an 
einer gewöhnlichen, nicht unter $ 227 StGB. fallenden Schlägerei, welde 
an der den Gegenftand der Unterfudhung bildenden Rörperverlekung nid teil- 

enommen haben, find daher zu beeidigen; nur 8 10 MSLGD. greift Pla 
MMO, 31. März 06, RWO. 10, 58). 


e) Begründung des Verdadts: I 205 8 199 Nr. 2b. 


8 201. 
Ermeffen des Richters: I 206 $ 201. 


8 208. 
Bol. 8 69 StPO. 


IV. Zusziehung von Sadverftändigen. 
8 215. 
Vol. 8 196 Nr. 1. 


8 217. 
1; Se 8 81 StPO. 
2. Wiederaufnahme des Verfahrens: 8 445 Nr. 2. 


Riteratur: I 206 8 217. 
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V. Einnahme des Augeniheins. Leihenfhau. Leihenöffnung. 
8 222, 

Mird eine Augenjcheinseinnahme vom erkennenden Geridt jelbft als 
Zeil der Hauptverhandlung vorgenommen, fo bedarf es nicht der in $ 222 
vorgefchriebenen Feltitellungen im Sieungsprotokolle; es genügt die Be- 
obadıtung des $ 333 Abf. 1 (RMG. 4. Okt. 05, RMG. 9, 116). 


VL Befhlagnapme und Durhfudgung. 


8 256. 
1. Bgl. $ 104 StPO. 
2. Abf. 1: Gefahr im Verzuge: I 155 $ 98 Ar. 1. 


Dritter Abjchnitt. Abjchluß des Ermittelungsverfahrens. 
Erhebung der Unklage. 


8 247. 
1. Bol. $ 170 StPO. 
2. Berfäumung der Beichwerdefrift: I 206 8 247 Nr. 1; „Verlegter“: 
daf. Air. 2; Antrag auf gerihtlihe Entfheidung als felbftändiges 
Rechtsmittel: daf. Nr. 3. gs 


1. gl. 18 198 Nr. 2. 

2. It im Sall des 8 97 Ab. 3 die Anklageverfügung ohne Unter: 
Thrift des ridhterliden Militärjuftizbeamten zugeftellt, fo bedarf es 
zu einer ordnungsmäßigen Anklage nicht nody) der nadträglidhen Zuftellung 
des oberkriegsgerichtlichen Velchluffes, der die vom Gerichtsherrn erlaffene 
Anklageverfügung für gerechtfertigt erklärt (RMO. 30. Juni 06, RUIG. 10, 132). 


Bierter Abfchnitt. Vorbereitung der Hauptverhandfung. 
8 261. 


1. Zur Wbänderung der die Dffizierrichter des UOberkriegsgerichts be- 
tufenden gerichtsherrlihen Verfügung bedarf es einer neuerlichen Willens- 
erklärung des Gerichtsherrn und der Zuftimmung des ridhterliden Militär- 
juftizbeamten i. ©. des 8 97. ft diefe Willensübereinftimmung nur mündlid 
feftgeftellt und danadı durch Tagesbefehl die Berufung der Richter erfolgt, To 
Bann es nicht als ungejeglich bezeichnet werden, wenn jene erjt jpäter Durd 
eine nad) $ 97 unterzeichnete „erlügung des Gerichtsherrn fchriftlih nieder: 
gelegt wird (RMG. 24. Tuni 05, AUG. 9, 31). 

2. Zuftändigkeit im Falle des 8 48 Ubf. 2: I 206 $ 261. 


8 262. 
Berufungsverfahren: 1207 8 262 Ar. 1; Befugniffe des erfudhten 
Geridtsherrn: daf. Wr. 2. 


Literatur: I 207 8 264. 
8 267. | 

Der Anfprudh auf Einhaltung der in Abf. 2 bezeichneten Frift befteht 
aud in der Berufungsinftanz. Es begründet aud) Keinen Unterfchted, ob 
die Hauptverhandlung zuläffigerweife in Abwefenheit des AUngeklag- 
ten ftattfinden darf. Der Angeklagte Bann jedod auf Innehaltung der 
Sadungsfrift verzichten; in der bloßen Zuftimmung des an er daß 
in feiner Abwefenheit verhandelt werde, liegt indes ein folcher Verzicht an fich 
nit (AMG. 23. Dez. 05, AMG. 9, 218). | 
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8 269. 


Abdf. 4: Die Geftellung von zum aktiven Heere oder zur aktiven 
Marine gehörenden Zeugen oder Sadverftändigen Kann dur Hinterlegung 
der Reifekoften ufw. nicht erzwungen werden. Gehört der Angeklagte 
felbft zum aktiven Heer oder Warine, fo kann er auch die Ladung von 
Zeugen und Sadpverftändigen, die dem aktiven Heer oder Marine nicht an- 

wen : a Hinterlegung ufw. nit erzwingen (RMO. 22. März 06, 


8 270. 
1. Bgl. 8 222 StPO. 
2. Erfuhen an Amtsgerichte: $ 159 G©VG®. 


Yünfter Abfchnitt. Hauptverhandlung. 


8 273. 
Bol. $ 225 StPO. 


8 275. 
1. Bgl. $ 227 StPO. | 
2. Beihlußfaffung auf Ausfegungsantrag: I 107 8 275 Wr. 2; Ver- 
binderung des Verteidigers: daf. Wr. 3. 


8 276. 
1. Bol. $ 228 StPO. ag 
2. Im Falle der Nichtfortfegung der Verhandlung [päteftens am vierten 
Tage verlieren die in der unterbrochenen Verhandlung geitellten Anträge und 
N a ergangenen Befchlüffe ihre rechtliche Bedeutung (RAMG. 5. Juni 05, 


8 277. 


ft gemäß 8 262 um Herbeiführung der Aburteilung erfucht, fo fteht die 
Befitimmung, ob die vom erkennenden Gericht im Talle der Verurteilung aus- 
gefprochene Yeftnahme aufrechtzuerhalten jei, dem erfuhenden Geridts- 
hberrn zu (RME. 5. Juli 06, AMO. 10, 140). 


| 8 278. 
Riteratur: I 207 8 278. 
8 282, 
1. Dgl. 8 170 GBG.; f. oben $ 377 StPO. Ar. 4. 
2. Eintrittskarten: I 207 $ 2382 Q\r.1. . | 
8 290. 
Adf. 1: VBorausfeßung Aufforderung zur Ordnung: I 208 $ 290. 


8 292, 
Adf. 3: Revifion gegen fadleitende Anordnungen: $ 399 Ar. 3. 
8 293. 
Bol. 85 239, 240 StPO. 
8 297. 


1. Qgl. 8 2422 StPO. | 

2. Abf. 2: Es tft zuläffig, den Angeklagten gelegentlich feiner Verneh- 
mung über feine perfönlihen WVerhältniffe nah) dem Stande neuerlid 
gegen inn anhängig gewordener Unterfuhungen zu fragen (RMO. 
8. Gebr. 06, RUE. 9, 69). | Ä 
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8 298, 

1. Dal. $ 243 StPO. 

2, Ab]. 2: 

a) Bei Ablehnung eines Beweisantrags aus tatfächlichen Gründen mülfen 
Die TZatfachen angegeben werden, auf die fie fi ftüßt. Die Ablehnung mit 
der Begründung, daß die unter Beweis geftellte Tatfache, falls fie bewiefen 
würde, nicht geeignet fei, einen Einfluß auf die Entfeidung des Gerichts 
auszuüben, ift ebenfo unzuläffig wie diejenige mit der nur „weil un- 
erheblich“ oder: „weil tatfächlicy unerheblich” (RMO. 9. Juni 06, RMGO. 10,118; 
vgl. 1 208 $ 298 Nr. 2a). 

b) In dem Antrage des Angeklagten, diejenigen Zeugen zu vernehmen, 
die den Vorfall mit angefehen haben, ohne daß der Angeklagte nähere An- 
baltspunkte zur Feltftellung der PBerfönlichkeit diefer Zeugen zu geben vermag, 
liegt ein bloßer Beweisermittelungsantrag, zu dejfen Ablehnung, weil 
unausführbar, das Gericht bere ati t ift, ohne daß dadurch die Verteidi ung 
ls ee würde (R 29. Aug. 06, AMG. 10, 193; vgl. 

r 

c) Ablehnung unmittelbar vor Urteilsverkündung: I 208 8 298 

NAr.2b; Antrag auf erneute Vernehmung desfelben Zeugen: daf. Ur. 2c. 


8 299. 
Vol. 5 244 StPO. 
5. Vor DE ANBESESDERDENRS nach 88 270, 271 vernommene Zeugen: 
1 208 8 299 Ü 


Bol. 8 246 StPO. 
8 308. 
1. Bol. $ 248 


SPD. 
2. Shriftftüce über an lalligkeis der Berufung als Beweismittel für 
die Schuld: I 208 $ 308 


8 301. 


8 304, 
. Dal. 8 249 SPD. 
2. Eine Gefeßgesverlegung ft nicht darin zu finden, daß ein Sadıver- 
ftändiger bei Abgabe feines Gutadtens Aufzeihnungen a die er 
u vor während der Hauptverhandlung gemadt hat (RMO. 20 . Juli 05, 


805. 
x sie 8 250 StPO. s 
s 308 lg izutzeifen der VBorausfegung der weiten Entfernung: I 208 
8 806. 
Bol. 8 251 StPO. 
8 307. 
Bol. 5 252 StPO. 
8 308, 
Bol. 8 253 StPO. 
$ 809. ” 
Bol. 8 254 StPO. 
8 810. 


Dal. 8 255 StPO. 

5. Die Borlefung eines ärztlichen Atteftes über Körperverlegungen, die 
nicht zu den fchweren gehören, tft nur dann geftattet, wenn Gegenstand des 
Berfahrens gerade = im Atteft erörterte Rörperverlegung ift ( RMG. 
16. Dez. 05, RUMG. 9, 209). 
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8 312, 

1. Bol. $ 257 StPO. 

2. Haben Ungeklagter oder Verteidiger nad) Schluß der Beweisaufnahme 
einen Antrag auf Ausjegung zur Herbeilhaffung neuer Beweismittel geftellt, 
jo müffen audh dann, wenn der Antrag unbegründet ift, vor Fällung und 
Verkündung des Urteils die Parteien nochmals gehört werden (RMG. 25. Mai 
06, RMO. 10, 98). 


1. Bol. $ 259 StPO. 

2. Auf Sreifprehung ift zu erkennen, wenn die Verhandlung Reinen 
genügenden Schuldbeweis ergibt, oder fich herausftellt, daß die als ftraf- 
bare Handlung qualifizierte Tat nit unter ein ns fällt. Ein- 
ftellung des Verfahrens tft außer in den Fällen des 8 314 aud) aus: 
zufprechen, wenn die Verfolgbarkeit des Angeklagten durh Verjährung, 
jugendlides Alter oder deshalb ausgefdhloffen ift, weil wegen eines 
reinen Disziplinarvergehens Anklage erhoben war (RMOG. 4. Jar. 06, 
RMO. 9, 223). Ka 


1. Qgl. $ 260 StPO. 

2. Das erkennende Gericht darf in Anfehung der Schuld des Angeklagten 
feine Dberzeugung nur aus dem Inhalte der Hauptverhandlung felbit, nicht 
aber aus Kenntnisquellen fhöpfen, die in diefer nicht In prozeffual 
rihtiger Weife benusgt find; es Ift andrerfeits jedoch auch verpflichtet, alles 
dasjenige, was in prozeffual zuläffiger Weife Gegenftand der Hauptverhand- 
Fe ai bei der Urteilsfällung zu berükfichtigen (RMG. 13. Sept. 05, 


3. Die Glaubwürdigkeit eines Zeugen Äft eine lediglih auf tat- 
Tählihem Gebiet liegende, keine Sadpverftändigenfrage; diesbezügliche Be- 
hbauptungen und Anträge ftehen demnadh unter den Grundfäßen des Zeugen, 
nit des Sadjverftändigenbeweifes (RMG. 23. Dez. 05, AUG. 9, 215). 


8 317. 


8 314. 


1. Dal. 8 263 StPO. 

2. Unter der in der Anklageverfügung bezeichneten Tat tft das 
jener zugrunde liegende hiftorifhe Workommnis mit allen in der Hauptver- 
handlung hervortretenden Tatumftänden zu verftehen. Alles was nicht mehr 
innerhalb der Grenzen des tatfädhlihen Vorgangs liegt, auf den fi jene 
Verfügung a kann nicht Gegenftand der Urteilsfindung werden (RAMO. 
5. Juli 06, RWG. 10, 149). 


8 318. 
1. Bol. $ 264 StPO. 
2. Berufungsinftanz: I 209 $ 318 Wr. 2. 


8 319, 


Eine andere Tat i. ©. des $ 319 Liegt nicht vor, wenn die fich neu er- 
SEBEUDEN Zatumftände innerhalb der Grenzen des ann legen, den die 
nklage zum Gegenftande hat (RMG. 25. Mai 06, AUG. 10, 98). 


8 325. 
Anwejenheit des Gerihtsfhreibers: I 209 $ 325. 


8 326. 
1. Dgl. 8 266 StPO. 
2. Alternative Feitftellung an Tatbeftandsmerkmalen ift infoweit 
auläffig, als es fich ledigli um gleihwertige Ausführungsarten des- 
felben individuell beitimmten Tatbeftands oder um verfchiedene Objekte 
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einer und derfelben Straftat handelt, die hinfichtlich des Straffchuges vom 
Gefeße als gleihwertig behandelt find. Die Zufammenfaffung der 
verihiedenen Alternativen in demfelben Gefeßesparagraphen fit nicht 
entiheidend. 8133 StGB. läßt alternative Feftitellung der gefhüßten Arten 
des Gewahrfams zu (RMG. 12. Dez. 06, RUG. 10, 289). 
Der Arteilstenor ift die Schlußfolgerung in Anwendung des Straf- 
gelesee auf die in den Gründen getroffenen tatfächlichen TFeftitellungen; ein 
ee Schlüffigkeit bietet einen Revifionsgrund (RMG. 21. Febr. 06, 


RM 
4 Mangelhafte Feitftellung der Gefeßesmerkmale: I 209 $ 326 Nr. 2; 
a a Straffhärfungsgrund (außer bei $ 266 StPO. aud): I 212 
r. 2. 


Zuftändigkeit zur Belehrung: I 209 $ 327. 


& 328. 


Tür die Frage der Zuftändigkeit it nicht die Anklageverfügung, fondern 
der objektive Tatbeftand, wie er fih in der Beweisaufnahme heraus- 
& eu & Pen deifen rechtliche Beurteilung maßgebend (AMOS. 25. Okt. 05, 

‘ 136). 


8 330. 


Die VBorfchrift des $ 330 Hat nur formale Bedeutung; ihre Außeradıt- 
laffung bildet keinen Revifionsgrund (RMG. 25. Mat 06, RUMG. 10, 98). 


8 381. | 

1. Bol. 88 271, 274 StPO. 

2. Berihtigung von Fehlern und Mängeln des Protokolls dDurd 
die beteiligten Urkundsperfonen ift felbft dann nod) zuläffig, wenn das Proto- 
Roll bereits von ihnen unterfchrieben und als abgefdhloffen zu den Akten ge- 
bracht ijt, oder wenn der unrichtige Protokollinhalt zum Gegenftand einer 
Revifionsrüge gemadt Ift. Die Berichtigung hat in ganz beftimmter Form 
im ProtoßRoli felbft oder einem Nachtrage und derart zu erfolgen, daß 
Rlar erfichtlich. ift, daß ie Urkundsperfonen die Verantwortung für die 
Anderung übernehmen (RMG. 24. Juni 05, RWMG. 9, 35; f. au) $ 335). 

| 8 335. 

1. Die Berihtigung des Protokolls kann nur dur fämtlide Ar- 
BRundsperfonen des Protokolls erfolgen, dergeftalt, daß, jet es im Protokolle 
felbjt oder einem Nadıtrage, an Stelle des urjprüngliden Inhalts ein 
anderer gejeßt. Im Protokoll durdhftrihene Worte werden durd) das 
Protokoll nit mehr nacdhgewiefen. Die Revifionsinftanz hat, außer im 
Valle des $ 335, kein Recht zur Entfheidung über die Nichtigkeit des Proto- 
Rolls (RMG. 10. März 06, RMG. 10, 11; vgl. auh RWOG. 23. Aug. 06, 
RMG. 10, 185).. en N 

2. Eine AUnfehtung der Richtigkeit des Protokolls fteht nur den 
Prozeßbeteiligten, nicht auch den Urkundsperfonen zu. Die Reviltonsinftanz 
als folche befigt Kein Recht, gegenüber einem formell gültigen Protokolle amts- 
Sn a über die Richtigkeit des Inhalts zu erheben (RMG. 24. Juni 05, 


3. Werden die Förmlidhkeiten durh das Protokoll nicht richtig 
nadhgewiefen, fo muß der Prozeßbeteiligte, in deifen Intereffe die Richtig- 
ftellung liegt, entweder eine Berichtigung herbeiführen, falls diefe nicht 
Thon von Amts wegen erfolgt, oder im Falle einer Revifion die Richtig- 
keit des Protokolls anfehten. Diefe Anfechtung feßt einen erkennbar 
auf dieje Anfechtung gerichteten Willen voraus; die bloße Tatfache, daß in der 
Revifionsrechtfertigung eine mit dem Protokollinhalt in MWiderfpruch jtehende 
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ende aufgeftellt wird, reiht nit aus (RMOG. 10. März 06, RUG. 
10, 
4 In der NReviftionstnitanz kann die Mangelhaftigkeit des 
StiBungsprotokolls nur infofern in Betradht kommen, als die Nichterfüllung 
einer wefentlichen prozeffualen Sörmlichkeit behauptet ift, und es können die 
in diefer Beziehung aufgeftellten Behauptungen nur die Wirkung haben, daß 
ein Gegenbeweis gegen fie aus dem Protokoll, foweit es in demfelben an einer 
vorfchriftsmäßigen Beurkundung fehlt, nicht entnommen werden darf (RMG. 
6. Tan. 06, ARME. 9, 227). 
5. Vgl. aud) 88 271, 274 StWOD. 


8 336. 
sit für Unterfhrift der Richter; Berufungsurteil: I 209 8 336. 


Sechiter Abfchnitt. Werteidigung. 


Die Vertretung des zum Verteidiger gewählten Rechtsanwalts durd) 
einen anderen, gleihfalls nad) $ 341 qualifizierten Nehtsanwalt oder 
Nehtskundigen ift au bei Einlegung von NRedtsmitteln grundfäglich 
uläffig.e Der gemäß $ 25 NAD. beitellte und zur Verteidigung vor den 

Uttärgerichten qualifizierte allgemeine Stellvertreter des gewählten 
Verteidigers tritt, fofern nicht ein gegenteiliger beftimmter Wille vom Ange- 
Rlagten kundgegeben ift, ohne weiteres an die Gtelle des gewählten Ver- 
teidigers und gilt dur den diefem erteilten ausdrücklichen Auftrag des An- 

eklagten auch zur Nechtsmitteleinlegung als legitimiert; es genügt der 
ahweis der Beftellung zum Generalvertreter. Im übrigen tft für 
die Zuläffigkeit der Gubftitution eines anderen Anwalts für einzelne Prozeß- 
bandlungen der aus den Umftänden des Falls oder dem Inhalte der Vollmadıt 
% entnehmende Wille des Angeklagten maßgebend (AMOG. 23. Aug. 05, 

MG. 9, 82). | 
8 338, 


1. Bol. $ 42 MSLGRB. 
2. Abf. 1: Die Beitellung bat fo zeitig vor der Hauptverhandlung 
gu erfolgen, daß dem Angeklagten, wie dem Verteidiger genügende Zeit zur 
orbereitung auf die ‚Verteidigung, Insbefondere zu Mitteilungen und Akten- 
einficht zur Verfügung fteht. Unter Umftänden ift nadträglich die nötige 
Yrift, nötigenfalls unter Ausfegung oder Unterbrehung der Hauptverhandlung, 
zu gewähren (RMG. 12. Dez. 96, RWIG. 10, 284). | 


8 339, 


8 341. 


Verteidigung eines Angeklagten durh einen en 
kennt die Militärftrafgerichtsordnung nicht (RAMG. 6. Okt. 06, AUG. 9, 126). 


5 344. 


Dal. 8 140 StPO. 


Bol. $ 147 StPO. 


Achter Abjchnitt. Verfahren gegen Abwejende. 


Bol. SS 318 FF. StPO. 
gl. $S ff. StB or 


Auslieferungsvertrag mit der Schweiz: I 210 8 356. 


8 361. 
a 2: Befhwerde gegen Auswahl des Pflegers unzuläffig: I 210 
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Dritter Titel. Proentlihe Rechtsmittel, 
Eriter Abfchnitt. Allgemeine Beitimmungen. 


1. Qol. vor 8 339 StPO. | 

2. Bedingte Redhtsmitteleinlegungen find unzuläffig und 
tedhtsungültig; tft eine folche feitens des Gerichtsherrn erfolgt, fo kann eine 
unbedingte Beurkundung durd) den richterlichen Militärjuftizbeamten (Oerichts- 
offialen) nn a. nicht zu einer unbedingten machen (ARMO. 10. Junt 05, 


5 368, 


1. Die auf Einlegung und Redtfertigung einer Berufung bezüglichen Er- 
klärungen find nidt nur ihrem Wortlaute nach auszulegen, fondern es ift 
daneben aud der wahre Wille des Berufenden zu erforfhen (RMO. 
24. unit 05, AMG. 9, 29). 

2. ft feitens des Gerichtsheren die Revifion [hriftlidh eingelegt, 
fo hat der richterlihe Milttärjuftizbeamte bei Beurkundung diefer Erklärung 
fih auf die in der fchriftlichen Einlegung enthaltenen oder auf fchriftliche An- 
frage genehmigten Beichwerdepunkte zu befhränken. Er darf nur diejenigen 
Beichwerdepunkte beurkunden, die jener innerhalb der Frijt des $ 398 
fhriftlich erklärt oder genehmigt hat (RMG. 21. März 06, RMG. 10, 29). 

3. Die Auslegung der Erklärung des Gerichtsherrn fteht Da 
o A zur Entfcheidung berufenen Geridten zu (ARME. 7. April 07, RUNO. 


8 369. 


1. Wird ein Rechtsmittel bei einer UL SH BIgeNn Stelle eingelegt, fo 
kann die telegraphifche Mitteilung diefer Stelle an den Gerichtsherrn, daß 
ein Rechtsmittel bei ihr eingelegt fei, die Anbringung bei der zuftändigen 
Stelle felbft nicht erfegen, und zwar aud dann nidt, wenn das Telegramm 
innerhalb der Nechtsmittelfrift an der zuftändigen Stelle eintrifft ( AMGO. 
6. Zuli 05, RUG. 9, 60). 

2. it das die Einlegung einer Revifion enthaltende Schriftitück innerhalb 
der Revifionsfrift in die Hände eines Beamten gelangt, der zur Entgegennahme 
von dienftliden, an das Generalkommando oder den kommandierenden 
Oeneral gerichteten Schreiben zuftändig ift, fo tjt die Frift gewahrt, auch wenn 
der Beamte zur Präfentation derartiger Schriftftücke nicht berechtigt ift 

MO®. 7. Hov. 06, AMG. 10, 264). z 

8. Abf. 5 bezieht fih nur auf die Einlegung, nicht auf die Nedtferti- 
gung des Recdhtsmittels. Hat der Ungeklagte die Revifion felbft ein- 
gelegt, fo ift die von feinem Verteidiger rechtzeitig erfolgte Rechtfertigung 
als redhtsgültig anzufehen, fofern nicht im gegebenen Falle Bedenken obwalten, 
daß fie ohne Auftrag des age oder gar gegen deffen Willen gefhehen 
ift (RMG. 6. Ian. 06, RWO. 9, 230). 


4. Ubf. 5: Die Rechtsmittel Können au von demjenigen Verteidiger ein- 


gelegt werden, der nur bei dem um Aburteilung erfuchten Gericht ($ 262) zu- 
gelaffen tft (RAMOG. 9. Aug. 05, RUMG. 9, 76). 

5. Ubf. 5: Da der Verteidiger ein felbjtändiges NReht zur NRedt- 
fertigung der NRevifion des Angeklagten nicht hat, ift er ohne Vollmadıt auch 
nicht zur Stellung eines Wiedereinfegungsantrags wegen Verfäumung 
der Rechtfertigungsfrift legitimiert (RMGO. 7. Nov. 06, RUG. 10, 270). 

6. Anhängigkeit des NRechtsmittels: I 210 $ 369 Nr. 1; Abf. 5: Ver- 
teidiger zum Zwecke der Einlegung eines Rechtsmittels; Geifteskrankbheit 
des Angeklagten: daf. Ir. 2. 


8 370. 
Bol. 5 342 StPO. 
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8 371. 


1. Zeilweife Nüknahme der Revifion tft zuläffig, fei es, daß fie 
realkonkurrierende Delikte, fei es, daß fie mehrere jelbjtändige Befchwerde- 
punkte zum Öegenftande hatte (RMG. 21. März 06, RMG. 10, 29). 

2. Sorm der Erklärung: I 210 8 371. 


Dritter Abjchnitt. Berufung. 
8 380. 
Die vom Gerihtsherrn eingelegte Berufung wird nit dadurd rechts» 
unwirkjam, daß in der Berufungsidhrift und deren Begründung der Name 


des Ungeklagten nit genannt ift, dafern nur aus dem fonftigen Inhalte 
das angefochtene Urteil Klar hervorgeht (RMG. 17. Sept. 06, RMG. 10, 209). 


8 383. 

1. Bol. $ 357 StPO. 

2. Dffenbare Schreib» und NRedaktionsfehler im AUrteilstenor 
gehen nicht in Rechtskraft Über und können jederzeit auf Antrag, wie von 
Amts wegen beridhtigt werden (RMG. 21. Febr. 06, AUMG. 9, 293). 

3. Die Straffrage ift grundfäglid teilbar. Haupt- und Neben- 
Itrafe Können jedoch nach Lage des Einzelfalls unteilbar fein. Maßgebend 
ift, ob zwifchen beiden ein folcher innerer Zufammenhang befteht, daß die 
Teltfeßung der Höhe der TFreiheitsftrafe durch die Verhängung oder Nidhtver- 
hängung der Nebenftrafe beeinflußt war (RMG. 17. Sept. 06, RUIO. 10, 216; 
vgl. aud) $ 410 und I 210 8 383 Wr. 1). 

4 Befhränkung der Berufung auf die Straffrage: 16.210, 211 8 383 
Nr. 2—5; Übertragung einer Nebenftrafe bei einer Gejamtitrafe auf ein 
br eie DEN binfichtlich deffen Berufung nicht eingelegt, unzuläffig: 

af. Ar. 6. 


Riteratur: 


Dieg, Unteilbarkeit der Schuldfrage, Trennbarkeit von Schuld- und 
Straffrage bei Anfechtung der leßteren (ZSMW. 27, 576). — Der Auffaß be- 
Ipriht den Plenarbefchluß des RWG. vom 24. Tan. 1905 (T Nr. 3), fowte die 
Diefelbe Trage behandelnden Entiheidungen des gleichen Gerichts vom 19. April 
1905 (da). Ar. 5), 13. Mat 1905 (daf. Ar. 4) und 20. Mai 1905 (daf. Wir. 2). 


8 385, 
Abdf. 2: Die Rechtsbefchwerde ift erft dann redhtswirkfam eingelegt, wenn 
eine rehtsförmlidhe Zuftellung des Belcheides des Gerichtsherrn ftatt- 
gefunden hat (RMG. 30. Junt 05, RMG. 9, 55). 


8 386. 

Der Geridtsherr kann fih nad) freiem Ermeffen im Wege der Nedts- 
hilfe von jedem anderen Geridhtsherrn einen ridhterliden Milittär- 
juftizbeamten auweifjen laffen, um ihn mit Vertretung der Anklage in 
der Hauptverhandlung zu beauftragen (RMG. 31. Okt. 05, AMG. 9, 144). 


8 388, 


Die Vorlefung von Augfagen in erfter Inftanz vernommener Zeugen, 
deren Vorladung der Angeklagte rechtzeitig beantragt hat, darf 
außer in den Fällen der 88 305, 307 ohne Zuftimmung des Anklagevertreters 
und des Angeklagten nicht erfolgen. Ift die Vorlefung dennoch gefchehen, fo 
ift. die Möglichkeit eines urfählihen Zufammenhangs zwifchen diefer Gefeßes- 
verlegung und dem Urteile nur infoweit ausgefchloffen, als die Gründe ergeben, 
die Öefegesverleßung ohne Einfluß auf das Urteil gewefen ift (AUG. 
8. iyebr. 06, AWO. 9, 269). | 
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8 390. 
Revifion gegen facdhleitende Anordnungen des Vorfigenden: $ 399 Nr. 3. 


8 392, 


1. Die Verlefung der Ausfage eines in erfter Inftanz vernom- 
menen Zeugen kann, falls fie nad der MStGD. überhaupt zuläffig, mit 
Zuftimmung des Anklagevertreters und des Angeklagten Stets erfolgen. So- 
fern die Vorlefung nit ausnahmsweife durdy Gerichtsbefchluß angeordnet 
werden muß, erfolgt fie dur den Verhandlungsführer Die in der 
Hauptverhandlung ausgefprodene Zuftimmung zur Verlefung ift unwider- 
ruflihd (RWMG. 7. Nov. 06, AMG. 10, 264). 

2. Die Zuftimmung der Beteiligten braudt keine ausdrüdklidhe zu 
fein. Es genügt, wenn nur Tatfachhen vorliegen, aus denen deren Wille, fich 
mit Verlefung der Ausfage zu begnügen, unzweideutig hervorgeht; bloßes 
Ttillfhweigendes Gefchehenlaffen der Verlefung ift Reine foldhe ungwetdeutige 
Zuftimmung (RMG. 10. uni 05, RMG. 9, 21). 

3. In erfter Inftanz verlefene Schriftftüde: I 211 8 392 Nr. 1; vgl. 
aud) I 208 $ 299. 


8 394, 


1. Bei Beihränkung der Berufung auf die Straffrage jteht bei An- 
tragsdelikten dem Berufungsgericht die Befugnis zu einer Nachprüfung 
nah dem DBorliegen eines ordnungsmäßigen Strafantrags nidt zu 
(RMG. 12. Sept. 06, AMG. 10, 200). 

2. Abf. 2: Nimmt das Berufungsurteil allgemein auf die Feftftellungen 
eriter Injtanz Bezug und gibt daneben einen Teil der erftinftanzlicyen 
Tseftjtellungen als foldye wieder, fo muß es fi) klar aussprechen, ob das Be- 
rufungsgeridht nur diefe en oder auch die Übrigen Yeititellungen der 
Vorinftanz fi) angeeignet hat (RAIG. 18. Yuli 06, RO. 10, 152). 

3. Bol. au) 8 368 StPOD.; oben $ 383. 


8 395. 


1. Abf. 1: Form des Erkenntniffes: 1211 8 395 Nr. 1; Rüktritt vom 
Ei a im Urteil: daf. Nr. 2; 8 386 Abf. 1 nicht anwendbar: 
209 6. 

2. Abf. 3: Hat das Über die Berufung gegen ein ftandgerichtliches Urteil 
entfcheidende Kriegsgeriht ein nicht zur ftandgerichtlichen Zuftändigkeit ge- 
höriges Strafgefeß angewandt oder auf eine die ftandgerichtliche Strafbefugnis 
überfteigende Strafe erkannt, fo ift gegen diefes Urteil weitere Berufung nur 
dann zuläffig, wenn das Berufungsgeriht aud tatfählih als Erftinftanz- 
geridht erkannt hat. Ob das Urteil fi als erftinftanzlidhes oder als Be- 
tufungsurteil darftellt, tft, wenn ein ausdrüdklidher Ausfprud hierüber nicht 
vorliegt, lediglih Auslegungsfrage, für deren Entfheidung neben Yorm und 
Inhalt des Urteils Insbefondere der Gang der Hauptverhandlung maßgebend 
it. Hat das Berufungsgeriht gemäß Abf. 3 ein Urteil erjter Inftanz erlaffen, 
fo muß es die Aufhebung des jtandgerichtlihen Urteils, foweit diefes an- 
gefochten ift, ohne Einfhränkung ausipreden (RMG. 23. Aug. 05, NRMG. 9, 91). 


8 396. 2 

1. 2gl. 8 372 StPO. 

2. Iit das Urteil vom Angeklagten bezüglih der Schuldfrage, vom 
Gerichtsherrn nur bezüglid der Straffrage angegriffen, fo ift das Be- 
rufungsgeriht bei der Qualifizierung der Tat unbeichränkt. Beurteilt es die 
Tat anders als die erfte Inftanz, fo muß es die Strafe aus dem GStrafgefeß 
entnehmen, das auf die von ihm feitgeftellte Tat zutrifft, darf aber nicht auf 
eine höhere Strafe erkennen, als die Hödhftitrafe des Strafgefeges beträgt, Das 
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die von der un „nultang feftgeftellte Tat mit Strafe bedroht (RMG. 
10. Mai 06, RUMG. 10, 83). 


3. MWird vom ernsegeikt eins von mehreren Einzeldelikten, 
derentwegen der Angeklagte in erfter Inftanz verurteilt worden, lediglich 
rehtlih anders qualifiziert, fo tft das Berufungsgeriht aus diefem 
Grunde an der Beibehaltung der erftinftanzliden Gefamtftrafe nicht gehindert, 
lofern diefe nur nad) den in der eo 88 an U gebrachten 
Strafgefeßen zuläffig (ARAMOG. 6. Tan. 06 

4. Das Verbot greift au) Pla, wenn das EN wegen 
Unzuftändigkeit des Standgerihts als Gericht erfter Inftanz unter Aufhebung 
des Urteils felbjt als Erftinftanageriht gemäß 8 395 Abf. 3 in der Sache 
erkennt. Es ift zwingender Natur und dDurdhbridht jede materielle 
Strafnorm. Öefängnis ift ftets Härter als Geldftrafe (RAMG.10.Nov.06, 
RMG. 10, 273). 


5. Diefelbe Strafe u Einzeldelikt, wie in erjter Inftanz für Ge- 
famtjtrafe: I 211 3 396 Wr. 2 


Vierter Abfchnitt. Nepijion. 


.8& 397. 
Abdf. 2: Prüfung von Amts wegen: I 212 8 397. 


8 398. 

1. Beridhtigungen der nn, die Beinen neuen 
Revifionsgrund enthalten, Können au noch nad er der gefeßlichen 
Frift rehtswirkfam erfol ai RMO. 6. Okt. 05, AMOS. 9, 126). 

2. Zeitpunkt des Eingangs: I 212 $ 398. 


8 399. 

Die formelle Behauptung der Gefeßesverlegung reicht zur Begründung 
der Keviflor. dann nicht aus, wenn aus den weiteren Ausführungen der 
Revifionsbegründung zu entnehmen it, daB das Urteil nur aus Gründen tat- 
ya Art angefohten wird (RMG. 17. Jan. 06, AWMG. 9, 240). 

2. Die Entfheidung Über Anrechnung der Unterfuhungshaft auf 
die Strafe Hr ar der Revifion as ae te auf einem Rehtsirrtum 
beruht (RMG. 29. März 06, AMG. 10, 47). 

3. laukt der Angeklagte durd) auf die Sadleitung bezüglide 
Anordnung des Vorfigenden (88 292 Abf. 3, 390) befchwert zu fein, fo 
muß er, um fi) den Weg zur Repifion zu eröffnen, diefe Anordnung als uns 
aurällie een und Gerihtsbefhluß veranlaffen (RAMG.6.Okt.05, 


4. Unfehtung der SEO TSUMEILUNGSDENNDE! I 212 8 399 Nr. 2; der 
Steenektegung: daf. Wir. 3. 
5. Val. 8 376 ED. 5 383 MStGD. 


8 400. 
z Bol. 8 377 SPO. 


E eine des Angeklagten von der Geridhtsitelle: I 212 8 400 


5 In den Fällen der notwendigen Verteidigung gehört der Ver» 
teidiger zu den PBerfonen, deren ununterbrocdhene Anwefenheit in der Haupt- 
BegonblunG De: Gefeg vorfchreibt (ARMOG. 4. Nov. 05, RANG. 9 = 

3. Ziff. 7: Fehlen eines Teils der Gründe: I 212 8 400 Sir. 8 


288 B. Prozebredt. 
4 Z1ff. 8. 


a) Beweisantrag im Gegenfag zum Beweisermittelungsantrag: 
I 212 8 400 Nr. 4. 

b) Unzuläffige Beichränkung der Verteidigung liegt im Hinblik auf 
88 339 Abf. 3, 266 Abf. 3 nicht vor, wenn dem Angeklagten für den An- 
trag auf Bejtellung eines Verteidigers zwifchen Hauptverhandlung und 
Bekanntmahung ihres Termins weniger als drei Tage gelafien find 
(RMG. 19. Dez. 05, RUG. 9, 212). 

c) Die Tatfache, daB dem Verteidiger die Akten nur auf kurze Zeit zu: 
gängli gemadht wurden ($ 344), Bann einen NRerifionsgrund nicht bilden, 
wenn fie in der Berufungsinftanz nicht erfolglos gerügt wurde (RMG. 
5. Juni 05, RMG. 9, 4). 

8 402, 


Mängel der Unklageverfügung, die in der Hauptverhandlung erjter 
Inftanz keine Abhilfe gefunden haben, können für das Berufungsurteil info- 
fern von Einfluß fein, als die aD neeüaung die Grundlage des erft- 
tichterlichen Urteils und diefes vornehmlihh die Grundlage des Berufungs- 
urteils bildet (RMG. 25. Mai 06, AMG. 10, 98). 


1. Bol. $ 384 StPO. ee 


2. Um das Repifionsgeriht mit Prüfung des Urteils in materiell: 
rehtlider Hinfticht zu befaffen, genügt jede Behauptung, deren Sinn 
de: daß das Urteil eine fehlerhafte Gefegesanwendung enthalte 
(ARMG. 17. Sept. 06, RUG. 10, 211). 

8. Soll die Revifion auf die Verlegung einer Vorfchrift oder eines Grund- 
fates des Verfahrens geftüßt werden, fo genügt die Behauptung der den 
Mangel enthaltenden TZatfahen innerhalb der NRevifionsfrift; der etwa er- 
forderlihde Beweis kann auh nad) Ablauf der Frift angetreten und ge- 
liefert werden (RMG. 25. Okt. 05, RWG. 9, 134). 


8 404. 


1. überreicht der Angeklagte bei einer gemäß $ 404 durdy einen Ariegs- 
gerichtsrat erfolgenden Vernehmung ein von ihm unterfchriebenes Schriftftück 
mit der Bitte, es als Teil feiner fonftigen Erklärungen anzufehen, jo kann 
hierin Reine Vernehmung, fondern nur die rechtlich bedeutungslofe Bezug- 
nahme auf ein Schriftitück gefunden werden, deifen Inhalt in dem Ver- 
nehmungstermin gar nidt & Kenntnis des vernehmenden Nidhters gebracht 
it (RMG. 31. Aug. 05, RMO. 9, 97; ebenfo RMG. 18. Tult 06, AMG. 10, 152). 

2. Ergänzung der Revifion des Angeklagten durdy die Rechtfertigung 
des WVerteidigers: I 212 8 404. 


405. 
1. gl. 8 383 StPO. 8 
2. Bei Beichränkung des Nevifionsangriffs auf die Straffrage ift die 
Entfheidung der Schuldfrage ln eworden und daher der Nadh- 
prüfung des Revifionsgerichts entzogen (R . 25. Juli 06, RMG. 10, 163). 


407. 
1. Vgl. $ 386 StPO. 5 
2. ft die vom Verteidiger eingelegte NRevifion wegen mangelnder 
Regitimation oder die vom Angeklagten eingelegte wegen mangelnder 
Geihäftsfähigkeit unzuläffig, fo muß die Verwerfung dur Urteil 
erfolgen (ARMG. 7. Nov. 06, RUMG. 10, 270). | 
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410. 
1. Val. 8 392 StPO. 8 
2. Die nn über die Haupt- und Nebenftrafe ift nur dann 
unteilbar, wenn die Möglichkeit vorliegt, daß die Entfcheidung des Inftanz- 
gerichts über die Straffrage in ihrer Gefamtheit durch den NRechtsirrtum be- 
einflußt {ft (RMG. 10. Wat 06, AMG. 10, 80; vgl. aud) I 213 $ 410 Nr. 2 
und oben $ 383 Nr. 3). 


412. 
1. gl. 8 394 StPO. 8 
2, Abf. 1 findet keine Anwendung, wenn die Aufhebung des Be- 
Bungee aus einem prozeffualen Grunde erfolgt (ARMG. 20. Nov. 05, 
RMO. 9, 160). 


3. Wegfall einer Nebenftrafe: I 213 8 412 Nr. 2, 3. 


415. 
1. Vgl. $ 398 StPO. 8 
2. Auch die Revifionsinitanz fit an die rechtliche Beurteilung, welde 
der Aufhebung des Berufungsurteils zugrunde gelegt ift, bei weiteren Ent- 
ee in derfelben Sadhe gebunden (ARWMG. 24. Tebr./3. März 06, 
. 10, 3). 


Scerhffer Titel. Wiederaufnahme eines Durch verhte- 
kräffiges Hrfeil gefchloffenen Berfahrene. 
Vol. vor 8 399 StPO. 


436. 

1. Vol. $ 399 StPO. 8 

2. It auf eine Gefamtftrafe erkannt, jo wird das Urteil, aud) wenn nur 
ein Teil der mehreren Straftaten angefochten fit, nicht redtskräftig t. ©. 
des $ 4386. Ein Wiederaufnahmeantrag wegen einer einzelnen Straftat, 
deren Aburteilung nicht angefochten, mithin redhtskräftig ift, ift unzuläfftg, 
lolange nicht über den angefochtenen Teil und die zu erkennende Strafe redhts- 
kräftig entichieden ift (RMO. 3. Mai 06, AMG. 06, 78). 

8. af 1: Erforderniffe der Urkunde: I 213 8 486 Nr. 2, 3. 

4. Ziff. 2: Borausfegungen: I 213 $ 436 Nr. 4. 


B. Ziff. 5: 

a) 3 tft nit Sache des NReichsmilitärgerichts, behufs Zulaffung eines 
Miederaufnahmeantragslahforfhungen nad ungenügend bezeichneten 
Zeugen anzujtellen (RMO. 17. Okt. 06, NG. 10, 248). 

b) Sind bei einem und demfelben hiftoriihen Vorgang einem Untergebenen 
mehrere felbftändige Befehle erteilt, fo ift der nur über den einen Befehl ver- 
nommene Zeuge für das A er aa ae eines Der anderen 
Befehle ein neues Beweismittel (AMO. 19. Febr. 06, RUIG. 9, 292). 

c) Die bloße Behauptung, der Verurteilte habe fi zur Zeit der Tat in 
einem dem .$ 51 StGB. entiprechenden Zuftande befunden, begründet für fi 
allein die Zuläffigkeit des Antrags nicht; AUntragfteller hat vielmehr feinen 
Antrag foweit zu [ubftanttieren, daB das NReichsmilitärgericht in der Rage 
ift, die Erheblichkeit im Hinblick auf den im Urteile feitgeltellten Tatbeftand 
gemäß $ 436 Ziff. 5 zu prüfen. Bei ausreihender Subftantiierung be- 
darf es nicht nodh der Benennung von Sadverjtändigen als Beweis- 
mittel (RWO. 3. Febr. 06, RUIGO. 9, 267). I 

d) Ein Wiederaufnahmeantrag kann nicht damit begründet werden, daß 
der Verurteilte fchon zur Zeit der Tat an einer Krankheit gelitten habe, die 
bet Einwirkung von en ihn in einen unzuredhnungsfähigen Zuftand 
verfege. Vielmehr kann der Antrag auf eine Arankheit nur geftüßt werden, 
wenn Beweis dafür angetreten wird, daß der Verurteilte zur Zeit der Tat 


WBarneyer-Rofenmüller, Jahrbuch. 2. Jahrg. 19 


„mp _ He _ Bm mern u 


290 B. Prozeßredt. : 


tatfählih unzurehnungsfähig gewefen fei (RAMO. 28. Mai 06, AMG. 
‚ 106). 

e) Die Erklärung des Antragftellers, er glaube die Tat in unzured)- 
nungsfähigem Zuftande begangen zu haben, enthält eine ausreichend ns 
Beh AUpEunL feiner Unzurechnungsfähigkeit zur Zeit der Tat (RMO. 
9. Mai 06, AMOS. 10, 79). 

f) Gegenüber dem rechtskräftigen, die Schuldfrage bejahenden Urteile 
bildet die bloße, lediglich auf die allgemeinen Grundfäße der Pfiychtatrie ge- 
jtüßte, aber duch Tatfadhen nicht weiter unterftüßte theoretifhe Wöglihkeit 
einer NUTRITION des Angeklagten zur Zeit der Tat keinen Wieder: 
aufnahmegrund (KWO. 24. Nov. 06, RMG. 10, 275). 

g) Widerruf eines Geftändniffes: I 213 8 486 Nr. 5. 

6. Ziff. 1, 2, 5: Ziff. 5 bezieht fi lediglih auf die Schuldfrage, 
Ziff. 1 u. 2 unter Umftänden aud auf die Zuläffigkeit der Strafver- 
folgung: 1 213 $ 436 Nr. 6. 


8 438, 


Der Verlepte ift zur Stellung eines Wiederaufnahmeantrags zuungunften 
des Angeklagten nicht befugt (RMG. 17. Okt. 06, RMG. 10, dus), 


8 440. 
Strafbare Handlung als Grund des Antrags: I 213 $ 440. 


8 41. 


Ein den Erforderniffen des 8 341 entfprechender Ra Bann 
($ 369 Abf. 5) im ausdrüdlichen Auftrage des Angeklagten den Wiederauf- 
nahmeantrag anbringen. Dagegen ijt für eine perfönlide Mitwirkung 
eines Verteidigers im Wiederaufnahmeverfahren vor dem Reihsmilitär- 
gerihte kein Raum (RMG. 20. Tan. 06, ANG. 9, 258). 


8 442, 


Eine Bezeihnung neuer Zeugen, durch deren Bernehmung erft ermittelt 
werden foll, was fie zur Sadhe ausfagen können, entfpridt nidt den Er- 
fordernifjen der 88 436 Ziff. 5, 442 Ubf. 1 (RMG. 24. März 06, RUGO. 10, 47). 


8 445. 


1. Ein gemäß Xbf. 1 um die angeordnete Beweisaufnahme erfudhtes 
Gericht hat die Beweisaufnahme zu erihöpfen und Insbefondere audy bezüg- 
lich en Zeugen zu erledigen, welcdye wegen weiter Entfernung von der 
erfudhten Gerichtsitelle nicht vorgeladen werden können; die DVernehmung 
folder Zeugen ift durch weiteres Erfuchen feitens des erfuchten Gerichts zwerk- 
mäßig und fahdienlih zu veranlaffen (RMG. 10. Zar. 06, RUG. 9, 236). 


2. Die Beobahtung des Verurteilten auf feinen Geifteszuftand kann 
im Wiederaufnahmeverfahren vom NReichsmilitärgericht nicht angeordnet werden. 
Es ift Sadhe des Antragjtellers, die etwa zur Vorbereitung eines Gut- 
achtens über den Geijteszuftand des Verurteilten erforderlide Aufnahme des- 
felben in eine Irrenanftalt zu ermöglichen und die hierfür nötigen Woraus- 
feßungen zu erfüllen. Gegenüber einem Strafgefangenen ftebt die gedachte 
ce der Strafvollitrekungsbehörde zu (AMO. 24. März 06, AMOS. 

,‚43). 

3. Eine Rüknahme des Wiederaufnahmeantrags feitens des Verurteilten 
tft auh nah Schluß der Beweisaufnahme zuläffig (NMG. 18. Okt. 06, 
ARMG. 10, 249). 


4 Dol. $ 409 StPO. 
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446, 
1. Bol. $ 410 StPO. 3 
2. Abf. 2, 3: Ift die angeordnete Beweiserhebung erfolgt, die Mit- 
teilung des Ergebniffes an den Angeklagten aber niht möglich, fo 
Bann troßdem über die Begründetheit des MWiederaufnahmeantrags dur das 
Reihsmilitärgericht entfchteden werden (RMG. 18. April 06, NRUWG. 10, 71). 


8 447. 
Vgl. 1187 5 410 Literatur. 


Siebenfer Titel, Steafuollfirerkung. 
8 451. 

Der Gerichtsherr it für die richtige Strafvollftrekung ver- 
antwortlidh; darauf beruht feine Verpflichtung, die zueon. in 
Lenntnis zu feßen, welde Strafe zu vollftreken if. Der Milttärjufttiz- 
beamte, der ihm den Entwurf der Vollftrekungsordnung zur Unterfchrift 


vorlegt, tft mitverantwortlidh, auch wenn er die Anordnung felbit nicht 
mit vollzieyt (ARMG. 11. Okt. 06, AMG. 10, 232). 


8 458, 

1. Die Freiheitsentziehung, die der in Unterfuchhungshaft befindliche An- 
geklagte von dem Tage ab erleidet, von dem ab nad) $ 458 die Strafe zu be- 
rechnen ft, kann nicht als Unterfuhungshaft angefehen und deshalb 
nicht zum Gegenjtand einer Anrechnung gemäß $ 60 StGB. gemadjt werden. 
Dagegen ift die infolge vorläufiger Yeftnahme nad) $$ 180, 291 erlittene Haft 
als Unterfuhungshaft anzufehen und kann angeredhnet werden (RMG. 10. Mai 
06, AMO. 10, 80). 

2. Für den in Unterfuhungshaft befindlichen Angeklagten tft bei Verzicht 
auf Rechtsmittel die Strafe vom Beginne des Tages des Verzichts zu be- 
rechnen; die nad) dem Verzicht noch weiter erlittene Unterfuchungshaft kann. 
deshalb nit nad 8 60 StGB. angerechnet werden. Abf. 2 findet aud) 
dann Anwendung, wenn das vom Geridhtsherrn eingelegte Rechtsmittel einen 
für den Ungeklagten ungünftigen Erfolg hat (RMG. 20. Dez. 06, RUMG. 10, 299). 

3. „Dom Tage* = vom Beginne des Tags: I 214 $ 458. 


8 459. 
„Bom Tage“: I 214 $ 458. 


1. gl. 8 492 StPO. ie 
2. Abf. 2 Sag 3: Vorausfegung Urteile verfchiedener Milttärgeridte: 
I 214 $ 461 Nr. 2. 8 461. 


1. Vgl. 8 490 StPO. 

2. Die eine bejondere Art der Strafvolljtrekung anjtrebende Bitte 
des DVerurteilten tft keine Einwendung gegen die Zuläffigkeit der Strafvoll- 
ftre&ung und unterfällt deshalb nicht der Beftimmung des Abf. 1 (RWG. 
23. Okt. 07, RMG. 9, 132). 

3. Zuftändiges Gericht: I 214 $ 464. 


Adıtler Titel. GEntfchäpigung der im Wiederaufnaimme- 
verfahren Be Prerfomen. 
467. 


Die Beitimmung, welde in dem im Wiederaufnahmererfahren ergangenen 
freifprehenden Urteile über die Verpflichtung der Kontingentsverwaltung zur 
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Entfhädtgung getroffen ift, kann in höherer Inftang nicht felbftändig, fondern 
nur in Verbindung mit der Aufhebung des Urteils außer Kraft gefeßt werden 
(RWMG. 7. Dez. 05, AUG. 9, 195). ( 


Deunter Titel. Roffen des Perfahrtene. 


+ 


Siteratur: I 214 $ 469. 


8. Einführungsgejeg zur Militärjtrafgerichtsordnung. 


8 13. 

8 13 bezweckt nicht, den Zivilgerichten vorzufchreiben, fi bei Erfuchen 
des zuftändigen Milttärgerichts zu bedienen, fondern nur, die Ei Erledigung 
eines folden Erjudens zuftändige Stelle zu bezeichnen. tfuhen von 
Zivilgerihten an Amtsgerihte um Vernehmung von WMilitär- 
perfonen find, ebenfo wie umgekehrt folde von Militärgerichten an Amts» 
gerichte, zulälfig, auh wenn am Site des erfuhten Geridts ein Militär- 
gericht befteht (Dresden 8. Nov. 06, SAHOLG. 28, 108). 

8 14. 


Beihwerde des Gerichtsheren gegen zu Unreht angenommene Zu- 
ftändigkeit: I 215 $ 14 EGMESEESD. 
8 18, 


Abs. 2: Veröffentlihung von Teilen der Verhandlung: I 215 $ 18 E®- 
MESLED. | 


9. Gejeß, betreffend die Gewerbegerichte, 
vom 29. Tuli 1890. 


8 21. 


Abf.3: Gerichtsbeifiger als Barteivertreter: I 215 521 des ©., betr. 
die Gewerbegeridhte. 


10. Gejeß, betreffend die Entichädigung der im MWieder- 
aufnahmenverfahren freigejprochenen Perjonen, 
vom 20. Mai 1898. 


Literatur: I 215. Hierüber: Hellweg (f. vor StWD.). 
Literatur: I 215. 
8 8, 


Literatur: 

Goebte, Zur Trage der Entihädigung eines unfchuldig Werurteilten 
(GefuR. 8, 322). — Verfalfer bekämpft die vom NReichsgericht in feinem Urteil 
vom 11. Dezember 1905 (R63. 62, 152) für die Bemeffung der Höhe der Ent- 
hädigung aufgeftellten Grundfäge und befürwortet eine möglichft weite Yus- 
legung des $ 2 zugunften der im Wiederaufnahmeverfahren Freigefprochenen. 


84. 


Abf. 2: Eine Anfechtung des Beldhluffes findet auh dann nicht ftatt, 
wenn er nicht vor fämtlichen bei der AUrteilsfällung mitwirkenden Richtern er- 


©., betr. d. Entfhäd. f. unfchuldig erlittene Unterfuhungshaft (88 4-12). 293 


ift (Kaffel 22. März 06, DIZ. 12, 720 = GoltdArd. 53, 296; — a. 
30. April 02, GoltdAcd. 50, 147). 
iteratur: I 215 $4 Freigelpr®. 


Riteratur: 5 12, 


a) Rraufe, Zur Stage der Entfhädigung von Ausländern für unfhuldig 
erlittene Unterfuhungshaft [8 12 des ©. vom 14. Juli 04] (BayZ. 3, 207). — 
Dealer führt — in Berichtigung feiner auf ©. 167 feiner „Haftentfhädigung“ 
(vgl. 1 215) aufgeftellten Anfihyt — aus, daß hinfichtli eines nicht privile- 
gierten Ausländers ein Belhluß des Gerihts gemäß $ 4 Überhaupt nicht zu 
ergehen brauche, alfo au nicht ein die Entfchädigungspflicht verneinender. 
Im übrigen kommt er zu denfelben Ergebniffen, wie Haberftumpf in dem zu 
8 12 UnterföG©. aufgeführten Auffaße. 

b) Sol. $ 12 UnterfHG., Literatur. 


laffen tft, fondern einer derjelben inzwifchen durdy einen andern en 
.: Cöln 


11. Gejeß, betreffend die Entfchädigung für unfchuldig 
erlittene Unterjuchungshaft, vom 14. Juli 1904. 


Biteratur: I 216. 
| Ziteratur: I 216. 
8 4. 

1. Abf. 1: Das Repifionsgeridt ift im Falle fofortiger Sreilpredhung 
nicht zuftändig, Über die Verpflichtung der Staatskaffe zur Entihädigung 
für unfhuldig erlittene Unterfuchungshaft Beitimmung zu treffen (MG. 3. Dez. 
06, R66t. 39, 291 = IM. 36, 419). 

2. Dal. 584 Treigeipr®. 


Riteratur: 85. 


.-3u 85 des Entfhädigungsgefeges vom 14. Juli 1904 (ohne 
Autornamen, SähfArdh. 07, 287). — Der Auffag führt an der Hand eines 
praktifchen Falles aus, daß, wenn die Wiederaufnahme der Klage ($ 210 StPO.) 
von der Strafkammer abgelehnt werde, eine Abänderung des die Entjchädi- 
gungspflicht feititellenden früheren Beichluffes aud) dann nicht erfolgen könne, 
wenn — entgegen der früheren Sadbeurteilung, die die Unfchuld des Be- 
Ihuldigten auf Grund des 8 51 StGB. feitgeftellt Habe — nunmehr nur des» 
halb die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt werde, weil zwar Verdadt 
der Schuld beftehe, eine Verurteilung aber niht zu erwarten fei. Die bloße 
Alagewiederaufnahme als foldhe gewähre nur das in $ 8 feitgelegte Recht der 
Yusfegung. | 

Literatur: 8 12. | 

. a) Haberftumpf, Der Entfhädigungsanfprudh der Ausländer nad $ 12 
des OGefehes vom 14. Juli 1904 (BayZ. 3, 168). — Verfaffer begründet die 
Redhtsanficht, daß der Beihluß des Gerichts auf Feititellung der Entihädigungs- 
pflicht ftets unter der ftillfchweigenden VBorausfeßung erlaffen zu gelten habe, 
daß der Freigefprochene Deuticher fei. Stelle fi das Gegenteil heraus, fo 
müffe mangels Verbürgung der Gegenfeitigkeit der DE sum eonipeng 
urückgewielen werben. Umgekehrt jtehe einem Deutichen, dejfen Antrag auf 
Feftfteilung der Entfhädigungspfliht nur deswegen zurücdkgewiefen worden 
fet, weil das Gericht ihn für einen Ausländer gehalten, das NRedt zu, auf 
Nahholung des Teititellungsbefchluffes anzutragen. 

b) Vgl. $ 12 Freigefpr®. 


NRoßberg’sche Verlagsbuhhandlung, Arthur Noßberg, Leipzig. 


Von 
Marneyers 


Tahrbuch ar Enticheidungen 


ind bis jeßt erjchienen: 


A. Zivil-, Handels u. Prozeßredt. 


Unter Mitwirkung von Amtsgerichtstat Meves in Magde- 
burg und Amtsrichter Dr. Gutmann in Dresden heraus- 
gegeben von Dr. Dtto Warneyer, Amtsrichter in Leipzig. 
1. bis 6. Jahrgang (1900—1907) und Negijter. Geb. 45 M. 


B. Strafreht und Strafprogzeß,. 


Bearbeitet von Georg Rofenmüller, Amtsrichter in Schan- 
dau. 1.und 2. Jahrgang (1906 und 1907). Gebunden 10 M. 


C. Arbeiterverjicherungstedt. 
Bearbeitet von Oberregierungstat Dr. W. Dannenberg, 
Vorligendem des Schiedsgericdhts für Arbeiterverjicherung 

 Keipzig. 1. Jahrgang (1907). Gebunden 4 M. 


Außerdem erjcheint in Kürze: 


D. Reihsverwaltungsrecdht 
(mit Ausfchluß der Arbeiterverficherung). Bearbeitet von 
Dr. B. Fifcher, Negierungsrat bei der Königl. Bolizei- 
Direktion Dresden. 1. Jahrgang (1907). Geb. etwa 4 M. 





Noßberg’fhe Buchdrudereti, Leipzig. 
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